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Britannien und 
USA verlängern das 
Embargo gegen den 
Irak 


Die Entschlossenheit, die 
Politik gegen die Bevölke- 
rung des Irak fortzusetzen, 
hält eine gefährliche Manife- 
station der Kriegspolitik von 
George Bush und Margaret 
Thatcher am Persischen Golf 
am Platz, eine Zeitbombe, 
die die Bemühungen der 
Regierung Clinton, eine 
umfangreiche Nahost-Frie- 
densregelung zu schaffen, 
zerstören wird. 


Argentinien im 
Blickwinkel der 
Wall Street 


Der IWF verstärkt 
den Druck auf die 
Ukraine 


Internationales 

12 Chronik der 20 Sorgen der briti- 
Zapatista- schen Elite um den 
Verschwörung Niedergang 
in Mexiko 


18 Bill Clinton - eine 
Zielscheibe für den 
langen, heißen 
Sommer 
Bill Clinton hat den briti- 
schen Royals und ihrem 
Club einen Schlag versetzt, 
als er verkündete, daß er den 
50. Jahrestag des Sieges in 
Europa in Moskau mit dem 
deutschen Bundeskanzler 
Kohl und den russischen 
Präsidenten Boris Jelzin 
feiern würde als in London 
oder Paris. Mit der Entschei- 
dung bekräftigte er seine 
Ankündigung einer neuen 
»besonderen Partnerschaft« 
mit Deutschland zum Wie- 
deraufbau des Ostens. 


US-Präsident Bill Clinton hat eine 
neue politische Realität geschaf- 
fen, die den britischen Geheim- 
dienst nicht ruhen läßt, die Vor- 
aussetzungen für einen langen, 
heißen Sommer zu schaffen. 


Entente Cordiale 


22 


24 


London bereitet den 
Boden für eine neue 


Entente 

Neunzig Jahre nach ihrem 
Beginn ist die Dreier-Enten- 
te wieder in den Schlagzei- 
len. Die Dreier-Entente war 
das Bündnis zwischen 
Großbritannien, Frankreich 
und Rußland, das vom briti- 
schen König Edward VII. 
zwischen 1904 und 1907 
geschaffen wurde und das 
London benutzt hat, um den 
Ersten Weltkrieg zu entfes- 
seln und die moderne euro- 
päische Zivilisation zu 
unterminieren. 


König Edward VIIl.: 
Böser Weltschöpfer 
der Dreier-Entente 
und des Ersten 
Weltkrieges 

Es war König Edward, der 
das britische Bündnis mit 
Japan, den russisch-japani- 
schen Krieg und die russi- 
sche Revolution des Jahres 
1905 in Gang gesetzt hat. Es 
war König Edward VII. in 
seiner Eigenschaft als Auto- 
krat der britischen Außen- 
politik, der die Entente Cor- 
diale zwischen Großbritan- 
nien und Frankreich im Jah- 
re 1903-04 fabrizierte und 
der dann die schicksalhafte 
britisch-russische Entente 
des Jahres 1907 besiegelt 
hat. 
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34 Frankreich: Die 
Niederlage Hano- 
taux und die 
anschließende 
Entente Cordiale 
mit London 


40 Britannien: Mord 
an US-Präsident 
McKinley schafft 
besondere Bezie- 
hungen zwischen 
USA und London 


45 Frankreich: Afrika 
mit Wissenschaft 
und Technik 
erschließen 


48 Rußland: Eine 
kontinentale Liga 
zur eurasischen 


Entwicklung 

Für den flüchtigen Beobach- 
ter der internationalen politi- 
schen Szene um 1870 könn- 
ten die engen Beziehungen, 
die damals zwischen dem 
autokratischen Rußland und 
der amerikanischen Repu- 
blik geherrscht haben, etwas 
rätselhaft erscheinen. 


Sergei Witte, Finanzminister von 
Rußland von 1892-1903, sorgte 
für nie erlebte wirtschaftliche 
Wachstumsraten und einen stabi- 
len Rubel. 
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Warnung vor 
»Finanz- 
illusionen« 


In der Aprilausgabe des Nach- 
richtenbriefs »Financial Market 
Survey« der Bayrischen Hypo- 
Bank kommt deren Chefökonom 
Volker Höltenhoff zu überra- 
schenden Schlußfolgerungen üb- 
er den Zustand des Weltfinanz- 
systems. »Die Dollarkrise könn- 
te eine Wasserscheide in der 
Weltwirtschaft markieren«, heißt 
es dort, »Der Zusammenbruch 
des Bretton-Woods-Systems 1973 
hat den amerikanischen Traum 
vom Wohlstand für alle vernich- 
tet. 1985 erlitt der Dollar eine 
weitere Niederlage, als sich der 
Mythos der Reagonomics in 
Rauch auflöste. Die Schaffung 
von Geld in bisher nie dagewese- 
nen Größenordnungen führte zur 
Globalisierung und Liberalisie- 
rung der Finanzmärkte. 1990 
waren die USA bereits wieder 
genötigt, Geld in erheblichem 
Maße zu drucken, um das an- 
wachsende Haushaltsdefizit zu 
stopfen und die Krise der Spar- 
kassen beizulegen, die beinahe 
an ihrer wilden Spekulation zu- 
grunde gegangen wären.« 


Jetzt müsse die Realwirtschaft 
die Zeche dafür zahlen, daß 
diese Politik nicht verändert 
worden sei, schreibt Höltenhoff 
weiter: »Als Folge der An- 
häufung von Schulden und Kre- 
diten an den Finanzmärkten im 
Verlaufe der vergangenen Jahr- 
zehnte haben sich große Teile 
der US-Wirtschaft nunmehr in 
eine gigantische Maklerfirma 
für Finanzwerte verwandelt. 
Reichtum wird dabei in Fi- 
nanzwerten und Kurssteige- 
rungen gemessen, und nicht in 
der Verfügbarkeit produktiver 
Ressourcen. Dieser Trend ist 
besonders deutlich in den Ver- 
einigten Staaten. Die Finanz- 
märkte haben sich von der Real- 
wirtschaft abgekoppelt. Es ist 
daher gar nicht überraschend, 
daß die Spieler an den Fi- 
nanzmärkten sich der Tatsache 
verschließen, daß finanzielle In- 
vestitionen. und Besitztümer 
möglicherweise wertlos werden 
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könnten, wenn das Wachstum 
des realen Kapitalstocks mit der 
Expansion des finanziellen Trans- 
aktionsvolumens nicht Schritt 
halten kann.« Die Geldpolitik, 
heißt es weiter, gerate immer 
mehr unter den Einfluß von 
Kräften, deren oberste Priorität 
allein darin bestehe, »die Sta- 
bilität des überdimensionierten 
Finanzmarktes sicherzustellen, 
obwohl dies häufig das realwirt- 
schaftliche Wachstum für lange 
Zeit gelähmt hat«. 


Leuschel ohne 
Alternativen 


In einem Interview mit der fran- 
zösischen Tageszeitung »Le 
Monde« wurde Roland Leuschel 
von der Banque Bruxelles Lam- 
bert gefragt, ob er seine Ein- 
schätzung geändert habe, die 
derzeitige Situation des Welt- 
finanzsystems ähnele der in den 
dreißiger Jahren. So hatte er sich 
im Sommer 1994 gegenüber der- 
selben Zeitung geäußert. »Zu 
meinem Bedauern, nein«, ent- 
gegnete Leuschel, »meine Ein- 
schätzung ist dieselbe geblieben, 
sie wurde durch den brutalen 
Fall des Dollar noch verstärkt.« 
Die US-Währung sei der »neu- 
ralgische Punkt« und gleichzei- 
tig »Ankerwährung« des interna- 
tionalen Währungssystems. »Es 
gibt keinen gleichwertigen Er- 
satz für den Dollar«, fuhr er fort, 
»er bleibt unersetzbar und reprä- 
sentiert etwa 60 Prozent der 
Liquidität der Zentralbanken.« 
Wenn der Dollar diese Funktion 
nicht mehr wahrnehmen könne, 
wäre das eine Katastrophe. 


Leuschel charakterisierte die 
heutige Lage folgendermaßen: 
»Man kann unsere Situation mit 
der eines Piloten vergleichen, 
der weiß, daß er bald abstürtzt, 
aber die Computer reagieren 
nicht mehr.« Die Computer 
»gehorchen ihren eigenen Ge- 
setzen; das sind die Märkte von 
heute... Die Wurzel des Pro- 
blems ist, daß man Reichtum 
nicht aus dem Nichts schaffen 
kann.« Jedermann sei erfreut, 
solange die »Finanzblase« wach- 
se und Reichtum aus dem Nichts 
entstehe. Aber es sei weniger 
erfreulich, »wenn die Blase 
platzt«. Mit der Verschärfung 
der Finanzkrise wachse auch die 
Gefahr von Panik- und Ver- 
zweifelungsaktionen, sagte der 


Bankier. Eine nochmalige Zins- 
anhebung durch die amerikani- 
sche Notenbank (Fed) mit dem 
Ziel, den Dollar zu stützen, kön- 
ne durchaus gegenteilige Folgen 
haben. Das letzte Mal, als die 
Fed aus rein monetären Er- 
wägungen die Zinsen angehoben 
habe, sei 1931 gewesen, und die 
Folgen seien bekannt. Auf der 
anderen Seite versuchten be- 
stimmte europäische Regie- 
rungen, eine strikte inflationäre 
Politik zu betreiben. »Aber jeder, 
der dies versucht, wird sich 
schnell in einer mit Mexiko ver- 
gleichbaren Lage befinden«, 
sagte Leuschel weiter. Leuschels 
Einschätzung der internationalen 
Finanzlage in den vergangenen 
zwei Jahren deckt sich in weiten 
Teilen mit der LaRouches, aber 
es fehlt ein Ansatz zur Lösung 
der Krise. 


Schweden: 
Mexiko der 
EU? 


In den ersten Tagen des April ist 
es zu einem weiteren, deutlichen 
Verfall der Schwedenkrone ge- 
kommen. Seit Anfang März 
hatte die Krone bereits zehn 
Prozent an Wert verloren und hat 
jetzt einen neuen Tiefstand von 
DM 5,43 erreicht. Auslöser für 
die jüngste Abwertung waren 
umfangreiche Kronenverkäufe 
multinationaler schwedischer 
Unternehmen und Banken, die 
sich offenbar mit ausländischen 
Banken abgesprochen hatten. 
Damit soll die schwedische Re- 
gierung gezwungen werden, den 
Staatshaushalt, besonders die 
Sozialausgaben, weiter drastisch 
zusammenzustreichen. In füh- 
renden schwedischen Bank- und 
Geschäftskreisen wird bereits 
davon gesprochen, die »Demo- 
kratie während des Notstands« 
auszusetzen. 


Die sozialdemokratische Regie- 
rung unter Ingvar Carlsson teilte 
noch am 30. März mit, alles sei 
»in bester Ordnung«. Finanz- 
minister Göran Persson fügte 
hinzu: »Die Regierung ist mit 
ihrem Plan zum Abbau des 
Defizits im Zeitplan. Wir werden 
nicht mehr unternehmen, solan- 
ge uns die Finanzmärkte nicht 
dazu zwingen.« Diese letzte 
Bemerkung löste auf den Fi- 
nanzmärkten das Erwartete aus: 


massive weitere Verkäufe der 
Krone. Die Regierung machte 
eine prompte Kehrtwende und 
kündigte weitere Haushaltskür- 
zungen zwischen zehn und 50 
Milliarden Kronen an. 

Anders als Italien mit einer noch 
höheren Verschuldung ist 
Schweden äußerst abhängig von 
ausländischer Kapitalaufnahme. 
Etwa 30 Prozent der öffentlichen 
Gesamtverschuldung Schwedens 
von 1300 Milliarden Kronen 
sind in ausländischer Hand, und 
der größte Teil davon muß ge- 
nauso kurzfristig refinanziert 
werden wie die mexikanischen 
Schulden der letzten Jahre. Da- 
mit ist eine Schuldenbombe ent- 
standen, die irgendwann in die- 
sem Jahr hochgehen könnte. Im 
Zuge des Kollapses der Krone 
steigen die Kosten, die die Re- 
gierung für Zinsen zur Ab- 
deckung ihrer Devisenschulden 
aufbringen muß, steil an. Selbst 
nach den augenblicklichen Spar- 
plänen wird die Verschuldung 
Schwedens von heute 92 Prozent 
des BSP auf 125 Prozent im 
Jahre 1997 steigen. 


Carlsson, der eine sozialdemo- 
kratische Minderheitsregierung 
führt, wird von der Riksbank, Pri- 
vatbanken und der Industrie ge- 
drängt, das sogenannte »finni- 
sche Modell« zu übernehmen, eine 
»Regierung des nationalen Not- 
stands« zu bilden, um drakoni- 
sche Kürzungen durchzusetzen. 
In Finnland hatte eine Regierung 
der nationalen Einheit bei 20 Pro- 
zent Arbeitslosigkeit Steuerer- 
höhungen von 30 Prozent erlassen. 
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Strategisches 
Ablenkungs- 
manöver 
wahrscheinlich 


In dem Maße, wie das Weltfi- 
nanzsystem immer schneller 
dem Kollaps entgegeneilt, wächst 
die Wahrscheinlichkeit, daß die 
britische Elite eine schwere stra- 
tegische Krise auslöst, um so 
von der verheerenden Lage der 
Banken abzulenken. Ein weite- 
res Barings-Desaster reichte 
wahrscheinlich als »Schwelle« 
für einen solchen Schritt aus. 

Man erinnere sich, daß der Golf- 
krieg von Anfang 1991 bereits 
Mitte 1990 in Gang gesetzt 
wurde, indem man den iraki- 


schen Präsidenten Saddam Husse- 
in zur Invasion Kuwaits anstifte- 
te. Das war die Zeit, als die wirt- 
schaftliche und finanzielle Krise 
in den USA dem damaligen 
Präsidenten Bush zunehmend aus 
den Händen glitt und der briti- 
sche Einfluß durch die deutsche 
Wiedervereinigung in Gefahr 
geriet. Heute drohen angesichts 
des auseinanderfallenden Finanz- 
systems weitaus größere Gefah- 
ren als 1990. Eine absichtliche 
oder unabsichtliche Ost-West- 
Konfrontation läßt sich als Folge 
eines versuchten Ablenkungs- 
manövers nicht ausschließen. U 


Tietmeyer 
wiederholt 
Warnungen 


Als Bundesbankpräsident Hans 
Tietmeyer auf dem Bankentag in 
Bonn auf das Thema Finanz- 
derivate zu sprechen kam, war 
ihm die gesteigerte Aufmerk- 
samkeit der versammelten Ban- 
kiers gewiß. Unmißverständlich 
wiederholte er hier die gleiche 
Warnung, die er bereits zwei 
Wochen zuvor auf einem Ban- 
kierstreffen in Saarbrücken aus- 
gesprochen hatte. Jeder Markt- 
teilnehmer müsse in der Lage 
sein, die von ihm eingegangenen 
Risiken selbst zu tragen. In einer 
etwaigen Krise, könne und werde 
die Bundesbank nicht als Retter 
in der Not mit großzügiger Li- 
quidität bereitstehen. Auch Städ- 
te und Bundesländer sollten im 
Umgang mit Derivaten äußerst 
vorsichtig sein. 

Zwischenzeitlich wurde die 
Deutsche Bank erneut Opfer 
eines »Einzeltäters«. Diesmal 
betraf es den Derivathändier der 
Bank in Nürnberg, der vermut- 
lich an die 28 Millionen DM mit 
Devisenderivaten in den Sand 
setzte. Angeblich soll sich der 
33jährige Händler, der jetzt in 
Untersuchungshaft sitzt, über 
interne Vorschriften hinwegge- 
setzt haben. Trotzdem lassen sich 
die schlechten Ergebnisse der 
deutschen Großbanken im Vor- 
jahr nicht auf derartige »Einzel- 
täter« abwälzen. Die »Großen 5« 
unter den deutschen Banken 
mußten erhebliche Gewinnein- 
bußen im Eigenhandel hinneh- 
men, wobei die Deutsche Bank 
mit einem Rückgang von »nur« 
73 Prozent von zwei Milliarden 
DM 1993 auf 500 Millionen DM 


1994 noch den besten Platz ein- 
nahm. Die Bayrische Hypo-Bank 
mußte sogar Verluste in Höhe 
von 117 Millionen DM im Ei- 
genhandel melden. Alle Groß- 
banken machten zudem im An- 
leihehandel Verluste: die Deut- 
sche Bank 369 Millionen DM, 
Dresdner Bank 350 Millionen DM 
und die Commerzbank 700 Milli- 
onen DM. Nur durch den um- 
fangreichen Verkauf von Ver- 
mögenswerten konnten die Ban- 
ken überhaupt noch Gewinne 
ausweisen. So verkaufte die 
Deutsche Bank etwa Daimler- 
Aktien sowie Anteile von Kar- 
stadt und Horten im Werte von 
zusammengenommen einer Mil- 
liarde DM. 


Nationale 
Debatte in den 
USA über 
Derivate 


Die kombinierte Wirkung der 
Schockwellen von Orange Coun- 
ty, Mexiko und der Barings Bank 
erzwingt den Beginn einer offe- 
nen nationalen Debatte in den 
USA über die destruktiven 
Folgen der Derivatspekulation. 
Am 5. März berichtete CBS-TV 
in seiner populären Sendung »60 
Minutes« als erste nationale 
Senderkette mit ungewöhnlicher 
Direktheit über das Ausmaß und 
die bislang heruntergespielten Ge- 
fahren des Derivatshandels in 
den USA. 

Inzwischen gab die sogenannte 
»Gruppe Derivatpolitik« (DPG) 
»freiwillige Verhaltensregeln« 
für ihre Derivattransaktionen be- 
kannt. Der DPG gehören Sa- 
lomon Brothers, Goldman Sachs, 
Merrill Lynch, Lehman Brothers, 
Morgan Stanley und First Boston 
an. Der Vorsitzende der 
Wertpapier- und Börsenkommis- 
sion Arthur Levitt begrüßte die 
»außerordentlichen Bemühungen 
der DPG«. In Wirklichkeit soll 
diese kosmetische »Selbst- 
kontrolle« zunehmende Besorg- 
nis der amerikanischen Bevöl- 
kerung über die Derivate, wofür 
die »60 Minutes«-Sendung ty- 
pisch ist, beschwichtigen. Die 
DPG ist Teil einer Werbe- 
kampagne, mit der die 1994 
schon weit fortgeschrittenen 
gesetzlichen Maßnahmen des 
US-Kongresses verhindert werden 
sollen. 


Carol Greene 

Mörder aus der Retorte — 

Charles Manson und der Wertewandel 
238 Seiten, DM 16,80 
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Daß der amerikanische Geheimdienst CIA Ende 
der fünfziger Jahre im Rahmen des Projekts „MK- 
Ultra” Teile der amerikanischen Hochschuljugend 
vorsätzlich unter Drogen setzte, ist inzwischen un- 
bestreitbar. Daß jemand künstlich satanische 
Kulte, rituelle Massenmörder und dergleichen her- 
anzüchtet, bleibt trotzdem schwer zu begreifen. 
Die Untersuchung des Mordfalls Charles Manson 
hat Ungeheuerliches aus den Hexenküchen der 
Psycho-Klempner zutagefördert. Daraus werden 
die eigentlichen Ursprünge der Anti- und Gegen- 
kultur, die längst zur vorherrschenden Kultur ge- 
macht worden sind, erkennbar. 
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philosophische Psychopath « Mensch oder Ratte » 
Aldous Huxley und die „somatotonische“ 
Persönlichkeit e Harvard und die psychedelische 
Revolution « Science-fiction, der direkte Weg in 
die Traumwelt e Manson und Scientology ® 
Satanismus und Sigmund Freud « Ein „neuer 
Mensch“ für eine „neue Gesellschaft“ 
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Irak 


Britannien 
und USA 
verlängern 


das Embargo 


Am 13. März stimmte der UN-Sicherheitsrat für die Verlänge- 
rung der Sanktionen, die dem Irak seit August 1990 auferlegt 
wurden. Die Vereinigten Staaten und Großbritannien sind die 
einzigen Staaten, die sich gegen die Lockerung oder Aufhebung 
des Embargos aussprechen, für deren weitere Verlängerung es 


keine vernünftige Basis gibt. 


Die Entschlossenheit, diese volks- 
mörderische Politik gegen die 
Bevölkerung des Irak fortzuset- 
zen, hält eine gefährliche Mani- 
festation der Kriegspolitik von 
Bush und Thatcher am Persi- 
schen Golf am Platz, eine Zeit- 
bombe, die die Bemühungen der 
Regierung Clinton, eine umfang- 
reichere Nahost-Friedensrege- 
lung zu schaffen, zerstören wird. 
Die Zerstörung der einst stolzen 
und einst starken Nation des Irak 
droht Millionen unschuldiger 
Irakis durch Hunger und Krank- 
heit der Vernichtung preiszuge- 
ben. 


Des Völkermords 
gegen das irakische 
Volk angeklagt 


Das irakische Außenministerium 
hat kürzlich der UNO und der 
arabischen Liga ein Memoran- 
dum vorgelegt, in dem Großbri- 
tannien und die Vereinigten 
Staaten des Völkermords gegen 
das irakische Volk beschuldigt 
werden. Das Memo enthielt Be- 
richte der Weltgesundheitsor- 
ganisation, des Internationalen 
Roten Kreuzes und der Harvard- 
Universität über die schreckliche 
Gesundheits- und Nahrungsmit- 
telsituation im Land. Wegen 
mangelnder gesundheitlicher Ver- 
sorgung, unsauberem Wasser 
und fehlenden Nahrungsmitteln 
verbreiten sich solche Krank- 
heiten wie Cholera, Typhus, 
Malaria und Blindheit epidemie- 
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geführt und die Rate angeborener 
Schäden liegt bei 18 Prozent. 


Die Zahl unterernährter Kinder, 
insbesondere unter dem Alter 
von fünf Jahren, liegt inzwischen 
bei 5.577.00. Aus einem von 
Unicef im Februar veröffentlich- 
ten Bericht geht hervor, daß 
3,5 Millionen Irakis, von denen 
2,5 Millionen Kinder sind, in 
unmittelbarer Zukunft von ver- 
schiedenen Infektionen bedroht 
werden. 


Was durch die massive Bombar- 
dierung irakischer Städte und 
Infrastruktur im Golfkrieg nicht 
getroffen wurde, ist inzwischen 
durch das fast fünf Jahre andau- 
ernde UN-Wirtschaftsembargo 
in Mitleidenschaft gezogen wor- 
den - ein »psychologischer Ho- 
locaust«, der den Willen der 
Menschen selbst für das nackte 
Überleben zerstört. 

In den Berichten heißt es, daß 


Saddam Hussein bekommt für seine Forderung, das UN- 
Embargo gegen sein Land aufzuheben, unerwartete Un- 


terstützung aus Israel. 


artig. Die Medikamente, die zur 
Heilung dieser Krankheiten, von 
denen viele tödlich sind, ge- 
braucht werden, sind in den 
staatlichen Krankenhäusern nicht 
mehr in ausreichenden Mengen 
vorhanden. 


Aus den gleichen Gründen sind 
die Fälle von schwerer Anämie 
unter schwangeren Frauen auf 
48 Prozent, die weniger schwer- 
wiegende Anämie auf 95 Prozent 
gestiegen. Das hat unter anderem 
zum Anstieg der Zahl von Früh- 
geburten von 16 Prozent vor dem 
Embargo auf jetzt 30 Prozent 


geistige und psychologische 
Krankheiten unter Frauen und 
Kindern mit einer beispiellosen 
Geschwindigkeit voranschreiten. 
Eine Forschungsgruppe der Har- 
vard-Universität berichtete, daß 
die Kinder unter den verschie- 
densten geistigen und emotiona- 
len Problemen leiden und enor- 
me Konzentrations- und Schlaf- 
störungen haben. Schwangere 
Frauen leiden während der 
Schwangerschaft unter starken 
Depressionen und allgemeinen 
Kollapsphänomenen und zwar 
entweder wegen mangelnder Ge- 
sundheitsfürsorge oder aufgrund 


direkter Auswirkungen des Golf- 
krieges. Dies führt normalerwei- 
se zu Fehl- oder Frühgeburten, 
begleitet von angeborenen Schä- 
den. Einer der schrecklichsten 
Aspekte dieses psychologischen 
Holocaust ist die hohe Selbst- 
mordrate unter Teenagern und 
jungen Erwachsenen. 


Wer will 
das Embargo? 


Großbritannien und die Verei- 
nigten Staaten setzen die Mit- 
glieder des Sicherheitsrats unter 
starken Druck, um die Aufmerk- 
samkeit von der zunehmenden 
internationalen Mißbilligung der 
UN-Politik wegzulenken. Frank- 


.reich, Rußland und China haben 


ihre Absicht kundgetan, die An- 
träge zugunsten des Irak zu un- 
terstützen — auch wenn viel da- 
von aus kommerziellen und geo- 
politischen Gründen passiert. 


Wichtiger noch ist die zuneh- 
mende Opposition aus Ländern 
des Nahen Ostens, die von den 
Sanktionen direkt betroffen sind, 
darunter mehrere Staaten, die zu 
der anti-irakischen Koalition ge- 
hörten. Politiker in der Region 
wissen, daß der Irak bei einem 
anhaltenden Frieden in der Re- 
gion mit eingeschlossen werden 
muß. 


Während das Land nach Saudi 
Arabien und dem Iran potentiell 
der größte Olproduzent der Re- 
gion ist, verleihen seine relativ 
große Bevölkerung und starke 
industrielle Basis dem Land auch 
das Potential, zu einer wirtschaft- 
lich starken Macht in der Region 
zu werden. Die Entwicklung ei- 
ner regionalen Infrastruktur von 
Häfen, Straßen und Eisenbahnen 
muß den Irak mit einschließen, 
wenn sie lebensfähig sein soll. 
Wirtschaftsexperten in der Re- 
gion wissen, daß Länder wie der 
Iran und der aufstrebende palä- 
stinensische Staat das mächtige 
Hinterland brauchen, das der Irak 
repräsentiert. Die Anerkennung 
dieser Realitäten unter den Füh- 
rern in der Region hat sie dazu 
getrieben, diese Maßnahme zu 
ergreifen. 


Jordanien und die Türkei, Iraks 
Haupthandelspartner vor dem 
Krieg, haben seit dem Jahre 1990 
ungeheuere wirtschaftliche Ver- 
luste erlitten. Der jordanische 
Außenminister Abdulkarim Al- 
Kabariti erklärte Mitte März, daß 


UN-Generalsekretär Butros 
Butros-Ghali (links) und 
der ehemalige US-Präsident 
George Bush sind aus wirt- 
schaftlichen Interessen für 
das Embargo gegen den 
Irak. 


seine Regierung mit Mitgliedern 
des Sicherheitsrats über die 
Aufhebung von Sanktionen ver- 
handeln will. Al-Kabariti wies 
darauf hin, daß Artikel 50 der 
UNO-Resolution Jordanien das 
Recht gibt, direkte Verhand- 
lungen mit Mitgliedstaaten zu 
fordern, weil sie von den Sank- 
tionen direkt betroffen sind. Er 
sagte auch, daß Jordanien, wie 
viele andere Länder, sieht, daß 
das Leid im Irak nicht weiterge- 
hen darf und daß die Zerstörung 
des Irak die Sicherheit und Sta- 
bilität der ganzen Region gefähr- 
den wird. Um Jordaniens Unter- 
stützung für das irakische Volk 
zu zeigen, besuchte eine Dele- 
gation der jordanischen Handels- 
kammer am 19. März den Irak 
und brachte 500 Tonnen Nah- 
rungsmittel und Medikamente 
mit. 


Das Machtvakuum 
durch einen 
schwachen Irak 


Die Türkei, die ein Mitglied der 
anti-irakischen Koalition war, 
beabsichtigt auch, Artikel 50 zu 
benutzen, um die massiven Wirt- 
schaftsschwierigkeiten, die teil- 


weise aus dem Ölembargo gegen 
den Irak resultieren, zu erleich- 
tern. Der irakische Außenmini- 
ster Muhammed Said Al-Sahhaf 
sagte bei einem Besuch in der 
Türkei im Februar, daß die Tür- 
kei wegen der Schließung der 
Kirkuk-Yumurtalik-Pipeline Ver- 
luste erlitten habe und daß sie das 
Recht hat, ihre Verluste zu kom- 
pensieren. Der türkische Außen- 
minister sagte Al-Sahhaf, daß der 
Irak »seinen Platz in der interna- 
tionalen Arena einnehmen sollte 
und daß eine neue Ara türkisch- 
irakischer Beziehungen für die 
Schaffung von Frieden und wirt- 
schaftlicher Stabilität im Nahen 
Osten von großer Bedeutung sein 
wird«. 


Ein weiterer Aspekt der Sorge 
der Türkei ist das Machtvakuum, 
das von der schwachen Position 
des Iraks im Norden des Landes 
zurückgeblieben ist. Die Türkei 
intervenierte vor kurzem militä- 
risch in Nordirak und drang bis 
zu 40 Kilometer auf irakisches 
Territorium ein, um gegen kurdi- 
sche Separatisten der kurdischen 
Volkspartei (PKK) vorzugehen. 
Das ist die Folge des Machtva- 
kuums, das von dem sogenann- 
ten »sicheren Zufluchtsort« der 
UNO im Nordirak geschaffen 
wurde. 


Andere Länder in der Region zei- 
gen sich besorgt über die anhal- 
tende Situation im Irak. Am 
wichtigsten war dabei der ägypti- 
sche Präsident Hosni Mubarak, 
der kürzlich die Aufhebung der 


Sanktionen gefordert hat. Muba- 
rak sagte, »die Zeit sei gekom- 
men, darüber nachzudenken, das 
Leid des irakischen Volkes zu 
stoppen und die Last zu mildern, 
die sie tragen müssen«. Mubarak 
sagte dem deutschen Außenmini- 
ster Klaus Kinkel, die Sanktio- 
nen müßten aufgehoben werden. 


Eine Delegation, die die ägypti- 
sche Al-Ahrar Partei (Liberalen) 
repräsentiert, besuchte den Irak, 
um zu versuchen, das Land wie- 
der in die arabische politische 
Front zurückzubringen, wie der 
Vorsitzende der Partei, Mustafa 
Kamil Murad, sagte. Er versi- 
cherte, daß Vertreter in der iraki- 
schen Regierung ihre Bereit- 
schaft zum Ausdruck gebracht 
hätten, »eine neue Seite in ihren 
Beziehungen zu den rivalisieren- 
den arabischen Staaten aufzu- 
schlagen«. 


Qatar und Oman haben das The- 
ma der Lockerung im Koope- 
rationsrat des arabischen Golfs 
repräsentiert und während des 
Besuchs des irakischen Außen- 
ministers in jedem Land ihre Un- 
terstützung für den Irak und die 
Opposition gegen die UNO- 
Resulutionen zum Ausdruck ge- 
bracht. 


Stimmen aus 
Israel 


Unerwarteterweise kamen auch 
Stimmen aus Israel, angeblich 
Iraks Feind Nr. 1, die die Locke- 


rung der Sanktionen forderten. In 
der Titelgeschichte der- arabi- 
schen Wochenzeitung »Al-Wa- 
sat« vom 20. März über die 
»Irakische Lobby in Rabins Re- 
gierung« wurde über die anhal- 
tende politische Debatte in der 
israelischen Regierung im Zu- 
sammenhang mit der Normali- 
sierung der Beziehungen zum 
Irak berichtet. 


Abdulwahab Darawsha, ein ara- 
bisches Mitglied der israelischen 
Knesset, sagte, er habe sich für 
einen Besuch des Irak durch 
Knesset-Mitglieder und israeli- 
sche Minister irakischen Ur- 
sprungs ausgesprochen. Dara- 
wsha sagte, das Ziel des Be- 
suches wäre es, an die internatio- 
nale Gemeinschaft zu appellie- 
ren, daß sie dabei mithilft, das 
Embargo aufzuheben und zu ver- 
suchen, den Irak in den Frie- 
densprozeß in Nahost mit einzu- 
beziehen, denn, so sagte er, ohne 
die Beteiligung des Irak wird der 
Frieden in Nahost »unmöglich« 
sein. 


Ob die Israelis in geopolitischer 
Hinsicht versuchen, den Irak 
gegen den Iran auszuspielen oder 
Syrien dahingehend unter Druck 
setzen, einen besseren Friedens- 
vertrag zu erzielen, die jetzige 
israelische Regierung betrachtet 
den Irak entweder als einen un- 
erläßlichen Partner im Frieden 
oder als einen bösen Feind. »Al- 
Wasat« zitierte hochrangige Quel- 
len und meinte, daß Israel keine 
Eigeninitiative ergriffen hat, weil 
es von den USA unter Druck ge- 
setzt worden sei. 


Die einzigen Länder, die die 
amerikanische und britische Po- 
sition voll unterstützen, sind Ku- 
weit und Saudi Arabien. Diese 
Unterstützung stammt mehr aus 
der Furcht heraus, daß der Irak 
auf den internationalen Olmarkt 
tritt als aus einer Sicherheitsbe- 
drohung heraus. Oo 
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Argentinien 


Im 


Blickwinkel 
der Wall 


Street 


»Argentinien wird von den Investoren als die lateinamerikani- 
sche Volkswirtschaft angesehen, die sehr wahrscheinlich als 
nächste zusammenbricht«, schrieb die »Financial Times« aus 
London. Das »Wall Street Journal« fügte noch am gleichen Tag 
hinzu, daß »die Investoren fürchten, daß Argentinien einen 
finanziellen Zusammenbruch erleben könnte wie es Mexiko in 
den letzten beiden Wochen erlebte«. 


Während sich die Märkte des 
Landes im Kreis drehen und gar 
ganz schließen, wie plötzlich die 
Aktienbörse in Buenos Aires am 
7. März, nachdem sie um 7,7 
Prozent gefallen war, stellen in- 
ternationale Finanzbeobachter die 
schwere Liquiditätskrise des Lan- 
des, das Absinken der Reserven 
um drei Milliarden Dollar in die- 
sem Jahr und die zunehmende 
Kapitalflucht fest. 


Kann das Land noch 
zahlen? 


Die Frage ist, so sagen sie, ob der 
Konvertibilitätsplan der Regie- 
rung, der zwischen Peso und 
Dollar nach dem Gesetz einen 
Umrechnungskurs von 1:1 fest- 
legt, unter diesen Umständen 
überleben kann — um die Banken 
zu stützen, hat die Zentralbank 
Schritte unternommen, die das 
Statut des Plans verletzen —. 


Zweitens: kann Präsident Carlos 
Menem, dessen Schicksal an den 
Erfolg des Konvertibilitätsplans 


gebunden ist, im Mai wiederge- - 


wählt werden, wenn der Plan 
nicht überlebt? 


Wall Street Analysten grübeln 
auch darüber nach, daß Argen- 
tinien neun Milliarden Dollar an 
Kapitalsumme und Zinsen in die- 
sem Jahr zu zahlen hat. Kann das 
Land das zahlen? Noch nicht ein- 
mal das straffe Sparmaßnahme- 
paket, das von Finanzminister Do- 
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mingo Cavallo am 27. Februar 
verkündet wurde, und mit dem 
weitere 3,5 Milliarden Dollar an 
Einnahmen zusammenkommen 
sollten, hat das erforderliche »Ver- 
trauen der Investoren« hervorge- 
rufen, das Cavallo so häufig er- 
wähnt. Die Nichtzahlung von 63 
Millionen Dollar an Auslands- 
schulden durch die Papierfabrik 
Alto Parana, S. A. Ende Februar 
hat Panik darüber hervorgerufen, 
daß noch mehr Firmen folgen 
werden. 


Die Möglichkeit, daß Argenti- 
nien als nächstes fallen wird, 
wird vor Ort genau verfolgt. Am 
5. März griff die älteste und 
renommierteste Zeitung des Lan- 
des, »La Naciön«, auf das Sym- 
bol zurück, als sie neben einem 
Artikel mit der Überschrift: »In- 
dustrie — alles ist am Wackeln« 
ein Bild einer sinkenden »Tita- 
nic« veröffentlichte. Die Tages- 
zeitung dokumentierte den dra- 
matischen Zusammenbruch von 
Argentiniens Volkswirtschaft und 
den entsprechenden Rückgang 
der Verbrauchernachfrage, der 
sich in einem deutlichen Umsatz- 
abfall zeigte. 


Cavallo und andere Regierungs- 
vertreter beschreiben die Situa- 
tion als »Vertrauenskrise« in- 
und ausländischer Investoren. 


Zwischen dem 20. Dezember 
und dem 27. Februar sind 3,7 
Milliarden Dollar aus dem inlän- 
dischen Bankensystem abgewan- 


dert - sieben Prozent der gesam- 
ten Vermögenswerte. 


Die Banken haben bereits ein Si- 
cherheitsnetz in Höhe von einer 
Milliarde Dollar aufgespannt, um 
die Banken über Wasser zu hal- 
ten und es werden »in den näch- 
sten Wochen« angeblich noch 
weitere zwei Milliarden Dollar 
gebraucht. Doch am 8. März ver- 
kündete Cavallo, daß sich in dem 
Bankensicherheitsnetz nur noch 
200 Millionen Dollar befinden 
und er drängte auf die Bildung 
eines neuen Trusts, der als »Kre- 
ditgeber in letzter Not« dienen 
könnte. Innerhalb von zwei Mo- 
naten ist die Anzahl von Banken 
im Land von 168 auf 141 gesun- 
ken. 


Was Cavallo nicht zugeben will, 
ist die Wahrscheinlichkeit, daß 
sowohl die Regierung als auch 
der Privatsektor nicht in der Lage 
sein werden, seine Außenschuld- 
verpflichtungen in diesem Jahr 
zu erfüllen. Die Regierung mußte 
am 31. März 1,7 Milliarden Dol- 
lar zahlen und auf dem Privat- 
sektor wurden am gleichen Tag 
400 Millionen Dollar fällig. 


Es herrscht 
totales Chaos 


Die Schwere der Situation läßt 
sich erkennen, wenn man an- 
schaut, was in der Woche zwi- 
schen 26. Februar und 4. März 
passierte, als es so aussah, als ob 
alles außer Kontrolle wäre. Am 
28. Februar fiel der Aktienmarkt 
um über 7,7 Prozent — was den 
Verfall im Jahresdurchschnitt auf 
40 Prozent brachte. Die Zins- 
sätze lagen um 50 Prozent herum 
und einer Wirtschaftsquelle zu- 
folge haben sich die Banken an 
die Geschäftsführer der Firmen 
gewendet und Zinssätze von bis 
zu 30 Prozent angeboten, wenn 
diese Firmen ihre Gelder auf die 
Bank bringen würden. 


Bis zum 2. März war der Leih- 
satz unter den Banken auf 55 
Prozent angestiegen. Einige Fir- 
men mußten bis zu 90 Prozent 
Zinsen für 30-Tage-Kredite zah- 
len, mit denen Schulden abge- 
zahlt wurden, die mit einem 
Zinssatz von weniger als 30 Pro- 
zent geliehen worden waren. 
Kredite sind einfach nicht ver- 
fügbar. 


Am Freitag, den 3. März um 15 
Uhr fiel die Aktienbörse in Bue- 


nos Aires um über acht Prozent 
und auf dem Finanzsektor mach- 
ten Gerüchte über den Tod des 
Konvertibilitätsplans ihren Um- 
lauf. 


Zuverlässige Quellen haben er- 
klärt, daß Cavallo sogar schon 
sein Flugzeugticket in der Hand 
hatte und bereit war, das Land zu 
verlassen, um eine neue Position 
beim Internationalen Währungs- 
fonds (IWF) anzunehmen. Ge- 
schäftsleute beeilten sich, ihre 
Gelder von den Banken abzuzie- 
hen, weil sie Gerüchte gehört 
hatten, daß die Regierung das 
plant, was sie schon im Jahre 
1989 — ebenfalls unter Cavallos 
Aufsicht — getan hat: Einfrieren 
der Festanlagen und Zahlung der 
Einleger mit in Dollar ausgestell- 
ten ausländischen Schulden-Bonds, 
Bonex, um Liquidität in das 
Bankensystem zu schießen. 


Die Realität ist 
sehr ernst 


Der Tag wurde nur gerettet, als 
der IWF um 15.05 Uhr verkün- 
dete, daß er Argentinien erlauben 
würde, auf 420 Millionen Dollar 
»nicht entnommener Ressour- 
cen« eines 3,7 Milliarden Dollar 
Kredits Zugriff zu nehmen, den 
das Land vor drei Jahren bekom- 
men hatte. Außerdem kündigte 
Menem an, daß die Weltbank 
auch einen Kredit in Höhe einer 
Milliarde Dollar für die Reform 
der Provinzbanken gewähren wür- 
de. 


Euphorie ist nur kurz zurückge- 
kehrt. Zu Beginn der darauffol- 
genden Woche sind die Märkte 
wieder gefallen. Und nun schlägt 
der Finanzminister einen ganz 
anderen Ton an. In Aussagen 
gegenüber dem Kongreß meinte 
er am 8. März, die »Realität sei 
ernst... Es herrscht eine Krise auf 
den internationalen Märkten, die 
sich in den kommenden Stunden 
noch verschlimmern kann... Wir 
machen gerade äußerst kritische 
Zeiten durch und wir könnten 
sehr tief fallen, was äußerst kost- 
spielig sein wird und es würde 
sehr lange dauern, da wieder her- 
auszukommen.« Er räumte ein, 
daß Argentinien jetzt vielleicht 
einer Rezession ins Auge sieht 
und forderte, daß die »Struktur- 
reform« beschleunigt werden 
müsse. oO 


Ukraine 


Der IWF 
verstärkt den 


Druck 


Die Aussichten für die Ukraine, die nach Rußland der wichtigste 
der unabhängigen Staaten ist, der nach dem Zusammenbruch 
der Sowjetunion aufwärtsstrebt, sehen für das Jahr 1995 sehr 
düster aus. Die ukrainische Regierung von Präsident Leonid 
Kuchma hat im März den im letzten Jahr begonnen politischen 
Kurs beschleunigt, nach dem die Diktate des Internationalen 
Währungsfonds akzeptiert werden, 


In der zweiten Februar- und in 
der ersten Märzhälfte beherrsch- 
te eine fast tägliche Reportage 
über »erfolgreicher« Gespräche 
mit IWF und Weltbank-Ver- 
tretern in Kiew und dann mit 
IWF-Direktor Michel Camdes- 
sus bei seiner Ankunft in Kiew 
von Moskau kommend am 10. 
März die Medien in der Ukraine. 
Der Bevölkerung wird das Mär- 
chen erzählt, daß die Ukraine 
jetzt, nachdem sie jahrelang von 
internationaler Finanzierung weit- 
gehend abgeschnitten war, das 
große Geld in Höhe von Milliar- 
den von Dollar bekommen wird 
und daß damit auf wunderbare 
Weise der lang erhoffte wirt- 
schaftliche Aufschwung begin- 
nen wird. 


Der Teufelspakt 
mit dem IWF 


Der Versuch der Regierung, die 
Bevölkerung zum Narren zu hal- 
ten und glauben zu machen, daß 
die verzweifelte Lage bald besser 
werden wird, erreichte am 24. 
Februar ihren Höhepunkt als 
Wirtschaftsminister Roman Shpek 
verkündete, daß die ersten 700 
Millionen Dollar an IWF- und 
Weltbankkrediten im April ein- 
treffen würden, wenn die Re- 


gierung »das von IWF-Experten . 


aufgestellte Wirtschaftsreform- 
programm genehmigt«. 


Die IWF-Forderungen konzen- 
trierten sich auf die Eliminierung 
von Subventionen an Staatsbe- 
triebe, die Liberalisierung der in- 
ländischen Energiepreise und ei- 
nen scharf kalkulierten Haushalt, 


in dem das Defizit 6,4 Prozent 
des Bruttosozialprodukts nicht 
überschreiten könnte. In einem 
vom IWF begrüßten Schritt lehn- 
te die Regierung noch am glei- 
chen Tag einen Vorschlag einer 
parlamentarischen Kommission 
ab, die offizielle Armutsgrenze 
auf 2,7 Millionen Karbovantsi 
(18 Dollar) pro Monat anzuhe- 
ben, damit auch der Mindestlohn 
dann auf eine Stufe angehoben 
wird, die die tatsächlichen Be- 
dürfnisse einer Familie in der 
heutigen Ukraine widerspiegelt. 
Am 1. März hat das Kabinett un- 
ter Premierminister Yevgeni Mar- 
chuk, einem ehemaligen KGB- 
Chef in der Ukraine, den Haus- 
halt für das Jahr 1995 mit einem 
Defizit von 6,4 Prozent des Brut- 
tosozialprodukts angenommen. 
Am 2. März verkündete Alex Sun- 
dakow, ein IWF-Vertreter in 
Kiew, daß der IWF gegen den 
angenommenen Haushalt »keine 
Einwände« hatte und daß IWF 
und Ukraine noch vor Eintreffen 
von IWF-Chef Camdessus über 
die IWF-Kredite ein Memoran- 
dum unterzeichnen würde. Am 
nächsten Tag unterbreitete die 
Ukraine dem IWF ihre offizielle 
Anfrage nach einer Kreditzusage 
in Höhe von 1,492 Milliarden 
Dollar, wobei sowohl das Re- 
gime Kuchma als auch der IWF 
signalisierten, daß mit einer Ge- 
nehmigung gerechnet wird. 


Die Forderungen für die 
Kreditzusage sind brutal 


Mit dem Besuch von Camdessus 
wurde die Kreditzusage offenbar 
geregelt und der zugesagte Be- 


trag stieg sogar auf 1,8 Mil- 
liarden Dollar; die ukrainische 
Regierung verkündete stolz, daß 
mit der ersten Rate am 31. März 
»gerechnet« wird. Doch dieses 
strahlende Bild ist eine Illusion. 
Was die ukrainische Bevölke- 
rung nicht kennt, weil die Re- 
gierung nicht davon spricht, ist 
das Kleingedruckte in dem »Teu- 
felspakt«, der mit dem IWF aus- 
gehandelt wird. 


Die Kreditzusage des IWF in 
Höhe von 1,8 Milliarden Dollar 
hängt nicht nur davon ab, daß die 
Ukraine die IWF-Diktate akzen- 
tiert, sondern auch davon, ob das 
Treffen von Vertretern der Grup- 
pe der Sieben in Paris über eine 
Unterstützungskredit für die Ukrai- 
ne im Zusarnmenhang mit der 
Zahlungsbilanz von 900 Mil- 
lionen Dollar entscheidet. Die 
Sparmaßnahmen, die auferlegt 
werden, um das Haushaltsdefizit 
auf 6,4 Prozent des Bruttosozial- 
produkts zu bringen, betreffen 
auch nur den ersten Teil des 
IWF-Kredits. Um den ganzen 
Betrag zu erhalten, muß die 
Ukraine den Haushalt weiter kür- 
zen und das Defizit auf 3,3 
Prozent des Bruttosozialprodukts 
herunterbringen. 


Diese Forderungen sind umso 
brutaler, da das Bruttosozialpro- 
dukt der Ukraine immer weiter 
schrumpft. 


Der Zusammenbruch 
ist noch schlimmer 
als in Rußland 


Das Regime hat mit seiner Kam- 
pagne »das große Geld wird 
kommen« in der Bevölkerung 
einen psychologischen Sieg er- 
rungen, wo man nach drei Jahren 
sich immer mehr verschlechtern- 
der Existenzbedingungen inzwi- 
schen zur äußersten Verzweif- 
lung getrieben wurde. Das wird 
jedoch eine kurzlebige Angele- 
genheit sein. Mit Spielen kann 
man die Aufmerksamkeit vielleicht 
vorübergehend ablenken, doch 
sie können die Realität nicht ver- 
ändern. Die Volkswirtschaft der 
Ukraine als Produktion materiel- 
ler Güter und Dienstleistungen 
setzt ihren Sturz bis zum völligen 
Zusammenbruch weiter fort. 


Bereits im vergangenen Jahr 
hatte die Zerstörung der Volks- 
wirtschaft Ausmaße erreicht, die 
selbst das, was in Rußland pas- 
siert ist, noch übertrafen. Der 


Zusammenbruch des Lebens- 
standards war das, was mit Ab- 
sinken der Produktion Schritt 
gehalten hat. Vom vergangenen 
Herbst bis zum Beginn dieses 
Frühjahrs haben sich die Lebens- 
mittelpreise verdoppelt oder ver- 
dreifacht, während die Mieten 
und die Energiekosten noch um 
ein Vielfaches mehr gestiegen 
sind. 


Der Versuch des IWF, die De- 
stabilisierung und den Zusam- 
menbruch der Ukraine zu ver- 
vollständigen, wird nicht ohne 
heftigen Widerstand seitens der 
patriotischen Elite des Landes 
vor sich gehen. Viele Patrioten 
hatten gut gemeinte, doch falsch 
plazierte Hoffnungen in die so- 
genannten »Marktwirtschaftsre- 
formen« gesetzt. Doch sie sind 
entschieden dagegen, mit anzu- 
schauen, wie ein Ausverkauf des 
Landes an ausländische Interes- 
sen betrieben und die Ukraine 
von einem Staat mit dem Po- 
tential, ein Wirtschaftsgigant zu 
werden, in eine osteuropäische 
Version einer Bananenrepublik 
verwandelt wird. 


Eine Vereinbarung 
Schulden-gegen- 
Eigenkapital 


Ein entscheidender Wendepunkt 
im Denken der Elitegruppen ist 
vielleicht auf dem Höhepunkt 
der Pro-IWF-Kampagne des Re- 
gimes eingetreten. Es ging um 
die Unterzeichnung der russisch- 
ukrainischen Vereinbarungen am 
20. März in Kiew, bei denen die 
2,5 Milliarden Dollar offener 
Schulden der Ukraine an Ruß- 
land geregelt wurden. Bei den 
Verträgen ging es um die Ge- 
samtschulden der Ukraine und 
insbesondere um einen Vertrag 
mit der russischen Gasmonopol- 
gesellschaft Gazprom über die 
hohen Schulden für russische 
Erdgaslieferungen. Die russische 
Delegation wurde vom ersten 
stellvertretenden Premiermini- 
ster Oleg Soskowyets und auf 
ukrainischer Seite von amtieren- 
den Premierminister Marchuk 
geführt. Wie von beiden Parteien 
verkündet, waren die Bedingun- 
gen Anfang des Monats in Mos- 
kau zwischen dem IWF (wäh- 
rend des Besuchs von Camdes- 
sus) und der russischen Regie- 
rung ausgearbeitet worden. 


Wie sahen diese Bedingungen 
aus? Oberflächlich betrachtet 
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Ukraine 

Der IWF 
verstärkt den 
Druck 


schienen sie für die Ukraine sehr 
großzügig zu sein. Die Ukraine 
hat 12 Jahre, um die offenstehen- 
den Schulden zurückzuzahlen 
und beginnt mit einer Auf- 
schubsfrist von zwei Jahren, in 
der nur Zinszahlungen verlangt 
wurden. Doch die Sache hatte 
einen Haken. Im Gegenzug muß- 
te die Ukraine Gazprom und an- 
deren russischen Geschäftsinter- 
essen das Recht gewähren, Mehr- 
heitsanteile an 15 ukrainischen 
Staatsbetrieben ihrer Wahl auf 
dem Energiesektor wie Olraffi- 
nerien und auf dem petrochemi- 
schen Sektor zu erwerben. Diese 
ukrainischen Betriebe stehen in 
diesem Jahr zur Privatisierung an 
und es ist jetzt klar, daß sie viele 
russische Beteiligungen bekom- 
men werden. Das werden nach 
dem in Rußland etablierten Fäl- 
len russische Banken und Firmen 
teilweise Strohmänner für westli- 
che Finanzinteressen sein. 


Kurz gesagt, die Vereinbarungen 
stellen im Grunde durch die Hin- 
tertür eine Version der Vereinba- 
rung von Schulden-gegen-Eigen- 
kapital dar, wie der IWF es 
nennt. Außerdem wird damit ein 
gefährlicher Präzedenzfall ge- 
schaffen. Angesichts des politi- 
schen Kurses des Regimes wird 
die Volkswirtschaft der Ukraine 
als Produktion materieller Güter 
und Dienstleistungen immer wei- 
ter schrumpfen, während ihre 
Schulden gegenüber Moskau und 
dem IWF weiterhin ansteigen 
werden. Dies wird dazu führen, 
daß sowohl die westlichen als 
auch die Moskauer Gläubiger die 
Ukraine auffordern werden, im- 
mer mehr Vermögenswerte zum 
Verkauf anzubieten. 


Die Nachricht hinter der 
Nachricht 


Der IWF, der mit den üblen In- 
teressen in Moskau zur Unter- 
stützung einer wirtschaftlichen 
Rekolonialisierung des Landes 
Hand in Hand arbeitet, hat den 
Ukrainern eine dringend notwen- 
dige Lektion geliefert. Viele ha- 
ben in Präsident Kuchmas Stär- 
kedemonstration gegen die pro- 
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russische separatistische Regie- 
rung in der autonomen Krim-Re- 
gion auch einen Ablenkungsver- 
such von seiner Ausverkaufs-Po- 
litik gesehen. Dieser Versuch 
wurde am 17. März in Gang 
gesetzt, als das ukrainische Par- 
lament nach einer Rede Kuch- 
mas die Verfassung der Krim 
außer Kraft und ihren sogenann- 
ten Präsidenten Yuri Meshkow 
absetzte. Kurz danach entsandte 
Kuchma 200 Polizisten in die 
Hauptstadt der Krim, Simfero- 
pol, um Aufstände niederzu- 
schlagen. 


Die Nachricht hinter der Nach- 
richt war, daß Kuchma die Kam- 
pagne gegen die Separatisten auf 
der Krim nach engen Konsulta- 
tionen mit Moskau in Gang setz- 
te. Für die erste Rate im Aus- 
verkauf der Ukraine brauchte er 
eine »patriotische« Show auf der 
Krim. Moskau, das die Chance, 
die Ukraine als Ganzes in Phasen 
aufzukaufen, eindeutig bevor- 
zugt und seine Strategie nicht 
ruinieren will, indem es auf der 
Krim provoziert, hat mit Kuchma 
nur allzugern mitgespielt. Die 
russische Regierung und Duma- 
Führer reagierten auf die Krim- 
Krise, indem sie die Krim strikt 
zur »internen Angelegenheit der 
Ukraine« erklärten. Die gleichen 
Formulierungen wurden von Sos- 
kowyets bei seiner Ankunft in 
Kiew wiederholt, wo er sogar so 
weit ging und sagte, die Krim 
würde bei seinen Gesprächen mit 
der ukrainischen Regierung »über- 
haupt nicht zur Sprache kom- 
men«. 3 


Mexiko 


Chronik der 
Zapatista- 
Verschwörung 


Vom ersten Augenblick der Kriegserklärung der Zapatista 
National Liberation Army (EZLN) am 1. Januar 1994 gegen die 
mexikanische Armee gab es zwei unterschiedliche Ansichten dar- 
über, was in Chiapas vor sich ging. Die eine bot das Bild des 
EZLN-Aufstandes als eine legitime Bewegung romantischer 
Guerilla-Kämpfer, die bereit sind, für die Rechte der Indianer zu 
sterben. Die EZLN wurde als die Vorhut einer »Rebellion der 
Maya-Indianer« gezeichnet. Diese Meinung wurde sowohl auf 
nationaler als auch auf internationaler Ebene weit verbreitet, vor 
allem von den der UNO angeschlossenen nicht staatlichen Orga- 
nisationen (NGO) und den Netzwerken der Theology of Libe- 
ration, die mit dem Bischof (»Commander«) Samuel Ruiz von 
San Christöbal de las Casas, Chiapas, verbunden sind. 


Die andere Ansicht zeigt genau 
das Gegenteil: erstens, daß die 
EZLN zu einer kriminellen Dro- 
gen-Guerrilla-Armee gehört, die 
im Sao Paulo Forum vereinigt ist 
und zweitens, daß die Operation 
von außerhalb Mexikos kontrol- 
liert wird. 


Untersuchungen zeigten, daß die 
Entwicklungen in Chiapas über- 
haupt nichts mit den Indianern zu 
tun hatten, außer daß sie als Ka- 
nonenfutter in einer terroristi- 
schen Operation des britischen 
Geheimdienstes vorgesehen wa- 
ren, deren Saat in Chiapas bereits 
vor drei Jahrzehnten gesät wor- 
den ist. 


Die Saat der 
Geheimdienste 


Zu den Waffen der Operation 
gehören: »Action Antropology«, 
deren Geburtsort die Sorbonne in 
Paris ist und die zusammen mit 
der Harvard Universität und 
ihrem »Chiapas-Projekt« zur 
Durchführung des ehrgeizigsten 
anthropologischen Projektes, von 
dem man je weiß, eingesetzt 
wurde. Die Eingeborenen von 
Chiapas wurden intensiv be- 
schrieben, bis eine nichtmensch- 
liche Identität ergänzt werden 
konnte. 

Die systematische Entsendung 
von Aktivisten der Theology of 


Liberation unter dem Komman- 
do des schismatischen Bischofs 
Samuel Ruiz. 


Die Fühler des drogenterroristi- 
schen Sao Paulo Forum und 
deren Protektoren in der Banker- 
Lobby, dem Inter-American Dia- 
logue. 


Die massive Intervention von 
nicht staatlichen Organisationen 
jedweder Art, insbesondere der 
»Verteidiger« der Menschen- 
rechte. 


Der supranationale Apparat der 
Vereinten Nationen, deren pri- 
märe Mission darin besteht, den 
Nationalstaat in brudermörderi- 
sche, ethnische Banden zu zerle- 
gen. Das Londoner Tavistock- 
Institut spielt dabei eine ent- 
scheidende Rolle. 


Vor kurzem ist die Beteiligung 
des World Wide Fund for Nature 
(WWF) des britischen Prinzen 
Philip an dem Konflikt enthüllt 
worden. 


Insider haben von Anfang an 
behauptet, daß diese weltweite 
Operation des britischen Ge- 
heimdienstes zum Ziel hat, die 
politische und territoriale Des- 
integration Mexikos zu verursa- 
chen und es gehört dabei mit zur 
Verschwörung, separatistische 
»autonome indianische Gebiete« 


durchzusetzen, um die bewaffne- 
ten Streitkräfte und Länder La- 
teinamerikas zunichte zu ma- 
chen. Dies wurde im Oktober 
1994 bestätigt, als die EZLN und 
ihr gewählter Zweig, die PRD, 
begannen, die ganzen Gebiete 
von Chiapas für »autonom« zu 
erklären. 


Präsident Ernesto Zedillos Ent- 
scheidung am 9. Februar dieses 
Jahres die Köpfe der sogenann- 
ten EZLN zu demaskieren, in- 
dem er gegen Rafael Sebastian 
Guillen Vicente (»Marcos«) und 
gegen den weniger bekannten, 
doch gleichermaßen wichtigen 
Fernando Yanez Munoz (»Com- 
mander Germän) und 14 andere 
Guerrillaführer Haftbefehle er- 
ließ und drei Unterkommandeure 
der terroristischen Gruppe ver- 
haften ließ, hat das sorgfältig 
kultivierte Bild von den »roman- 
tischen Guerillas« und den »Ma- 
ya-Indianern« über Bord gewor- 
fen. 


Eine ausländische 
Aggression gegen 
Mexiko 


Der mexikanische Präsident sag- 
te, die »Herkunft, Zusammen- 
setzung der Führung und die 
Ziele der EZLN sind weder 
populär, noch einheimisch, noch 
chiapasisch«. 


Gleichzeitig lassen die Ermitt- 
lungen der mexikanischen Staats- 
anwaltschaft und die Geständ- 
nisse der Verhafteten keinen 
Zweifel daran, daß es sich bei der 
EZLN um nichts weiter handelt 
als um eine ausländische Ag- 
gression gegen Mexiko. Zu den 
neu aufgedeckten Beweisen ge- 
hören: 


Rafael Sebastiän Guillen Vicente 
(»Subcommander Marcos«) hat 
an ‚der National Autonomous 
University of Mexiko (UNAM) 
Philosophie studiert und ist ein 
Partisan der dekonstruktionisti- 
schen Strömung von Althusser, 
Foucault und Derrida. Er erhielt 
ein Stipendium für die Sorbonne 
in Paris und saß dort in den glei- 
chen Vorlesungssälen, aus denen 
auch der Schlächter von Kam- 
bodscha, Pol Pot, und andere 
Volksmörder hervorgegangen 
sind. 


Es wird derzeit untersucht, ob 
»Marcos« im Jahre 1993 mehre- 
re Monate in Peru gewesen ist 


und militärisches Training bei 
der Tupac Amaru Revolutionary 
Movement (MRTA) erhalten hat, 
die auch in Nordkorea trainierte 
und wie die EZLN Mitglied des 
Sao Paulo Forum ist. 


Verstecke mit 
schweren Waffen 


Angesichts des Vorstoßes der 
mexikanischen bewaffneten Streit- 
kräfte zogen sich die Zapatistas 
auf die »Montes Azules« zurück, 
das biosphärische Schutzgebiet, 
in dem auch verschiedene Or- 
ganisationen beheimatet sind, die 
vom World Wide Fund for Na- 
ture finanziert werden. »Montes 
Azules« wurde als Trainings- 
zentrum der EZLN genannt. 


Am 8. Februar entdeckte die 
Staatsanwaltschaft zwei Geheim- 
verstecke der EZLN - eines im 
Bundesbezirk und ein anderes in 
Veracruz — mit einem Arsenal 
schwerer Waffen, Handgranaten, 
Granatwerfern und Sprengstoff. 
Nach Auskunft derjenigen, die 
aus der Szene bereits verhaftet 
worden sind, ist Fernando Yanez 
Munoz (»Commander Germän), 
der flüchtig ist, für die Geld- 
beschaffung und den Einkauf 
von Waffen verantwortlich. 


Die Waffen der EZLN kommen 
aus den Vereinigten Staaten nach 
Mexiko City, werden in Toluca 
im Staat Mexiko gelagert und 
dann nach Yanga, Veracruz — be- 
kannt als »Almendros Base« -, 
gebracht, von wo aus sie direkt 
nach Chiapas gelangen. 


Andere wie die Zeitschrift 
»Siempre!« haben die südliche 
Route ausgemacht, über die Waf- 
fen von Nicaragua und Gua- 
temala direkt nach Chiapas kom- 
men. 


Unterstützung kommt 
auch aus Deutschland 


Aus den Geständnissen erfuhr 
man, daß die Rebellengruppe 
über mehrere Bankkonten ver- 
fügt, um sich zu finanzieren und 
Unterstützung von Bürger- und 
Gewerkschaftsorganisationen in 
Mexiko erhält wie die Inde- 
pendent Proletarian Movement 
(MPI), Route 100 Union, Desmi 
und Canac-Un. Die Gewerk- 
schaften MPI und Route 100 
wurden als Teil des Unterstüt- 
zungsnetzwerks von »Shining 


Path North« erwähnt, das heißt, 
als Teil von EZLN. 


Die offenbare Unterstützung der 
EZLN wurde deutlich, als vom 
damaligen Bürgermeister von 
Mexiko City, Manuel Camacho 
Solis, entscheidender Einfluß auf 
die Gewerkschaft ausgeübt wur- 
de. Camacho rühmte sich später 
der Unterstützung der EZLN, als 
er in seiner Eigenschaft als Prä- 
sident Salinas offizieller Beauf- 
tragter für die Verhandlungen 
mit den Zapatistas in der ersten 
Hälfte des Jahres 1994 die 
Rebellen legitimierte und jede 
der Schlüsselforderungen der 
EZLN verteidigte. 


Es wird zugegeben, daß ein Teil 
der Zapatista-Ressourcen aus 
dem Ausland kommt, in erster 
Linie von sogenannten philan- 
thropischen Organisationen in 
Deutschland wie die katholische 
Wohltätigkeitsorganisation Mi- 
sereor, die zugegebenermaßen 
7,5 Millionen Dollar für Projekte 
in Chiapas ausgegeben hat, und 
den Vereinigten Staaten, doch 
Einnahmen aus Entführungen 
und Bankraub werden ebenfalls 
untersucht. 


Die EZLN entstand aus den 
Überresten einer terroristischen 
Gruppe namens »National Libe- 
ration Forces«, die in Mexiko 
seit dem Jahre 1969 operierte. 


Ende der siebziger Jahre beteilig- 
te sie sich an logistischen Nach- 
schuboperationen für die Gue- 
rillabewegungen in Salvador, 
Nicaragua und Guatemala und 
schuf selbst eine Vielzahl von 
Guerillaorganisationen, die in 
sozialistischen Ländern, beson- 
ders in Nordkorea, geschult wur- 
den. In Mexiko gründete sie die 
Revolutionary Armed Movement 
(MAR), die Revolutionary Ar- 
med Forces (FAR) und mehrere 
Abteilungen der September 23 
Communist League, die in Me- 
xiko Ende der sechziger und die 
ganzen siebziger Jahre hindurch 
operiert hat. 


Viele von ihnen fanden Zuflucht 
in akademischen Insitutionen. 
»Subcommander Marcos« bei- 
spielsweise ist über seine Freun- 
din Silvia Fernändez (»Sofia« 
oder »Gabriela«) mit der maoi- 
stischen Terrorgruppe Procup 
verbunden, die in verschiedenen 
Procup-Tarnorganisationen aktiv 
und an der Koordination des 
Netzwerkes der EZLN-Unter- 


stützungsgruppen auf internatio- 
naler Ebene beteiligt ist. 


Samuel Ruiz, der schismatische 
Bischof von San Cristöbal de las 
Casas — in Berichten als »Com- 
mander« Samuel Ruiz bezeich- 
net — nannte sich selbst den 
»Maya-Prinzen«; er unterhielt 
Kontakte zur EZLN seit dem 
Jahre 1985 und wußte minde- 
stens sechs Monate vorher von 
den Plänen für den Aufstand. 


Außerdem führten die Guerrillas 
direkte Gespräche mit dem Bi- 
schof, um die »Konflikte« zwi- 
schen den Katecheten und der 
bereits formierten EZLN zu lö- 
sen. 


Mit Unterstützung 
der ETA 


Am 3. März bestätigte der Staats- 
anwalt, daß die Rolle von Sa- 
muel Ruiz in dem Konflikt unter- 
sucht wird, auch wenn gegen ihn 
kein Haftbefehl existiert. 


Die mexikanische Staatsanwalt- 
schaft untersucht eine »nicara- 
guanische Connection«. Infor- 
manten weisen auf Lenin Cerna, 
Generalinspekteur der nicaragua- 
nischen Armee, ehemaliger Chef 
der politischen Polizei der San- 
dinistas und Leiter des kontinen- 
talen, von Kuba gelaufenen, Dro- 
genterrorapparates des Sao Paulo 
Forums, als Bindeglied für die 
Schulung der EZLN in Nicara- 
gua hin. Die Tageszeitung der 
Sandinistas, »Barricada«, bestä- 
tigte in einem Artikel am 10. Fe- 
bruar, daß »Subcommander Mar- 
cos« in den achtziger Jahren in 
Nicaragua gelebt hat, wo er mi- 
litärisches Training und die Or- 
ganisation von Bauern in. den 
ländlichen Gebieten von Nordni- 
caragua durchgeführt hat. Als er 
von der mexikanischen Presse 
darüber interviewt wurde, lehnte 
Lenin Cerna jeglichen Kommen- 
tar dazu ab, während Tomäs Bor- 
ge — der offizielle Biograph von 
Carlos Salinas de Grotari — und 
der ehemalige nicaraguanische 
Präsident Daniel Ortega jegliche 
Verbindungen leugneten. 


Doch Eden Pastora, Nicaraguas 
berühmter »Commander Cero«, 
sagte der mexikanischen Zeit- 
schrift »Siempre!«, »Marcos« er- 
innere ihn an »El Mexicano« 
oder Marcos Rojas, einen mexi- 
kanischen Guerilla in der Stadt 
Ocotal, der in der Sandinista-Ar- 
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mee war, dann »seinen Hut nahm 
und sagte, er werde alleine kämp- 
fen«. 


Die spanische Tageszeitung »El 
Pais« berichtete am 10. Februar, 
daß »die spanische Regierung 
sich darüber bewußt ist, daß die 
separatistische Baskenorganisa- 
tion ETA den Chiapas-Guerrilla 
Geld gegeben hat«. Indem sie 
spanische antiterroristische Be- 
hörden zitiert, fügt die Zeitung 
hinzu, die große ETA-Kolonie in 
Mexiko »unterstützt die EZLN in 
Form von Geld sowie mit In- 
doktrinierung und ideologischer 
Unterstützung. Fast 200 Leute 
mit Verbindung zur EZLN leben 
in Mexiko, in erster Linie in 
Städten im Staat Mexiko, Gue- 
retaro und Guanajuato, von de- 
nen 50 aktive Mitglieder sein sol- 
len.« 


Ein Sieg kostet einen 
hohen diplomatischen 
Preis 


Um zu verhindern, daß der Be- 
fehl des mexikanischen Präsi- 
denten durchgeführt wird, führ- 
ten die EZLN-Netzwerke Kund- 
gebungen und Demonstrationen 
durch, gaben Erklärungen und 
Drohungen ab und veröffentlich- 
ten Dutzende von Artikeln gegen 
die Regierung, mit dem Ziel, den 
Konflikt zu internationalisieren, 
was das Ziel der EZLN von 
Anfang gewesen ist. 


Die von Bischof Samuel Ruiz 
geschaffene National Mediation 
Commission (CONAT) verlang- 
te, daß die »freien Zonen« in 
Chiapas wiederhergestellt wer- 
den und daß das Internationale 
Rote Kreuz sich für die Sicher- 
heit der Zapatistas »verbürgt«. 


Amnesty International eilte zur 
Verteidigung jener, die verhaftet 
worden sind, und die CONAI 
forderte von der Organisation der 
amerikansichen Staaten und an- 
deren, die sogenannten Men- 
schenrechtsverletzungen der Ar- 
mee zu verurteilen. Der spani- 
sche Außenminister sprach auf 
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einem Besuch in Mexiko Ende 
Februar nicht von der Finan- 
zierung der mexikanischen Gue- 
rillas durch die ETA, sondern 
schlug vielmehr vor, daß Frie- 
densgespräche zwischen der me- 
xikanischen Regierung und der 
EZLN »in Spanien stattfinden 
sollten«. 


Der Presse der internationalen 
Finanzoligarchie hat ihren Teil 
ebenfalls dazu beigetragen. Im 
»Wall Street Journal« hieß es, 
daß »der Versuch, den Aufstand 
in Chiapas niederzuschlagen, ei- 
ne große Gefahr darstellt ... weil 
die Zapatista-Bewegung immer 
noch Sympathien hervorruft ... 
Investoren könnten es mit der 
Angst kriegen und ihr Geld ab- 
ziehen.« 


Die »Los Angeles Times« übte 
Druck auf die Menschenrechts- 
front aus und meinte, »für einen 
militärischen Sieg müsse ein 
hoher politischer und diplomati- 
scher Preis gezahlt werden«. 


Echte psychologische 
Kriegsführung 


Die EZLN intensivierte ihre Ver- 
bindungen direkt und benutzte 
»Internet« dazu, ihr internationa- 
les Unterstützungsnetzwerk zu 
mobilisieren und Verleumdun- 
gen gegen die mexikanische Ar- 
mee zu verbreiten, indem sie sie 
beschuldigten, »Kinder zu töten 
und Frauen zu schlagen und zu 
vergewaltigen«. Sie forderten 


»ein Ende dieses volksmörderi- 
schen Krieges«, »eines schmutzi- 
gen Krieges der Bombardie- 
rungen, Schießereien, Vergewal- 
tigungen, Schläge, Lügen und 
des Todes«. 


Dutzende von Journalisten und 
Menschenrechtsaktivisten ver- 
suchten die Propaganda der Za- 
patistas zu bestätigen, doch nie- 
mand fand Beweise für Bom- 
benattentate oder konnte diese 
angeblichen Menschenrechtsver- 
letzungen nachweisen. Ein Mili- 
tärvertreter beschrieb die Situa- 
tion als echte psychologische 
Kriegführung. 


Innerhalb des Landes haben sich 
Cuauht&moc Cärdenas Revolu- 
tionäre Demokratische Partei 
(PRD) und andere politische 
Tarnorganisationen der Zapati- 
stas wie die Nationaldemokra- 
tische Konvention (CND) mobi- 
lisiert, um die Militäraktionen zu 
stoppen. Zu den CND gehören so 
prominente Persönlichkeiten wie: 


Der ehemalige Dekan der Na- 
tional Autonomous University of 
Mexico (UNAM), Pablo Gon- 
zälez Casanova, der ein Mitglied 
des Redaktionsausschusses von 
»America Libre«, der Zeitschrift 
des Sao Paulo Forum, ist. 


Mariclaire Acosta Urquidi, Mit- 
glied des Interamerikanischen 
Dialogs, der das nationale Netz- 
werk von Menschenrechtsorga- 
nisationen zur Verteidigung der 
EZLN inszenierte. 


Mexikos Präsident Ernesto 
Zedillo erklärt zu den Unru- 
hen in Chiapas: »Herkunft, 
Zusammensetzung der Füh- 
rung und die Ziele der Ver- 
schwörung sind weder po- 
pulär, noch einheimisch, 
noch chiapasisch.« 


Gustavo Esteva, Teddy Gold- 
smiths (britischer Okologe) »Mann 
in Mexiko«. Estevas Buch, »Fin 
de una &poca« (Ende einer Ara), 
ist eine Apologie für das Se- 
paratistenprojekt der EZLN. 


Sechs Tage, nachdem die Ope- 
ration gegen die EZLN in Gang 
gesetzt worden ist, wies Präsident 
Ernesto Zedillo die Armee und die 
Staatsanwaltschaft an, jegliche Art 
von Konfrontation mit Elementen 
der EZLN zu vermeiden, er setzte 
die rechtlichen Schritte praktisch 
aus und bot ein neues Amne- 
stiegesetz an, dessen Bestim- 
mungen dem Kongreß im Be- 
streben nach einer »politischen 
Lösung« vorgelegt werden wür- 
den. Zedillo wurde aufgrund der 
großen Erpressungskampagne im 
In- und Ausland gezwungen, 
klein beizugeben, was ein Jahr zu- 
vor auch schon mit der Regierung 
von Salinas de Gortari passiert 
war. Nur diesmal wurde das 
Territorium, das die bewaffneten 
Streitkräfte erfolgreich wieder in 
die nationale Souveränität inte- 
griert hatten, nicht wieder den 
Guerrillas zurückgegeben. Am 
19. Februar bestätigte Präsident 
Zedillo, daß »die Regierung, ge- 


schweige denn der Präsident der 
Republik, die Verantwortung für 
die Erhaltung der Souveränität des 
ganzen nationalen Territoriums 
keinesfalls aufgeben kann«. 


Wie der britische 
Geheimdienst die Zapa- 
tistas geschaffen hat 


Die offensichtliche Art und Wei- 
se, wie die britische Oligarchie 
nacheinander die ganzen Einzel- 
teile dieser separatistischen Ope- 
ration gegen Mexiko zusammen- 
gesetzt hat, mag einige vielleicht 
überraschen. 


In gewisser Weise begann die 
»Operation Chiapas« des briti- 
schen Geheimdienstes vor einein- 
halb Jahrhunderten. Im Jahre 1821 
schloß sich ganz Mittelamerika zu 
dem damals das Gebiet, das heute 
Chiapas heißt, dazugehörte for- 
mell der mexikanischen Republik 
an. Zwei Jahre später erklärte sich 
Mittelamerika von Mexiko unab- 
hängig, doch Chiapas beschloß, 
ein Teil von Mexiko zu bleiben. 


Anfang des Jahres 1847 förderten 
die Briten über Britisch-Honduras, 
das heutige Belize, eine einheimi- 
sche, separatistische Bewegung 
auf Mexikos Halbinsel Yucatän, 
was zu dem 50 Jahre dauernden 
Krieg der Kasten führte, der fast 
zur Zerstückelung Mexikos führ- 
te. Das Nebenprodukt Separatis- 
mus wurde in der nahegelegenen 
Region Soconusco geschürt. 

Die Briten operierten auch über 
ihre Verbündeten in der amerika- 
nischen Konföderation; sie ent- 
sandten beispielsweise freimaueri- 
sche Agenten aus Texas, die in 
Yucatän den Separatismus schü- 
ren sollten. 


Die psychoanalytischen 
Befreiungstheorien 


Die gleiche Politik wurde bis ins 
20. Jahrhundert hinein fortgesetzt. 
In den zwanziger und dreißiger 
Jahren dieses Jahrhunderts benut- 
zen die französischen »Anthro- 
pologen« Paul Rivet und Jacques 
Soustelle die »Societ€E des Ame- 
ricanistes« und die Sorbonne in 
Paris dazu, ihr ethnisches Sepa- 
ratistengift zu versprühen, wie 
beispielsweise die relativistische, 
bestialische Ansicht, daß die Men- 
schenopfer der Azteken, wie es sie 
auch bei den Maya gibt, mit dem 
Bild des Chistusopfers vergleich- 
bar seien. 


Im Jahre 1957 begann die Harvard 
Universität mit ihrem »Chiapas- 
Projekt« und im Laufe der näch- 
sten Jahrzehnte wurden Hunderte 
ausländischer Anthropologen, die 
in der Schule der britischen »radi- 
kalen Anthropologie« von David 
Maybury Lewis und anderen 
unterwiesen worden waren, nach 
Chiapas geschickt. Ihre Aufgabe 
war es, verschiedene indianische 
Gemeinschaften zu skizzieren und 
ethnischen Separatismus zu schü- 
ren. Bis zum Jahre 1977 hatten sie 
27 Bücher, 21 Doktorarbeiten, 33 
Diplomarbeiten, zwei Romane 
und einen Film über die Region 
hervorgebracht. 


Im gleichen Zeitraum wurde die 
Theology of Liberation nach 
Chiapas entsandt. Den Bekennt- 
nissen des verstorbenen Roten 
Bischofs von Cuernavaca, Sergio 
Mendez Arceo, gegenüber der 
Zeitschrift »Proceso« (11. Januar 
1988) zufolge, kam Theology of 
Liberation mit Gregorio Lemer- 
cier, einem Benediktinerpriester 
von der Universität Louvain in 
Belgien, nach Mexiko. Lemercier 
kam im Jahre 1944 nach Mexiko 
und hatte bis zum Jahre 1959 für 
Nonnen, die von Unsicherheit 
über Sex geplagt wurden, bereits 
die psychoanalytische Gruppen- 
therapie propagiert. Er selbst 
unterwarf sich dieser Therapie im 
Jahre 1961 unter der Leitung von 
Santiago Ramirez und Gustavo 
Quevedo, Anhängern der psycho- 
analytischen »sexuellen Befrei- 
ungs«-Theorien der Frankfurter 
Schule in Mexiko, über die Le- 
mercier mit dem Vatikan in Kon- 
flikt geriet. 


Lemercier war theologischer Rat- 
geber von Sergio Mendez Arceo 
seit dem Jahre 1962 und gründete 
im Jahre 1966 das Psychoana- 
lytische Emaus-Zentrum — eine 
Brutstätte Homosexueller, Lesben 
und Zombies der Drogenterror- 
kultur »New Age«. Im Jahre 1967 
ermahnte der Vatikan Lemercier 
und befahl ihm, sein Zentrum zu 
schließen, woraufhin Lemercier 
aus der Kirche austrat. 


Das Emaus-Zentrum arbeitete mit 
Iwan Illichs Cidoc (Zentrum für 
Information und Dokumentation) 
zusammen. Illrich, ein anderes 
Mitglied der Theology of Libe- 
ration, kam direkt über Erich 
Fromm im Jahre 1961 nach Me- 
xiko. Erich Fromm war ein 
Psychiater der Frankfurter Schule, 
der viele Jahre in Mexiko gelebt 
und für seine britischen Kontrol- 


leure am Tavistock-Institut und 
beim Weltverband für geistige 
Gesundheit verschiedene Bücher 
über die Bauern-Macho Kultur der 
Mexikaner veröffentlicht hat. 


Bis Mitte der sechziger Jahre hatte 
die Lemercier-Mendez Arceo- 
Illrich Troika bereits ein nationa- 
les Netz existentialistischer Prie- 
ster geschaffen, die die radikale 
Literatur des Peruaners Gustavo 
Gutierrez, die von Leonardo Boff, 
Reichel-Dolmatoff etc. verteilten. 
Samuel Ruiz Garcia war in diesem 
Netzwerk bereits zu finden. 


Nachdem nun die Umgebung für 
den ethnischen Separatismus be- 
reits geschaffen war, fehlten nur 
noch die Drogen-Guerrillas. 


Die Torreön- 


. Gruppe 


Im Jahre 1974 war die Politik der 
»demokratischen Offnung« von 
Präsident Luis Echeverria in vol- 
lem Gange. Diese »Offnung« um- 
faßte innerhalb der PRI ein ganzes 
Netzwerk maoistischer »Intellek- 
tueller«, Profis im Rekrutieren für 
den Terrorismus, mittels der 
Theorien von Louis Althusser und 
Michel Foucault; herausragende 
Namen sind dabei Adolfo Orive 
Benguier, Hugo Andr&s Araujo 
und die Brüder Raül und Carlos 
Salinas de Gortari. 


Orive Benguier (Absolvent der 
Sorbonne) und der maoistische 
Führer Hugo Andres Araujo bau- 
ten in Durango, Nuevo Leön, 
Coahuila, Chihuahua und anderen 
Staaten des Landes ein Netz von 
»Menschenkolonien« auf, schlech- 
te Gegenden, die für Drogen- 
terrorgruppen wie die September 
23 Communist League auch als 
Unterschlupf dienten. 


Orive Benguir und Huo Andres 
Araujo gehörten zur sogenannten 
Torreon-Gruppe aus der Stadt 
Torr&on, Coahuila, die lange Zeit 
das allgemeine Hauptquartier der 
jesuitischen Operationen im Nor- 
den des Landes gewesen ist. Ihre 
Strategie trug die Namen »Peo- 
ple’s Politics«, »Proletarian Line« 
oder »Mass Line« und sie wurden 
»die Pepes« genannt. 


Es werden die Torr&on-Gruppe, 
die ab dem Jahre 1974 in Chiapas 
die verschiedenen Bauernorgani- 
sationen wie die OPEZ, Anciez 
und Peasant Torch geschaffen hat, 
die dann die EZLN schufen. 


Hugo Andres Araujo leitete die 
radikale maoistische Gruppe Pea- 
sant Torch, die trotz ihrer marxi- 
stisch-leninistischen Ursprünge 
im Jahre 1985 in die regierende 
PRI-Partei eingebracht wurde. 
Wie »El Financiero« im Februar 
1990 berichtete, »mit der Er- 
nennung von Raül Salinas de 
Gortari, dem Bruder des Präsi- 
denten, zum technischen Sekretär 
von Pronasol ... haben die Mit- 
glieder von Peasant Torch dreiste- 
re Aktionen unternommen«. Mit 
Raul Salinas Protektion wurde 
Oribe Alva zum Direktor von 
Pronasol ernannt, wie das nationa- 
le Solidaritätsprogramm heißt. 


In einem Artikel der Zeitschrift 
»Contenido« vom Oktober 1990 
wird Raül Salinas als einer der 
Regierungsvertreter genannt, der 
Peasant Torch unterstützt, zu 
deren Verbrechen die Ermordung 
politischer Gegner, Landinvasio- 
nen, Entführungen und die Mo- 
bilisierung des jakobinischen 
Mobs in ärmeren Gegenden ge- 
hört. 


Hugo Andres Araujo war nationa- 
ler Führer der National Peasant 
Federation (CNC) der PRI wäh- 
rend der Regierungszeit von 
Carlos Salinas de Gortari und er 
wurde aufgrund des Skandals im 
Zuge der Verhaftung von Raül 
Salinas de Grotari als intellektuel- 
ler Urheber der Ermordung des 
PRI-Generalsekretärs Jose Fran- 
cisco Ruiz Massieu im September 
1994 im Februar 1995 zum 


Rücktritt gezwungen. DO 
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Kissinger 
wütet in aller 
Welt gegen 
Clinton 


Wie wir berichteten, begann der 
frühere US-Außenminister Hen- 
ry A. Kissinger Anfang April, sich 
öffentlich der Gruppe der Kon- 
servativen Revolution um den 
Sprecher des Repräsentantenhau- 
ses Newt Gingrich anzubiedern. 
Kissinger und Gingrich priesen ge- 
genseitig überschwenglich ihre 
Außenpolitik und attackierten 
die des Präsidenten. Seither ent- 
faltet Kissinger international eine 
außergewöhnliche Aktivität, mit 
der unverhohlenen Absicht, die 
Ziele des Clinton-feindlichen 
britischen Außenministeriums zu 
fördern und sich im Milieu der 
Republikanischen Partei ent- 
scheidenden Einfluß zu sichern. 


Ende März traf Kissinger zu ei- 
nem etwa einwöchigen Aufenthalt 
in Indien ein, wo er am 24. März 
mit Premierminister Rao und 
Führern der oppositionellen BJP- 
Partei zusammentraf. Neben ge- 
schäftlichen Gründen bezweckte 
die Reise offenbar, den diploma- 
tischen Einfluß des Weißen Hau- 
ses in Indien zu schwächen, da 
sie ungefähr mit dem Besuch 
Hillary Clintons zusammenfiel. 
Von Indien flog Kissinger nach 
London weiter, wo er der wich- 
tigste amerikanische Teilnehmer 
der Konferenz des Londoner 
Royal Institute of International 
Affairs (RIIA) am 29. März über 
»Großbritanniens Rolle in der 
Welt« war. In seiner Rede warb 
er für die Perspektive der »Ba- 
lance of Power« und kritisierte 
Clintons Verständnis außenpoli- 
tischer Fragen. Auch in London 
traf er privat führende Per- 
sönlichkeiten des Landes. 


Am 2. April traf er dann gleich- 
zeitig mit dem früheren US- 
Präsidenten George Bush und 
dem ehemaligen Vorsitzenden 
der Federal Reserve Paul Volk- 
ker in Argentinien ein. Bei sei- 
nem mehrtägigen Aufenthalt 
konferierte Kissinger mit Prä- 
sident Carlos Menem, Außen- 
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minister Guido Di Tella, Ver- 
teidigungsminister Oscar Camil- 
lon und führenden argentini- 
schen Geschäftsleuten und Oko- 
nomen. Auch in Argentinien und 
bei seinem nachfolgenden Kurz- 
besuch in Brasilien griff Kis- 
singer Clintons Außenpolitik als 
»inkompetent« an. Am 18. April 
war der brasilianische Präsident 
Cardoso Kissingers Frühstücks- 
gast in New York. In seiner 
monatlichen Kolumne verurteilte 
Kissinger am 23. April Clintons 
strategische und Wirtschafts- 
politik gegenüber Südamerika. 


In Europa nahm Kissinger vom 
21.-24. April an der Jahres- 
hauptversammlung der Trilate- 
ralen Kommission in Kopen- 
hagen teil. Auch dort ließ er kei- 
ne Gelegenheit aus, Clintons 
Außenpolitik, diesmal in bezug 


auf Rußland, zu verurteilen. Der ° 


Tageszeitung »Berlinske Tiden- 
de« sagte er am 24. April, der 
»Mangel an amerikanischer Füh- 
rung« beruhe auf übertriebener 
Rücksichtnahme auf russische 
Gefühle und sei dafür verant- 
wortlich, daß die NATO bisher 
nicht nach Osten erweitert wur- 
de. Er warnte, zwischen Deutsch- 
land und Rußland könne eine 
»Grauzone« und eine neue Ara 
deutsch-polnischer Spannungen 
entstehen. Am 24. April traf 
Kissinger in München ein. In 
einem Fernsehinterview, das am 
25. April gesendet wurde, kriti- 
sierte er Clintons »Sonderbe- 
ziehung« mit Deutschland. Auf 
Einladung des polnischen 
Finanzministers Kolodko, der 
ebenfalls Mitte April Früh- 
stücksgast Kissingers in New 
York war, wird Kissinger im 
Juni Polen besuchen. 


Für eine führende Rolle Kis- 
singers in der amerikanischen 
Außenpolitik sprach sich am 1. 
April Otto von Habsburg in 
einem Kommentar der »Vorarl- 
berger Nachrichten« aus. Er 
nannte Kissinger den »erfolg- 
reichsten Außenminister der USA 
in der Zeit seit dem Zweiten 
Weltkrieg« und fand: »Es ist 
unsere größte Tragödie, daß der- 
zeit nicht Henry Kissinger die 
Außenpolitik der USA lenkt.« 
Wer jedoch auf die Schwäche 
der Clinton-Administration ge- 
zählt hat, könnte sich verrechnet 
haben. Insbesondere seit dem 
Anschlag in Oklahoma City stieg 
Präsident Clintons Zustim- 
mungsrate deutlich, während die 
des Oppositionssprechers Ging- 


richs sinkt. Kissingers Welt- 
reisen zur Bekämpfung des ame- 
rikanischen Präsidenten könnten 
auf ihn selbst zurückschlagen. 


Hintergrund 
zum Anschlag 
von Oklahoma 
City 


Der Anschlag von Oklahoma 
City ist nur zu begreifen, wenn 
man ihn als Fortsetzung der 
Politik mit terroristischen Mit- 
teln seitens jener britischen Krei- 
se betrachtet, die im vergangenen 
Jahr die Welle von Morddroh- 
ungen und physischen Angriffen 
gegen Präsident Clinton ansta- 
chelten. Der Terroranschlag sei 
Teil einer gegen die Vereinigten 
Staaten gerichteten Strategie der 
Spannung. Dabei verweist man 
auf die Rolle des ehemaligen 
»Times«-Herausgebers Lord 
William Rees-Mogg und des bri- 
tischen Journalisten Ambrose 
Evans-Pritchard — der eng mit 
britischen Geheimdienstkreisen 
zusammenarbeitet -, die seit An- 
fang 1993 die Verleumdungs- 
kampagne gegen Präsident Clin- 
ton koordinieren. 

Es muß deshalb unterstrichen 
werden, daß die Verantwortung 
der amerikanischen Milizbewe- 
gung für den Bombenanschlag 
bisher jedenfalls nicht bewiesen 
ist. Was über den verhafteten 
Hauptverdächtigen Timothy Mc- 
Veigh bekannt wurde, besitzt zwar 
eine gewisse Glaubwürdigkeit, sein 
Hintergrund und seine Bezie- 
hungen zu verschiedenen Miliz- 
gruppen sind jedoch keineswegs 
geklärt. Es ist charakteristisch für 
alle Terroranschläge, daß irgend- 
eine manipulierte Person unter 
irgendeinem Vorwand dazu ge- 
bracht wird, etwas zu tun, wobei 
dieser Vorwand mit dem eigent- 
lichen Motiv der manipulieren- 
den Person nichts zu tun hat. 
Zweifellos gibt es im Milizmilieu 
ein Gewaltpotential. Um daraus 
eine terroristische Bewegung zu 
machen, als die sie von den 
Medien dargestellt wird, wäre 
jedoch der Einfluß eines oder 
mehrerer Geheimdienste notwen- 
dig, um sie durch Infiltration, 
politisch-psychologische Kon- 
ditionierung und Manipulation in 
diese Richtung zu treiben. 

Eine Untersuchung der Miliz- 
bewegung muß folgendes be- 


rücksichtigen: Milizgruppen un- 
terschiedlicher Art gibt es in 38 
Bundesstaaten. Sie sind ein 
Sammelsurium von wütenden 
Populisten, Veteranen des Viet- 
nam- und Golfkriegs und Pro- 
vokateuren mit Geheimdienst- 
verbindung. Typische Grundein- 
stellung der Milizen ist ein tiefer 
Haß gegen die Washingtoner 
Regierung im allgemeinen und 
Bill und Hillary Clinton im 
besonderen. Es zirkuliert zwar 
nominell »antibritische« Propa- 
ganda, der Glaube an die Überle- 
genheit der »angelsächsischen 
Rasse« ist jedoch fest verwur- 
zelt. Außerdem ist ihre Ideologie 
stark von einem groben »religiö- 
sen« Fundamentalismus gefärbt. 
»Bibel« der Milizbewegung ist 
der Roman »The Turner Diaries« 
(»Turners Tagebuch«) von Wil- 
liam Pierce. Im Februar 1993 
wurde ein Pierce-Anhänger ver- 
haftet, nachdem er Präsident 
Clinton bedroht hatte. 

In letzter Zeit hatten die Milizen 
verstärkten Zulauf, wobei sie 
von der fanatischen Haßatmo- 
sphäre gegen Clinton profitieren, 
die von britisch beeinflußten 
Medienkanälen systematisch auf- 
geheizt wurde, unter anderem 
von Moderatoren wie Rush 
Limbaugh, Gordon Liddy oder 
Oliver North und von den 
»christlich-fundamentalisti- 
schen« Fernsehpredigern Jerry 
Falwell und Pat Robertson. Seit 
Clintons Amtsantritt wurden kri- 
minelle Netzwerke im US-Mi- 
litär und Geheimdienstkreisen 
gegen den Präsidenten mobili- 
siert, die in der Ara von Reagan 
und Bush am Iran-Contra-Pro- 
gramm der »parallelen Geheim- 
regierung« beteiligt waren. Ty- 
pisch für diesen Personenkreis 
ist Larry Nichols, der bei einer 
»populistischen« Kundgebung in 
Boulder (Colorado) Morddro- 
hungen gegen Clinton von sich 
gab. Der damalige Präsident 
Bush hatte 1990-91 die Grün- 
dung der Landesmilizen im Rah- 
men der Mobilisierung für den 
Golfkrieg gefördert, um die 
»Privatisierung« und »Dezentra- 
lisierung« von Regierungsfunk- 
tionen voranzutreiben. 

Wichtig ist dabei nicht das »so- 
ziologische Phänomen« der Mi- 
lizen an sich, sondern die Art, 
wie sie insbesondere von briti- 
scher Seite manipuliert und be- 
nutzt werden. Es sind nämlich 
systematische Versuche zu beob- 
achten, den Verfolgungswahn 
dieser Gruppen zu schüren, mit 
dem Ziel, sie zu einer »Flucht 


nach vorne« in gewalttätige Ak- 
tionen zu verleiten, die Gegen- 
reaktionen der Regierung provo- 
zieren sollen und in einem Kreis- 
lauf der Gewalt münden können. 
Diese Strategie der Spannung« 
beruht auf Techniken der »Auf- 
standsbekämpfung«, die der bri- 
tische Brigadier Frank Kitson in 
den fünfziger Jahren in Kenia 
entwickelte. Kitsons Taktik war 
es, verschiedene britisch kontrol- 
lierte aufständische »Banden« 
aufeinander zu hetzen. 

Die kalkulierte Injektion von 
Paronoia in das Milizmilieu er- 
folgte von zwei Seiten: Einer- 
seits veröffentlichte der von Lord 
Rees-Mogg und dessen Ge- 
schäftspartner James Dale Da- 
vidson herausgegebene »Strate- 
gic Investment Newsletter« (SIN) 
am 22. März einen hysterischen 
Artikel, in dem es hieß, die US- 
Regierung schleuse Provoka- 
teure in die Milizen ein, um 
gewalttätige Zwischenfälle her- 
beizuführen, die »den Feds«, 
Präsident Clinton und seinem 
»Feldmarschall Janet Reno« den 
Vorwand liefern würden, den 
Ausnahmezustand zu verhängen 
und brutal gegen die Milizen 
vorzugehen. Der »Waco 2« üb- 
erschriebene Artikel endete mit 
der Ankündigung: »Es wird viel 
Blut fließen.« Dieser Artikel 
wurde dann an die verschiedenen 
Milizgruppen in den USA ge- 
faxt. Bei dieser Operation mach- 
te sich u. a. ein gewisser John 
Roland verdächtig, der im April 
1994 die paramilitärische »Texas 
Constitutional Militia« gründete. 
Roland sagt von sich selbst, er 
sei ein Freund Ambrose Evans- 
Pritchards, der ihn »mit Ge- 
heimdienstagenten in aller Welt 
in Kontakt gebracht« habe. 

Aber auch Evans-Pritchard selbst 
ist an dieser Front überaus aktiv. 
Schon im Dezember 1994 be- 
richtete er im »Sunday Tele- 
graph« ausführlich über die »Mi- 
chigan Militia«, zu der McVeigh 
Kontakte hatte. Am 23. April 
behauptete er in einer Kolumne, 
umfangreiches Material über die 
Milizen gesammelt zu haben. 
Seine Kontakte zu Linda Thomp- 
son, einer führenden Ideologin 
der Milizen, sind bekannt. Nach 
dem Anschlag von Oklahoma 
City stellte Evans-Pritchard 
sogar die völlig haltlose Be- 
hauptung auf, die US-Regierung 
selbst habe den Anschlag 
arrangiert. Derartige Propaganda 
soll die Milizgruppen offenbar 
zu Gewalttaten anstacheln. 

Eine weitere Anheizung der Pa- 


ranoia besorgen langjährige In- 
strumente des britischen Geheim- 
dienstes, entsprechend Kitsons 
Schema der Gegenbanden, etwa 
die Anti-Defamation League der 
B’nai B’rith (ADL), das Sout- 
hern Poverty Law Center und das 
Cult Awareness Network (CAN) 
Sie übertreiben das Gewaltpoten- 
tial der »neonazistischen«, »anti- 
semitischen« Milizen und ver- 
langen ein gnadenloses Ein- 
schreiten der Regierung. In diesem 
Zusammenhang sollte man sich 
daran erinnern, daß ADL und 
CAN das Justizministerium und 
das FBI mit Desinformationen 
z. B. über angebliche Kindesmiß- 
handlungen der Branch-Davi- 
dianer versorgten und so das 
Vorgehen der Behörden im 
Waco manipulierten. Das re- 
sultierende — nicht zu rechtferti- 
gende — Blutbad war entschei- 
dent für das Entstehen der Pa- 
ranoia im amerikanischen Mi- 
lizmilieu. D 


Wiesenthal 
kritisiert 
»Aristokratie 
des Geldes« 


In einem Interview in der vor- 
letzten Ausgabe des Nachrich- 
tenmagazins »Focus« wurde Si- 
mon Wiesenthal nach seiner »Vi- 
sion« für das nächste Jahrtausend 
befragt. Mit Hoffnung verfolge 
er die Entwicklung seines Vol- 
kes, antwortete er: »Das Juden- 
tum hat seine Elite verloren, wir 
sind fast in jedem Land füh- 
rungslos. Wie viele Nobelpreis- 
träger hatten wir, weil die Eltern 
bereit waren, für ihren klugen 
Sohn zu hungern. Heute regieren 
die Aristokraten des Geldes an 
der Spitze des Judentums, und 
das macht mich traurig.« 

Auf den Friedensnobelpreis für 
PLO-Chef Arafat angesprochen 
sagte er: »Mit dem Nobelpreis 
hätte man noch ein Jahr warten 
sollen. Aber Arafat ist mutig, 
und man muß ihm helfen. Wenn 
er umgebracht würde, müßten 
wir wieder zehn oder dreißig 
Jahre warten, bis jemand seine 
Ideen aufnimmt.« Juden und 
Araber seien zum Zusammen- 
leben verurteilt, erklärte er wei- 
ter, ein Erfolg des Friedens- 
prozesses sei die beste Wehr 
gegen radikale Gegner auf bei- 
den Seiten. 


William Engdahl 


Mit der Ölwaffe zur Weltmacht - 
Der Weg zur neuen Weltordnung 


400 Seiten, DM 19,80 
ISBN 3-725925-15-6 


Seit gut hundert Jahren bildet Öl den Angelpunkt, 
um den sich die Weltpolitik dreht. Was für den ein- 
zelnen der Brotkorb, ist für Nationen die Energie- 
versorgung. Wer sie kontrolliert, der bestimmt, was 
als ‚‚Wohlverhalten” gelten und welche „Ordnung"” 
die internationalen Beziehungen regeln soll. Der 
Kampf um die „neue Weltordnung” ist schon ein 
Jahrhundert alt. Sie hat uns zwei Weltkriege und 
mit dem sogenannten Versailler System eine Wirt- 
schafts- und Finanzordnung beschert, die für die 
Unterentwicklung weiter Teile der Erde verantwort- 
lich ist. Nun hat sie uns in die schärfste Wirt- 
schaftsdepression dieses Jahrhunderts und an 
den Rand eines neuen „Dreißigjährigen Krieges” 
geführt. Das Buch zeigt die diplomatischen, han- 
dels-, wirtschafts- und finanzpolitischen Prozesse 
dahinter auf. Die bekannte Geschichte der letzten 
hundert Jahre erscheint als Ölkrieg um die Welt- 
herrschaft in ganz neuem Licht. 


Mehr-Wissen-Buchdienst 
Lise-Meitner-Str. 11 
40764 Langenfeld 


Bill Clinton 


Eine 


Zielscheibe 
für den 
langen, heißen 
Sommer 


US-Präsident Bill Clinton hat den britischen Royals und ihrem 
Club of the Isles einen kräftigen Schlag versetzt, als er am 21. 
März verkündete, daß er den 50. Jahrestag des Sieges in Europa 
lieber in Moskau mit dem deutschen Bundeskanzler Kohl und 
dem russischen Präsidenten Boris Jelzin feiern würde als in 
London oder Paris. Mit der Entscheidung bekräftigte er erneut 
seine Ankündigung einer neuen, »besonderen Partnerschaft« mit 
Deutschland zum Wiederaufbau des Ostens, die er im Juli 1994 


gemacht hat. 


Diese Ankündigung kam drei Ta- 
ge, nachdem er im Weißen Haus 
Gastgeber einer St. Patrick’s 
Day-Feier war, an der auch der 
Sinn Fein Führer Gerry Adams 
und John Bruton, Premiermini- 
ster der Republik Irland, teilnah- 
men — was einen Öffentlichen 
Wutanfall des britischen Pre- 
mierministers John Major. aus- 
gelöst hat, der nicht eingeladen 
war, sowie eine weitere Runde 
anti-amerikanischer Propaganda 
von der Presse der City of 
London - und sie bestätigte das, 
was schlauere Mitglieder des 
Londoner Establishment schon 
seit Monaten fürchteten: daß an 
dem Abbruch der besonderen 
geopolitischen Beziehung zwi- 
schen Briten und Amerikanern 
mehr ist als nur Präsident 
Clintons persönliche Animosität 
gegen »alles britische«. 


Ein unumstößlicher 
Bruch mit London 


Die Tatsache, daß der Präsident 
trotz manchmal hysterischen Wi- 
derstandes von Seiten des Au- 
Benministeriums und Verrats von 
innerhalb der Bürokratie im 
Justizministerium London hart 
gegenübertritt, signalisiert, daß 
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sich ein politischer Konsens in- 
nerhalb der Vereinigten Staaten 
formt, der anzeigt, daß ein un- 
umstößlicher Bruch mit London 
überfällig ist. 


Eine Konsequenz dieser »neuen 
Realität« ist, daß der britische 
Geheimdienst hart und intensiv 
daran arbeitet, die Voraussetzun- 
gen für einen langen, heißen 
Sommer von Krawallen und Un- 
ruhen in ganz Amerika zu schaf- 
fen. 


Eine Sache, die dem Club of the 
Isles und den Windsors niemals 
vorgeworfen werden kann, ist 
Subtilität. Seit Ende Februar ha- 
ben die Presseorgane des House 
of Windsor immer wieder Propa- 
ganda gebracht, mit »Vorhersa- 
gen« über Bürgerunruhen in den 
ganzen Vereinigten Staaten. 


Der Londoner »Economist« brach- 
te am 25. Februar über die Bür- 
ger und das Stadtparlament von 
Washington D. C. eine ungeheu- 
erliche Verleumdungskampagne, 
in der unter der Überschrift »Die 
Hauptstadt des Landes: Eine 
Stadt der Schande« ein Rassen- 
krieg vorhergesagt wurde. Trotz 
des Rufs des führenden Wirt- 
schaftsorgans der City of London 


wäre die Geschichte auf der Ti- 
telseite des »National Enquirer« 
angebrachter gewesen — unter 
einem Photo eines Schimpansen, 
der Prinz Philip gebärt. 


In dem Artikel wird Amerikas 
Hauptstadt wie folgt beschrie- 
ben: »Die Steuern sind himmel- 
hoch, doch die Dienstleistungen 
sind miserabel. Der Müll wird 
selten eingesammelt. Die Straßen 
sind voller Löcher. Die städti- 
schen Angestellten, von denen es 
mehr pro Kopf gibt als wo anders 
im Land, sind generell träge. 
Viele Polizeibeamte sind ebenso 
unehrlich, wie die Verbrecher, 
die sie verfolgen sollen — Ver- 
brecher, die die Stadt zur gewalt- 
tätigsten Stadt Amerikas ma- 
chen. Und dann ist da noch 
Marion Barry: der Bürgermei- 
ster, der während des Nieder- 
gangs in den achtziger Jahren die 
Stadt geführt hat, während er 
dem Kokain frönte, wofür er ins 
Gefängnis wanderte, nur um im 
November letzten Jahres wieder- 
gewählt zu werden.« 


Psychologische 
Kriegsführung 
gegen USA 


In der Londoner »Sunday Ti- 
mes« vom 12. März erschien ein 
noch provozierender Artikel vom 
Washingtoner Korrespondenten 
James Adams unter der Über- 
schrift: »Die Furcht vor Krawal- 
len braut sich über Washington 
zusammen«. Ohne jegliche Art 
von Informationen zu geben, 
wird in dem Artikel kühn be- 
hauptet: »Amerikas Hauptstadt 
bereitet sich auf einen langen, 
heißen Sommer der Gewalt vor, 
denn die Stadt plant, Tausende 
von schwarzen Arbeitern zu ent- 
lassen, die Gelder für die Armen 
zu streichen, um sich selbst vor 
dem Bankrott zu retten ... 


Washington ist eine von Ameri- 
kas gewalttätigsten Städten und 
sowohl die Polizei als auch ge- 
mäßigte Politiker in der Stadt 
fürchten, daß die Kürzungen von 
militanten schwarzen Gruppen 
dazu benutzt werden, um die am 
meisten davon Betroffenen zu 
mobilisieren. >Es sind die Radi- 
kalen, die diesen Brennstoff an- 
zünden werden«, sagte Harry Jaf- 
fe, Autor von »Dream City«, einer 
Studie über Washington und 
seine Probleme. »Es ist ein An- 
satz für die wirklich ganz gefähr- 
lichen Radikalen, die dies als die 


weißen Unterdrücker gegen die 
schwarzen Freiheitskämpfer dar- 
stellen werden.«« 


Unterdessen machte der frühere 
Chefherausgeber der »Times« 
und der »Financial Times« und 
jetzige Präsident der British 
Broadcasting Corporation, Lord 
William Rees-Mogg, seinem Tick 
Luft und meinte, die Bundesre- 
gierung plane die Militarisierung 
des ländlichen Amerika. In der 
Ausgabe des Newsletter »Strate- 
gic Investment« vom 22. März, 
der von Rees-Mogg und James 
Dale Davidson zusammen her- 
ausgegeben wird, hieß es unter 
der Überschrift »Waco 2«: 


»Das Abschlachten Dutzender 
Frauen und Kinder in Waco 
durch Regierungssturmtruppen 
unter dem Kommando von Feld- 
marschall Reno mag verblassen 
gegen das, was für Ende März 
geplant ist: ein landesweiter An- 
griff von BATF (Amt für Alko- 
hol, Tabak und Feuerwaffen) und 
FBI auf private Miliz als Auftakt 
für die mögliche Erklärung des 
Kriegsrechts für die gesamten 
Vereinigten Staaten... Die be- 
rüchtigte Joint Task Force Six 
(die das Training für Waco 
durchgeführt hat) hat BATF in 
Ft. Bliss, Texas, mit Bradley 
Kampffahrzeugen geschult. Lock- 
spitzel der Regierung sind ange- 
wiesen, Vollautomatikwaffen und 
schwere Waffen wie Raketen- 
werfer auf das Gelände von Mi- 
lizführern zu plazieren. 


Jede Miliz im Land — und es gibt 
Dutzende, von denen viele gut 
bewaffnet und von ehemaligen 
oder noch aktiven Offizieren gut 
geführt werden - befindet sich in 
Alarmstufe. Wenn Reno dumm 
genug sein sollte, sie tatsächlich 
militärisch anzugreifen, dann wird 
eine Menge Blut fließen.« 


Rees-Mogg fährt fort: »Die Estab- 
lishmentmedien sind darauf an- 
gesetzt, sofort danach lauthals 
nach landesweiter Konfiszierung 
und sogar nach Kriegsrecht zu 
brüllen ... Hoffentlich kann Re- 
nos Waco 2 rechtzeitig gestoppt 
werden. Doch daß es überhaupt 
geplant wurde, sollte eine er- 
nüchternde Lektion darüber sein, 
in welch erschreckendem Aus- 
maß sich der Liberalismus, die 
politische Philosophie der Re- 
gierung und der demokratischen 
Partei in einen nahen Verwand- 
ten des Faschismus verwandelt 
hat.« 


Dieses britische Szenario der 
Hauptstadt des Landes, die — in 
einer Wiederholung vom August 
1812 - dem Boden gleichge- 
macht wird und eine Revolte des 
ländlichen Amerika gegen die 
Bundesregierung, die zu einem 
neuen Bürgerkrieg führt, ist kei- 
ne reine Phantasie. Während die 
Propagandisten des Club of the 
Isles ihr Gift versprühen, arbeite- 
ten Gruppen wie die Anti-De- 
famations-Liga von B’nai B’rith 
(ADL), die Konservativen Revo- 
lutionäre im neuen, von den Re- 
publikanern kontrollierten, Kon- 
greß und die eingeschleusten, 
britischen Agenten innerhalb der 
Bundesbürokratie hart daran, die 
Vorbedingungen für den »lan- 
gen, heißen Sommer« zu schaf- 
fen. 


Der Krieg der ADL 
gegen Farrakhan 
und Cisneros 


Zu den Bemühungen gehörten 
die Anhörungen eines Banken- 
unterausschusses des Repräsen- 
tantenhauses am 2. März über die 
Verträge des Ministeriums für 
Wohnungswesen und Stadtent- 
wicklung mit Firmen, die mit der 
Nation of Islam in Verbindung 
stehen. Die ADL, der ameri- 
kanisch-jüdische Kongreß und 
andere Gruppen haben durch 
monatelanges Briefeschreiben 
und Verleumdungskampagnen 
gegen den Nation of Islam Mi- 
nister Louis Farrakhan auf Peter 
King, Mitglied des Repräsentan- 
tenhauses, und andere Einfluß 
genommen, damit Anhörungen 
stattfinden. Die Anhörungen ha- 
ben die britische »Strategie der 
Spannungen« geschürt. 


Nach einer internen Überprüfung 
der Verträge des Ministeriums 
für Wohnungswesen und Stadt- 
entwicklung mit Firmen, die mit 
der Nation of Islam in Verbin- 
dung stehen, verteidigte Henry 
Cisneros, der Leiter des Mini- 
steriums, die Geschäfte seines 
Ministeriums mit den Firmen. 
An einem Punkt während der 
Anhörungen setzte er die Nation 
of Islam mit anderen religiösen 
Gruppen gleich, darunter die 
B’nai B’rith, die mit Regierungs- 
behörden Geschäfte machen. 


Dies rief einen Sturm von Pro- 
testen seitens der ADL und mit 
ihr verbundener Gruppen hervor. 
Der nationale ADL-Direktor Abra- 
ham Foxman sagte gegenüber 


US-Präsident Bill Clinton und seine Frau Hillary erwarten 
eine neue Attacke der psychologischen Kriegsführung aus 
London. 


der jüdischen Wochenzeitung 
»Forward« aus New York, daß er 
auf dem Kapitolhügel persönlich 
für Maßnahmen gegen Farrakhan 
und Cisneros eintreten werde. 
Während Foxman im Kongreß 
Türen zuschlug, brachte die ADL 
in der »New York Times« eine 
ganzseitige Anzeige, in der mehr 
Gift gegen Cisneros als gegen 
das Ministerium für Wohnungs- 
wesen und Stadtentwicklung ver- 
sprüht wurde. 


Das Gepolter 
britischer Agenten 


Am 12. März erhielt die ADL- 
Kampagne Auftrieb, als die »Chi- 
cago Tribune« auf der Titelseite 
mit einer vierteiligen Verleum- 
dungskampagne über Minister 
Farrakhan und das Ministerium 
für Wohnungswesen und Stadt- 
entwicklung begann, die sich auf 
die Sicherheitsverträge und auf 
eine AIDS-Klinik in Washington 
D. C. konzentrierte, die vom 
Sprecher des Ministeriums für 
Wohnungswesen und Stadtent- 
wicklung und Gesundheitsmini- 


ster Dr. Abdul Alim Muhammed 
geführt wurde. Die Klinik hat 
Subventionen vom Ministerium 
für Gesundheit und menschliche 
Dienste erhalten. 


Inmitten dieser Propagandaof- 
fensive verkündete Justizmini- 
ster Reno, daß die Strafrechts- 
abteilung im Justizministerium 
die Ernennung eines Sonderan- 
klägers empfohlen hatte, um die 
drei Jahre alten Beschuldigungen 
wegen Meineids gegen Cisneros 
zu untersuchen. 


In einer Geschichte auf der 
Titelseite von »Forward« vom 
17. März wird die Untersuchung 
über Cisneros mit seiner Weige- 
rung in Verbindung gebracht, die 
Verträge des Ministeriums für 
Wohungswesen und Stadtent- 
wicklung angesichts des Drucks 
der ADL und anderer zu stornie- 
ren. 


Die ADL stand mit einem Netz 
korrupter Berufsbürokraten im 
Justizministerium in Verbindung 
— darunter dem höchstrangigen 
Beamte des Ministeriums, der 


stellvertretende Justizminister 
Mark Richard von der strafrecht- 
lichen Abteilung. Der Karriere- 
apparat innerhalb der Sektion 
Öffentliche Integrität in der straf- 
rechtlichen Abteilung besitzt na- 
hezu die vollständige Kontrolle 
über die Empfehlungen des Mi- 
nisteriums unter dem neuen 
Gesetz für Sonderankläger. 


Solange kühle Köpfe die 
Oberhand behalten 


Der Herausgeber der »Chicago 
Tribune«, Jack Fuller, ist selbst 
ein ehemaliger Sonderassistent 
des Justizministers Edward Levi, 
der in den Jahren 1975 bis 1977 
unter Präsident Gerald Ford am- 
tierte. Während seiner Amtszeit 
im Justizministerium verfaßte 
Fuller die berüchtigten »Levi- 
Richtlinien«, die die Vollmach- 
ten des FBI zur Durchführung 
von Undercover-Operationen er- 
heblich erweiterten und denen 
zufolge ein Heer gut bezahlter 
Informanten und Spitzel aufge- 
baut wurde. 


Dieser Apparat von »eingeschleu- 
sten Agenten« innerhalb der Bun- 
desbürokratie, verbunden mit ex- 
ternen Agenturen wie die ADL 
und die — weitaus pro-britischere 
— Regierung Bush könnte sich für 
Präsident Clinton und seine Ver- 
bündeten im Krieg gegen den 
britischen Club of the Isles als 
Achillesferse erweisen. Während 
es zunehmende Anzeichen dafür 
gibt, daß der britische Geheim- 
dienst innerhalb der ländlichen 
Miliz und unter einigen schwar- 
zen militanten Organisationen 
radikale Elemente in Aufruhr 
versetzt, können diese Probleme 
im Zaum gehalten werden, solan- 
ge die kühlen Köpfe die Ober- 
hand haben und wohlüberlegte 
Maßnahmen von den jeweiligen 
Regierungsbehörden ergriffen 
werden. Das jüngste Gepolter 
unter den Bürokraten im Justiz- 
ministerium läßt darauf schlie- 
Ben, daß diese Situation bei wei- 
tem nicht unter Kontrolle ist. D 
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Britannien 


Sorgen der 


Elite um den 
Niedergang 


Das britische Establishment hielt eines seiner größten politischen 
Treffen seit Jahren ab und versuchte, die jüngsten Schläge, die 
die Briten im Hinblick auf Prestige und Wohlstand einstecken 
mußten, abzuwenden. Es handelte sich um eine Konferenz des 
Royal Insitute of International Affairs in London zum Thema 
»Britannien in der Welt«. RIIA-Quellen zufolge waren 500 bis 
600 Gäste im Konferenzzentrum von Königin Elizabeth II. anwe- 
send. Prinz Charles gehört zu den besonderen Rednern. 


Das RIIA ist der einzelne, wich- 
tigste offizielle außenpolitische 
Denktank der britischen Monar- 
chie. Er wurde im Jahre 1920 
von führenden Mitgliedern der 
britischen Delegation bei der Pa- 
riser Friedenskonferenz nach 
dem Ersten Weltkrieg gegründet 
und erhielt im Jahre 1926 die kö- 
nigliche Verleihungsurkunde. 


Die ehrgeizigste 
außenpolitische 
Konferenz 


Zweck des RIIA war von Anfang 
an die Konsolidierung der Insti- 
tutionen des Empire und daß die 
Vereinigten Staaten wieder unter 
britische Kontrolle kommen. 
Von ihm wurden eine Reihe von 
Institutionen auf der ganzen Welt 
geschaffen, insbesondere das 
New Yorker Council on Foreign 
Relations (CFR). Das RIIA wird 
allgemein als »Chatham House« 
bezeichnet, nach dem Gebäude, 
in dem es sich befindet. Das Ge- 
bäude ist nach dem Earl of Chat- 
ham benannt, der Titel des be- 
rüchtigten britischen Premiermi- 
nisters William Pitt aus dem 
18. Jahrhundert. 


Die Londoner »Times« meinte, 
daß das Treffen »einer der ehr- 
geizigsten außenpolitischen Kon- 
ferenzen in Großbritannien wür- 
de, von der die Regierung er- 
hofft, daß das Vertrauen in 
Britanniens spezielle Stärken wie 
seine bewaffneten Streitkräfte, 
die englische Sprache, die briti- 
sche Kultur und Ausbildung und 
sein effektives Hilfsprogramm 
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für Osteuropa wiederhergestellt 
wird. 


Der »Times« zufolge »bestehen 
das Ziel der Konferenz teilweise 
darin, die Moral der Briten zu 
einer Zeit zu stärken, wo ein Ge- 
fühl eines unvermeidlichen Nie- 
dergangs die britische Fähigkeit, 
Ereignisse zu beeinflussen, be- 
einträchtigt hat. In der Zeitung 
wurde betont, daß das Ereignis 
»sehr stark das geistige Produkt 
von Mr. Douglas Hurd, dem 
Außenminister, gewesen ist«, der 
der Meinung ist, daß die briti- 
schen »Vorzüge« wie die BBC 
und die englische Sprache »Bri- 
tannien einen unverhältnismäßig 
großen moralischen, kulturellen 
und politischen Einfluß in 
Weltangelegenheiten verleihen«. 


Lady Chalker plant 
einen Coup in Nigeria 


Die Veranstaltung kommt zu 
einer Zeit einer profunden politi- 
schen und institutionellen Krise 
für das Vereinigte Königreich. 
Der Zusammenbruch der bedeu- 
tenden »Bank des Empire«, Ba- 
rings, war ein großer Schock. Er 
war das I-Tüpfelchen bei den 
ganzen wiederholten Angriffen 
auf die »besondere Beziehung« 
zwischen Amerikanern und Bri- 
ten«, auf die die britische Elite 
im letzten Jahrhundert so viele 
Energie verwendet hat, insbeson- 
dere seit dem Zweiten Weltkrieg. 
In diesem Lichte ist es nur 
rechtmäßig, daß der ehemalige 
amerikanische Außenminister Hen- 
ry Kissinger, ein hartnäckiger 


britischer Einflußagent, der ein- 
zige amerikanische Redner auf 
der Veranstaltung sein wird. 


Selbst vor Barings und den jüng- 
sten Schlägen gegen die »beson- 
dere Beziehung« taumelte das 
britische Establishment noch von 
den Auswirkungen der interna- 
tionalen Verbreitung des Be- 
richts »Der bevorstehende Fall 
des Hauses Windsor«. In diesem 
Bericht werden die kriminellen 
Aktivitäten des World Wide 
Fund for Nature der Königsfami- 
lie genau beschrieben und es 
wird erläutert, wie die Windsors 
und der Club of the Isles im Stru- 
del eines Dynastiezyklus gefan- 
gen sind, der sich jetzt seinem 
Ende nähert. In dem Bericht wird 
enthüllt, daß der WWF und mit 
ihm verbundene Institutionen für 
den Völkermord in Ruanda ver- 
antwortlich sind. 


Auf dem Treffen im Chatham 
House war ursprünglich geplant, 
die volksmörderische Zerstörung 
Westafrikas fortzusetzen. Bei der 
Morgensitzung eines Ausschus- 
ses: »Demokratie und Entwick- 
lung: Britanniens Rolle bei der 
Förderung einer tragbaren Ent- 
wicklung und politischer und 
wirtschaftlicher Reformen« wird 
Baroness Lynda Chalker, die 
Ministerin für ausländische und 
Commonwealth-Angelegenhei- 
ten und Ministerin für überseei- 
sche Entwicklung die Hauptrede 
halten. 


Wie der Bericht zeigte, hat Lady 
Chalker das Abschlachten in Ru- 
anda größtenteils über ihren 
Lieblingsdiktator in Uganda, Yo- 
weri Museveni, überwacht. Ihr 
sollte auf der Tagung General 
Olusegun Obesanjo, der ehemali- 
ge Militärherrscher von Nigeria, 
folgen, der jetzt als Vollzeit- 
Handlanger britischer Interessen 
fungiert. Doch die Tagesordnung 
für Chatham House wurde ur- 
sprünglich schon vor einigen 
Wochen zusammengestellt und 
Obesanjo wurde inzwischen in 
Nigeria wegen Beteiligung an 
einem geplanten Coup gegen den 
nigerianischen Führer General 
Sani Abacha verhaftet. 


Der Plan war offensichtlich, daß 
Obesanjo als Held eines »neuen 
demokratischen Nigeria« nach 
London kommen sollte, das sich 
der britischen Politik des Frei- 
handels und den brutalen Maß- 
nahmen unter dem Deckmantel 
»struktureller Anpassungen« des 


Internationalen Währungsfonds 
(IWF) vollständig verschrieben 
hat. Es ist sehr aufchlußreich, 
daß Lady Chalker einige Wo- 
chen zuvor beschlossen hatte, ei- 
ne Debatte im britischen Parla- 
ment über Nigeria vom ur- 
sprünglich geplanten Termin im 
Februar auf März zu vertagen. 
Dies geschah offensichtlich in 
Voraussicht, daß der Coup gegen 
Abacha gelingen würde. Diese 
Operation scheint jetzt, zumin- 
dest für den Augenblick, blok- 
kiert zu sein. 


Seit Anfang März sind 30 Ni- 
gerianer, darunter aktive Militär- 
offiziere, verhaftet worden, weil 
sie beschuldigt werden, Abacha 
stürzen zu wollen. Gut informier-: 
te Quellen in Abuja, Nigerias 
Hauptstadt, verweisen auf briti- 
sche Geheimdienstkreise als die 
Initiatoren und Koordinatoren 
für den Coupversuch. Seit Ok- 
tober vergangenen Jahres sind 
prominente Nigerianer durch 
London gereist, um einen Regie- 
rungswechsel in Nigeria zu be- 
sprechen, so daß ein neues Re- 
gime Abachas Anti-IWF-Orien- 
tierung aufgibt. Die Verhaftung 
von Obesanjo hat direkt einen 
Nerv getroffen, denn er verfügt 
in britischen Kreisen über Ver- 
bindungen auf höchster Ebene. 


Ein immer schwächer 
werdender Major 


Die Eröffnungsrede hielt Pre- 
mierminister John Major. Major 
ist eine seltsame Wahl zur Er- 
öffnung einer Veranstaltung, auf 
der das britische Prestige ge- 
stärkt werden soll, denn die sich 
beschleunigende Zersetzung sei- 
ner Regierung und seiner konser- 
vativen Partei ist sowohl ein 
Symptom für als auch ein Faktor 
in Britanniens »Gefühl eines un- 
vermeidlichen Niedergangs«. 


Die Mittagsrede hielt Prinz Char- 
les und abends sprach Außen- 
minister Hurd. Zu den anderen 
Rednern gehören Lord Tugend- 
hat, RIIA-Vorsitzender; Sir John 
Coles, ständiger Unterstaatsse- 
kretär im Außen- und Common- 
wealth-Ministerium; Feldmar- 
schall Sir Peter Inge, Chef des 
Verteidigungsstabs; General Sir 
Peter de la Billiere, der die briti- 
schen Streitkräfte im Krieg des 
Jahres 1990 bis 1991 gegen den 
Irak geführt hat; Sir Crispin 
Tickell, ehemaliger britischer 
Botschafter bei den Vereinten 


Der ehemalige US-Außenmi- 
nister Henry Kissinger kehr- 
te jetzt sozusagen Heim 
nach Britannien. 


Nationen und einer der interna- 
tionalen Kontrolleure der Okolo- 
giebewegung; Hugh Norton, Ge- 
schäftsführer von British Petro- 
leum und Sir Colin Marshall, 
Vorsitzender von British Air- 
ways. 


Es gab vier Sitzungen. Eine über 
»Demokratie und Entwicklung« 
mit Lady Chalker. Die anderen 
drei tragen den Titel: »Britan- 
niens diplomatische Rolle und 
Sicherheitsrolle«, »Britanniens 
Platz in der Weltwirtschaft« und 
»Die britischen Werte, Ausbil- 
dung und Kultur«. 


Henry Kissinger, umschrieben 
mit »Vorsitzender von Kissinger 
Associates«, hielt eine Rede mit 
dem Thema »Wie betrachten die 
Menschen außerhalb Britanniens 
unsere Rolle in der Welt? Die 
Sicht der Vereinigten Staaten.« 


Für Kissinger ist es eine Art 
Heimkehr. Wie berichtet wird, 
war es im Mai 1982 im Chatham 
House, wo er eine infame Rede 


hielt, in der er gestand, daß er in 
seiner ganzen Amtszeit in der 
amerikanischen Regierung ein 
Handlanger des britischen Au- 
ßenministeriums gewesen ist und 
daß er die außenpolitischen Grund- 
sätze der Briten denen der Ver- 
einigten Staaten vorgezogen hat. 


Die Briten sind verzweifelt dar- 
auf aus, Handlanger wie Kissin- 
ger dazu zu benutzen, die ge- 
schädigte »besondere Beziehung« 
zu reparieren. In den ersten 
Märztagen befürwortete der op- 
portunistische Kissinger Öffent- 
lich die außenpolitische Platt- 
form des »Contract with Ameri- 
ca« vom Sprecher des amerikani- 
schen Repräsentantenhauses Newt 
Gingrich und seinen Freunden. 
Es läuft in seinen Grundlagen 
darauf hinaus, daß die Verei- 
nigten Staaten erneut den geopo- 
litischen Interessen der Briten 
untergeordnet werden. 


Nieder mit den 
»unloyalen Kolonisten«! 


Seit Clinton im Weißen Haus ist, 
nehmen die Hiebe gegen die »be- 
sondere Beziehung« immer mehr 
zu. Da war natürlich zum einen 
die Tatsache, daß Clinton zu- 


stimmte, während der St. Pat- 
rick’s Day Feierlichkeiten am 
17. März den Sinn Fein Führer 
Gerry Adams zu treffen und 
Spendensammlungen der Sinn 
Fein in den Vereinigten Staaten 


zuzulassen. Die Spannungen 
nahmen noch mehr zu, als sich 
ein eingeschnappter John Major 
wiederholt weigerte, ans Telefon 
zu gehen, als der amerikanische 
Präsident ihn anrief. Britische 
Insider betrachteten Majors Ver- 
halten als kindisch und unziem- 
lich für einen britischen Premier- 
minister, der die Yankies führen 
sollte, besonders zu einer Zeit 
solch massiver Finanzkrisen, wie 
sie jetzt überall in der Welt aus- 
brechen. 


Als die beiden Männer am 
19. März schließlich miteinander 
sprachen, offenbarte Clinton, daß 
er am 6. und 7. Mai nicht zum 
50. Jahrestag des Sieges in Eu- 
ropa nach London kommen 
werde, sondern stattdessen am 
9, Mai zu den entsprechenden 
Feierlichkeiten nach Moskau rei- 
sen wird. Die Londoner »Times« 
vom 20. März berichtete, daß bri- 
tische Vertreter über diese »star- 
ke Abfuhr« des Weißen Hauses 
gegenüber den Briten »wütend« 
seien. 


In den Tagen vor Majors geplan- 
tem USA-Besuch vom 2. bis 4. 
April werden kosmetische Ver- 
suche unternommen, um diese 
Differenzen zu kaschieren, doch 
die zunehmende Schärfe der bri- 
tischen Angriffe gegen die Ame- 
rikaner zeigt, daß derartige Ma- 
növer nicht funktionieren wer- 
den. 


Am 19. März brachte der Lon- 
doner »Sunday Telegraph«, Wo- 
chenzeitung und Sprachrohr der 
gleichen Hollinger Corporation, 
die den Klatsch und die Skandale 
gegen Clinton inszeniert hat, 
einen Bericht mit dem Titel »Die 
Vereinigten Staaten sind kein 
Freund Britanniens«, in dem die 
Amerikaner als »unloyale Kolo- 
nisten« bezeichnet wurden, die 
ihre Macht »unbarmherzig dafür 
benutzt haben, um dabei mitzu- 
helfen, das britische Empire zu 
demontieren«. 


Die passende Antwort für solche 
Phantastereien ist: »Gut, daß wir 
sie los sind.« Lassen wir die bri- 
tischen Oligarchen in ihrem eige- 
nen Saft rühren und möge das 
nächste große Treffen in William 
Pitts alter Residenz die Beer- 
digung des »britischen Systems« 


sein. 
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Entente Cordiale 


London 
bereitet den 
Boden für 
eine neue 
Entente 


Neunzig Jahre nach ihrem Beginn ist die Dreier-Entente wieder 
in den Schlagzeilen. Die Dreier-Entente war das Bündnis zwi- 
schen Großbritannien, Frankreich und Rußland, das vom briti- 
schen König Edward VII. zwischen 1904 und 1907 geschaffen 
wurde und das London benutzt hat, um den Ersten Weltkrieg zu 
entfesseln und die moderne europäische Zivilisation zu untermi- 


nieren. 


Die meisten Katastrophen des 
20. Jahrhunderts — darunter nicht 
nur der Erste Weltkrieg, sondern 
auch der Faschismus von Musso- 
lini, Hitler und Tofo, der Kom- 
munismus von Lenin, Stalin und 
Mao, die große Wirtschaftskrise, 
der Zweite Weltkrieg, der Kalte 
Krieg und der Niedergang von 
Moral und traditioneller Familie 
nach 1918 — haben alle ihren 
Ursprung in der Dreier-Entente 
und in den anderen monströsen 
Schöpfungen Edwards VII, sei- 
ner anglo-japanischen Allianz 
und seiner »besonderen Bezie- 
hung« zwischen London und 
Washington, die beide Hilfsmit- 
tel für die Dreier-Entente waren. 


Für eine anti-ameri- 
kanische neue Ordnung 


Prominente Sprecher der in Lon- 
don angesiedelten Oligarchie pro- 
pagieren die Dreier-Entente jetzt 
als das Modell für eine britisch 
orientierte, anti-amerikanische 
neue Ordnung in Europa. Einer 
der Falken ist Ambrose Evans- 
Pritchard, der Washingtoner Kor- 
respondent des Londoner »Sun- 
day Telegraph« und Autor fre- 
cher Hetzschriften gegen US- 
Präsident Bill Clinton im Zusam- 
menhang mit der ausgedachten 
»Whitewater«- und »Trooper- 
gate«-Affaire. 
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Britanniens Außenminister 
Douglas Hurd bereitet eine 
britisch orientierte, anti-ame- 
rikanische neue Ordnung 
für Europa vor. 


Am 21. November 1994 war 
Evans-Pritchard so empört über 
Clintons Beendigung der ge- 
meinsamen Geheimdienstarbeit 
mit London und Waffenflüge 
nach Bosnien, daß er prophezei- 
te, daß »Britannien sich mit einer 
versuchsweisen Dreier-Entente 
mit Frankreich und Rußland wird 
trösten müssen«. 


Im April letzten Jahres begingen 
Douglas Hurd, der britische Au- 
ßenminister, und sein französi- 
scher Kollege, Alain Juppe, den 
90. Geburtstag der anglo-franzö- 
sischen Entente Cordiale von 
1904 — einer der Bausteine der 
Dreier-Entente — mit Feierlich- 
keiten. Es ist offensichtlich das 
Ziel von Hurd und Jupp&, sich 
gegen die Vereinigten Staaten 
zum Schutz von Londons serbi- 
schem Stellvertreter mit Rußland 
zusammenzutun. Das wäre eine 
neue Dreier-Entente mit aller 
Macht. 


London verschickt jetzt Einla- 
dungen an französische tech- 
nokratische Freimaurer und 
russische Freimarkt-»Nouveaux 
riches«, um sich gegen mögliche 
konstruktive Schritte der Regie- 
rung Clinton in verschiedenen 
politischen Bereichen zusam- 
menzuschließen. Der Hauptan- 
trieb für die neue Dreier-Entente 
besteht darin, Clintons angekün- 
digte deutsch-amerikanische Part- 
nerschaft zur wirtschaftlichen 
Entwicklung Rußlands und ande- 
rer Länder Mittel- und Osteuro- 
pas zu blockieren. London will 
einen eurasischen wirtschaftli- 
chen Wiederaufbau und die Ent- 
wicklungsstrategie großer Infra- 
strukturprojekte blockieren, das 
sich jetzt teilweise in dem De- 
lors-Plan der Europäischen Union 
und der »Seidenstraße«-Koope- 
ration nach China hinein wider- 
spiegelt. 


Der Bruch der 
britischen Seemacht 


Für die Zukunft ihrer Länder ist 
es wichtig, daß die politischen 
Führer auf der Welt verstehen, 
was die erste Dreier-Entente ge- 
wesen ist, bevor sie dem An- 
gebot Londons, das ganze zu 
wiederholen, zustimmen. 


Die Dreier-Entente und der Erste 
Weltkrieg waren die Reaktion 
der britischen Oligarchie Ed- 
wards VII. auf eine Reihe von 
Herausforderungen gegen die 
anhaltende Weltherrschaft des 
britischen Empire, die zu Beginn 
unseres Jahrhunderts ein Viertel 
des Landgebietes und der Be- 
völkerung des gesamten Planeten 
umfaßte. Das Gefahrenprofil ge- 
gen das britische Empire und 
dessen brutale kolonialistische 
Ausbeutung war keine Angele- 
genheit von militärischer Ag- 
gression, sondern beinhaltete 


vielmehr die Erweiterung des 
europäischen Eisenbahnnetzes 
und anderer Infrastruktur-Tech- 
nologie in den Kolonialsektor 
hinein, was das Monopol der bri- 
tischen Seemacht brach. 


In den neunziger Jahren des 19. 
Jahrhunderts besaß jeder der 
führenden Staaten auf dem Kon- 
tinent eine mehr oder weniger 
prominente institutionelle Grup- 
pierung, die Vorschläge zur 
infrastrukturellen Entwicklung 
durchsetzen wollte. In Frank- 
reich gab es solche Personen wie 
den Außenminister Gabriel Ha- 
notaux und Ferdinand de Les- 
seps, den Erbauer des Suezka- 
nals. In Rußland gab es Finanz- 
minister Sergei Yulevich Witte, 
den Erbauer der transsibirischen 
Eisenbahn, und seinen Verbün- 
deten, den bedeutenden Wissen- 
schaftler Dmitri Ivanovich Men- 
deleyev. In Deutschland gab es 
Georg von Siemens vom Sie- 
mens-Konzern und die Deutsche 
Bank, die die Gleise für die Ei- 
senbahn Berlin-Bagdad gelegt 
haben. 


Das Strategiedenken von Witte 
und Hanotaux lief auf eine konti- 
nentaleuropäische Koalition von 
Frankreich, Deutschland und 
Rußland hinaus, basierend auf 
dem gemeinschaftlichen Interes- 
se an einer weltwirtschaftlichen 
Entwicklung, das bis zu den Ver- 
einigten Staaten und anderen 
Mächten reichen konnte und das 
vor allem den »Machtausgleich«- 
Machenschaften von Teilen und 
Erobern der britischen Imperiali- 
sten ein Ende bereiten konnte. 


Eine große verlorene 
Gelegenheit 


In den neunziger Jahren des 
19. Jahrhunderts gab es eine 
Anzahl von Gelegenheiten, wo 
diese kontinentale Liga hätte 
zusammenkommen können: eine 
goldene Gelegenheit ergab sich 
nach der britisch-französischen 
Fashoda-Konfrontation des Jah- 
res 1898, zu einer Zeit, als die 
britische Aggression in Südafri- 
ka, allgemein der Burenkrieg ge- 
nannt, die vorsätzliche Boshaf- 
tigkeit und die phänomenale mi- 
litärische Schwäche Londons ge- 
zeigt hat. 


Im Burenkrieg von 1899-1902 
waren die Regierungen der Welt 
in ihrer Abscheu gegenüber der 
britischen Politik vereint. Zu die- 


US-Präsident Bill Clinton 
hat den Ärger Londons aus- 
gelöst, als er die alten »be- 
sonderen Beziehungen« zwi- 
schen Großbritannien und 
den USA infrage stellte. 


ser Zeit wurde Hanotaux aus sei- 
nem Amt entlassen und durch 
den verrückten anglophilen Theo- 
phile Delcass& ersetzt. Ein ernst- 
hafteres Hindernis wurde von 
Kaiser Wilhelm II. von Deutsch- 
land aufgestellt, nicht weil er das 
blutrünstige Monster der En- 
tente-Propaganda gewesen ist, 
sondern vielmehr weil er ein 
pathetischer Narr war, besessen 
von seinem Minderwertigkeits- 
komplex im Hinblick auf die bri- 
tische Monarchie. Er war von un- 
berechenbarer Doppelzüngig- 
keit, ständig in Gefahr, daß er 
dem nächsten Annäherungsver- 
such Londons erliegen würde. 


Daß Deutschland nicht späte- 
stens bis zum Jahre 1902 in eine 
Prinzipiengemeinschaft mit dem 
Frankreich Hanotauxs und dem 
Rußland von Witte gebracht wer- 
den konnte, ist eine große verlo- 
rene Gelegenheit, ein Wende- 


punkt der Weltgeschichte im 
Sinne von Friedrich Schillers 
»punctum saliens«. Verloren war 
hier die Chance für das 20. Jahr- 
hundert, ein wahres Renaissance- 
Zeitalter der Vernunft und der 
weltwirtschaftlichen Entwick- 
lung zu werden. Was stattdessen 
kam, wurde symbolisiert durch 
die blutige Pattsituation von 
Verdun. 


Der Fall von Kaiser Wilhelm 
weist auf das zugrundeliegende 
axiomatische Problem der euro- 
päischen Zivilisation am Ende 
des 19. Jahrhunderts hin: den al- 
les beherrschenden Oligarchis- 
mus. Alle europäischen Mächte — 
mit Ausnahme Frankreichs, das 
mit der anglophilen Freimaurerei 
seine eigenen Probleme hatten — 
waren oligarchisch und leiteten 
sich aus der Neuordnung ab, die 
von den Briten und Metternich 
beim Wiener Kongreß 1815 ge- 
schaffen worden war. 


Die deutsche Politik litt unter der 
Tatsache, daß die nationale Ein- 
heit während der Befreiungskrie- 
ge gegen Napolion nicht erreicht 
worden, sondern Bismarcks Blut 
und Eisen zugeschrieben worden 


war. Außerdem wurde der eu- 
ropäische Nationalismus durch 
den geisteskranken Chauvinis- 
mus, der durch die Mazzini- 
Netzwerke und deren Nachfolger 
in der Ara 1848 verbreitet wor- 
den war, beschmutzt. 


Wiederholt sich die 
Geschichte? 


Ein typischer Fall: Zar Nikolaus 
II. haßte beispielsweise Sergei 
Witte und behielt ihn nur deshalb 
im Amt, weil er der einzige fähi- 
ge Minister weit und breit gewe- 
sen ist. 


Doch es gab immer noch zahlrei- 
che Gelegenheiten, den Krieg zu 
vermeiden, der im Jahre 1914 
ausbrach. Wenn Bismarck Elsaß- 
Lothringen im Jahre 1871 nicht 
annektiert hätte; wenn Kaiser 
Wilhelm Deutschlands Rückver- 
sicherungsvertrag mit Rußland 
im Jahre 1890 verlängert hätte; 
wenn die russischen und deut- 
schen Minister die Offnung für 
eine russisch-deutsche Koopera- 
tion, die bei dem Treffen in 
Björkjö von Zar und Kaiser im 
Jahr 1905 hervorgezaubert wor- 
den war, hätten erweitert werden 
können, hätte das Schlimmste 
unter Umständen verhindert wer- 
den können. 

Wenn der deutsche Kriegsplan, 
bekannt als Schlieffen-Plan, im 
August 1914 kompetent ausge- 
führt worden wäre, wäre der 
Krieg in ein paar Monaten vorü- 
ber gewesen und die Briten und 
ihre Schachfiguren wären viel- 
leicht geschlagen worden. Daß 
alle diese Chancen verlorengin- 
gen, weist auf die Macht der oli- 
garchischen Unumstößlichkeit 
hin, die die Briten immer ausge- 
nutzt haben. 


Die folgenden Berichte sollen 
Staatsmännern und normalen 
Bürgern am Ende des 20. Jahr- 
hunderts als ein Spiegel vorge- 
halten werden. Werden sie in die 
Fußstapfen der Agenten Edwards 
VI. wie Sir Edward Grey, 
Joseph Chamberlain, Theodore 
Roosevelt und Woodrow Wilson, 
Georges Clemenceau und Del- 
cass& treten? Oder werden sie die 
Bülows und Bethmann-Hollwegs 
in ihrer Mischung aus Korrup- 
tion und Selbsttäuschung nach- 
ahmen? Wenn sie dies tun, so 
wird eine neue, weltweite Feuers- 
brunst nicht weit entfernt sein. 
Denken Sie daran, daß die 
deutsch-britischen Beziehungen 
niemals so herzlich erschienen 
wie zwischen 1912 und Juni 
1914. 
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König Edward VII. 


Böser Welt- 
schöpfer 


der Dreier 
Entente und 
des Ersten 
Weltkrieges 


» Jahrelang hat König Edward meisterhaft an dem Nessusgewand 
gewoben, das den deutschen Herkules zerstören sollte.« 
»Leipziger Neueste Nachrichten« nach dem Tod von Edward 


VIL, 


Mai 1910. »Es gibt keine Reibungen zwischen uns, nur 


Rivalität.« Edward VII. zu Staatssekretär von Tschirschky vom 
deutschen Außenministerium beim englisch-deutschen Gipfel in 


Kronberg, 1906. 


Die Dreier-Entente ist der Name, 
der dem Bündnis zwischen 
Großbritannien, Frankreich und 
Rußland gegeben wurde, das im 
ersten Jahrzehnt dieses Jahr- 
hunderts gebildet wurde und das 
zum Ausbruch des Ersten Welt- 
kriegs führte. Die Dreier-Entente 
war die persönliche Schöpfung 
von König Edward VII. von 
Britannien. 


Es war König Edward, der das 
britische Bündnis mit Japan, den 
russisch-japanischen Krieg und 
die russische Revolution des 
Jahres 1905 in Gang gesetzt hat. 
Es war König Edward VII. in sei- 
ner Eigenschaft als Autokrat der 
britischen Außenpolitik, der die 
Entente Cordiale zwischen Groß- 
britannien und Frankreich im 
Jahre 1903-1904 fabrizierte und 
der dann die schicksalhafte bri- 
tisch-russische Entente des Jah- 
res 1907 besiegelt hat. 


Es war König Edward, der Theo- 
dore Roosevelt und andere ame- 
rikanische Führer bearbeitet hat, 
um mitzuhelfen, die besondere 
amerikanisch-britische Bezieh- 
ung ins Leben zu rufen, die aus 
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den Zeiten seiner Regierungszeit 
herrührt. Diese diplomatische 
Arbeit wurde von König Edward 
VI. persönlich geleitet und aus- 
geführt, wobei die verschiedenen 
britischen Minister, Kabinette, 
Round Tables und andere 
Organe lediglich nachgezogen 
haben. Edward hatte eine geopo- 
litische Vision nach veneziani- 
scher Tradition und sie war von 
brutaler Einfachheit: die Einkrei- 
sung Deutschlands durch eine 
feindliche Koalition, gefolgt von 
einem Vernichtungskrieg, in dem 
viele von Großbritanniens frühe- 
ren »Verbündeten« — besonders 
Frankreich und Rußland - eben- 
falls dezimiert und gelähmt wer- 
den würden. 


Edward VII. starb im Mai 1910, 
bevor er erleben konnte, wie sein 
Lebenswerk fertig wurde. Doch 
er hatte mit Unterstützung der 
Vereinigten Staaten das Kriegs- 
bündnis zwischen Großbritan- 
nien, Frankreich, Rußland und 
Japan geschaffen, das im August 
1914 aktiviert wurde. Er hatte 
den Mobilmachungsalptraum in 
Deutschland, Frankreich und 
Rußland ins Leben gerufen und 


er hatte ein Netzwerk aus Mit- 
denkern und Agenten in jedem 
Amt in England, Europa und 
Amerika geschaffen, die die Mo- 
bilmachungsknöpfe drücken wür- 
den, wenn die Zeit gekommen 
war und den Krieg in Gang set- 
zen würden. Die Verrückten des 
Jahres 1914 — Sir Edward Grey, 
Izvolski, Sazonow, Delcasse, 
Clemenceau, Poincar&E — waren 
alle Einflußagenten von Edward 
VII Es war Edwards Verein, der 
sicherstellte, daß die Lichter in 
ganz Europa ausgingen und es 
mehr als eine Generation lang 
nicht mehr hell wurde. 


Edward VII. war auch ein Ca- 
sanova mit einer Krone, ein Satyr 
und Sodomist auf dem engli- 
schen Thron, der königliche Le- 
bemann der edwardschen Legen- 
de. All dies vermittelt nützliche 
Einblicke, doch es gehört letzt- 
endlich nicht zur Sache. Edward 
VII. war weit mehr als irgendein 
anderer einzelner Mensch der 
Urheber des Ersten Weltkriegs 
und hat damit das hervorge- 
bracht, was wahrscheinlich das 
destruktivste einzelne Ereignis in 
der Geschichte der westlichen 
Zivilisation gewesen ist. Ohne 
Edwards Bemühungen hätte der 
Krieg nie passieren können. 


Die Anatomie 
eines Monsters 


Edward VII. ist von den Briten 
als der größte politische Aktivist 
des Hauses Windsor und der 
größte Monarch seit Wilhelm, 
dem Eroberer im Jahre 1066 
bejubelt worden. Er repräsentiert 
den Fall, wo Monarch und Füh- 
rer der Oligarchie in ein und der- 
selben Person vereint sind. Das 
Ergebnis war ein absoluterer 
Autokrat als es der Kaiser oder 
der Zar gewesen sind. 


Die Rolle Edwards VII. als Dik- 
tator der britischen Außenpolitik 
vor dem Krieg, die zwar von 
jüngsten Biographen geleugnet 
wird, war die ganzen zwanziger 
Jahre hindurch allgemein be- 
kannt. In den letzten Monaten 
von Edwards Leben schrieb 
Robert Blatchford, der Heraus- 
geber von »Clarion«, am 14. De- 
zember 1909 im »Daily Mail«, 
daß »der König und seine Berater 
ganz hart daran gearbeitet haben, 
um Ententes mit Rußland und 
Italien zu etablieren und sie 
haben auch noch eine Entente 
mit Frankreich und mit Japan 


geschaffen. Warum? Um Deutsch- 
land zu isolieren.« (Farrer, Seite 
261) 


Nach der Katastrophe des Ersten 
Weltkriegs schrieb J. A. Farrer, 
daß Edwards »ganze Regie- 
rungszeit eine Vorbereitung und 
Edukation auf einen Krieg hin 
gewesen ist, der als unvermeid- 
lich akzeptiert wurde ... Es ist 
jetzt klar, daß Edwards Politik im 
wesentlichen eine Kriegspolitik 
und eine Politik, die im Krieg 
endete, war, auch wenn in man- 
chem Sinne auch Frieden er- 
reicht worden ist. Die Panik einer 
deutschen Invasion, die von der 
Presse in dem ganzen Jahrzehnt 
aufrechterhalten wurde, hat ein- 
fach eine unnötige Feindschaft 
zwischen uns und Deutschland 
geschaffen. Der König hat an- 
scheinend die allgemeine Über- 
zeugung geteilt, daß Deutschland 
den Willen und die Macht hat, 
bei uns einzumarschieren.« (Far- 
rer, Seite 5, Seiten 261-262). 


Die führenden Botschafter und 
Minister des belgischen Außen- 
ministeriums haben ihr Verstän- 
dnis von Edwards Projekt klar 
festgehalten. Hier ist die Mei- 
nung von Baron Greindl, dem 
belgischen Botschafter in Berlin, 
die er im April 1906 zum Aus- 
druck brachte: »Man könnte zu 
dem Schluß kommen, daß die 
britische Außenpolitik vom Kö- 
nig persönlich gelenkt wird ... es 
gibt in England zweifellos eine 
Hofpolitik, die außerhalb und 
entlang der der Regierung ver- 
folgt wird.« 


Im Jahre 1907 fügte Greindl 
hinzu: »Der Besuch des Königs 
von England beim König von 
Spanien ist einer der Schritte in 
der Kampagne zur Isolierung 
Deutschlands, der mit genauso 
viel Ausdauer wie Erfolg von 
seiner Majestät, König Edward 
VI, durchgeführt wird.« (Mid- 
dlemas, Seite 173-174). 


Glühende Eifersucht 
zwischen England und 
Deutschland 


Österreichische Quellen bestäti- 
gen die wesentliche Meinung 
von Edward, dem Einkreiser, als 
Architekten des Entente-Sy- 
sterns. Das folgende Beispiel ent- 
stammt der Wiener »Neue Freie 
Presse« vom 5. April 1907 und 
kam als Reaktion auf die An- 
näherungsversuche Edward VII. 


gegenüber Rußland: »Wem kann 
es entgehen, daß unter den Au- 
gen der Welt ein diplomatisches 
Duell zwischen England und 
Deutschland ausgefochten wird. 
Der König von England ... scheut 
nicht mehr, seinen ganzen Ein- 
fluß geltend zu machen, um die 
Ziele der deutschen Politik zu 
vereiteln. Auch das Treffen von 
Edward VII. mit dem König von 
Italien in Gaeta hängt mit der 
glühenden Eifersucht zwischen 
England und Deutschland zu- 
sammen. Die Leute fragen sich 
schon überall: »Was sollen diese 
anhaltenden politischen Bemüh- 
ungen, die mit offener Unbe- 
kümmertheit durchgeführt wer- 
den und deren Ziel es ist, 
Deutschland eine enge Schlinge 
um den Hals zu ziehen?«« 
(Brooke-Shepherd, Seite 283). 


Edward VII. ist im Jahre 1841 
geboren; er hatte das typische 
Sachsen-Coburg-Gotha-Gesicht, 
wie auch der jetzige Thronerbe. 
Er war ein Schüler von Lord 
Palmerston, mit dem er Mitte der 
sechziger Jahre des 19. Jahrhun- 
derts eine russische Allianz dis- 
kutiert hat. Der junge Edward 
stand auch Palmerstons Hand- 
langer, Napoleon III., und Kai- 
serin Eug£nie nahe. 


In dem Krieg des Jahres 1866 
sympathisierte Edwards Mutter, 
Königin Victoria, mit Preußen. 
Doch Edward unterstützte Oster- 
reich, auch wenn Österreich bei 
Königgrätz von Preußen vernich- 
tet wurde. Im Jahre 1866 befür- 
wortete er eine anglo-französi- 
sche Entente, wie er es nannte, 
um Preußen im Zaum zu halten. 
Dies war bereits der Ursprung 
der Entente Cordiale zwischen 
London und Paris, die fast 40 
Jahre später geboren wurde. 


Feindschaft zu Preußen und spä- 
ter zu Deutschland ist also der 
eine stabile Punkt der Karriere 
Edward VII. Was sich hier 
widerspiegelt ist die klassische 
venezianische Geopolitik, wie 
sie von den Briten angewendet 
wird. Jahrhundertelang war 
Londons Maxime, sich mit der 
zweitstärksten Kontinentalmacht 
zu verbünden, um die stärkste 
Kontinentalmacht zu zerstören. 
Bis zum Jahre 1870 betrachteten 
die Briten Rußland als stärkste 
Landmacht. In den siebziger 
Jahren des 19. Jarhhunderts än- 
dert sich das abrupt mit dem 
Auftreten des vereinigten Deutsch- 
land. Eduard VII. bemerkte diese 


folgenschwere Verschiebung ra- 
scher als andere Elemente in der 
britischen Oligarchie. 


Königin Victoria: 
Mrs. John Brown 


Edward besuchte im Herbst 1860 
Kanada und die Vereinigten 
Staaten und gab der Sezession 
und dem Bürgerkrieg damit den 
letzten Anstoß. Im Jahre 1862 
war er in Ägypten und im Nahen 
Osten. Im Jahre 1875-76 besuch- 
te Edward Indien, wo er bei der 
Vorbereitung des afghanischen 
Kriegs des Jahres 1878 mithalf, 
der gegen den Einfluß Rußlands 
geführt wurde. An Edwards Rei- 
se nahm auch sein Kompagnon 


und politischer Verbündeter, 
Lord Carrington, teil. 


Edwards Praktikumszeit im Hin- 
blick auf den Thron war sehr 
lange. Im Jahre 1861 starb sein 
Vater, Prinz Albert von Sachsen- 
Coburg-Gotha. Edwards Mutter, 
Königin Victoria, fiel in tiefe 
Trauer und verharrte die verblei- 
benden 40 Jahre ihres Lebens 
darin. Die Königin war eine 
Okkultistin, wie sich das für ein 
Königshaus ziemt, das schon 
immer von Venezianern be- 
herrscht wurde. 


Königin Victoria zog sich auf ihr 
Schloß in Balmoral im schotti- 
schen Hochland, 500 Meilen 
nördlich von London, zurück. 


Großbritannien erreichte den 
Gipfelpunkt seiner Macht 
unter der langen Regie- 
rungszeit von Königin Vic- 
toria, die zugleich Kaiserin 
von Indien wurde. 


Der Hof war wie ein Todeskult 
organisiert, wobei in jeder Hin- 
sicht vorgegeben wurde, daß 
Albert noch lebt. Seine Wäsche 
mußte gewaschen werden und 
sein Nachtgewand wurde jeden 
Abend bereitgelegt. Jeden Mor- 
gen wurde heißes Wasser in sein 
Zimmer gebracht und das Nacht- 
geschirr wurde gesäubert. 


Es gab zwei Gästebücher, eines 
für die Königin und eines für 
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König Eduard VII. 
Böser Welt- 
schöpfer 

der Dreier 
Entente und 
des Ersten 
Weltkrieges 


Albert und so weiter. Victoria 
machte wiederholte Versuche, 
den Schatten von Prinz Albert in 
der Unterwelt — oder im Jenseits 
— zu erreichen und diese wurden 
die Ursprünge des modernen bri- 
tischen »occult bureau«. Auf- 
grund dieser Seancen war die 
Königin davon überzeugt, daß 
ihr schottischer Liebster - oder 
Begleiter, John Brown, ein 
machtvolles Medium ist, über 
den sich der Gesit von Albert an 
sie richtete. 


Von Balmoral drangen Gerüchte 
bis nach London durch, daß John 
Brown »der Zuchthengst« der 
Königin ist, der jedes eheliche 
Privileg genießt, so auch angren- 
zende Schlafgemächer, weit weg 
von den Hofdamen. Es erschien 
eine Druckschrift über die 
Königin mit dem Titel »Mrs. 
John Brown«. Victoria ähnelte 
der Miss Habsisham von Satis 
House in Dickens’ Roman »Great 
Expectations« sehr. Das war die 
Frau, für die die Zeit angehalten 
hatte, als sie ihren Ehemann ver- 
lor. Wenn wir auch noch die häu- 
figen Bestellungen für Opium 
und Heroin mit einbeziehen, die 
in der Apotheke von Balmoral 
aufgegeben wurden, können wir 
uns vom Leben Victorias im 
schottischen Hochland ein Bild 
machen. Anständig und tugend- 
haft war es sicher nicht. 


Edward, 
der Zärtliche 


Als Edward VII. heiratete, wähl- 
te er sich Prinzessin Alexandra 
aus dem dänischen Königshaus 
aus, die wegen Bismarcks Krieg 
gegen Dänemark im Jahr 1864 
über ihren eigenen antideutschen 
Revanchekomplex verfügte. Vic- 
toria verharrte mit starrem Blick 
auf Alberts Marmorbüste in 
Trauer. Sie lehnte es auch ab, bei 
staatlichen Anlässen zu erschei- 
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nen und so mußte Edward diese 
Funktion 40 Jahre lang überneh- 
men. Er ließ sich im Marl- 
borough Haus in London nieder 
und begann seine Karriere als 
königlicher Lebemann. Er wurde 
der unumstrittene Führer der bri- 
tischen High Society. Von daher 
stammt die Legende von Edward 
als genußsüchtigem Hedonist 
und Sexbesessenen, zu dessen 
Maitressen Lillie Langtry, Daisy 
Countess of Warwick, Lady 
Brooke, Mrs. George Keppel und 
viele andere gehörten, die gar 
nicht alle aufgezählt werden kön- 
nen. Auch einige der Can-Can- 
Tänzerinnen, die Toulouse-Lau- 
trec gemalt hat, zählten zu Ed- 
wards Freundinnen. 


Es gab auch eine Affaire mit 
Sarah Bernhardt, der französi- 
schen Schauspielerin. Als sie in 
Paris in »Fedora« spielte, sagte 
Edward ihr, daß er schon immer 
Schauspieler werden wollte. Am 
nächsten Abend, in der Szene, in 
der Fedora auf den toten Körper 
ihres Liebhabers stößt, haben nur 
wenige den britischen Thron- 
erben erkannt: Edward VII. hatte 
sein Bühnendebut als Leiche. 


Edwards Wohnung im Marl- 
borough Haus in London war 
auch ein Zentrum der »Hom- 
intern«. Einer von Edwards 
Freunden, Lord Arthur Somerset 
-— seinen Freuden als Podge 
bekannt — ist bei einer Polizei- 
razzia in einem von Londons 
zahlreichen Homosexuellen-Bor- 
deils verhaftet worden. Eine Sa- 
tire über Edward ist im Stile von 
Tennysons »Idyllen des Königs« 
geschrieben worden. Sie hieß 
»Der Welfe - der Schwule — der 
kommende K.« einige dachten an 
den Vorgänger Edward, den 
Bekenner. Dieser künftige König 
sollte als Edward der Zärtliche in 
die Geschichte eingehen. 


Prinz Felix Yossupow war der 
Erbe des größten Vermögens in 
Rußland. Er wurde auch als der 
schönste Transvestit Europas 
angesehen. An einem Abend 
besuchte er, als Frau verkleidet, 
ein Pariser Theater. Er bemerkte 
einen stattlichen Herrn mit 
Schnurrbart, der aus einer der 
Logen durch ein Opernglas mit 
ihm liebäugelte. Innerhalb weni- 
ger Minuten erhielt Yussopow 
einen Liebesbrief, der mit König 
Edward VI. unterzeichnet war. 
Man erinnere sich daran, daß 
Yussopow der Mann ist, der im 
Dezember 1916 Rasputin ermor- 


det hat, den Heiligen und angeb- 
lichen deutschen Agenten, was 
ein paar Monate später die russi- 
sche Revolution zum Ausbruch 
brachte. Hier sehen wir die große 
politische Bedeutung von König 
Edwards Homintern. 


Der erste Sohn von Edward VII. 
war Prinz Albert Viktor Edward, 
in der Familie bekannt als Prinz 
Eddy und offiziell der Herzog 
von Clarence und Avondale. 
Prinz Eddy war, wie sein Vater, 
in seiner Jugend als geistig 
behindert angesehen worden. 


Prinz Eddy wurde mindestens 
einmal in einem Homosexuellen- 
Bordell verhaftet. Berühmt ist er 
noch heute am meisten deswe- 
gen, weil er der Hauptver- 
dächtige für die Jack the Ripper- 
Morde war. Bei dieser grausigen 
Serie von Verbrechen sind im 
Slum von Whitechapel-Spital- 
fields in London in den Jahren 
1888-89 fünf Prostituierte ermor- 
det worden. Zu der Zeit, als die 
Morde geschahen, machten Ge- 
rüchte den Umlauf, daß ein 
Mitglied der Königsfamilie darin 
verwickelt sei sowie über einen 
obskuren Hintergrund freimaure- 
rische Intrige. 


Aus den Unterlagen des Hof- 
arztes der Königsfamilie geht 
hervor, daß er Jack the Ripper 
tatsächlich behandelt hat. Eine 
Reihe umfassender Untersu- 
chungen ergab, daß das Prinz 
Eddy war. Einigen Versionen 
zufolge hatte sich Prinz Eddy in 
seiner Jugend während einer 
Reise auf die Westindischen In- 
seln Syphilis zugezogen und das 
hatte sein Gehirn in Mit- 
leidenschaft gezogen. Nach an- 
deren Versionen gehörte Prinz 
Eddy zu einer Gruppe Homo- 
sexueller, die töteten, weil sie 
Frauen haßten. Es besteht kein 
Zweifel daran, daß auf Prinz 
Eddy die Beschreibung von Jack 
the Ripper am besten zutraf. 
Passenderweise starb Prinz Eddy 
ein paar Jahre, nachdem die 
Ripper-Morde aufhörten. 


Ein mysteriöser 
Tod 


Vor einem Vierteljahrhundert 
brachte ein britischer Arzt Be- 
weise hervor, die die These 
unterstützten, daß Prinz Eddy 
Jack the Ripper gewesen ist. Eine 
Presseagenturmeldung vom 1. 
November 1970 faßt die zu der 


Zeit aufgestellten Behauptungen 
zusammen. 


»London, 1. November (AP) - 
die »Sunday Times< hat heute 
ihre Überzeugung zum Ausdruck 
gebracht, daß Jack the Ripper, 
der berüchtigte Londoner Mör- 
der von vor fast 100 Jahren, 
Edward, Herzog von Clarence, 
Enkel von Königin Victoria und 
älterer Bruder von George V. 
gewesen ist.« 


Die »Times« nahm damit Stel- 
lung zur Aussage eines berühm- 
ten britischen Chirurgen, der 
sagte, daß the Ripper »der Erbe 
von Macht und Reichtum war«. 


Der Chirurg Thomas E. A. Sto- 
well behauptete zwar, er wisse, 
wer der Verbrecher war, doch er 
wollte in einem Artikel, der mor- 
gen im »The Criminologist« 
erscheint, seinen Namen nicht 
nennen ... Die »Sunday Times« 
meinte in einem Kommentar zu 
Dr. Stowells Artikel, daß es 
einen Namen gäbe, der auf seine 
Beweise passen würde. Sie 
schrieb: »Es ist ein sensationeller 
Name: Edward, Herzog von 
Clarence, Enkel von Königin 
Victoria, Bruder von Georg V. 
und Thronfolger Englands. Alle 
Punkte in Dr. Stowells Ge- 
schichte passen auf ihn.«« 


Kurz nach der Veröffentlichung 
seines Artikels in »The Crimi- 
nologist«, durch den seine Be- 
hauptungen publik gemacht wur- 
den, schrieb Dr. Stowell einen 
Brief an die Londoner »Times«, 
in dem er jede Absicht, Prinz 
Eddy oder ein anderes Mitglied 
der Königsfamilie als Jack the 
Ripper zu identifizieren, leugne- 
te. In diesem Brief bezeichnete 
sich Stowell selbst als »einen 
Loyalisten und einen Royali- 
sten«. Stowell starb auf myste- 
riöse Weise einen Tag, nachdem 
sein Brief erschienen war und 
seine Familie hat prompt alle 
seine Unterlagen verbrannt. 


Eine amerikanische Studie über 
das Geheimnis Jack the Ripper 
wurde von dem gerichtsmedizi- 
nischen Psychiater David Abra- 
hamen durchgeführt, der seine 
eigenen Schlußfolgerungen wie 
folgt zusammenfaßt: »Es ist eine 
Analyse der psychologischen 
Parameter, die es mir ermöglich- 
ten, festzulegen, daß die Ripper- 
Morde von Prinz Eddy und J.K. 
Stephen begangen worden sind.« 
(Abrahamsen, Seite 103-104). 


J. K. Stephen war als Privatlehrer 
für Prinz Eddy ausgewählt wor- 
den, der geistig behindert war. 
Stephen war homosexuell und 
der Sohn des pathologischen 
Frauenhassers Fitzjames Step- 
hen. J. K. Stephens Onkel war 
Sir Leslie Stephen, der Schrift- 
steller. Es gibt Beweise dafür, 
daß J. K. Stephen seine Cousine, 
heute am besten unter ihrem 
Ehenamen, Virginia Woolf (die 
Romanschriftstellerin), bekannt, 
sexuell belästigt hat. Diese Er- 
fahrung könnte mit Virginia 
Woolfs zahlreichen Selbstmord- 
versuchen in Zusammenhang 
stehen. 


Während seiner Zeit in Cam- 
bridge war Prinz Eddy ein Mit- 
glied der Apostel-Geheimgesell- 
schaft. Abrahamsen zitiert eine 
Maxime der Apostel: »Die Liebe 
eines Mannes zu einem Mann ist 
größer als die eines Mannes zu 
einer Frau, eine Philosophie, die 
den Aposteln als höhere Sodo- 
mie bekannt ist.« (Seite 123) 
Prinz Eddy starb am 14. Januar 
1892. J. K. Stephen starb am 3. 
Februar 1892 in einem Sana- 
torium. 


Prinz Eddys jüngerer Bruder, der 
spätere Georg V., nahm seinen 
Platz in der Thronfolge ein, hei- 
ratete Eddys frühere Verlobte, 
Prinzessin May of Teck. Wenn 
die beharrlichen Berichte stim- 
men, war der Großonkel der jet- 
zigen Königin der mordlustige 
Verrückte Jack the Ripper. Viel- 
leicht könnte der immer wieder- 
kehrende Disput darüber, wie das 
britische Königshaus zu nennen 
ist: Hannover, Windsor, Welfen, 
Sachsen-Coburg-Gotha, verein- 
facht werden, indem es einfach 
Jack the Ripper Haus genannt 
wird. 


Über die Existenz einer Vertu- 
schung kann kein Zweifel beste- 
hen. Einer der Hauptsaboteure 
der Untersuchung war ein gewis- 
ser General Sir Charles Warren, 
der Chef der Londoner Polizei. 
Warren hat Beweise unterdrückt, 
Zeugen eingeschüchtert und 
mußte unter einem öffentlichen 
Aufschrei über eine freimaureri- 
sche Verschwörung zurücktre- 
ten. Er war der Leiter einer neuen 
Freimaurerloge, die kurz zuvor 
in London gegründet worden 
war. Es handelte sich um die 
Quatuor Coronati Loge Nummer 
2076 des schottischen Ritus. Sie 
wurde im Jahre 1884 mit Ge- 
nehmigung des Großen Meisters 


der britischen Freimaurerei ge- 
gründet, der zufällig Edward VI. 
war. 


Der mordlustige Onkel 
Europas: Das Netzwerk 
von Edward VII. 


In diesen Jahren hatte Edward 
VII. ein beispielloses, persönli- 
ches Netzwerk von Politikern 
und anderen aufgebaut, die ihm 
ihre Karriere verdankten. Histo- 
risch gesehen sind sie wichtig, 
weil sie bis hin zum Jahre 1914 
die internationale Kriegspartei 
darstellten und durch zwei Welt- 
kriege und den kalten Krieg hin- 
durch bis zur Balkankrise der 
neunziger Jahre an der Macht 
geblieben sind. 


Die Familie Churchill: Einer der 
Stammgäste von Edwards Lebe- 
welt im Marlborough Haus und 
ein aufstrebendes Parlaments- 
mitglied in der Disraeli-Ara der 
siebziger Jahre des 19. Jahr- 
hunderts war Lord Randolph 
Churchill. Randolph hatte ein- 
deutig eine politische Karriere 
vor sich, als er an Syphilis starb. 
Randolphs Sohn war Sir Winston 
Churchill, der von Edward VI. 
auf einen Posten im Kronrat 
befördert wurde. Winston be- 
trachtete sich als Proteg& von 
König Edward; Edward hatte ihn 
zu einer Karriere in Politik und 
Schriftstellerei gedrängt. Eine 
Zeit lang schickte Winston dem 
König täglich einen Brief mit der 
Zusammenfassung der Tätig- 
keiten des Unterhauses. 


Die Chamberlains: Ein anderer 
von Edwards wichtigen politi- 
schen Akteuren war Joseph 
Chamberlain. Chamberlain war 
Bürgermeister von Birmingham 
und für seine anti-royalistische 
Einstellung bekannt, doch bald 
nahm auch er an dem Treiben im 
Marlborough House teil. Als 
Edward VII. den Burenkrieg 
beginnen wollte, tat er das über 
Joseph Chamberlain, der zwi- 
schen 1895 und 1903 Kolonial- 
minister und jahrelang in Lord 
Salisburys Kabinett gewesen ist. 
Chamberlain war ein Architekt 
der Fashoda-Krise mit Frank- 
reich und des Burenkrieges. Er 
war auch der Weichensteller für 
Edwards Täuschungsmanöver 
einer Allianz mit Deutschland. 


Außerdem mußte Chamberlain 
den Franzosen auf Edwards Be- 
treiben die Entente Cordiale vor- 


schlagen. Diejenigen, die Joseph 
Chamberlain nicht kennen, ken- 
nen vielleicht seinen Sohn, den 
späteren Premierminister Sir 
Neville Chamberlain, den Ur- 
heber des Münchner Ausver- 
kaufs des Jahres 1938. 


Sir Edward Grey: Ein Fami- 
liendiener von Edward VII. war 
Sir Edward Grey, der britische 
Außenminister, der eigentlich 
den Ersten Weltkrieg begann. 
Greys Vater war ein Armee- 
offizier, der zur Familie gekom- 
men war, als Edward Prinz of 
Wales war. Der ältere Grey war 
ein Königlicher Stallmeister. 
Edward war Lord Greys Paten- 
onkel. Edward machte die Rei- 
sen, während Grey im Außen- 
ministerium blieb, um die Ver- 
waltungsarbeiten zu erledigen. 


Greys Problem war später im 
August 1914, daß er Deutschland 
dazu bringen sollte, zu glauben, 
England würde erst in den Krieg 
eintreten, wenn er tatsächlich 
begonnen hatte. Er tat dies mit 
Hilfe von Edwards Sohn George 
V. Gleichzeitig mußte Grey die 
Russen und die Franzosen davon 
überzeugen, daß Großbritannien 
die Dreier-Entente erfüllen wür- 
de und zur Unterstützung der rus- 
sischen Aggression in den Krieg 
eintreten würde. Um den Krieg 
zu beginnen, mußte Grey auch 
seinen eigenen Premierminister 
und das Kabinett anlügen. Schließ- 
lich mußte er das ganze Ergebnis 
dem Unterhaus verkaufen. 


Verpflichtungen 
durch große Schulden 


Ein führender Verfechter des 
Präventivkriegs gegen Deutsch- 
land war Edwards Prot&ge, Ad- 
miral Jackie Fisher, der Mann, 
der das neue Schlachtschiff mit 
Namen Dreadnought eingeführt 
hat. Fisher verdankte seine ganze 
Karriere Edwards Gönnerschaft. 
Als Erster Sea Lord nach 1904 
sprach Fisher ständig von der 
Notwendigkeit eines hinterlisti- 
gen Angriffs, um die deutsche 
Marine zu zerstören. 


Während der Reibereien mit 
Deutschland im November 1904 
im Zusammenhang mit dem rus- 
sisch-japanischen Krieg betrieb 
Fisher Kriegshetze. Zu dieser 
Zeit sickerte durch, daß er mit 
der deutschen Flotte das gleiche 
vorhatte wie die Briten während 
der napoleonischen Kriege, als 


sie die dänische Flotte im Hafen 
von Kopenhagen angegriffen 
haben. In der ersten Marok- 
kokrise von 1905 kam Fisher er- 
neut darauf und sagte zu Edward, 
die Königliche Marine könne 
»die deutsche Flotte, den Kieler 
Kanal und Schleswig-Holstein 
innerhalb von zwei Wochen ein- 
nehmen«. (Magnus, Seite 340). 


In der Balkankrise des Jahres 
1908 forderte Fisher erneut einen 
Angriff nach dem Muster von 
Kopenhagen. Einmal drückte er 
Edward gegenüber seine Dank- 
barkeit dafür aus, daß er ihn vor 
seinen vielen Feinden schützt, 
die »mich fressen würden, wenn 
Seine Majestät nicht wäre«, wie 
er sagte. (Magnus, Seite 442). 


Sir Ernest Cassell symbolisiert 
eine andere Gruppe, die von 
Edward VII. beharrlich gepflegt 
wurde: die jüdischen Bankiers. 
Als Prinz von Wales mußte 
Edward von einer begrenzten 
Geldzuwendung leben und er 
hatte hohe Schulden. Entspre- 
chend erlaubte er einer Reihe von 
jüdischen Bankiers, sich ihren 
Weg zur Präsentabilität bei Hofe 
durch wohlwollende Verwaltung 
seiner persönlichen Finanzen zu 
erkaufen, immer unter der Be- 
dingung, daß für Edward auch 
ein stattlicher Profit dabei her- 
auskam. 


Der erste von Edwards Finanz- 
beratern war Baron von Hirsch 
aus Wien. Dann kam Sir Ernst 
Cassell, der von Edward in den 
Ritterstand erhoben wurde. Ed- 
ward pflegte auch Kontakte zu 
den Rothschilds und Sassoons. 
Kurz gesagt, seine persönliche 
Finanzagentur war identisch mit 
den führenden Persönlichkeiten 
des Zionismus um die Jahr- 
hundertwende. Cassell war auch 
ein politischer Akteur für Ed- 
ward: er wurde auf Verlangen 
des jungen türkischen Regimes 
im Jahre 1909 der Chef der otto- 
manischen Nationalbank — der 
Banque Ottomane. 


Die Rolle 
Georges Clemenceaus 


Edwards französisches Netzwerk 
war umfassend und zu ihm ge- 
hörten Royalisten und Oligar- 
chen. Der gemeinsame Nenner 
von Edwards Netzwerk war »la 
revanche«, die Notwendigkeit, 
daß Frankreich für den Verlust 
der Provinzen Elsaß und Loth- 
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ringen im Jahr 1871 Vergeltung 
fordern mußte. Die zentrale Fi- 
gur war ein Linksradikaler, Ge- 
orges Clemenceau (der »Tiger«), 
Frankreichs Premierminister in 
Kriegszeiten und der Vorsitzen- 
de der Friedenskonferenz in Ver- 
sailles. Clemenceaus Talent zum 
Sturz von Regierungen hat der 
dritten französischen Republik 
etwas von ihrer sprichwörtlichen 
Instabilität eingebracht. Clemen- 
ceau war von 1892 an britischer 
Agent und wurde von der briti- 
schen Botschaft bezahlt. 


Der ehemalige französische Au- 
ßenminister Emile Flourens sah, 
daß die Affaire Dreyfus von 
Edward VII. und seinen Agenten 
ausgeheckt worden war, um den 
französischen Widerstand der 
Institutionen gegen ein Diktatur- 
regime Clemenceaus zu brechen. 
Flourens schrieb, daß »Clemen- 
ceau der Prokonsul des engli- 
schen Königs ist, der mit der 
Verwaltung seiner Provinz der 
Gallier beauftragt wurde«. (Flou- 
rens, 1906). 


Flourens meinte, daß die Freunde 
des verstorbenen französischen 
Führers Leon Gambetta ent- 
schlossen waren, sich Clemen- 
ceau zu widersetzen. Nach Flou- 
rens Ansicht haßte die französi- 
sche Armee gleichzeitig Clemen- 
ceau. Flourens zufolge benutzte 
Edward VII. den Panama-Skan- 
dal des Jahres 1890 dazu, die 
politische Maschinerie Gambet- 
tas zu zerstören und setzte dann 
die Affaire Dreyfus in Gang, um 
den Widerstand der französi- 
schen Armee gegenüber Clemen- 
ceau zu brechen. 


Flourens zeigte auch, wie Ed- 
ward VII. der führende Kopf der 
antiklerikalen Hysterie in Frank- 
reich nach 1904 gewesen ist, was 
die Konfiszierung von Eigentum 
der katholischen Kirche und den 
Abbruch der diplomatischen Be- 
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ziehungen mit dem Heiligen 
Stuhl beinhaltete. Für Flourens 
hatte Edward VII. zum Ziel, die 
französischen katholischen Aus- 
landsmissionen zu schließen, die 
sich als Barriere für die britische 
Kolonialexpansion erwiesen hat- 
ten. Das letztendliche Ziel von 
Edward VII. war die Gründung 
einer schismatischen Kirche in 
Frankreich nach dem anglikani- 
schen oder presbyterianischen 
Modell, schrieb Fleurens. 


Der Junior-Partner 
der Briten 


Theophile Delcass€ war Edwards 
Partner in der britisch-französi- 
schen Entente Cordiale von 
1903-1904. Delcass& hatte sein 
Amt in der britisch-französi- 
schen Konfrontation um die 
Fashoda-Krise übernommen, als 
London und Paris am Rand eines 
Krieges standen. Delcasses An- 
sicht war, daß Frankreich nur als 
Juniorpartner der Briten überle- 
ben konnte. 


Als Kaiser Wilhelm im März 
1905 seinen berühmten Besuch 
nach Tanger in Marokko machte, 
kamen Frankreich und Deutsch- 
land an den Rand eines Krieges. 


Zu der Zeit machte Edward VII. 
im Mittelmeer Urlaub auf einer 
Jacht. Während der Debatte über 
die marokkanische Frage in der 
französischen Nationalversamm- 
lung im April 1905 wurde 
Delcasse heftig angegriffen, weil 
er es abgelehnt hat, einen modus 
vivendi mit Deutschland zu 
suchen; einer von Delcasses 
größten Kritikern war der So- 
zialistenführer Jean Jaures. 


Als Delcasse kurz davor stand, 
zum Rücktritt gezwungen zu 
werden, legte Edward VII. mit 
seiner Jacht, der »Victoria and 
Albert« in Algier an und bat den 
französischen Generalgouver- 
neur, ein Telegramm nach Paris 
zu schicken. Es war eine persön- 
liche Botschaft an Delcasse vom 
23. April, in der Edward ankün- 
digte, daß er »persönlich be- 
trübt« wäre, wenn Delcass& sein 
Amt verlassen müßte. Edward 
»drängte« Delcasse aufs ent- 
schiedenste wegen seines großen 
politischen Einflusses, aber auch 
wegen England im Amt zu blei- 
ben. Wie im Falle von Alexander 
Izvolski zögerte Edward VI. 
nicht, für seine eigenen Mario- 
netten einzutreten. 


Doch es war klar, daß Delcasse 
als Edwards Minister agiert hat 
und nicht als Minister der Re- 
publik und daß er seine Mi- 
nisterkollegen über die tatsächli- 
che Kriegsgefahr mit Deutsch- 
land angelogen hat. Delcass& 
mußte als Außenminister zwar 
seinen Hut nehmen, doch er blieb 
auf anderen Posten. Andere 
Mitglieder von Edwards Netz- 
werk in Frankreich waren Paul 
Cambon - viele Jahre der franzö- 
sische Botschafter in London — 
und Raymond Poincare, der 
Präsident zu Kriegszeiten und 
ein führender Kriegshetzer. 


Was für 
ein Dummkopf! 


Alexander Izvolski: »Ein glatter, 
geckenhafter Mann. Er hatte eine 
weiße Perle auf seiner weißen 
Weste, weiße Gamaschen, trug 
eine Lorgnette und zog immer 
einen leichten Hauch Eau de 
Cologne hinter sich her.« Das 
schrieb ein Zeitgenosse von Alex- 
ander Izvolski, der russische Au- 
Benminister, der Edwards Partner 
für die anglo-russische Entente 
von 1907 gewesen ist, mit der die 
Einkreisung Deutschlands voll- 
endet wurde. 


Edward hat Izvolski die anglo- 
russische Entente im Jahre 1904 
erstmals vorgeschlagen und zu 
diesem Zeitpunkt trat Izvolski in 
Edwards persönliche Dienste ein. 
Im Mai 1906 wurde Izvolski rus- 
sischer Außenminister, nachdem 
Rußland im russisch-japanischen 
Krieg geschlagen worden war; er 
diente unter Premierminister 
Pyotr Stolypin. Mit Izvolski gab 
die russische Diplomatie alle 
Interessen in Fernost auf, machte 
Geschäfte mit den Briten für den 
Iran, Afghanistan und Tibet und 
konzentrierte sich mit allem auf 
die Expansion auf dem Balkan - 
dem Ansatz, der direkt in den 
Weltkrieg führen sollte. 


Als Izvolskis Position als russi- 
cher Außenminister aufgrund 
seines Abenteuers mit dem Buch- 
lau-Handel geschwächt wurde, 
unternahm Edward VII. den 
ungewöhnlichen Schritt und 
schrieb an Zar Nikolaus Il., um 
sich für den Verbleib seines eige- 
nen Agenten im Amt einzuset- 
zen. Edward schrieb: »Sie wis- 
sen, wie wichtig mir die freund- 
schaftlichsten Beziehungen zwi- 
schen Rußland und England sind, 
nicht nur in Asien, sondern auch 


in Europa, und ich bin sicher, daß 
diese Hoffnungen durch M. Iz- 
volski realisiert werden.« (Mid- 
dlemas, Seite 170). 


Izvolski mußte sich mit der russi- 
schen Botschaft in Paris abfin- 
den, wo er einen Sonderfonds da- 
zu benutzte, die Pariser Presse 
dahingehend zu bestechen, daß 
Frankreich in den Krieg ziehen 
sollte. Im Juli 1914 rannte Iz- 
volski herum und brüllte, daß es 
»sein Krieg« sei. Wie Lord 
Bertie, der britische Botschafter 
in Paris, seinem Tagebuch anver- 
traute: »Was für ein Dummkopf 
Izvolski ist! ... Zu Beginn des 
Krieges behauptete er, daß er 
dessen Urheber sei: >C’est ma 
guerre!«« (Fay, I, Seite 29). 


Auf Izvolski folgte im Amt des 
russischen Außenministers Sazo- 
nov, ein anderer britischer Agent, 
der ab dem Beginn der schicksal- 
haften russischen Mobilmachung 
im Juli 1914 eine Schlüsselrolle 
gespielt hat. 


Theodore Roosevelt 
der Lieblings- 
Brieffreund 


Der Lieblings-Brieffreund von 
Edward VII. war der US-Prä- 
sident Theodore Roosevelt, der 
von Cecil Spring-Rice aus Sir 
Edward Greys Außenministe- 
rium auf einer täglichen Basis 
gehandhabt wurde. Es kann 
kaum sein, daß Edward über die 
Rolle der Briten bei der Er- 
mordung von Präsident William 
McKinley nichts gewußt hat. Seit 
dem Jahre 1904 hat Edward 
Teddy Briefe darüber geschrie- 
ben, wie sie beide die Befehls- 
gewalt »über die beiden Zweige 
der angelsächsischen Rasse« er- 
halten haben. Teddy schrieb zu- 
rück über die Notwendigkeit, 
»daß zwischen den englischspre- 
chenden Völkern Verstehen« 
herrschen muß und sie diskutier- 
ten über »unsere Rasse«. Teddy 
schrieb an Edward, daß »die 
wahren Interessen der englisch- 
sprechenden Völker eins und 
gleich seien im Atlantik und Pa- 
zifik.« 


Roosevelt diente Edwards Zielen 
bei seiner Vermittlung des rus- 
sisch-japanischen Krieges, bei 
seiner Unterstützung der Briten 
auf der Konferenz von Algeciras 
und bei dem Thema Abrüstung 
der Seestreitkräfte auf der Haa- 
ger Konferenz. Hinter seinem 


° 


Rücken verhöhnte Edwards Ab- 
gesandte den US-Präsidenten als 
Halbwilden, der in Oyster Bay 
primitive Essen gab. Später übte 
Sir Edward Grey durch die Ver- 
mittlung seines Hauptberaters, 
Oberst Edward House, einen ent- 
scheidenden Einfluß auf Woo- 
drow Wilson aus. 


Edward wurde der Onkel Eu- 
ropas — Onkel Bertie — genannt, 
weil so viele von Königin Vic- 
torias anderen Kindern in ver- 
schiedene andere Königshäuser 
eingeheiratet haben, woraus sich 
eine einzige europäische Königs- 
familie ergibt. So war Kaiser 
Wilhelm von Deutschland Ed- 
wards Neffe. Zar Nikolaus I. 
war auch sein Neffe, denn er war 
mit der Nichte von Edwards Frau 
verheiratet. Nachdem er 40 Jahre 
lang der Prinz of Wales gewesen 
war, kannte Edward Europa wie 
ein Buch. 


Emile Flourens fand, daß Ed- 
ward seine Triumphe in erster 
Linie sich selbst zu verdanken 
hatte, seinem »profunden Wissen 
über das menschliche Herz und 
seinem Scharfsinn, mit dem er 
die Laster und Schwächen der 
Individuen und Völker aussortie- 
ren und sie in die schlimmsten 
und destruktivsten Waffen gegen 
sie verwandeln konnte«. Ed- 
wards Empire war auf der »ewi- 
gen menschlichen Dummheit«, 
auf »der intellektuellen und mo- 
ralischen Entartung« der Völker 
aufgebaut. 


Flourens pries Edwards prakti- 
sches Verständnis von der fran- 
zösischen Ideologie. Edward 
wußte, wie er den Chauvinismus 
der elsaß-lothringischen »Revan- 
chards« ausnutzen mußte, um 
Frankreich gegen Deutschland 
aufzuhetzen. Er wußte, wie er die 
Faszination der russischen Sla- 
wophilen über die Agitation von 
Großserbien auf dem Balkan 
ausnutzen konnte. Er wußte, wie 
er den Haß der italienischen 
»irridentisti« gegen Österreich 
nutzen konnte, um Italien von 
der pro-deutschen Dreier-Allianz 
zu lösen. Er wußte, wie er Keile 
zwischen Deutschland und 
Österreich treiben konnte, indem 
er Wiens Ressentiments aus dem 
Krieg des Jahres 1866, die preu- 
Bische Überlegenheit und deren 
Furcht vor Serbien wieder wach- 
rief. Er konnte sich den Eifer 
eines amerikanischen Rassisten 
zunutze machen, wie ein König 
Mitglied einer mythischen angel- 


sächsischen Rasse zu sein. Er 
konnte die Bestrebungen japani- 
scher Militaristen zum größeren 
Ruhm des britischen Empires 
nutzen. 


Ein großer Teil von Edwards per- 
sönlicher Anziehungskraft wurde 
während seiner unaufhörlichen 
Staatsbesuche ausgeübt, wo er 
großinszenierte Ausbrüche von 
»Bertiemanie« freisetzen konnte. 
Denjenigen, die sich an die glei- 
chermaßen nicht plausible Gor- 
bimanie von vor einigen Jahren 


er von Minderwertigkeitsge- 
fühlen und einer unheilbaren 
Anglophilie geplagt wurde. Wie 
Flourens meinte, »Edward VII. 
führte eine tiefgehende Studie 
der Schwächen von Wilhelm II. 
durch. Er zählte sie zu seinen 
wertvollsten Verbündeten«. (Flou- 
rens, Seite 58). 


Die Dämonisierung von Wilhelm 
als der weltstärkste Kriegshetzer 
durch die Briten und die Entente 
war immer absurd. Wilhelm 
fühlte sich dem britischen Kö- 


König Edward VIl. von England zeichnete sich durch kon- 
sequente Vorbereitung des Ersten Weltkrieges aus. 


erinnern, wird das Phänomen 
bekannt vorkommen. 


Kaiser Wilhelm II. 
und seine Hunnen- 
Ansprache 


Edwards Beherrschung psycho- 
logischer und ideologischer Ma- 
nipulationen wird am deutlich- 
sten in seiner Beziehung zu sei- 
nem pathetischen und instabilen 
Neffen Kaiser Wilhelm, Edward 
führte eine detaillierte Studie von 
Wilhelms psychologischem Pro- 
fil durch, von dem er wußte, daß 


nigshaus unterlegen. Sein ge- 
heimster und größter Wunsch 
war, von der britischen Königs- 
familie akzeptiert zu werden. 
Edward konnte sein eigenes Ver- 
halten anpassen, um von dem 
Kaiser das gewünschte Resultat 
zu bekommen. Wenn er einen 
Wutanfall in der Öffentlichkeit 
wollte, so konnte er den bekom- 
men. Legge, ein britischer Autor, 
berichtet, daß Edward den Kaiser 
bei einer Besprechung niederge- 
schlagen hat. 


Doch wenn Edward freundlich 
sein mußte, so konnte er das auch 


sein. Als Britanniens diplomati- 
sche Isolierung während des 
Burenkriegs auf ihrem Höhe- 
punkt war, konnte Edward den 
Kaiser im Novermber 1899 dazu 
bringen, Britannien einen Staats- 
besuch abzustatten. Mit der Bo- 
xer-Rebellion in China, mit ih- 
rem Unterton von Solidarität der 
weißen Rasse gegenüber der 
»gelben Gefahr«, sollte auch der 
Kaiser hinters Licht geführt wer- 
den. 


In seiner Ansprache vor den 
deutschen Soldaten, die gen Pe- 
king loszogen, rief Wilhelm zur 
Grausamkeit gegen die Chinesen 
auf: »Gebt kein Pardon! Nehmt 
keine Gefangenen! Tötet jeden, 
der in Eure Hände fällt! So wie 
sich die Hunnen vor tausend 
Jahren mit ihrem König Attila 
einen solchen Namen gemacht 
haben, der in Legende und Fabel 
immer noch mit Schrecken wie- 
derhallt, könnte dem Namen der 
Deutschen in der chinesischen 
Geschichte in tausend Jahren das 
gleiche widerfahren.« (Cowles, 
Seite 177). 


Diese »Hunnen«-Ansprache war 
fast ein Jahrhundert lang Wasser 
auf die Mühlen der Londoner 
Propagandamaschinerie — vom 
Ersten Weltkrieg bis zur Hysterie 
des Vierten Reichs von Margaret 
Thatcher und Nicholas Riedley 
im Jahre 1989. Nicht nur ein 
Mal, sondern wieder und wieder, 
verpatzte der Kaiser die Ge- 
legenheiten, Edwards Pläne au- 
Ber Kraft zu setzen. 


Er bediente sich auch des Kai- 
sers, um die Eisenbahnlinie Ber- 
lin-Bagdad zu sabotieren. Auf 
Schloß Windsor verlangte Ed- 
ward im Jahre 1907, daß die 
Briten über einen Abschnitt der 
Eisenbahnlinie zwischen Badgad 
und dem Persischen Golf als 
»Tor« die Kontrolle behalten, 
angeblich, um den Durchgang 
deutscher Truppen nach Indien 
zu verhindern. Der Kaiser war 
bereit, ein solches »Tor« zu ge- 
währen. Im übrigen verlangte 
Edward, daß alle Gespräche über 
die Bagdad-Eisenbahnlinie unter 
der Beteiligung Frankreichs, 
Rußlands, Britanniens und 
Deutschlands ablaufen, so daß 
die Vorschläge der Deutschen 
mit 3:1 überstimmt werden 
konnten. 


Edward flachste mit seinen fran- 
zösischen Freunden darüber, daß 
viele einen ewigen Vater, doch er 
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allein eine ewige Mutter zu ha- 
ben scheint: Königin Victoria 
starb im Jahre 1901 und Edward 
begann seinen Vorstoß auf einen 
Weltkrieg hin, 


Das Zuschneiden und 
Anprobieren des 
Nessusgewands 


Zu Beginn des 20. Jahrhunderts 
lag Edwards Problem in Lord 
Salisburys Politik der britischen 
»splendid isolation« begründet. 


Auf dem europäischen Kontinent 
gab es zwei Hauptallianzen: die 
Dreier-Allianz von Deutschland 
und Österreich-Ungarn mit Ita- 
lien als Ehebrecher und die 
Zweier-Allianz zwischen dem 
Frankreich von Gabriel Hano- 
taux und dem Rußland von 
Sergei Witte. Britannien gehörte 
zu keiner von beiden. 


Die britischen Beziehungen zu 
allen Kontinentalmächten waren 
schlecht. Seit dem Krimkrieg 
von der Mitte des Jahrhunderts 
war Rußland traditionell feind- 
lich. Mit Frankreich hatte Bri- 
tannien in der Fashoda-Affaire 
gerade am Rand eines Krieges 
gestanden. Ein Krieg war zwar 
verhindert worden, doch die 
französische Ressentiments wa- 
ren sehr groß. 


Die Beziehungen zwischen Bri- 
tannien und den Vereinigten 
Staaten von Präsident Grover 
Cleveland waren traditionell eben- 
falls schlecht. In den Grenz- 
streitigkeiten des Jahres 1895 
zwischen Venezuela und British- 
Guyana waren sie an einen ge- 
fährlichen Punkt gekommen, als 
sich die Vereinigten Staaten auf 
die Monroe-Doktrin berufen und 
die Briten gezwungen hatten, die 
Angelegenheit mit Hilfe seines 
Mitarbeiters Joseph Pulitzer zu 
besänftigen. 
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Inmitten von all dem hatten 
Edward und Joseph Chamberlain 
den Burenkrieg gegen Transvaal 
und den Oranje-Freistaat begon- 
nen, zwei kleine Staaten, die von 
holländisch sprechenden Sied- 
lern am Kap von Südafrika be- 
herrscht wurden. Der Versuch 
der Briten, die Afrikaner zu 
zwingen, sich zu unterwerfen, 
führte mit einer verblüffenden 
Serie militärischer Niederlagen 
der Briten im Dezember 1899 zur 
»Schwarzen Woche«. 


Eine Welle anti-britischen Has- 
ses ging durch die Welt, als die 
Presseberichte von der Front 
zeigten, daß der tyrannische 
Riese tönerne Füße hat. Die deut- 
schen, französischen und russi- 
schen Zeitungen wetterten alle 
gegen London. Die russische 
Regierung fragte in Paris und 
Berlin an, ob sie nicht eine 
Intervention erwägen könnten, 
um die Briten zu stoppen. Die 
Aufregung nahm noch zu, als die 
Briten auf ihre Niederlagen mit 
noch mehr Greueltaten reagier- 
ten. Die Briten richteten die 
ersten Konzentrationslager des 
Jahrhunderts ein, in denen 
Afrikaaner-Kinder systematisch 
verhungerten. 


Eine Cambrai-Gefahr 
für das britische Empire 


Als ein guter Venezianer erkann- 
te Edward, womit er es zu tun 
hatte: einer Cambrai-Bewegung. 
Im Jahre 1509 wurde die vene- 
zianische Oligarchie nach Jahr- 
hunderten geopolitischer Perfidie 
mit der Liga von Cambrai kon- 
frontiert, einer vereinten Tarnor- 
ganisation von praktisch jeder 
zweiten Macht in Europa, die 
alle Venedig zerstören wollten. 
Edward selbst hatte etwas ähnli- 
ches im Jahre 1863 erlebt, als 
Rußland und die Vereinigten 
Staaten offenbar dabei waren, 
sich zusammenzutun, um das bri- 
tische Empire zu vernichten. 
Zwischen 1899 und 1902 forder- 
te die öffentliche Meinung in 
jedem Land, einschließlich den 
Vereinigten Staaten, Maßnah- 
men gegen den britischen Lö- 
wen. Britannien riskierte eine 
kontinentale Liga oder kontinen- 
tale Koalition, eine neue Liga 
von Cambrai, gegen die neuen 
Venezianer in London. Edwards 
offizieller Biograph, Sir Sidney 
Lee, macht die Gefahr, wie sie in 
jenen Tagen von London emp- 
funden wurde, deutlich: 


»Im Jahr 1901 und der ersten 
Hälfte des Jahres 1902 sympathi- 
sierte das ganze inoffizielle Eu- 
ropa mit den Feinden Großbri- 
tanniens in Südafrika und jeder 
ernste diplomatische Fehler auf 
Seiten Britanniens in jenen Ta- 
gen hätte unter Umständen dazu 
führen können, daß die Schwer- 
ter Europas gegen Britannien 
erhoben worden wären.« (Lee, II, 
Seite 731). 


»Es gab immer eine Chance, 
wenn auch eine entfernte, daß 
der Neid gegen Britannien, von 
dem keine große europäische 
Macht praktisch ganz frei gewe- 
sen wäre, durch die Umstände so 
stimuliert würde, daß sich die 
Mitglieder der beiden Allianzen 
vereinen, um Britanniens Platz in 
der Welt herauszufordern. Als 
König Edward den Thron be- 
stieg, war Britannien also iso- 
liert, ohne Freunde und in einem 
nicht zu erfolgreichen oder 
populären Krieg engagiert ... 
Lord Salisbury, König Edwards 
erster Premierminister, hatte sich 
schon seit langem dieser Politik 
der »splendid isolation< ver- 
schrieben, die in den letzten fün- 
fundvierzig Jahren von Königin 
Victorias langer Herrschaft kon- 
stante britische Tradition gewe- 
sen ist. Aufgrund des Festhaltens 
an dieser Politik gab es kaum 
eine Möglichkeit, die Situation 
im Ausland zu verbessern wie sie 
im Jahre 1901 existierte und sie 
hätte Britannien tatsächlich der 
Gefahr einer feindlichen Kombi- 
nation in praktisch überwältigen- 
dem Rahmen ausgesetzt.« (Lee, 
II. Seite 116-117). 


Gasparo Contarini und die vene- 
zianischen Patrizier seiner Zeit 
hatten auf den Krieg der Liga 
von Cambrai dadurch reagiert, 
daß sie die Protestantische Re- 
formation und die Religions- 
kriege in Gang gesetzt hatten Ed- 
ward reagierte auf die Isolation 
des Britischen Empire dadurch, 
daß der Erste Weltkrieg in Gang 
gesetzt wurde. 


Perfides 
Albion 


Die erste Aktion für Edward war 
ein Täuschungsmanöver mit dem 
Deutschland, der natürliche 
Kernpunkt jeder Koalition auf 
dem Kontinent gegen England, 
reingelegt und neutralisiert wer- 
den sollte. Das war die Aufgabe 
von Joseph Chamberlain, einem 


Mitglied von Lord Salisburys 
Kabinett. In seiner gefeierten 
Rede in Leicester im November 
1899 sagte Chamberlain: »Kein 
weitblickender Staatsmann könnte 
mit Englands permanenter Iso- 
lation auf dem europäischen 
Kontinent zufrieden sein ... Die 
natürliche Allianz ist die zwi- 
schen uns und dem deutschen 
Reich ... Sowohl die Interessen 
als auch die Rassengefühle verei- 
nigen die beiden Völker und ein 
neues Dreier-Bündnis zwischen 
Deutschland, England und den 
Vereinigten Staaten würde dem 
emotionalen Band, daß die Teu- 
tonen und die Angelsachsen be- 
reits verbindet, entsprechen.« 
(Lee, II, Seite 117). 


Die Phrasen von einem Rassen- 
bündnis zielten auf den Kaiser 
ab, der so eifrig darauf bedacht 
war, von den Angelsachsen ak- 
zeptiert zu werden. Wilhelm 
wurde von Kanzler Bülow bera- 
ten, der glatt war wie ein Aal, 
und von der grauen Eminenz des 
deutschen Außenministeriums, 
Baron von Holstein. Waren diese 
Männer britische Agenten oder 
Betrogene? Gehörten sie zu einer 
homosexuellen Hofkabale? Auf 
jeden Fall wollte Berlin ein 
anglo-deutsches Abkommen, aber 
unter harten Verhandlungen. Der 
Berlin-Konsens war, daß Bri- 
tannien Deutschland brauchte 
und im Laufe der Zeit würde sich 
der Preis, den London für deut- 
sche Hilfe zahlen müßte, nur 
erhöhen. Die Politik des Kaisers 
war es also, langsam auf ein 
Abkommen mit London zuzuar- 
beiten. Von Bülow und Holstein 
betonten, daß eine britische 
Allianz mit Frankreich oder Ruß- 
land angesichts der existierenden 
Reibungen einfach unmöglich 
war. 

Und so ließen sich Wilhelm und 
seine Berater die große Chance 
für einen kontinentalen Block 
entgehen, der sich mit den Be- 
mühungen von Hanotaux und 
Witte ergänzt hätte. Wilhelm jag- 
te dem Hirngespinst eines Ab- 
kommens mit London nach, was 
nichts weiter war als ein rassisti- 
sches Täuschungsmanöver. Als 
der Kaiser im Januar 1901 zum 
Begräbnis von Königin Victoria 
in der Stadt war, schlug er immer 
noch ein »anglo-deutsches Bünd- 
nis vor, bei dem die Briten das 
Meer und Deutschland das Land 
behielt. Mit einem solchen Bünd- 
nis könnte sich in Europa nicht 
einmal eine Maus ohne unsere 
Genehmigung bewegen ...« 


Selbst nach 1918 wiederholte der 
Kaiser immer noch, daß er Bri- 
tannien während des Buren- 
krieges vor einer französisch- 
deutsch-russischen Interessenge- 
meinschaft gerettet hat. 


Der russisch-japanische 
Krieg und die russische 
Revolution des 

Jahres 1905 


Der Kaiser brabbelte dauernd 
von der »gelben Gefahr« in Fern- 
ost, doch der erste Verbündete, 
den Edward für sich gewann, war 
Japan. Edward wollte Japan als 
sein asiatisches Torpedo gegen 
Rußland verwenden. Die Japaner 
wollten Rußland dabei stoppen, 
weiter in das einzudringen, was 
sie für einen Einflußbereich in 
China und Korea hielten. Doch 
Teile der russischen Oligarchie, 
die Witte gegenüber feindlich 
eingestellt waren, lehnten es ab, 
Korea zu respektieren und die 
Japaner suchten nach einem 
Verbündeten. 


Der kritische Moment kam, als 
der frühere Premierminister Mar- 
quis Ito im Dezember 1901 Lon- 
don besuchte. Edward sorgte 
dafür, daß Ito zum Helden des 
Tages gemacht und dekoriert 
wurde und innerhalb eines Mo- 
nats wurde ein anglo-japanischer 
Vertrag unterzeichnet. Beide 
Partner hatten es eilig, denn Wit- 
tes transsibirische Eisenbahn 
ging ihrer Fertigstellung entge- 
gen und das würde die russische 
Macht in Fernost ungeheuer ver- 
größern. 


Die wichtigste Klausel lautete: 
Wenn Japan in Fernost als ein- 
zelne Macht in den Krieg ziehen 
würde, würde Britannien wohl- 
wollende Neutralität bewahren. 
Dies bedeutete, wenn Japan und 
Rußland einen Krieg beginnen 
würden, würden die Briten alle 
anderen Europäer daran hindern, 
Rußland zu helfen. Das gab Ja- 
pan freie Hand für Admiral 
Togos heimlichen Angriff auf 
den russischen Stützpunkt von 
Port Arthur Anfang des Jahres 
1904. 


König Edward tat fast alles, um 
mit Rußland einen Krieg anzu- 
fangen. Als Rußland seine Flotte 
im Fernen Osten verlor, began- 
nen die Russen das verzweifelte 
Spiel und entsendeten ihr balti- 
sches Geschwader um die ganze 
Welt, um gegen die Japaner zu 


kämpfen. Im Oktober 1904 feu- 
erten russische Schiffe, die die 
Nordsee überquerten, auf einige 
britische Schleppnetzfischerboo- 
te, wobei eines von ihnen sank. 
Der russische Admiral dachte, es 
seien japanische Torpedoboote. 


In diesem Zwischenfall von 
Dogger Bank ging Edward zu- 
nächst bis an den Rand eines 
Krieges und verlangte, daß die 
Royal Navy die russischen Schif- 
fe stoppt, den russischen Admiral 
festnimmt und ihn bestraft. Spä- 
ter gab Edward klein bei. 


Um den Fernen Osten zu errei- 
chen, brauchte die russische Flot- 
te logistische Unterstützung, 
denn man konnte nirgendwo 
Kohle herbekommen. Der Kaiser 
war nun in der Stimmung, Ruß- 
land zu umwerben und so über- 
nahmen die deutschen Schiffe 
die Bekohlung. Daraufhin for- 
derte die britische Presse, daß die 
Royal Navy die Deutschen dabei 
stoppt, die Kohle zu liefern. 


Gleichzeitig begann Admiral 
Fisher mit dem Vorschlag, die 
Deutschen anzugreifen wie da- 
mals die dänische Flotte im Ha- 
fen von Kopenhagen Doch das 
war ein Circulus, der von Ed- 
ward für seine diplomatischen 
Ziele in Gang gesetzt worden 
war. Die Russen hatten nach dem 
Krieg nur noch ein großes Schiff 
übrig. Doch Edward wollte eine 
Katastrophe, nicht einfach nur 
eine Niederlage, für Rußland - 
eine Katastrophe, die Japan nicht 
in der Lage gewesen wäre, ZUZU- 
fügen. Um die Katastrophe zu 
liefern, die er wollte, setzte 
Edward den britischen Geheim- 
dienst und alle seine Größen frei 
— Demokraten, Zionisten, Kom- 
munisten — einfach alles. Das 
führte zu einem Bürgerkrieg, der 
bis ins Jahr 1906 hinein ging und 
Rußland als Militärmacht lahm- 
legte. 


Inzwischen hatte Edward seinen 
Pakt mit Frankreich besiegelt. 


Die anglo-französische 
Entente Cordiale 


Zunächst war Edward wegen der 
jahrhundertelangen Konflikte in 
Frankreich und wegen Fashoda, 
für das er persönlich verantwort- 
lich gemacht wurde, nicht be- 
liebt. Eine Zeit lang war Edwards 
Image in der Pariser Presse in der 
Tat sehr schlecht. 


Joseph Chamberlain, der die 
Franzosen mit seiner pro-deut- 
schen Masche erschreckt hatte, 
brachte den Franzosen die Bot- 
schaft: Edward war bereit, Agyp- 
ten gegen Marokko zu tauschen, 
um mit Frankreich ins Geschäft 
zu kommen. Das war ein sehr 
ungleicher Tauschhandel. Seit 
den achtziger Jahren des 19. 
Jahrhunderts war die britische 
Präsenz in Agypten offiziell vor- 
übergehend, angeblich, um im 
Namen der anderen europäischen 
Mächte Ordnung wiederherzu- 
stellen; danach sollten die Briten 
das Land wieder verlassen. Sie 
hatten jedoch keineswegs die 
Absicht, das Land zu verlassen, 
sondern wollten stattdessen noch 
das ganze Nil-Tal dazu. Doch die 
Franzosen, die Erbauer des Suez- 
kanals, hatten immer noch einige 
Rechte. Doch wenn die Franzo- 
sen nachgegeben hätten, wäre die 
britische Position in Ägypten 
unanfechtbar, zumindest durch 
Europäer. 


Bei Marokko war das ganz an- 
ders. Die marokkanische Regie- 
rung war stärker und es bestan- 
den starke, miteinander konkur- 
rierende Ansprüche von Deutsch- 
land und Spanien. Die Idee einer 
französischen Vorherrschaft in 
Marokko setzte Frankreich prak- 
tisch erneut auf Kollissionskurs 
mit Deutschland. 


Auf dem Weg 
nach Verdun 


Doch die französische Gesell- 
schaft war durch Edwards Drey- 
fus-Affaire geschwächt worden 
und mit Hilfe von Delcasse, 
Clemenceau und Cambon wurde 
das Abkommen unterzeichnet. 
Edward schaffte auch eine 
Glanzleistung persönlicher Di- 
plomatie: seinen Besuch in Paris 
im Jahre 1903. Hier ließ Bertie 
seinen Charme spielen, mit Re- 
den auf Französisch über 
Freundschaft, während er seine 
eigene sentimentale Verbindung 
zu Paris, Biarritz und zur Riviera 
in Erinnerung rief. Zusammen 
mit einer zweifellos gut bezahl- 
ten Presse verwandelten sich die 
Pariser Dandys in einer Explo- 
sion von Bertie-Manie in Anglo- 
philie; gekrönt wurde das ganze 
noch durch Edwards Erscheinen 
zusammen mit Präsident Loubet, 
einer Marionette von Clemen- 
ceau, auf der Rennbahn in 
Longchamp. Diese Bertie-Manie 
brachte Frankreich auf den Weg, 


der zu Verdun führte, mit sechs 
Millionen Toten, proportional 
der höchsten Zahl an Opfern 
eines einzelnen Kriegsteilneh- 
mers. 


Edward hatte sich den Trick mit 
Marokko in der Hoffnung ausge- 
dacht, Deutschland würde rasch 
nach dem Köder greifen und die 
neue französische Vorherrschaft 
in Marokko herausfordern. Prinz 
von Bülow gab Edward genau 
die Krise, die er brauchte. Von 
Bülow sagte dem Kaiser, Deutsch- 
land würde Frankreich in Ma- 
rokko herausfordern, sowohl um 
seine kommerziellen Interessen 
zu verteidigen, als auch, um 
Frankreich zu zeigen, daß die 
britische Allianz wertlos ist. 


Wenn Frankreich immer wieder 
der kontinentale Dolch in den 
Händen Englands ist, so meinte 
von Bülow, sei es an der Zeit, 
den Briten diesen Dolch aus den 
Händen zu schlagen. Von Bülow 
überzeugte den einfältigen Kai- 
ser davon, das verrückte Aben- 
teuer eines Besuches — wie Onkel 
Bertie — doch nach Tanger in 
Marokko zu unternehmen, wo 
der Kaiser im März 1905 landete. 
Das führte zu der vorhersehbaren 
Konfrontation zwischen Frank- 
reich und Deutschland. Delcass& 
beschloß es bis auf die Spitze 
und an den Rand eines Krieges 
zu treiben. 


Als Delcasses Kollegen in der 
Regierung die unmittelbare Ge- 
fahr eines Krieges mit Deutsch- 
land klar wurde, wurde Delcass& 
gefeuert. Doch mit dieser Krise 
wurde das »Revanche«-Syndrom 
in Frankreich erneut aufgehetzt 
und aller Haß richtete sich gegen 
Deutschland. Besonders weil ihr 
Verbündeter, Rußland, gelähmt 
war und sich immer noch im 
Krieg mit Japan befand, wurden 
die Franzosen vollständig in die 
Arme von Edward geworfen. 
Gleichzeitig wurden geheime 
Abkommen für eine Arbeits- 
teilung zwischen der britischen 
und französischen Flotte unter- 
zeichnet und die Planung für das 
künftige britische Expeditions- 
korps begonnen. 


Diese erste Marokko-Krise war 
ein ernster Versuch von Edward, 
den Krieg zu beginnen, trotz der 
Tatsache, daß Frankreichs Ver- 
bündeter, Rußland, gelähmt war. 
Es könnte sein, daß auch Däne- 
mark versprochen hatte, Edward 
zu unterstützen. Es ist sicher, daß 
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König Eduard VII. 
Böser Welt- 
schöpfer 

der Dreier 
Entente und 
des Ersten 
Weltkrieges 


Edward Frankreich gedrängt hat, 
alles aufs Spiel zu setzen. Unter 
der Zweier-Allianz hätte sich 
Rußland wohl oder übel im Krieg 
Frankreich angeschlossen. Doch 
das französische Kabinett mach- 
te einen Rückzug. 


Björkjö: die Revolte 
zweier verlorener Neffen 


Inmitten all dieser Ereignisse tra- 
fen sich Kaiser Wilhelm und Zar 
Nikolaus II. in Björkjö, einem 
baltischen Fjord in Finnland. Es 
war ein ergreifender Anblick, die 
letzte mißlungene Revolte der 
beiden verlorenen Neffen von 
Edward VII. - die Revolte von 
Cousin Willy und Cousin Nicky. 
Nikolaus war sehr unglücklich 
mit seiner französischen Allianz, 
denn Frankreich hatte nichts 
getan, um ihm gegen Japan zu 
helfen und hatte sich darauf kon- 
zentriert, Onkel Bertie zu um- 
werben. Der Kaiser war vorüber- 
gehend zu seiner kontinentalen 
Liga zurückgekehrt und machte 
große Worte, Während die bei- 
den sich unterhielten, wurde dem 
Kaiser klar, daß sie gegen Onkel 
Bertie gemeinsame Ressenti- 
ments hegten. Folgendes schick- 
te der Kaiser an seinen Kanzler 
von Bülow: 


»Unser Gespräch kam dann auf 
England und es kam bald heraus, 
daß der Zar einen persönlichen, 
tiefen Ärger über England und 
den König empfand. Er nannte 
Edward VII. den größten »Un- 
ruhestifter<e und den gefährlich- 
sten und trügerischsten Intri- 
ganten auf der Welt. Ich konnte 
ihm nur zustimmen und fügte 
hinzu, daß besonders ich in den 
letzten Jahren unter seinen 
Intrigen zu leiden gehabt habe ... 
Er hat leidenschaftlich gegen 
jede Macht intrigiert, >kleine 
Vereinbarungen« getroffen, wor- 
aufhin der Zar mich unterbrach 
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und mit der Faust auf den Tisch 
schlug: »Nun ich kann nur sagen, 
er wird mit mir keine machen 
und in meinem ganzen Leben 
auch keine gegen Deutschland 
oder gegen Sie, darauf gebe ich 
mein Ehrenwort!« (Fay, Seite 
175). 


Der Kaiser schlug vor, daß die 
beiden Cousins eine eigene 
»kleine Vereinbarung« treffen, 
um Edward matt zu setzen. Der 
Zar akzeptierte und unterzeich- 
nete einen Vertragsentwurf zur 
gegenseitigen Verteidigung, den 
der Kaiser aus seiner Tasche zog. 
Die beiden gelobten sich tränen- 
reich Freundschaft. Doch diese 
beiden Fast-Psychotiker konnten 
sich keine Gemeinschaft auf der 
Grundlage wirtschaftlicher Ent- 
wicklung vorstellen, denn das 
hätte dem Oligarchismus wider- 
sprochen. 


Doch wenn die Idee einer rus- 
sisch-deutschen Kooperation aus- 
genutzt worden wäre, wäre der 
Weltkrieg nicht in der Form pas- 
siert, wie er sie schließlich im 
Jahre 1914 angenommen hat. 
Doch als der Kaiser von Bülow 
über seine Gespräche erzählte, 
drohte der Kanzler mit Rücktritt, 
woraufhin der Kaiser mit Selbst- 
mord drohte, wenn er sitzenge- 
lassen würde. Die russische Re- 
aktion war komplizierter, doch 
die Chance wurde verpaßt. In- 
nerhalb von zwei Jahren sollte 
Rußland Englands Verbündeter 
sein. 


Auf Einkreisung 
abzielend 


Edward VII. ließ in seinen Be- 
mühungen, Deutschland zu iso- 
lieren, nichts unversucht. Er war 
der Hauptmotor bei der Auf- 
lösung der Personalunion der 
Krone Norwegens und Schwe- 
dens, was im Jahre 1905 zu 
einem unabhängigen Norwegen 
unter britischer Schirmherrschaft 
führte. Um diesen Punkt noch zu 
unterstreichen, sorgte Edward 
dafür, daß sein Schwiegersohn, 
der dänische Prinz Charles — der 
Edwards dritte Tochter Maud, 
geheiratet hat — unter dem Na- 
men Haakon VII. König des 
neuen unabhängigen Norwegen 
wurde. Wegen seiner Ehe mit der 
antideutschen Prinzessin Alexan- 
dra war Edward zuversichtlich, 
daß von Kopenhagen keine Un- 
terstützung für Deutschland zu 
erwarten wäre. 


Spanien war ein wichtiges Land 
mit einem alten Groll gegen die 
Briten: Gibraltar, das die Red- 
coats seit dem Jahre 1704 und 
dem Spanischen Thronfolgekrieg 
besetzt hatten. In einem allge- 
meinen europäischen Krieg gab 
es ein eindeutiges Potential für 
Spanien, sich Deutschland gegen 
die Entente anzuschließen. An- 
gesichts moderner Artillerie hät- 
ten die Briten Probleme gekriegt, 
Gibraltar zu verteidigen. Wenn 
Spanien ebenfalls Feindselig- 
keiten gegen Frankreich durch- 
geführt hätte, hätte die Gefahr 
bestanden, daß viele französische 
Divisionen in kostspieligen An- 
griffen in der natürlichen Fe- 
stung der Pyrenäen festgehalten 
worden wären. In diesem Fall 
wäre Frankreich eingekreist und 
mit einem Zweifrontenkrieg kon- 
frontiert gewesen. Edward VI. 
beschwichtigte Spanien, indem 
er eine seiner Nichten mit dem 
spanischen König verheiratete; 
dafür trat diese Nichte zum 
Katholizismus über. 


Portugal gegenüber - Britan- 
niens ältestem Verbündeten - 
machte Edward wertlose Ver- 
sprechungen über die britische 
Unterstützung der Integrität des 
portugiesischen Kolonialreichs. 
Portugal trat ordnungsgemäß auf 
Seiten der Briten in den Ersten 
Weltkrieg ein. 


Am gleichen Tag im April 1904, 
an dem die anglo-französische 
Entente in Kraft getreten war, 
hatte sich Edward VII. mit sei- 
nem Agenten Izvolski getroffen, 
um eine anglo-russische Kom- 
bination vorzuschlagen. Die gro- 
Ben Krisen des russisch-japani- 
schen Krieges standen erst in 
einigen Monaten bevor, doch 
Edward schritt rasch voran. Mit 
Hilfe von Izvolski traf Edward 
eine Vereinbarung mit Rußland, 
die den Iran in Einflußbereiche 
aufteilte, während Afghanistan 
und Tibet sehr zum Nachteil 
Rußlands beide neutralisiert wur- 
den. Die russischen Slawophilen 
erhielten nichts Greifbares hin- 
sichtlich ihres ewigen Ziels 
Konstantinopel. 


Die anglo-russische Entente wur- 
de im September 1907 unter- 
zeichnet. Im Juni 1908 fuhr 
Edward VII für einen Staats- 
besuch bei Zar Nikolaus nach 
Reval.Admiral Jackie Fisher war 
dort und drängte Stolypin zum 
Aufbau seiner Landstreitmacht 
gegen Deutschland. 


Das Treffen von Onkel und Nef- 
fe hatte die düstersten Vorzei- 
chen und kündigte Rußlands 
neun Millionen Kriegsopfer im 
Ersten Weltkrieg an; mehr als 
Dreiviertel aller russischen Sol- 
daten wurden getötet, verwundet 
oder vermißt. Damit war der 
Boden bereitet für die Revo- 
lution des Jahres 1917 und die 
Machtergreifung durch die Bol- 
schewisten. 


Doch für Edward war das wich- 
tigste, daß Deutschland jetzt 
umzingelt war. Der Kreis war 
geschlossen. Bismarcks alter 
»Alptraum der Koalitionen« und 
ein Zweifrontenkrieg war jetzt 
Realität. Mit Hilfe von Izvolski 
startete Edward sofort einen 
neuen Versuch, um einen allge- 
meinen Krieg zu beginnen. Dies 
begann mit Izvolskis Buchlau- 
Handel mit Österreich, der im 
September 1908 gemacht und 
einen Monat später enthüllt wur- 
de. Per diesem Abkommen er- 
hielt Österreich grünes Licht 
dafür, Bosnien-Herzegowina for- 
mell zu annektieren, das von 
Österreich nach dem Berliner 
Kongreß besetzt worden, aber 
nicht annektiert worden war. 


Im Austausch dafür sollte Ruß- 
land das Recht bekommen, 
Kriegsschiffe durch die Straße zu 
schicken, doch das wurde von 
den Briten blockiert. Doch als 
Österreich Bosnien-Herzegowi- 
na annektiert hat, protestierte 
Serbien, die Bosnien-Herzego- 
wina ebenfalls haben wollten. 
Österreich und Serbien kamen 
bis an den Rand eines Krieges 
und machten ihre Armee mobil. 
Deutschland hielt Österreich 
zurück und Rußland fühlte sich 
zu schwach für einen Krieg. 
Deutschland vermittelte eigent- 
lich in dem Streit. Doch Edwards 
Agenten heckten sich bald eine 
Legende aus, daß Deutschland 
Rußland mit der Kriegsdrohung 
erniedrigt hat. 


Aufgrund dieser Balkankrise von 
1908-1909 richteten die russi- 
schen Slawophilen ihre Wut 
immer mehr gegen Deutschland, 
das in ihren Augen ihre ge- 
wünschte Expansion auf den 
Balkan hinein blockierte. Die 
Agitatoren Großserbiens wurden 
wild. Die österreichische Re- 
gierung beschloß, daß Serbien 
eine Gefahr für ihre Existenz ist 
und zerstört werden muß. Das 
war das Muster, das nach einer 
zweiten Marokko-Krise 1911, 


die der ersten sehr ähnelte, und 
nach den Balkankriegen, im 
Jahre 1914 zum Krieg führte. 


Hinter dem Buchlau-Handel und 
der Balkankrise des Jahres 1908- 
1909 stand König Edward. Der 
russische Weg mit Deutschland 
hatte in Reval auf seiner Tages- 
ordnung mit dem Zar gestanden. 
Im August 1908 hatte sich Ed- 
ward mit Izvolski und Clemen- 
ceau in Marienbad getroffen - 
kurz bevor Izvolski den Handel 
gemacht hat. 


Im gleichen Monat hatte sich 
Edward mit Franz Joseph, dem 
österreichischen Kaiser, in Bad 
Ischl getroffen. Edward hatte 
allen Grund dafür, eine Krise in 
Gang zu setzen. Wenn Deutsch- 
land Österreich zurückgewiesen 
hätte, wäre Deutschland völlig 
isoliert gewesen und hätte über- 
haupt keine Verbündeten mehr 
gehabt. Wenn Deutschland 
Österreich unterstützt hätte, wäre 
das Ergebnis entweder ein sofor- 
tiger Krieg oder erhöhte Span- 
nungen gewesen, die sich bald in 
einen Krieg hätten verwandeln 
können. 


Spaltung der 
Dreier-Allianz 


Einer von Edwards letzten denk- 
würdigen Reisen war sein Be- 
such bei König Victor Emma- 
nuel in Baiae bei Neapel am 29. 
April 1909. Hier unterrichtete 
Edward VII. seinen Agenten, den 
italienischen Außenminister Tit- 
toni über das, was er als alarmie- 
rendes Anwachsen der öster- 
reichisch-ungarischen Flotte be- 
trachtete — der Marine einer 
Macht, mit der Italien theoretisch 
verbündet, doch deren Rivale es 
in Wirklichkeit war. 


Das war das Treffen, auf dem 
Edward VII. seinen berühmten 
Toast auf die »Allianz« zwischen 
Italien und Britannien ausbrach- 
te. Moderne pedantische Wissen- 
schaftler haben dies als Takt- 
losigkeit Edwards VII. hinge- 
stellt, was angeblich bewies, daß 
der König ein Stümper in Sachen 
Diplomatie war. Angesichts der 
nachfolgenden Geschichte ist 
klar, daß Edwards Toast auf eine 
anglo-italienische Allianz viel- 
leicht eine prahlerische Indiskre- 
tion gewesen ist, doch es war ein 
Fehler, der daher kam, daß er zu 
viel wußte, und nicht, weil er zu 
wenig wußte. 


Es ist wahrscheinlich, daß Ed- 
ward VII. während dieses Be- 
suchs vom italienischen Monar- 
chen und Ministern Zusiche- 
rungen bekommen hat, die Ita- 
liens Beteiligung an der Dreier- 
Allianz gänzlich unwirksam ge- 
macht hatten — Zusicherungen, 
die dem Test von 1914 nicht 
standhielten und auf die im 
Austausch für Kompensationen, 
die von Theophile Delcasse ge- 
liefert wurden, Italiens Eintritt in 
den Krieg auf Seiten der Alli- 
ierten im Mai 1915 folgte. Ed- 
ward hatte erreicht, daß der Erste 
Weltkrieg nicht von drei Mäch- 
ten gegen drei geführt werden 
würde, wie das Muster der Alli- 
anzen nahegelegt hätte, sondern 
von vier Mächten gegen zwei. 


Wenn Edward VII. seinen Willen 
bekommen hätte, wären es fünf 
Mächte gegen ein isoliertes 
Deutschland gewesen. Edward 
VI. hat eine österreichische Op- 
tion nie aufgegeben, bei der im 
Erfolgsfalle für Berlin gar keine 
Verbündeten mehr übriggeblie- 
ben wären. 


Ein Beamter in der Umgebung 
des österreichischen Kaisers 
Franz Josef war Baron Albert 
Margutti, der bei jedem der 
Treffen in Bad Ischl zwischen 
Franz Josef und Edward VI. 
zugegen war. Margutti schrieb, 
daß Edward ab dem Treffen im 
Jahre 1905 begann, Franz Josef 
von seiner Allianz mit den 
Deutschen wegzulocken und ihm 
eine Reihe vage definierter Ent- 
schädigungen dafür anbot, wenn 
er dies tun würde (siehe Mar- 
gutti, »Kaiser Franz Josef und 
seine Zeit«, Seite 259-261). 


Der Krieg sollte 
bald kommen 


Das letzte dieser Treffen von Bad 
Ischl fand im August 1908, kurz 
vor dem Buchlau-Handel statt. 


Auf dieser Konferenz soll Ed- 
ward Franz Josef dazu gedrängt 
haben, in Berlin zu intervenieren, 
um die geplante Expansion der 
deutschen Flotte zu stoppen. 
Nach diesem Treffen soll Franz 
Josef gemurmelt haben: »Schließ- 
lich bin ich ein deutscher Prinz.« 
Der Krieg sollte bald kommen, 
aber nicht bald genug für Ed- 
ward. Der alte Lebemann starb 
im Mai 1910. Zu der Zeit schrieb 
eine Leipziger Tageszeitung, daß 
er das Nessusgewand geschickt 


gewoben hatte, um den deut- 
schen Herkules zu vernichten. In 
der griechischen Mythologie 
konnte Herkules durch keinen 
Menschen getötet werden. Er 
wurde schließlich durch den 
Zentauren Nessus getötet, der 
versucht hatte, Deianira, die Frau 
von Herkules, zu rauben. Der 
sterbende Nessus sagte zu Dei- 
anira, sie sollte Herkules’ Hemd 
in sein zentaurisches Blut eintau- 
chen und es ihm anziehen, wenn 
er jemals untreu sein sollte. 
Deianira tat dies später und das 
vergiftete Blut von Nessus, dem 
sexbesessenen, alten Zentaur, 
tötete Herkules schließlich. 


Ein paar Augenblicke lang An- 
fang August 1914 erkannte der 
Kaiser, was passiert war: 


»Nachdem sie durch Österreich 
den Grundstein des casus foede- 
ris für uns gelegt haben ... haben 
sich England, Rußland und 
Frankreich darauf geeinigt, den 
österreichisch-serbischen Kon- 
flikt als Entschuldigung dafür zu 
nehmen, einen Ausrottungskrieg 
gegen uns zu führen ...« 


Das ist die wahre Situation, die 
von Edward VII. langsam und 
clever in Gang gesetzt worden ist 
und »von Georg V. schließlich 
zu Ende gebracht wurde ... Die 
berühmte Einkreisung Deutsch- 
lands ist also schließlich zur 
Tatsache geworden, trotz aller 
Bemühungen unserer Politiker 
und Diplomaten, es zu verhin- 
dern. Das Netz wurde uns über 
den Kopf geworfen und England 
erntete höhnisch lächelnd den 
brillantesten Erfolg seiner be- 
ständig verfolgten rein anti-deut- 
schen Weltpolitik, gegenüber der 
wir uns als hilflos erwiesen 
haben, während es uns aufgrund 
unserer Treue zu Österreich in 
politischer und wirtschaftlicher 
Hinsicht die Schlinge um den 
Hals immer mehr zuzieht, 
während wir uns isoliert im Netz 
winden. Eine große Leistung, die 
die Bewunderung selbst von 
demjenigen hervorruft, der in der 
Folge davon zerstört werden 
soll! Edward VI. ist selbst nach 
seinem Tod noch stärker als ich 
es bin, der immer noch lebt. 


Und es hat Leute gegeben, die 
der Meinung waren, daß England 
durch diese oder jene kümmerli- 
che Maßnahme gewonnen oder 
beschwichtigt werden kann!« 
(Cowles, Seite 347, aus den 
Kautsky-Dokumenten). 


Im Jahre 1915 wurde in Berlin 
von dem Militärautor Reinhold 
Wagner eine Druckschrift her- 
ausgegeben, die den Titel trug: 
»Der größte Verbrecher gegen 
die Menschheit im 20. Jahr- 
hundert: König Edward VII. von 
England.« Mit bewundernswer- 
ter Prägnanz formulierte Wagner 
seine Anklage gegen den verstor- 
benen britischen Monarchen: 
»Der größte Verbrecher gegen 
die Menschheit, die das 20. 
Jahrhundert bis jetzt gekannt hat, 
war König Edward VII. von 
England. Denn er war derjenige, 
der den Weltkrieg von heute 
angestiftet hat.« Trotz allem, was 
in dieser gepeinigten Zeit seit 
dem Jahre 1915 passiert ist, 
stimmt das, was Wagner schreibt, 
auch heute noch. 


Konsequenz der 
historischen Wahrheit 


Von Edwards Zeit bis hin zu 
unserer Zeit hat die britische 
Monarchie drei Stürme erfolg- 
reich überstanden. Der erste war 
die Agitation der »Republika- 
ner« ungefähr im Jahre 1870, die 
die Unzufriedenheit mit Victoria 
als königliche Einsiedlerin und 
mit Edward, dem Thronfolger, 
als Lebemann, reflektierte. Dann 
kam 1916-18, als die britischen 
Truppen begannen, in großer 
Zahl an der Westfront von König 
Edwards Ersten Weltkrieg zu 
sterben, was eine Haßwelle auf 
alles Deutsche, einschließlich der 
Königsfamilie, hervorrief, die 
den absurden Namen »Windsor« 
annehmen mußte, um ihre deut- 
sche Abstammung zu vertu- 
schen. 

Das war, als Georg V. es ablehn- 
te, den Zar zu akzeptieren, weil 
er eine noch größere politische 
Reaktion befürchtete. Dann kam 
die Krise Edward VII. im Jahr 
1937, die die Tatsache wider- 
spiegelte, daß der König ein Nazi 
war. Nun, seit 1991-92, haben 
wir die Charles-Diana-Krise, die 
einen stärkeren Zusammenbruch 
im Versailler System reflektiert. 
Es besteht keinerlei Grund dafür, 
anzunehmen, daß die britische 
Monarchie, die alle diese Stürme 
überlebt hat, leicht hinweggefegt 
werden wird. Wir müssen viel- 
mehr davon ausgehen, daß die 
Königsfamilie vor nichts haltma- 
chen wird, auch nicht vor einem 
Militärcoup, einer faschistischen 
Diktatur oder einem dritten 
Weltkrieg, um eine Machtauf- 
gabe zu verhindern. oO 
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Frankreich 


Die Nieder- 
lage Hano- 
taux und 


die an- 


schließende 
Entente 
Cordiale mit 
London 


Die Ereignisse, die zu Frankreichs Kopfsprung in das Netz der 
Entente Cordiale, die von König Edward VII. von England 
gewebt wurde, führten, beginnen mit der Niederlage im franzö- 
sisch-preußischen Krieg der Jahres 1870. Dieser Krieg war die 
Folge der Kombination der imperialen Ambitionen von Napoleon 
II. und den Provokationen des deutschen Kanzlers Bismarck. 
Diese Kombination zündete die explosiven Leidenschaften und 
kleinen Wutanfälle, die beim französischen Volk manchmal als 
Nationalismus bezeichnet werden. Es sind diese tragischen 
Charakterfehler, die die historischen Feinde Frankreichs immer 
wieder befähigt haben, die Arbeit der wahren Nationalisten, der 
republikanischen Staatenaufbauer, zu zerstören. Darauf spielte 
der Dichter Friedrich Schiller an, als er vor einem Jahrhundert 
von der französischen Revolution schrieb, daß »ein großer 
Moment ein kleines Volk gefunden hat«. 


Ein großer Moment kam auch in 
den neunziger Jahren des 19. 
Jahrhunderts wieder, eine histori- 
sche Gelegenheit für die Staaten 
Kontinentaleuropas, sich zu ver- 
einigen, um das Krebsgeschwür 
der Politik der venezianischen 
Oligarchie und der Interessen zu 
zerstören, die in England ihre 
Wurzeln hatten. Zusammen hat- 
ten Frankreich, Deutschland und 
Rußland die Macht und das 
Selbstinteresse, diesen Krebs zu 
besiegen. Der französische Auß- 
enminister Gabriel Hanotaux und 
der russische Finanzminister Ser- 
gei Witte besaßen die strategi- 
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sche Weitsicht und die konkreten 
Pläne, die für eine weltweite 
Interessengemeinschaft nötig sind, 
die auf wirtschaftlicher Ent- 
wicklung basiert. Die Tragödie, 
warum der Erste Weltkrieg - das 
schlimmste Ergebnis des Kon- 
flikts unter diesen Staaten - statt- 
dessen eintrat, ist der Teil der 
Geschichte, von dem in diesem 
Artikel die Rede sein soll. 


Als im Juli 1870 in Paris bekannt 
wurde, daß Prinz Leopold von 
Hohenzollern, entfernt verwandt 
mit der preußischen Königsfami- 
lie, wahrscheinlich den spani- 


schen Thron besteigen solle, be- 
trachtete der größte Teil der fran- 
zösischen Führung dies als eine 
nicht akzeptable Vergrößerungs- 
bemühung und reagierte entspre- 
chend. Große alte Staatsmänner 
wie Louis Adolphe Thiers si- 
cherten Kaiser Napoleon II. 
inoffiziell ihre Unterstützung zu, 
wenn ein Konflikt unvermeidlich 
würde. Doch Thiers wollte im 
Gegensatz zu Napoleon diesen 
Krieg nicht. Deshalb war Thiers 
ungeheuer erleichtert, als er am 
12. Juli erfuhr, daß die Kandida- 
tur der Hohenzollern zurückge- 
zogen worden war. 


Thiers Verdacht, daß die Bona- 
partisten tatsächlich Krieg woll- 
ten, bestätigte sich sofort, als die 
Anhänger Napoleons forderten, 
daß der König von Preußen aus- 
drücklich geloben solle, daß sich 
die Kandidatur der Hohenzollern 
nie wiederholen werde. Thiers 
betrachtete dies als einen törich- 
ten Versuch, Preußen zu demüti- 
gen und verurteilte ihn als einen 
»großen Fehler«, der einen Krieg 
»wahrscheinlich« machte. Am 
Abend des 14. Juli kam das 
Telegramm aus Ems, in dem 
Kanzler Bismarck der französi- 
schen Provokation seine eigene 
Beleidigung hinzufügte und Na- 
poleon damit den Vorwand gab, 
den er brauchte, um den Krieg zu 
beginnen. 


Thiers stand am 15. Juli im 
Parlament auf, um sich gegen 
den Krieg auszusprechen und 
meinte, daß »es eine schwierige 
Aufgabe ist, patriotischen ... aber 
unklugen Passionen zu widerste- 
hen«. Es wurde ihm heftig zuge- 
setzt, als er die Regierung be- 
schuldigte, »in einem Anfall von 
Groll Beziehungen abzubrechen«. 
Thiers wurde als ein Werkzeug 
Preußens angeprangert und von 
einem wütenden Mob in den 
Straßen gejagt. 


Die vertane 
historische Chance 


Doch innerhalb von zwei Tagen 
nach Napoleons Kriegserklärung 
war Deutschland über die Grenze 
in die westlichen Provinzen El- 
saß und Lothringen einmar- 
schiert. Bis zum 2. September - 
nach nur sechs Wochen - hatte 
die französische Armee in Sedan 
eine verheerende Niederlage ein- 
stecken müssen und der Kaiser 
wurde gefangengenommen. Zu 
den schmerzlichen Kapitula- 


tionsbedingungen gehörten ge- 
waltige Reparationen und der 
permanente Verlust von Elsaß- 
Lothringen. 


Viele Jahre später definierte Ga- 
briei Hanotaux Napoleons Rolle 
in einer historischen Schrift als 
die eines naiven Handlangers für 
England. »Napoleon glaubte im 
Aufstand gegen Europa eine 
Unterstützung durch die engli- 
sche Allianz zu finden. England 
wuchs mit Hilfe des Neffen des 
Kaisers (Bonaparte), den es er- 
obert hatte. Zu Beginn begleitete 
man ihn bei allen seinen Aben- 
teuern und verließ ihn, wann 
immer er sich zu stark engagier- 
te. Man wußte, wie man ihn im 
entscheidenden Moment stoppen 
und ihm die Früchte des Sieges 
entreißen konnte, wenn die Zeit 
gekommen war. So war es auf 
der Krim, in China, in Italien, in 
Mexiko. Als schließlich der 
französisch-deutsche Krieg das 
Schicksal Europas ungewiß mach- 
te, hat man ihn erneut im Stich 
gelassen.« 


Frankreichs Dritte Republik war 
die Tochter dieser vernichtenden 
Niederlage Frankreichs und sei- 
nes Kaisers. Alle Augen richte- 
ten sich auf den einst denunzier- 
ten Thiers, der zum Präsidenten 
der neuen Republik gewählt 
wurde. In den Friedensverhand- 
lungen, die folgten, versuchte 
Thiers seinen Gesprächspartner, 
Kanzler Bismarck, mit der histo- 
rischen Chance zu beeindrucken, 
die die beiden Nachbarländer 
hatten,- eine Friedensvereinba- 
rung auf der Grundlage gegen- 
seitigen Eigennutzens und Zu- 
sammenarbeit festzulegen. 


So beschrieb Hanotaux dies in 
seiner »Geschichte des zeitge- 
nössischen Frankreich«, indem 
er auf die schwierige Situation 
anspielte, in der sich Bismarck 
selbst befand: 

»Was Deutschland betrifft war 
die Frage, ob es das hochtraben- 
de Schicksal, das ihm durch die 
Lage auferlegt worden war, die 
es gerade im Mittelpunkt Euro- 
pas erobert hatte, vollständig 
erfüllen würde. Durch eine bei- 
spiellose Anstrengung hatte es 
soeben die letzte Spur des Drei- 
Bigjährigen Krieges wegge- 
wischt. Es hatte die Größe, die 
Lebensfülle, die übersprudelnde 
Energie wiedergewonnen, die es 
in den blühenden Jahren des 
Mittelalters berühmt gemacht 
hatten....« 
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»Mit welcher Weisheit ... würde 
sich das neue Deutschland dieses 
unerwartete Glück zunutzema- 
chen? Den Kriegszustand zu 
stoppen, ein harmonisches und 
ausgeglichenes Leben für Europa 
einzuleiten, sich selbst eher 
durch Vernunft als durch Macht 
zu behaupten - hier war ein 
Unternehmen, das eines Ero- 
berers, gekrönt durch Glück, 
wert war. Ein St. Louis hätte es 
versucht. Ein Richelieu hätte es 
in Angriff genommen. Bismarck 
selbst hatte in Nikolsburg eine 
Idee von einem solchen Reich 
vermittelt.« 


Frieden oder 
weitere Kriege? 


»Die Zeiten der Feindseligkeiten 
waren vorüber. Das genaue Pro- 
blem, das existierte, war das fol- 
gende: Wie würden die neuen 
Beziehungen zwischen den bei- 
den Völkern aussehen? Frieden 
oder weitere Kriege? Es war 
nötig, eine Wahl zu treffen, eine 
Richtung festzulegen. Die alltäg- 
lichste Lösung, die Lösung, die 
die geringste intellektuelle An- 
strengung und die geringste 
Kontrolle über sich und die 
Fakten forderte, wäre das System 
von Frieden unter Waffen.« 


»Diese letzte Lösung war die des 
deutschen Stabshauptquartiers. 
Sie hatte in Versailles obsiegt. 
Doch eine letzte Zuflucht für die 
Diplomaten war in Brüssel noch 
offen. Leider war der tödliche 
Bazillus bereits gelegt...« 


»Der größte Fehler der deutschen 
Diplomatie und von Prinz Bis- 
marck unter den Umständen kam 
vielleicht von der Tatsache her, 
daß ihr Sieg sie in solchem Maße 
überrascht hat, daß sie nie bereit 
waren, es vollständig zu glauben. 
Da sie im Krieg erfolgreich wa- 
ren, hatten sie kein Zutrauen 
mehr zu anderen Dingen als 
Krieg. Der Krieg wurde ihr einzi- 
ges Werkzeug. Sie bereiteten ihn 
ständig vor. Ihre Kurzsichtigkeit 
besteht darin, daß sie die Dauer- 
haftigkeit des Friedens nicht vor- 
hergesehen haben. Sie machten 
alle Berechnungen außer der ein- 
fachsten von allen.« 


Als diese Ereignisse stattfanden, 
war Hanotaux, eine wichtige Fi- 
gur in der Zeit, die zum Ersten 
Weltkrieg führte, erst 16 Jahre 
alt. Doch sein künftiges Enga- 
gement für sein Land wurde 


Gabriel Hanotaux war für 
eine Zusammenarbeit mit 
Deutschland und diskutier- 
te die Möglichkeit einer fran- 
zösisch-deutschen Zollun- 
ion. 


bereits deutlich. Bei dem jungen 
Hanotaux rief Frankreichs ver- 
nichtende Niederlage keine chau- 
vinistischen Gemütserregungen 
gegen Deutschland hervor, son- 
dern eher eine Leidenschaft zum 
Lernen, in die vergangene Ge- 
schichte zu reichen, um zu ver- 
stehen, was gerade passiert war. 


»Die Generation, zu der ich ge- 
höre«, schrieb Hanotaux, »war 
gerade der Kindheit entwachsen 
... Ihr Intellekt war durch dieses 
grausame Schauspiel gereift ... 
Seit dieser Zeit stiegen drängen- 
de Fragen in mir auf: Was waren 
die Ursachen für die Größe 
Frankreichs in der Vergan- 
genheit? Was waren die Ur- 
sachen für die Niederlage? Was 
würden die treibenden Kräfte für 
das bevorstehende Wiederauf- 
leben sein?« 


Gabriel Hanotauxs 
strategische Rolle 


Hanotauxs erster Artikel, den er 
im Alter von 24 Jahren veröffent- 
licht hat, trug den Titel: »Haben 
die Venezianer das Christentum 
im Jahre 1202 verraten?« Die 
reine Tatsache, daß er an dieser 
Episode der Geschichte interes- 
siert war, zeigt, daß er dabei war, 
die kritischen Themen zu unter- 
suchen, die die westliche Zivi- 
lisation geformt haben. In der 
Zeitung des Führers und Grün- 
ders der Dritten Republik, L&on 
Gambetta, schrieb Hanotaux 
Artikel, in denen er im peoliti- 


schen Bereich das Wiederauf- 
leben der Politik der religiösen 
Toleranz von König Heinrich IV., 
des Erlasses von Nantes und die 
Rückkehr zu Kardinal Richelieus 
europäischer Außenpolitik for- 
derte. 


Als Hanotaux schließlich im 
Jahre 1885 ins französische Auß- 
enministerium kam, war er be- 
reits ein anerkannter Historiker, 
der entschlossen war, diese gro- 
Ben Ideen aus der Vergangenheit 
seines Landes in der französi- 
schen Außenpolitik zum Tragen 
zu bringen. 


In den achtziger und neunziger 
Jahren des 19. Jahrhunderts war 
Frankreich politisch und gesell- 
schaftlich um zwei wichtige The- 
men herum polarisiert: an aller- 
erster Stelle stand die Frage der 
Zusarnmenarbeit mit Deutschland 
beim Friedensaufbau oder dem 
Führen eines »Revanche«-Kriegs. 
Obwohl Bismarck nach dem 
Krieg die französischen Provin- 
zen Elsaß-Lothringen dummer- 
weise eingenommen hatte und so 
der vernichtenden Last der unge- 
heueren Kriegsreparationen eine 
tägliche schmerzliche Mahnung 
an den verlorenen Krieg hinzu- 
gefügt hatte, begann sich zwi- 
schen den früheren Feinden lang- 
sam eine Detente zu entwickeln. 
Es gab sogar Diskussionen über 
die Möglichkeit einer franzö- 
sisch-deutschen Zollunion. 


Das gespaltene 
Frankreich 


Das zweite Hauptthema war die 
religiöse Frage: ob es beim Auf- 
bau der neuen Republik eine Zu- 
sammenarbeit zwischen Repu- 
blikanern und Katholiken geben 
würde oder ob der erklärte Krieg 
der Freimaurer gegenüber der 
Religion vorherrschen würde. Ein 
zugrundeliegendes Problem war 
die Tatsache, daß die katholische 
Kirche in Frankreich zwar ein 
Quell der Ideen für die christli- 
che Renaissance und die Repu- 
blik gewesen ist, doch daß die 
katholische Hierarchie eng mit 
den Feudalstrukturen der Ver- 
gangenheit verbunden und ein 
manipuliertes Werkzeug der ve- 
nezianischen Partei in Frankreich 
gewesen ist. Die Hierarchie und 
der Klerus befürworteten im 
großen und ganzen nicht nur eine 
Rückkehr zu feudalen oder mo- 
narchischen Regierungsformen, 
sondern sie waren auch offen im 


Aufstand gegen ihren Papst, Leo 
XxM. 


Dies waren die Linien, entlang 
derer Frankreich gespalten war 
und die schließlich den Triumph 
der oligarchischen Gruppe im 
Jahre 1898 möglich machte. Der 
entscheidende Augenblick bei 
diesem Triumph war der Zu- 
sammenbruch von Hanotaux’s 
Kabinett und die Tatsache, daß 
Theophile Delcass& begann, über 
die französische Außenpolitik zu 
herrschen. 


Die religiöse Frage färbte jeden 
Aspekt des politischen und intel- 
lektuellen Lebens in Frankreich. 
Hanotaux selbst, der in einer 
katholischen Familie groß ge- 
worden war, berichtet, daß er in 
seiner Jugend von dem atheisti- 
schen Sarkasmus und Zynismus 
Voltaires beeinflußt wurde. Doch 
im Gegensatz zu vielen seiner 
Zeitgenossen brachte Hanotaux's 
leidenschaftliches Engagement 
für die Entdeckung der Geheim- 
nisse der Größe Frankreichs ihn 
dazu, diese zynische Einstellung 
zu überwinden. 


In späteren Jahren verglich Ha- 
notaux Voltaires Aktivitäten in 
der Stadt Orleans mit der Be- 
lagerung dieser Stadt Anfang des 
15. Jahrhunderts durch die Eng- 
länder. Diese Belagerung wurde 
im Jahr 1429 durch die Heldin 
Frankreichs, Jeanne d’Arc, ge- 
brochen. Hanotaux charakteri- 
sierte Voltaires Schriften weiter- 
hin als »schreckliche Blas- 
phemie, die von der widerlichen 
Bosheit inspiriert wird, die von 
der anderen Seite des Kanals 
stammt«. Er beschrieb Voltaires 
Buch über Jeanne d’Arc, »Die 
Jungfrau von Orl&ans«, als ein 
Stück »Schund«. Es war typisch 
für Hanotaux, daß er Jeanne 
d’Arc vor den Raubzügen Vol- 
taires mit nichts geringerem ret- 
ten wollte als seiner fünfbändi- 
gen Studie, die den Grundstein 
für ihre letztendliche Heilig- 
sprechung im Jahre 1920 legte. 


Frankreichs 
»Großprojekte« 


Warum war es so wichtig für 
Frankreichs Feinde, die jetzt in 
der nach England verpflanzten, 
»venezianischen Partei« konzen- 
triert waren, im 19. Jahrhundert 
in Frankreich Religionskriege zu 
provozieren? Warum schrieb der 
britische Premierminister Lord 
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Salisbury im Jahre 1887 an sei- 
nen Botschafter in Paris: »Es ist 
sehr schwer, sich selbst an dem 
Wunsche nach einem weiteren 
französisch-deutschen Krieg zu 
hindern, um diesen Ärger zu 
stoppen ?« 


Die britischen Interessen waren 
aufgrund umfangreicher Ent- 
wicklungsprojekte, die auf dem 
eurasischen Kontinent und an- 
derswo von Frankreich, Deutsch- 
land und Rußland in Gang ge- 
setzt wurden, potentiell gefähr- 
det. 


Weniger als ein Jahr vor dem 
französisch-preußischen Krieg 
hatte der französische Ingenieur 
und Diplomat Ferdinand de Les- 
seps sein Projekt zur Eröffnung 
des Suezskanals in Agypten fer- 
tiggestellt - ein Projekt, das erst- 
mals von Gottfried Leibnitz Lud- 
wig XIV. vorgeschlagen worden 
war. Trotz jahrelanger Sabotage 
ist es von dem britischen Lord 
Palmerston fertiggestellt worden. 
Jetzt war Lesseps wieder dabei. 


Im Jahre 1873 präsentierte er der 
Französischen Akademie der 
Wissenschaften ein Papier, in 
dem ein riesiges eurasisches Ei- 
senbahnprojekt gefordert wurde. 
Seine vorgeschlagene »Asiatic 
Grand Central« wurde von Ha- 
notaux beschrieben: »Beginnend 
ab Orenburg am Uralfluß wäre 
diese Linie bis Peshawar an der 
indischen Grenze verlaufen und 
hätte das russische Bisenbahn- 
netz mit dem anglo-indischen 
Netz über ganz Zentralasien ver- 
bunden ... Es wäre eine Verbin- 
dung zwischen der transsibiri- 
schen Eisenbahn einerseits und 
der Bagdad-Bahn andererseits 
gewesen. Ziel war es, die euro- 
päischen Eisenbahnnetze mit den 
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anglo-indischen und darüber hin- 
aus mit künftigen Eisenbahn- 
netzen in China zu verbinden.« 


Diese Art von spektakulärem 
Projekt, kombiniert mit einer 
Politik zur Beendigung der feu- 
dal-oligarchischen Regierungs- 
systeme in Europa, hätte die 
Grundlage für einen echten Frie- 
den auf dem Kontinent sein kön- 
nen. Darüber hinaus reichten die 
Projekte auch bis nach Afrika 
hinein. 


Nachdem er einige Jahre in den 
Kabinetten von L£on Gambetta 
und Jules Ferry gedient hatte, 
kam Hanotaux im Jahre 1889 als 
Direktor der Protektorate ins 
Außenministerium. Für seinen 
Minister Eugene Spuller schrieb 
er eine Aktennotiz, in der ein 
Projekt zum Bau eines Kanals 
beschrieben wurde, der die Flüs- 
se Nil und Congo - das zweit- 
größte Flußsystem auf der Welt - 
verbinden sollte. Das war nur ein 
kleiner Teil seiner Vorstellung 
einer wirtschaftlichen Entwick- 
lung für Afrika, zu der Fabriken 
mit Wasserkraft und Eisen- 
bahnnetze kreuz und quer über 
den ganzen Kontinent gehörten, 
um neue »Zivilisationen« um 
die großen Seen Afrikas herum 
zu schaffen, ein Bevölkerungs- 
wachstum, das durch die wissen- 
schaftlichen Entdeckungen mög- 
lich gemacht würde, mit deren 
Hilfe die Malaria beseitig wer- 
den könnte, sowie Wassermana- 
gementprojekte. 


Zeichen britischer 
Ruhelosigkeit 


Hanotaux arbeitete eng mit sei- 
nem Mentor, Premierminister Ju- 
les Ferry, zusammen, um eine 
Kolonialisierungspolitik für Af- 
rika auf der Grundlage dieser 
Prinzipien festzulegen. Beim 
Bau der Kathedrale von St. Louis 
in Carthage und bei Projekten zur 
Unterstützung der katholischen 
Bemühungen in Afrika arbeitete 
er auch eng mit dem loyalen 
Freund von Papst Leo XIII, 
Kardinal Lavigerie, zusammen. 
Schließlich wurde Hanotaux im 
Jahre 1894 von Präsident Said 
Carnot, dem Enkel des großen 
Lazare Carnot, zum Außenmini- 
ster befördert. 


Die Zeichen der britischen Ruhe- 
losigkeit gegenüber Frankreich 
wurden sichtbar. Beide Mentoren 
von Hanotaux wurden bald er- 


mordet: Ferry wurde im Jahre 
1887 von einem sogenannten 
religiösen Fanatiker angeschos- 
sen und starb sechs Jahre später 
an den Folgen dieses Attentats. 
Präsident Carnot wurde zwei 
Monate nachdem Hanotaux Au- 
Benminister wurde von einem 
italienischen Anarchisten er- 
schossen, der aus den gleichen 
Netzwerken stammte, von denen 
auch US-Präsident William Mc- 
Kinley ermordet wurde. Gambet- 
ta starb im Jahre 1882 ebenfalls 
unter mysteriösen Umständen, 
kurz nachdem er Englands Be- 
mühungen, Kontrolle über Agyp- 
ten und den Suezkanal zu erlan- 
gen, verurteilt hatte. 


Als Außenminister verfolgte Ha- 
notaux eine dreigleisige Politik: 
Erstens, Verstärkung der franz- 
ösisch-russischen Allianz, die 
von Präsident Carnot begonnen 
wurde und Dank für die Be- 
mühungen von Graf Witte; zwei- 
tens, Fortsetzung der Politik der 
Detente mit Deutschland, die von 
Jules Ferry begonnen wurde; 
drittens, Realisierung der franzö- 
sischen Position in West- und 
Zentralafrika um den Lake Chad 
und Verhinderung, daß die 
Briten die ganze Ostseite Afrikas 
von Agypten bis Südafrika, vom 
Kap bis Kairo als ihre Domäne 
hinnehmen. 


Den Briten war es bereits gelun- 
gen, die Anteile am Suezkanal, 
die dem Khedive von Agypten 
gehört hatten, praktisch zu steh- 
len, so daß der Kanal, den sie so 
lange bekämpft hatten, jetzt unter 
ihrer Kontrolle war — nicht um 
den Handel zu expandieren, son- 
dern als strategisch wichtiger 
Punkt. 


In dieser Zeit war Hanotaux auch 
der enge Mitarbeiter von einem 
der wenigen, ausdrücklichen An- 
hänger von Friedrich Lists kame- 
ralistischer Wirtschaftspolitik in 
Frankreich, Premierminister Ju- 
les Meline. Als Außenminister 
wurde Hanotaux ein Meister in 
»flankierenden Operationen« — 
wie er es nannte — gegen die Bri- 
ten in Afrika. 


Die Dreyfus-Affaire: De- 
stabilisierung der Dritten 
Französischen Republik 


Inmitten einiger von Hanotauxs 
heikelsten und intensivsten Ver- 
handlungen, die darauf abzielten, 
die Briten an der Konsolidierung 


ihrer Position über dem gesam- 
ten Niltal zu hindern, begann die 
berüchtigte Dreyfus-Affäre und 
sektiererische Ausbrüche ent- 
brannten erneut in der politi- 
schen Landschaft Frankreichs. 


Kurz nachdem Hanotaux Außen- 
minister geworden war, unter- 
richtete Kriegsminister General 
Auguste Mercier eine geheime 
Kabinettsversammlung von sei- 
ner Entdeckung eines Spions für 
Deutschland innerhalb des fran- 
zösischen Militärs und von sei- 
ner Absicht, gegen diesen angeb- 
lichen Spion, Hauptmann Alfred 
Dreyfus, die Anklage zu erhe- 
ben. Eine einzige verlorene Stim- 
me erhob sich in Opposition. 
Wie Thiers sich 1870 gegen Na- 
poleons Entscheidung, gegen 
Deutschland in den Krieg zu zie- 
hen, ausgesprochen hatte, stand 
Hanotaux auf und beharrte dar- 
auf, daß die sogenannten Be- 
weise so schwach seien, daß »ich 
gegen eine rechtliche Maßnahme 
oder auch nur eine Untersuchung 
bin«, und er meinte, daß dies zu 
den »schwersten internationalen 
Schwierigkeiten«, zu »einem di- 
plomatischen Bruch mit Deutsch- 
land, oder sogar zu einem Krieg« 
führen könne. Als diese Inter- 
vention scheiterte, sprach er inof- 
fiziell mit General Mercier, der 
ein überzeugter »Revanchiste« 
war: »Zwei Mal habe ich ver- 
sucht, ihn dazu zu bringen, auf 
die Vernunft zu hören, ihm die 
Idiotie dessen zu zeigen, auf was 
er sich da einlassen wollte, doch 
er wollte mir nicht zuhören ... 
Öffentliche Gemütserregungen 
werden nicht ungestraft freige- 
setzt.« 


Hauptmann Dreyfus war ein 
Jude. Es gab keine bessere Kom- 
bination, um die Gefühle in 
Frankreich um die Jahrhundert- 
wende hochzupeitschen, als mit 
einem deutschen Spion, der auch 
noch ein Jude war, aufzuwarten. 
Hauptmann Dreyfus wurde in ei- 
nem Blitzverfahren verurteilt, in 
dem entlastendes Beweismaterial 
zurückgehalten wurde, Mengen 
von »geheimen Beweisen« den 
Geschworenen kurz bevor sie 
sich zur Beratung zurückzogen, 
präsentiert wurden und so der 
Verteidigung nie zu Gesicht ka- 
men und es hat regelrechte Fäl- 
schungen gegeben. Seines militä- 
rischen Rangs beraubt und den 
brutalen Bedingungen der Straf- 
kolonie auf Devil's Island ausge- 
setzt, haben Dreyfus, seine Fami- 
lie und eine kleine Gruppe von 


Anhängern nicht aufgehört, seine 
Unschuld zu beteuern. Die radi- 
kalen Republikaner bedienten 
sich des Falles als eines »cause 
celebre« und er polarisierte Frank- 
reich mehr als alles andere, wo- 
bei die Gruppen verstärkt wur- 
den, von denen an früherer Stelle 
die Rede war. 


Die Verbündeten 
des Grand Orient 


Die Hauptspieler in diesem Dra- 
ma und seinen Allianzen waren 
so bizarr wie alle in der europäi- 
schen Geschichte: 


Edouard Drumont, Herausgeber 
der antisemitischen, von Jesuiten 
finanzierten, Zeitung »La Libre 
Parole«, dessen Hauptleserschaft 
aus kleinen Dorfpriestern und 
ehemaligen Mitgliedern der Pa- 
riser Kommune bestand. 


Die Liga der Patrioten, die 
Hauptorganisation, die den re- 
vanchistischen Aufstand von Ge- 
neral Boulanger gegen Präsident 
Carnots Regime unterstützt hatte. 
Glücklicherweise für Frankreich 
war General Boulanger nicht in 
der Lage, lange genug von seiner 
Mätresse herunterzusteigen und 
sein schwarzes Pferd zu bestei- 
gen, um den Angriff gegen die 
Republik zu führen. 


Die linksradikalen Republikaner 
der Sorte Georges Clemenceau, 
die sich so stark einem Krieg 
gegen Deutschland verschworen 
hatten wie die rechten Boulan- 
gisten, wenn nicht sogar noch 
mehr. Dies waren die Netzwerke 
der militantesten Verbündeten 
der Grand Orient Freimaurerloge 
Frankreichs, zu deren Zielen die 
Gründung einer diplomatischen 
Allianz mit Britannien, ein Ende 
der Afrikapolitik von Ferry und 
Hanotaux und die Säuberung des 
Landes von katholischen und an- 
deren religiösen Interessen ge- 
hörte. 


Inmitten dieser Schlangengrube 
strebten Hanotaux und seine 
Gruppe »anti-Voltaire« Republi- 
kaner, viele von ihnen Nicht-Ka- 
tholiken, einige sogar Freimaur- 
er, eine Politik der Kooperation 
mit Papst Leo XII. und den we- 
nigen Verbündeten, die er in der 
katholischen Kirche in Frank- 
reich hatte, an. Zu den wichtig- 
sten unter ihnen gehörte Kardinal 
Lavigerie, Gründer des Mis- 
sionsordens, der wegen der wei- 


ßen Gewänder, die sie tragen, als 
die »Weißen Väter« bekannt ist, 
und der Chef der katholischen 
Diözese in Afrika. Lavigerie ar- 
beitete fieberhaft an der Ab- 
schaffung der Sklaverei und an 
der Seelenrettung. Die Grundre- 
gel seines Ordens war — und ist 
noch heute -, daß Priester nicht 
bekehren dürfen; sie konnten 
dies nur durch gutes Beispiel 
geben und gute Arbeit tun. 


Immer wieder befahl Papst Leo 
XII. den französischen Kardi- 
nälen in Briefen und Enzykliken, 
ihre Loyalität gegenüber der Mo- 
narchie aufzugeben und sie ge- 
genüber der republikanischen 
Regierung zu erklären, doch sie 
weigerten sich. Nur Kardinal La- 
vigerie tat es und im Jahre 1890 
hielt er eine berühmte Rede, in 
der er ankündigte, daß er künftig 


als Royalist der Republik seine 
Loyalität erklären werde, um 
»das Land vor dem Abgrund zu 
retten, vor dem es steht«. 


Die Instabilität der 
Dritten Republik 


In diesem Zusammenhang muß 
die Entfesselung der Dreyfus- 
Affaire gesehen werden, nicht als 
ein Unfall der Geschichte, der 
durch ein soziologisches Phäno- 
men, das Frankreich eigen ist, 
zustande kam, sondern als vor- 
sätzliche Bemühung, die republi- 
kanischen Kräfte in Frankreich 
zu destabilisieren. 


Wie die geschichtlichen Auf- 
zeichnungen nun zeigen, war der 
tatsächliche Täter der landesver- 
räterischen Akte, für die Dreyfus 


fälschlicherweise verurteilt wur- 
de, Graf Ferdinand Walsin-Ester- 
hazy, ein bezahlter Agent des 
mächtigsten britischen Bank- 
hauses zu jener Zeit: der Roth- 
schilds. Esterhazy war ein enger 
Mitarbeiter von Edouard Dru- 
mont. Die beiden Schurken ha- 
ben sich im Jahre 1893 heimlich 
verschworen und als Drumont 
sich mit einem französischen 
Militäroffizier, den er beleidigt 
hatte, duellierte, trat Esterhazy 
hervor, um dem jüdischen Offi- 
zier zu »sekundieren«. Nach dem 
Duell schrieb Esterhazy — ein 


Kaiser Wilhelm Il. folgte auf 
seinen Vater Friedrich Ill. Er 
entließ den alten Reichs- 
kanzler von Bismarck und 
führte ein »persönliches Re- 
giment« ein. 
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zwanghafter Spieler, der auch 
eine Kette von Bordells betrieb — 
an Baron de Rothschild, bezeich- 
nete sich als Freund der Juden 
und bat ihn um finanzielle Un- 
terstützung. Prompt wurde er von 
den Rothschilds eingestellt und 
blieb die ganze Zeit über mit 
Drumont eng befreundet. 


Aufgrund von Hanotauxs Inter- 
vention in dem von General Mer- 
cier einberufenen, geheimen Ka- 
binettstreffen war zunächst ver- 
einbart worden, daß Hauptmann 
Dreyfus zwar zur Befragung in 
Untersuchungshaft genommen 
würde, doch daß nichts publik 
gemacht werden würde, um die 
Ereignisse nicht heraufzube- 
schwören. Da trat Major Hubert 
Henry, ein anderer Freund von 
Esterhazy, auf den Plan. Major 
Henry arbeitete in der militäri- 
schen Geheimdienstabteilung der 
Armee. Entschlossen den Fall 
Dreyfus in die Offentlichkeit zu 
bringen, ließen die Verschwörer 
Major Henry einen Brief an 
Edouard Drumont schreiben, der 
ihm eröffnete, daß ein jüdischer 
Hauptmann wegen Landesver- 
rats im Gefängnis sitze und »sie 
wollten das Verfahren einstellen. 
Israel ist in Waffen«. Am näch- 
sten Tag erschienen in Drumonts 
»La Libre Parole« Schlagzeilen 
über den Fall und begannen den 
Trommelwirbel für den Prozeß 
und die Verurteilung. 


Wegbereitung für den 
Ersten Weltkrieg 


Die Dreyfus-Affaire hat die 
chronische Instabilität der Drit- 
ten Republik noch verstärkt. Der 
Premierminister und sein Kabi- 
nett hingen Tag für Tag von den 
Kapriolen einer parlamentari- 
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schen Mehrheit ab. Nach zwei 
Jahren als Außenminister mußte 
das Kabinett, in dem Hanotaux 
diente, gehen und ein radikal- 
republikanisches (freimaureri- 
sches) Kabinett wurde gebil- 
det. Es war das Kabinett, das 
die schicksalhafte Mission von 
Hauptmann Marchand zur Über- 
querung Afrikas vom Westen her 
bis nach Faschoda am Nil geneh- 
migte, um die Briten herauszu- 
fordern. Nach sechsmonatiger 
Pause kehrte Hanotaux in ein 
neues Kabinett am Quai d'Orsay 
zurück und beschäftigte sich 
sofort mit den Vorfällen am Nil. 
In den Monaten, als sich Haupt- 
mann Marchand seinen Weg 


womit das Ziel, den englischen 
Einfluß in der Region zu be- 
schränken, erreicht worden war. 
Doch das französische Kabinett 
lehnte es ab, diese Vereinbarung 
zu ratifizieren und forderte damit 
fast Hanotauxs Rücktritt heraus. 


Die Torheit, Hauptmann Mar- 
chand auf eine Militärexpedition 
zu entsenden, um in Faschoda 
eine französische Flagge zu his- 
sen, war das Lieblingsprojekt 
von The&ophile Delcass& und der 
Kolonialpartei von Eugene Eti- 
enne. Hanotaux hatte sich der 
Mission zunächst widersetzt, als 
sie ihm vom Hauptmann selbst 
im Juni 1895 zum ersten Mal 


Die Dreyfus-Affäre brachte eine schwere Erschütterung 
der Staatsordnung in Frankreich. 


durch Dschungel und Sümpfe 
bahnte, um Faschoda zu errei- 
chen, setzte Hanotaux seine Be- 
mühungen, zu einer Verständi- 
gung mit Deutschland zu kom- 
men, fort. Die Marchand-Ex- 
pedition war trotz der wahr- 
scheinlich edlen Absichten des 
Hauptmanns, dessen Name auf 
dieser Seite der französischen 
Geschichte für immer verewigt 
ist, eine vorprogrammierte Kata- 
strophe. Monate bevor die Mar- 
chand-Expedition genehmigt wur- 
de, hatte Hanotaux mit England 
einen Vertrag ausgehandelt, der 
Englands Besitzungen über den 
Nil bis Khartoum begrenzte, 


vorgetragen wurde. Er hätte die 
Expedition zurückrufen können 
und es war wahrscheinlich sein 
verhängnisvoller Fehler, daß er 
es nicht getan hat. 


Im Gegensatz zu der Torheit der 
Marchand-Expedition war Hano- 
tauxs erfolgreiche Diplomatie 
auf einem Engagement gegenü- 
ber einer Entente mit Deutsch- 
land aufgebaut. Anfang des Jah- 
res 1896 zeigten sich die Früchte 
dieser Bemühungen, als der deut- 
sche Außenminister in Berlin mit 
dem französischen Botschafter 
über die »Einschränkung des 
unersättlichen Appetits von Eng- 


land« sprach und hinzufügte, daß 
»es nötig ist, England zu zeigen, 
daß es sich die französisch-deut- 
sche Feindschaft nicht mehr län- 
ger zunutze machen kann, wenn 
es darum geht, alles einzuneh- 
men, was es will«. 


Genau in diesem Augenblick 
plante England nämlich, den Su- 
dan einzunehmen, der durch eine 
nationalistische Rebellion zehn 
Jahre zuvor etwa von ägyptischer 
und britischer Kontrolle befreit 
worden war. Zum Zwecke dieser 
Rückeroberung ist Britanniens 
General Horatio Herbert Kitche- 
ner zum »sirdar« oder Chefkom- 
mandierenden der ägyptischen 
Armee gemacht worden. Das 
Drama in Afrika zog sich über 
zwei Jahre lang hin und schließ- 
lich - am 19. Juni 1898 -, Wo- 
chen bevor Marchand in Fa- 
schoda eintraf, bekam Hanotaux 
das, worauf er gewartet hatte: 
eine Nachricht vom deutschen 
Botschafter, in der eine umfas- 
sende Zusammenarbeit bei einer 
Reihe von Themen, insbesondere 
im Hinblick auf England, vorge- 
schlagen wurde. 


Hanotaux schrieb sofort eine 
Note an seinen Botschafter in 
Kairo, mit dem Hinweis, daß 
eine Regelung der »ägyptischen 
Frage« aufgrund der deutschen 
Unterstützung unter Umständen 
kurz bevor steht. 


Das Drängen 
auf Krieg 


Neun Tage später wurde das 
Kabinett durch ein Bündnis von 
Linksradikalen und extremen 
Rechten zu Fall gebracht, wobei 
Deroulödes Liga der Patrioten 
die Leitung hatte. Hanotaux ver- 
ließ das Außenministerium und 
ist auch nie wieder dorthin 
zurückgekehrt. Und die erste 
Handlung seines Nachfolgers 
Theophile Delcasse war es, dem 
Bündnis mit Deutschland den 
Rücken zu kehren. 


Im Juli traf Marchand in Fa- 
schoda ein und hißte seine 
Flagge. Bevor die Nachricht von 
Marchands Ankunft Frankreich 
erreicht hatte, vollführte Sirdar 
Kitchener ein schreckliches Mas- 
saker, bei dem am 2. September 
1898 in der Schlacht von Om- 
durman in der Provinz von 
Khartoum Tausende getötet wur- 
den. Dann zog er weiter nach 
Süden und traf auf Marchand, 


dem er befahl, die französische 
Flagge zu entfernen und zu 
gehen. Marchand antwortete, daß 
seine Befehle nur von der franzö- 
sischen Regierung kämen. Doch 
genau in diesem Augenblick war 
die französische Regierung durch 
eine Krise, die auf die andere 
folgte, gelähmt: ein landesweiter 
Streik der Eisenbahnarbeiter, von 
denen einige behaupteten, daß 
Londoner Banken ihn finanzie- 
ren würden; neue Skandale im 
Zusammenhang mit Dreyfus; 
und ein weiterer Zusammen- 
bruch des Kabinetts. 


Als die Nachricht von der Be- 
gegnung zwischen Marchand 
und Kitchener die beiden Haupt- 
städte erreichte, wurde die briti- 
sche Marine mobilgemacht und 
die Kanalflotte wurde nach Gi- 
braltar beordert. Der britische 
Kolonialminister Chamberlain 
drängte auf einen unmittelbaren 
»Präventiv«-Krieg. Am 3. No- 
vember 1898 befahl Delcasse 
Marchand schließlich demütig 
das Feld zu räumen. 


Die Entente Cordiale 
im Jahr 1904 


In der Periode nach dieser strate- 
gischen Demütigung Frankreichs 
einigten sich Delcass& und seine 
Hintermänner in der Kolonial- 
partei auf eine Übereinkunft mit 
England, die Frankreich vom 
Nital ausschloß. Im Gegenzug 
dafür erhielt Frankreich die briti- 
sche Unterstützung für den fran- 
zösischen Anspruch auf Marok- 
ko. Diese Übereinkunft des Jah- 
res 1899 enthielt die Saat für die 
verheerende Entente Cordiale 
zwischen Frankreich und Eng- 
land von 1904, die Frankreich 
unerbittlich in das Netz von 
Edward VII. und seinen Marsch 
in Richtung Ersten Weltkrieg 
hineinzog. 


Als die geheimen Bestimmungen 
der Entente Cordiale im Jahr 
1911 schließlich publik gemacht 
wurden, wurden sie von Hano- 
taux verurteilt: »Frankreich hat 
die Richtung seiner Außenpolitik 
nicht gewählt«, schrieb er, »son- 
dern es wurde ihr unterworfen, es 
hat nicht gehandelt, sondern man 
handelte für es. Die Entente war 
eine hervorragende Erfindung 
englischer diplomatischer Bega- 
bung, geschaffen, um die Gegner 
Englands auseinanderzubringen 
und Reibungspunkte zwischen 
Frankreich und Deutschland zu 


schaffen, wobei Marokko ein 
Köder war.« 


Marokko war für die Briten nicht 
mehr als ein schwer zu führendes 
Stück Land und es war der per- 
fekte »Zankapfel«, wie Hanotaux 
es nannte, um neuerliche Feind- 
seligkeiten zwischen Frankreich 
und Deutschland zu inszenieren. 


Diese Feindseligkeiten gingen 
zwei Mal bis an den Rand eines 
Krieges — im Jahre 1905 und 
1911 -—, als Deutschland auf sei- 
nem Anspruch auf Marokko 
beharrte. Wie das Seil für denje- 
nigen, der hängen soll, war 
König Edward immer da, um 
Frankreich in seinen Krisen mit 
Deutschland seine »Unterstüt- 
zung« zu bieten. 


In den letzten Jahren vor dem 
Ersten Weltkrieg verfolgte Del- 
casse sein Ziel einer Allianz zwi- 
schen Frankreich, England und 
Rußland »gegen« Deutschland: 
die feindliche Einkreisungs- 
politik, die die Ereignisse noch 
rascher in Richtung Krieg treiben 
ließ. Als der Krieg immer näher 
kam, meinte Hanotaux, daß »die 
Zeiten so tragisch sind wie jene, 
durch die Shakespeare inspiriert 
wurde«. Doch er konnte nicht 
mehr eingreifen, um jene Er- 
eignisse zu stoppen als jemand 
im Publikum, der sich das Drama 
anschaut. Sicherlich haben seine 
eigenen Schwächen bei dem, was 
auf dem Schlachtfeld passieren 
sollte, eine Rolle gespielt. 


Die manipulierten 
Gemütserregungen 


Der Zusammenbruch des ME- 
line-Kabinetts im Jahre 1898 - 
mit Hanotaux als Außenminister 
— war auch der Anfang der Ara 
der radikalen Republikaner, die 
die Hegemonie über die Re- 
gierung gewannen. Es war das 
Ende der Bemühungen um reli- 
giöse und politische Versöhnung, 
die von Gambetta, Spuller, Ferry 
und Hanotaux auf der einen Seite 
und Leo XIII. und Kardinal 
Lavigerie auf der anderen Seite 
unternommen wurden. Bis zum 
Jahre 1906 waren die Bezie- 
hungen zwischen Frankreich und 
dem Vatikan - der jetzt von dem 
venezianischen Papst Pius X. 
regiert wurde — unter der Füh- 
rung der Regierung Emile Com- 
bes zerbrochen. 

Während sich die Wolken in den 
folgenden Jahren verdichteten, 


wurden vereinzelt Oppositions- 
stimmen laut und diese Stimmen 
mußten zum Schweigen gebracht 
werden. Das war das Schicksal, 
auf das Frankreichs Sozialisten- 
führer Jean Jaur&s traf, der stän- 
dig gegen die anti-deutschen Ge- 
mütserregungen antrat, die bis 
zur Raserei hin manipuliert wur- 
den. Wie schon Thiers vor ihm, 
wurde Jaur?s in der »nationalisti- 
schen« Presse als »Agent des 
Kaisers« verurteilt und die Ac- 
tion Frangais machte offen An- 
spielungen auf die Ermordung 
des »Preußen Jaur&s«. Er wurde 
am 31. Juli 1914 von Raoul 
Villain, einem Partisanen der 
»Revanche«, ermordet, von dem 
behauptet wurde, er sei ein gei- 
stesgestörter Einzeltäter gewe- 
sen. 


Unmittelbar nach Jaurds' Tod 
versammelte sich seine Partei zur 
»Sacred Union« für den Krieg. 
Die anti-deutsche Stimmung war 
in diesen Tagen so stark, daß 
die Geschworenen Villain, dem 
schließlich im März 1919 der 
Prozeß gemacht wurde, ihn nach 
halbstündiger Beratung von der 
Mordanklage freisprachen. 


Seine Anwälte hatten von dem 
Angeklagten als einem Mann ge- 
sprochen, der in den fast fünf 
Jahren seiner Haft nur davon 
geträumt hat, wie er gegen die 
Deutschen hätte kämpfen kön- 
nen. Zu den Zeugen, die für ihn 
aussagten, gehörten der frühere 
Präsident der Liga der Jungen 
Freunde von Elsaß-Lothringen. 
Jaures' Witwe wurde dazu ge- 
zwungen, die Gerichtskosten zu 
zahlen. 


Frankreich bis zum 
Weißbluten ausgepreßt 


Die Verluste, die Frankreich da- 
durch erlitten hat, daß es in die 
Hände der Partisanen der »Re- 
vanche« fiel, waren enorm. Fran- 
zösische Väter, Söhne und Ehe- 
männer marschierten zu Milli- 
onen in die schmutzigen, blutge- 
tränkten Schützengräben an der 
Westfront: 1,5 Millionen Tote, 
drei Millionen Verwundete. Die 
Zahlen sind nicht weniger 
schwindelerregend für die ande- 
ren europäischen Mächte, ob- 
wohl die französischen Verluste 
im Verhältnis zur Bevölkerung 
des Landes die größten von allen 
waren. Doch es waren nicht nur 
Europäer, die an dem Blutbad 
teilnahmen. 


Aufgrund des Sturzes von Hano- 
taux und seiner Mitarbeiter war 
in Afrika die Tür offen für die 
grausamsten Plünderungen und 
Völkermord. Ein großer Teil der 
französischen Einflußsphäre in 
Aquatorialafrika ist in den acht- 
ziger Jahre des 19. Jahrhunderts 
von dem französischen Forscher 
Pierre Sarvognan de Brazza 
friedlich eingenommen worden, 
der den afrikanischen Sklaven 
sagte, daß sie nur die französi- 
sche Flagge berühren mußten, 
um frei zu sein. Als Generalkom- 
missar von Französisch-Kongo 
widersetzte er sich standhaft den 
Plünderungsvorhaben französi- 
scher Firmen, die mit Londoner 
Bankinteressen verknüpft waren. 


Nach einer Verleumdungskam- 
pagne gegen ihn wurde Brazza 
im Jahre 1898 nach Frankreich 
zurückgerufen. Außenminister 
Delcass& schrieb den Erlaß, mit 
dem Privatfirmen ein absolutes 
Monopol über die Region am 
Aquator gegeben wurde, womit 
die Politik von König Leopold 
von Belgien im benachbarten 
Kongo (jetzt Zaire) nachgeahmt 
wurde. Dies bedeutete, daß die 
Sklaverei nur dem Namen nach 
abgeschafft worden war. Außer- 
dem war die französische Ko- 
lonialpolitik in Afrika ab dem 
Jahre 1906 von der Vorstellung 
beherrscht, eine einheimische 
Wehrpflichtigen-Armee aufzu- 
bauen. Zehntausende von afrika- 
nischen Männern mußten jedes 
Jahr als Rekruten herhalten, um 
für den drohenden Krieg zum 
Kanonenfutter zu werden. 


Das Ergebnis war, daß die afrika- 
nische Bevölkerung von Fran- 
zösisch-Kongo bis zum Jahre 
1921 von 4,8 auf 2,8 Millionen 
Menschen, das heißt, um nahezu 
die Hälfte reduziert wurde. 


Die Einführung und der Triumph 
der britischen Methoden, Politik 
und Programme über das repu- 
blikanische Ideal in Frankreich 
hatte kataklysmische Konse- 
quenzen, von denen viele Teile 
der Welt bis zum heutigen Tage 
heimgesucht werden. OD 


Britannien 


Mord an 
McKinley 


schafft 


besondere 
Beziehungen 
zwischen 


USA und 
London 


Jeder Anhänger von Abraham Lincoln, in der Bürgerkriegsära 
hätte die Kriegserklärung von Woodrow Wilson im Jahre 1917 
an Deutschland unter britischen Vorzeichen als Verrat im 
Dienste von London, dem Feind in 1776, 1812 und 1861, angese- 
hen. Für die Briten war die Perspektive amerikanischer logisti- 
scher Unterstützung und schließlich der Einsatz amerikanischer 
Soldaten eine unabdingbare Voraussetzung für die Entfesselung 
des Krieges. Wie hatte London die Vereinigten Staaten, die 
Lincoln gefolgt waren, im Jahre 1917 zum wichtigsten Werkzeug 


britischer Weltpolitik gemacht? 


In den ersten Jahrzehnten nach 
dem amerikanischen Bürgerkrieg 
waren die Beziehungen zwischen 
den Vereinigten Staaten und 
Deutschland traditionell herzli- 
cher Natur. Die Amerikaner erin- 
nerten sich dankbar daran, wie 
die Präsenz der preußischen 
Armee entlang dem Rhein gehol- 
fen hatte, den britischen Mario- 
netten-Kaiser Napoleon III. da- 
ran zu hindern, auf Seiten der 
Konföderation der Südstaaten zu 
intervenieren und mehr französi- 
sche Truppen zu entsenden, um 
das Regime von Maximilian in 
Mexiko zu unterstützen. Die star- 
ke Unterstützung, die die meisten 
deutschen Immigranten Lincoln 
und der Union gegeben hatten, 
wurde bald durch eine deutsch- 
amerikanische Kooperation in 
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der Infrastruktur und Industrie 
ersetzt. Diese wichtigen deutsch- 
amerikanischen Bindungen wur- 
den bald das Ziel von London 
und der fünften Kolonne der ame- 
rikanischen Anglophilen. Lon- 
don mobilisierte die Intrigen sei- 
ner Geheimdienste, einen Finanz- 
und Wirtschaftskrieg durch die 
City und politische Attentate 
über die Mazzini-Netzwerke, um 
die Kräfte des amerikanischen 
Nationalismus zu schwächen und 
die Anglophilen zu stärken. 


Bis zum Jahre 1863-64 bestand 
die Politik von Lord Palmerston 
und die des Britischen Empire 
darin, die amerikanische Union 
zu zerstören. Nach Gettysburg, 
Vicksburg und dem Eintreffen 
der russischen Flotte in New 


York und San Francisco waren 
die Briten gezwungen, sich mit 
der Tatsache abzufinden, daß die 
Vereinigten Staaten als die füh- 
rende Weltmacht aufwärts streb- 
ten und dies auch über ein Jahr- 
hundert lang blieben. Die neue 
britische Strategie akzeptierte 
diese Realität und konzentrierte 
sich darauf, die amerikanische 
Macht zum Diener der geopoliti- 
schen Pläne Londons zu machen. 


Der große Wendepunkt kam mit 
der Ermordung von Präsident 
William McKinley, einem Be- 
wunderer Lincolns und dem 
Nachfolger Theodore Roosevelt, 
einem guten Mitarbeiter von Sir 
Edward Grey und Cecil Spring- 
Rice aus dem britischen Außen- 
ministerium. Roosevelts Annä- 
herung an Edward VII. war der 
Auftakt zur Gründung einer »be- 
sonderen Beziehung« zwischen 
den USA und Großbritannien 
durch Wilson, Greys Agenten 
Oberst Edward House, Außenmi- 
nister Robert Lansing von der 
Familie Dulles und den US-Bot- 
schafter in London, Walter Hines 
Page. 

Die besondere Beziehung wurde 
mit dem Blut von 350.000 toten 
US-Soldaten im Ersten Welt- 
krieg besiegelt. Dank der ameri- 
kanischen Unterstützung Konnte 
London auch Rußland mit den 
Revolutionen des Jahres 1917 
destabilisieren, das sich dem bol- 
schewistischen Regime und dem 
Weltkommunismus fügte. Die 
besondere Beziehung zwischen 
den USA und Großbritannien 
war seither immer die unerläß- 
liche Voraussetzung für die briti- 
sche Weltpolitik. 


Die »National- 
partei« fällt 


Die Ermordung von Präsident 
William McKinley im Jahre 1901 
kennzeichnete den vollständigen 
Niedergang der amerikanischen 
Nationalisten. Der mächtige ame- 
rikanische Produktionsapparat, 
der von den amerikanischen Na- 
tionalisten — Britanniens Feinden 
— trotz heftigen britischen Wi- 
derstandes geschaffen worden 
ist, wurde dann paradoxerweise 
von Britannien für ihren Krieg 
benutzt. Wir wollen auf die Zeit 
vor dieser Trennlinie im Jahre 
1901 zurückschauen und sehen, 
was die Welt verloren hat. Dann 
können wir den grotesken Wan- 
del beurteilen, der nach dem 
Mord an McKinley eintrat. 


Als Abraham Lincoln im Jahre 
1861 Präsident wurde, kamen die 
Nationalisten zurück an die 
Macht. Diese Führungsgruppe 
war eine politische, industrielle 
und wissenschaftliche Gruppie- 
rung, die die amerikanische Re- 
volution geführt und die Verfas- 
sung geschrieben hat. Dann kön- 
nen wir den grotesken Wandel 
beurteilen, der nach dem Mord 
an McKinley eintrat. 


Als Abraham Lincoln im Jahre 
1861 Präsident wurde, kamen die 
Nationalisten zurück an die 
Macht. Diese Führungsgruppe 
war eine politische, industrielle 
und wissenschaftliche Gruppie- 
rung, die die amerikanische Re- 
volution geführt und die Ver- 
fassung geschrieben hat. Die 
Nationalisten oder was die »Na- 
tionalpartei« genannt werden 
könnte, hatten ihren Sitz in 
Philadelphia, der ursprünglichen 
Hauptstadt Amerikas. Philadel- 
phia war die Heimat von Alex- 
ander Hamiltons First Bank of 
the United States, Nicholas Bidd- 
les Second Bank, des Deutschen 
Friedrich List, des Amerikaners 
irischer Abstammung, Mathew 
Carey und von Mathew Careys 
Sohn Henry Carey, dessen ame- 
rikanischem System und der 
anti-britischen Wirtschaftstexte, 
die Lincoln studiert und in die 
Praxis umgesetzt hat. 


Von Lincoln bis zu dem Mord an 
McKinley haben sich die Ver- 
einigten Staaten und Britannien 
weltweit gegenseitig bekämpft 
und repräsentierten die beiden 
entgegengerichteten Ansichten 
des Menschen: rassistischer Im- 
perialismus gegenüber Befreiung 
und technologischer Entwick- 
lung. In diesem Wettstreit war 
die amerikanische Nationalpartei 
ein aktiver Partner der Natio- 
nalisten in Europa, Asien und 
Lateinamerika. Nach Teddy Ro- 
sevelts Übernahme schlossen 
sich die Vereinigten Staaten Bri- 
tannien dabei an, Amerikas ehe- 
malige Verbündete zu zerschla- 
gen. 


Am Ende des Bürgerkriegs setz- 
te die nationalistische Gruppe 
trotz Lincolns Tod Programme 
durch, die unter Lincoln ent- 
wickelt worden waren. Die erste 
transkontinentale Eisenbahn, die 
Union Pacific-Southern Pacific, 
die von Lincolns Regierung be- 
zahlt und unter Aufsicht der 
Armee gebaut wurde, wurde im 
Jahre 1869 fertiggestellt. Im glei- 


chen Jahr wurde der Bürger- 
kriegsführer General Ulysses S. 
Grant US-Präsident. 


Im Jahre 1870 belebten Grant 
und die Philadelphier das Nor- 
thern Pacific Eisenbahnprojekt, 
das Lincoln konzessioniert hatte, 
neu. 


Die Politik mit der 
Eisenbahn 


Die Northern Pacific war bis zu 
jener Zeit das größte einzelne 
Unternehmen in der US-Ge- 
schichte. Von der Westspitze des 
Lake Superior bis zum Columbia 
River und Puget Sound am 
Pazifik umfaßte es eine Strecke 
von 2000 Meilen und verband 
den Pazifischen Ozean mit den 
großen Seen und dem Atlantik. 
Die Northern Pacific gründete 
und baute Duluth, Minnesota und 
Tacoma, Washington als ihre 
Zielbahnhöfe und Zielstädte. 


Die Regierung überließ der 
Northern Pacific riesige Lände- 
reinen, die in ihrer Größe den 
Staaten von Ohio und Indiana 
zusammengenommen gleichka- 
men. Teile dieser Ländereien 
verkaufte die Northern Pacific 
dann an Siedler und vor solchen 
Verkäufen konnte die Eisenbahn 
ohne Unterstützung der äußerst 
feindseligen, von den Briten ge- 
führten Banker, Kredite aus einer 
Vielzahl von Quellen erhalten. 
Das Gesetz verlangte, daß die 
Eisenbahn nur amerikanisches 
Eisen und Stahl, das aus ameri- 
kanischen Eisenerzen hergestellt 
wurde, einsetzte. Der Sprecher 
des Repräsentantenhauses James 
Blaine, ein wichtiger Sprecher 
der Nationalpartei, hatte diesen 
Gesetzentwurf im Kongreß ein- 
gebracht. 


Eine Karte der Ländereien der 
Northern Pacific zeigt das reiche 
Kohlebergbau- und Weizenbau- 
potential auf dem westlichen 
Kontinent und Schiffsverbin- 
dungen nach China und Japan 
sowie die äquivalenten Brei- 
tengrade mit Paris und Venedig. 
Eine gepunktete Linie auf der 
Karte trägt die Überschrift: »Die- 
se Isotherme geht durch Chi- 
cago..., Südfrankreich, die Lom- 
bardei und das Weizenanbau 
gebiet von Südrußland.« 


Der wahre Charakter dieses Un- 
ternehmens läßt sich besser ver- 
stehen, wenn man sich die pro- 


minentesten der ursprünglichen 
Aktienbesitzer der Northern Pa- 
cific anschaut: 


Die gemeinsamen Projektma- 
nager waren die Bankier aus 
Philadelphia, Jay Cooke, und 
seine Industriepartner in der 
Führung der Pennsylvania Rail- 
road. Cooke war der wichtigste 
Privatbankier der Regierung. 
Während des Bürgerkriegs hatte 
er über eine Milliarde Dollar an 
Regierungs-Bonds, in kleinen 
Stücken an die Öffentlichkeit 
verkauft, so daß Lincoln die Ban- 
ker in London und an der Wall 
Street, die gegen die amerikani- 
sche Union waren, überlisten 
konnte. Zu anderen Industrie- 
projekten der Pennsylvania Rail- 
road gehörten Andrew Carnegies 
Stahlwerke und Thomas Edisons 
Firma. 


Ein anderer wichtiger Eigner und 
Unterstützer war Baron Friedrich 
von Gerolt, der Botschafter des 
deutschen Kanzlers Bismarck in 
den Vereinigten Staaten. Baron 
Gerolt war Preußens Minister in 
den Vereinigten Staaten seit 
1844. Er hatte in der Offentlich- 
keit über die »Tausende und 
Zehntausende unserer Emigran- 
ten gesprochen, (die) ... jährlich 
ankommen und eine neue Hei- 
mat gründen und ihre Fähigkei- 
ten mit denen der amerikani- 
schen Industrie und des ameri- 
kansichen Unternehmertums ver- 
einen, um unbegrenzte Ressour- 
cen zu erschließen und den 
Wohlstand der neuen, aufstre- 
benden Staaten zu fördern.« 
(»New York Times«, 24. April 
1858). 


Zu anderen wichtigen Aktio- 
nären gehörten der amerikani- 
sche Vizepräsident Schuyler 
Colfax und Präsident Grants Pri- 
vatsekretär, der anti-britische 
Schriftsteller General Horace 
Porter. 


Während die Planung voran- 
schritt, handelte Jay Cooke ge- 
heime Vereinbarungen aus, die 
auf die amerikanische Annek- 
tierung der westlichen Hälfte von 
Britisch-Kanada abzielten. 


Amerikanisch-deutscher 
Infrastrukturaufbau 


Cooke schickte einen nordpazifi- 
schen Spendensammelagenten 
nach Europa, der ein Vorstel- 
lungsschreiben von Bismarcks 


Botschafter, Baron Gerolt, bei 
sich trug. Cooke schrieb an Kan- 
zler Bismarck und lud ihn als 
Gast in sein Haus in Amerika 
ein. Bismarck antwortete Monate 
später, entschuldigte sich für die 
verspätete Antwort und dankte 
Cooke herzlich für die Einla- 
dung. Er erklärte, daß er eine 
Woche, nachdem er Cookes 
Schreiben erhalten habe, in den 
französisch-preußischen Krieg 
»verwickelt worden« sei, ein 
Krieg, der verheerende Folgen 
haben sollte. Die Northern Pa- 
cific setzte Bismarcks Brief 
dabei ein, sich in Europa Kredite 
zu organisieren. 


Durch den französich-preuß- 
ischen Krieg trockneten die Kre- 
dite dort vorübergehend etwas 
aus. Doch der Vorstandsekretär 
der Northern Pacific, Samuel 
Wilkeson, ein Partner des Oko- 
nomen Henry Carey, sagte, die 
Welt wäre Napoleon IIl., »diesen 
Affen und Tiger in einer Per- 
son«, jetzt endlich los. 


Der Eisenbahnbau schritt Rich- 
tung Westen vom Lake Superior 
und Richtung Osten von der 
Pazifikküste aus voran. Während 
Präsident Grant seine Vertre- 
tungen im Ausland anwies, die 
Auswanderung nach Amerika zu 
propagieren, schickten Agenten 
der Northern Pacific Familien 
aus Deutschland, Skandinavien, 
Rußland, Mitteleuropa und Bri- 
tannien hinüber. 


Die Immigranten wurden von 
Empfangsteams der Northern Pa- 
cific, zu denen auch Übersetzer 
gehörten, an den New Yorker 
Kais willkommen geheißen. Sie 
wurden in Wohnheimen der 
Northern Pacific in verschiede- 
nen Städten untergebracht, bis 
Beförderungs- und andere Ar- 
rangements für sie im Westen 
ausgemacht waren. Sie sollten 
ein unbesiedeltes Land dicht 
besiedeln. 


Im Jahre 1873 stellte die Nort- 
hern Pacific ihre erste große 
Verbindung von den großen 
Seen bis zum Missouri in Dakota 
her. Die Eisenbahn gründete am 
Missouri eine Zielstadt und 
nannte sie zu Ehren des deut- 
schen Kanzlers Bismarck. Bis- 
marck wurde später die Haupt- 
stadt von Nord-Dakota. Während 
das Projekt der Northern Pacific 
voranschritt, unterhielt der russi- 
sche Botschafter in den Ver- 
einigten Staaten, Konstantin Ga- 


vrilovich Katakazy, enge Kon- 
takte mit Jay Cooke. Er war häu- 
fig in dessen Haus in Phila- 
delphia zu Besuch. Unterdessen 
diente der pro-nationalistische 
Bürgerkriegs-Gouverneur von 
Pennsylvania, Andrew Curtin, 
als US-Botschafter in Rußland. 


Der Ökonom Henry Carey hatte 
im Jahre 1869 für Botschafter 
Curtin eine Abschiedsfeier gege- 
ben, an der Cooke, seine Partner 
und die russische Gesandtschaft 
teilgenommen hatten. Auf der 
Feier brachte General Joshua T. 
Owen einen Toast aus, der als 
Präsident Grants unverblümte 
Antwort auf die britische Welt- 
politik angesehen werden muß: 


»Wir stehen an den Ufern des 
Pazifik und unsere Augen 
schweifen sehnsüchtig über das 
Wasser und wir schauen, ob wir 
auf gleichgesinnte Menschen 
treffen, die sich uns anschließen, 
um den Globus mit einer Tram- 
way aus Eisen zu umschließen... 
Wir haben festgestellt, daß wah- 
rer Ruhm nur durch große Taten 
zu erzielen ist, die die Zivi- 
lisation weiterbringen (und) den 
materiellen Reichtum für die 
Menschen schaffen... Um diese 
edlen Ziele zu erreichen, haben 
wir den Krieg aufgegeben, ob- 
wohl wir die größte Kriegsmacht 
der alten und der neuen Zeit 
geschaffen hatten...« 


»Wer sind unsere natürlichen 
Verbündeten in der alten Welt 
bei der Verfolgung dieses großen 
Ziels? Nicht die Engländer, denn 
sie sind unsere Konkurrenten im 
Handel — nicht die Franzosen, 
denn die sind neidisch auf unsere 
demokratischen Institutionen...« 


»Die Russen sind gleichzeitig 
mit uns die Kämpfer für die 
Freiheit geworden und haben 
ihre Sklaven freigelassen... Wie 
stark Völker durch die gemeinsa- 
me Herkunft, die gemeinsame 
Sprache und die gemeinsame Re- 
ligion oder ein gemeinsames gro- 
Bes Gefühl auch vereint sein 
mögen, das größte Band ist 
eine Interessengemeinschaft und 
Schicksalsgleichheit... Wenn Zar 
Alexander eine große Eisen- 
bahnstrecke von der Ostsee bis 
zum See von Okhotsk baut gleich 
unserer Pacific Central (Union 
Pacific-Central Pacific) und sei- 
ne Herrschaftsgebiete fest im 
Griff hat und die Bewegungen 
Frankreichs und Englands, die 
die Vorherrschaft im Osten über 
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Britannien 


Mord an 
MckKinley 
schafft 
besondere 
Beziehungen 
zwischen USA 
und London 


den Suezkanal anstreben, überli- 
stet, so können Amerika und 
Rußland den Weltfrieden diktie- 
ren.« 


Japans Vertrag 
mit den USA 


In der nächsten Zeitepoche arbei- 
tete Rußlands Sergei Witte bei 
der Eisenbahn des Zaren und stu- 
dierte nebenher die Wirtschafts- 
theorien von Friedrich List. In 
den neunziger Jahren des 19. 
Jahrhunderts baute Witte, nun 
Finanzminister, Rußlands trans- 
sibirische Eisenbahn und wurde 
von General Grenville Dodge 
beraten, der Lincolns Bauleiter 
für die Union Pacific Eisenbahn 
war. 


Der japanische Prinz Iwakura, 
japanische Kabinettminister und 
insgesamt 30 Abgesandte der 
Japanischen Botschaft weilten im 
Jahre 1872 in Cookes Haus, wo 
sie einen Vertrag mit den Ver- 
einigten Staaten sowie einen 
Kredit in Höhe von 15 Millionen 
Dollar für die japanische Ent- 
wicklung ausarbeiteten. Cooke 
verhandelte mit Japan wegen 
Verbindungen des Northern Pa- 
cific Eisenbahnnetzes zu Asien. 
Die verbündeten Nationalisten 
planten ein weltweites Netz von 
Eisenbahnen, Kanälen und Ver- 
schiffungsmöglichkeiten, die die 
Wirtschaft und Macht der sou- 
veränen Staaten erheblich stei- 
gern würden. 


Im Jahre 1873 machte Präsident 
Grant den Kongreßabgeordneten 
aus Ohio, John Bingham, zum 
amerikanischen Botschafter in 
Japan. Bingham war der Verfas- 
ser des 14. Zusatzartikels zur 
Verfassung, er hatte mitgeholfen, 
Truppen zu entsenden, um den 
Klu-Klux-Klan zu unterdrücken 
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und er war einer der Militär- 
richter im Lincoln-Fall, der John 
Wilkes Booths Bande wegen ein- 
ses Komplotts mit dem Geheim- 
dienstapparat in Britisch-Kana- 
da verurteilt hatte. Der ausge- 
sprochen anti-britische Bingham 
brachte Henry Careys Partner 
aus Philadelphia nach Japan, um 
mit Prinz Iwakura zusammenzu- 
arbeiten. Sie machten Mineral- 
ressourcen ausfindig, planten 
Transportprojekte und stellten 
Zollstrategien auf. Bingham stritt 
sich ständig mit dem briti- 
schen Generalbevollmächtigten 
Sir Harry Parkes und besiegte 
den britischen Opiumhandel in 
Japan. 


Britanniens Krieg gegen 
die Nationalisten 


Von Beginn des Northern Pacific 
Projektes an haben die Agen- 
turen des Britischen Empire die 
Eisenbahn und ihre nationalisti- 
schen Sponsoren angegriffen. 
Die Regierung Ulysses S. Grant 
(1869 — 77) hatte einen boshaf- 
ten, pro-britischen Außenmini- 
ster, Hamilton Fish. Im Jahre 
1871 inszenierte Fishs Bot- 
schafter in Deutschland, George 
Bancroft, ein Bewunderer von 
Britanniens Lord Palmerston, 
eine Verleumdungskampagne, 
um Kanzler Bismarck gegen den 
pro-amerikanischen Baron von 
Gerolt zu beeinflussen, der der 
Northern Pacific in jeder nur 
erdenklichen Weise half. Bis- 
marck ging auf den Leim und rief 
Gerolt aus Washington zurück. 


Gleichzeitig war Fish hysterisch 
darüber, daß der russische Bot- 
schafter Katakazy mit den Phi- 
ladelphiern zusammenarbeitete. 
Fish verbreitete die Behauptung, 
Katakazy »intrigiere, um einen 
Keil zwischen die USA und Bri- 
tannien zu treiben«, und veran- 
laßte Präsident Grant, Katakazy 
durch den Zar zurückrufen zu 
lassen. 


Im Jahre 1873 kurbelten die 
Briten die Angriffe gegen die 
Northern Pacific an. Der neuen 
Drexel-Morgan Bank, die bald 
als das House of Morgan bekannt 
werden sollte, gehörte der Phila- 
delphia »Ledger«. Diese Zeitung 
druckte eine Flut von Verleum- 
dungen gegen den sogenannten 
Eisenbahn-»Ring«, der »den öf- 
fentlichen Sektor ausraube«. 

Sie griffen die Bemühungen 
der Northern Pacific, Geld in 


Deutschland zu sammeln und die 
Rekrutierung von Immigranten 
aus Deutschland an. Der »Led- 
ger« »prophezeite«, daß die Nor- 
thern Pacific scheitern und eine 
allgemeine Panik die Folge sein 
würde. Diese Angriffe wurden 
nochmals als Flugblätter ge- 
druckt und in Bankenkreisen in 
den Vereinigten Staaten und 
Europa verteilt. Da der »Ledger« 
sich hinsichtlich Nachrichten- 
veröffentlichung mit der Lon- 
doner »Times« austauschte, ent- 
deckte Cookes Agent, daß der 
»Ledger«-Herausgeber George 
Childs ein »intimer Hausgast« 
des Finanzredakteurs der »Tim- 
es«, H. B. Sampson, war. 


Kein britisches Finanzhaus woll- 
te sich am Verkauf von Northern 
Pacific Aktien beteiligen, ob- 
wohl Cooke die Rothschilds da- 
zu einlud und auch regelmäßig 
andere Großbanken bearbeitete. 


Die Rothschilds vergifteten den 
Geldsammelbrunnen zusammen 
mit Bankern in Deutschland. Die 
Barings und die Rothschilds ver- 
suchten den Wert der US-Bonds, 
die Cooke damals auf den Markt 
bringen wollte, herunterzuspie- 
len. 


Anfang des Jahres 1873 wurde 
in der Zeitung ein Skandal gegen 
Credit Mobilier, einen Sub- 
unternehmer der Union Pacific 
Eisenbahn, aufgedeckt. Die 
Hauptfigur in dem ausgedachten 
Skandal war ein leitender An- 
gestellter von Credit Mobilier, 
Francis R. Train, von der berüch- 
sigten Familie Train vom briti- 
schen Geheimdienst. 


Im Bürgerkrieg hatte der 
Bostoner Kongreßabgeordnete 
Charles Russell Train —- Großva- 
ter des jetztigen britischen Agen- 
ten an der Wall Street, John 
Train — Gesetze eingebracht, um 
Cookes Finanzierung der Kriegs- 
bemühungen der Union zunich- 
tezumachen. Lincolns Verbün- 
dete brachten Trains Initiative zu 
Fall. 


Unter dem Druck 
der Banker 


In Kongreßanhörungen wurden 
der Sprecher des Repräsentan- 
tenhauses, Blaine, Vizepräsident 
Colfax, die Chefs der beiden 
Kongreßhäuser und Regierungs- 
führer des Northern Pacific Pro- 
jekts verleumdet. 


Fam u en ee De FE See 


Der demoralisierte Kongreß setz- 
te die Zahlung auf die alten Uni- 
on Pacific Bonds aus und unter- 
höhlte somit die Märkte für alle 
Schuldverschreibungen der Ei- 
senbahn. Der Kongreß lehnte 
sodann sämtliche Subventionen 
für die Northern Pacific, die Geld 
dringend brauchte, ab. 


Im September 1873 schloß Coo- 
kes New Yorker Partner dann 
plötzlich unter erheblichem 
Druck von den internationalen 
Bankern das New Yorker Büro 
und stoppte die Zahlungen an 
Cookes Gläubiger —- ohne Cooke 
zu konsultieren. Cooke mußte 
das Hauptbüro in Philadelphia 
noch am gleichen Tag schließen. 
Als Cooke, der Hauptbanker der 
Regierung, seine Türen schloß, 
wurde auch die New Yorker 
Börse in Panik geschlossen und 
sie blieb in der schlimmsten ame- 
rikanischen Finanzkrise bis zu 
dieser Zeit sieben Tage lang ge- 
schlossen. Fabriken, Läden und 
Gruben im ganzen Land wurden 
geschlossen. Der Bau der Nor- 
thern Pacific wurde sechs Jahre 
lang ausgesetzt. 


Die amerikanische Nationali- 
sten waren jetzt erheblich ge- 
schwächt. Die Drexel-Morgan 
und die Rothschild-Bank tausch- 
ten Jay Cooke als Hauptbankier, 
der die Bonds der US-Regierung 
handhabte, aus. 


Der Finanzkampf des Jahres 
1873 sollte für den derzeit 
kampfbereiten Bürgermeister des 
Distrikts von Columbia, Marion 
Barry, von Interesse sein. Als 
Cookes Washingtonter Büro ge- 
zwungen war, zu schließen, war 
Jay Cookes Bruder Henry D. 
Cooke der Washingtoner Partner. 
Henry war zu der Zeit durch Er- 
nennung des Präsidenten Grant 
Gouverneur des »Territoriums« 
von Washington. 


Zu Gouverneur Henry Cookes 
offiziellen Beratern gehörte der 
Führer der Schwarzen, Frederick 
Douglass. In den Jahren 1871-73 
organisierte und finanzierte die 
Cooke-Regierung die Umwand- 
lung der nationalen Hauptstadt: 
Sümpfe wurden trockengelegt, 
Abwasseraufbereitung und Hun- 
derte von Meilen an Straßen und 
Bürgersteigen wurden gepflastert 
und verbessert sowie 50.000 
Bäume gepflanzt. 


Der plötzliche bankrotte Henry 
Cooke trat nun als Gouverneur 


von Washington zurück und 
vorübergehend übernahm sein 
Leutnant Alexander Shephard 
das Amt. Im folgenden Jahr 
wurde die Territorialregierung 
durch eine vom Süden angeführ- 
te, antinationalistische Kongreß- 
initiative beseitigt und alle 
Stimmrechte und die selbstver- 
waltung wurde für Washingtoner 
Bürger, darunter auch für den 
großen Anteil an freigelassenen 
schwarzen Sklaven, aufgehoben. 
Bis zur Ara von Marion Barry 
ein Jahrhundert später erhielt 
Washington keine Stimmrechte 
und auch keine Selbstverwaltung 
mehr. 


Doch die Nationalisten gaben 
nicht auf. 


Im Jahre 1876 sponserte die 
Pennsylvania Railroad Partner- 
schaft die Gründung eines Unter- 
nehmens für ihr junges Genie 
Thomas Edison. Sie propagierten 
sein Grammophon. Ihr Agent 
Edward H. Johnson organisierte 
Edisons Firma. Im Jahre 1878 
nahm der Professor von der 
Universität Pennsylvania, Geor- 
ge Barker, Edison mit nach 
Washington, um eine Sonnenfin- 
sternis zu beobachten. 


Auf seiner Reise beschrieb 
Professor Barker den Stand der 
Versuche, künstliches Licht aus 
Elektrizität zu produzieren und 
schlug vor, daß Edison das Pro- 
blem angehen und lösen solle. 
Mit Barker als seinem Mentor 
verkündete Edison bald der Pres- 
se, daß er elektrisches Licht 
machen werde und daß er au- 
ßerdem der Industrie und den 
Haushalten auf der ganzen Welt 
die erste Elektrizität liefern wer- 
de. Edison benutzte vor allem 
die Arbeit deutscher Wissen- 
schaftler und Handwerker dazu, 
dieses Projekt voranzutreiben. 


Die Kontrolle über 
Edison 


Im folgenden Jahr, 1879, wurde 
die erste Glühlampe demon- 
striert. Die Pennsylvania Eisen- 
bahn ließ spezielle Züge fahren, 
die Tausende von Menschen zu 
Edisons Labor brachten, um die 
Demonstration zu sehen. Im glei- 
chen Jahr traf sich Henry Careys 
Kongreßabgeordneter aus Phila- 
delphia, William Kelly (»Pig 
Iron«), mit Kanzler Bismarck. 
Kelly berichtete, daß Bismarck 
seine »größte Verachtung« für 


US-Präsident William Mc- 
Kinley wurde 1901 ermor- 
det. Er hat sich lange Zeit 
der britischen Freihandels- 
politik widersetzt. 


Anhänger der britischen Frei- 
handelsdoktrin zum Ausdruck 
gebracht hat und sie »arogante... 
Dummköpfe nannte«. 


Im gleichen Jahr begannen die 
Pennsylvania Railroad Partner 
wieder mit dem Bau an der 
Northern Pacific. Sie verkauften 
die finanzielle Kontrolle über das 
Projekt bald an Henry Villard, 
den Vertreter deutscher Inhaber 
von amerikanischen Transpor- 
tation-Bonds. Die Northern Pa- 
cific wurde im Jahre 1883 fertig- 
gestellt und der deutsche Bot- 
schafter war bei der Einwei- 
hungszeremonie zugegen. 


Unterdessen hatte Britanniens 
House of Morgan die Kontrolle 
über Edisons Firma übernommen 
und ihren Fortschritt gestoppt. 
Die Philadelphier haben sie im 
Jahre 1884 vorübergehend mit 
einer Aktionärsrevolte zurückbe- 
kommen. Die Produktion von 
Dynamos und deren Einbau stieg 
rasch. Die Anzahl zentraler 
Kraftwerke in Großstädten stieg 
von 12 im Jahre 1884 auf 58 im 
Jahre 1866. Sie wurden in Eu- 
ropa, Südamerika und Japan 
installiert. Der deutsche Indu- 
strielle Emil Rathenau, Vater von 
Walther Rathenau, kaufte Edi- 
sons Patente und gründete die 
Allgemeine Elektrizitätsgesell- 


schaft, die die deutschen Städte 
mit Strom versorgte. 


William McKinley 
und das amerikanische 
System 


Einer der führenden Sprecher für 
die »nationalistische Partei« und 
ein unverblümter Gegner der bri- 
tischen Freihandelsdoktrin war 
William McKinley. Im Jahre 
1882 sprach der damalige Kon- 
greßabgeordnete McKinley aus 
Ohio über das amerikanische 
Programm der Regierung zum 
Produktschutz. McKinley sagte, 
die US-Bürger seien nicht dieje- 
nigen, die den Freihandel ver- 
langten. Wer will den Freihandel 
dann?, fragte McKinley. Er ant- 
wortete: 


»England will ihn, verlangt ihn — 
nicht zu unserem Besten, son- 
dern zu ihrem Besten. Denn es 
will eher seine alte Vormacht- 
stellung aufrechterhalten als die 
Interessen und das Wohlergehen 
der Menschen dieser Republik 
fördern und eine große Partei in 
diesem Land bringt seine In- 
teressen zum Ausdruck... Sie 
möchten für uns produzieren und 
uns erlauben, Weizen und Mais 
für sie anzubauen. Das letztere 
tun wir gerne, aber wir sind nicht 
bereit, ihnen das Monopol für 
das erstere abzutreten.« 


McKinley fuhr fort: »Freihandel 
mag für Großbritannien und 
seine besondere soziale und poli- 
tische Struktur geeignet sein, 
doch er hat keinen Platz in dieser 
Republik, wo Klassen unbekannt 
sind und Kasten schon lange ver- 
boten wurden, wo Gleichheit 
eine Regel ist, wo Arbeit würde- 
voll und ehrenwert ist, wo der 
Einzelne nach Erziehung und 
Verbesserung strebt, egal, ob er 
in armen oder reichen Ver- 
hältnissen geboren wurde. Hier 
ist der Mechaniker von heute der 
Produzent von morgen. Unter 
solchen Bedingungen kann der 
Freihandel hier keinen beständi- 
gen Platz haben.« 


Der Kongreßabgeordnete Mc- 
Kinley setzte im Jahre 1890 den 
letzten großen Schutzzoll durch. 
Zu dieser Zeit war der Na- 
tionalist James Blaine amerikani- 
scher Außenminister. Blaines 
Modifizierung des Zollsystems, 
genannt »Reziprozität«, erlaubte 
den Vereinigten Staaten, Mexiko 
und Südamerika gegenseitig ihre 


Produktion zu fördern, während 
sie sich selbst gegen den briti- 
schen Handelskrieg schützten. 


Der britische Diplomat Sir Cecil 
Spring-Rice schrieb im Jahre 
1891 über den McKinley Zoll 
und wie es mit Blaines Rezi- 
prozität funktionierte, nach Lon- 
don: 


»Wir müssen mit den gegenwär- 
tigen Zöllen mindestens für ein- 
einhalb Jahre, wahrscheinlich 
noch viel länger, rechnen. Wir 
müssen uns damit abfinden und 
nach neuen Märkten Ausschau 
halten. Ein ernster Aspekt dabei 
ist die Reziprozitätsklausel, die 
uns von den Westindischen In- 
seln und aus Südamerika ver- 
treibt.« 


McKinley, ein anti-imperialisti- 
scher Anhänger von Lincoln und 
Blaine, wurde im Jahre 1896 
zum Präsidenten gewählt und 
hob die Zölle noch einmal an. 


Theodore Roosevelt, 
ein britischer Agent 


Sir Cecil Spring-Rice war der 
britische persönliche Manager 
des amerikanischen Politikers 
Theodore Roosevelt oder »TR«. 
Er schrieb an Roosevelt am 3. 
November 1897 einen wütenden 
Brief, eine antideutsche Tirade. 
TR war damals stellvertretender 
Marineminister. Der Brief dräng- 
te ihn, die Vereinigten Staaten in 
Kuba einmarschieren zu lassen 
und erklärte, warum Deutschland 
es nicht wagen würde, einzugrei- 
fen. Spring-Rice schrieb: »Das 
vorherrschende Motiv der deut- 
schen Politik ist Frieden und 
kommerzieller Fortschritt. Alles, 
was deren enorme Interessen auf 
Ihrer Seite (des Ozeans) gefähr- 
den würde, Handel, Schiffahrt, 
Investitionen — würde vermie- 
den,... Sie wagen es nicht, in ei- 
nen Krieg zu ziehen.« 


Teddy Roosevelt ergriff uner- 
laubte Maßnahmen mit der Ma- 
rine, die halfen, die Vereinigten 
Staaten und Spanien in einen 
Krieg hineinzuziehen, den Präsi- 
dent McKinley nicht wollte. 
Roosevelt trat dann aus der Re- 
gierung aus und führte die hoch 
publizierten »Rough Rider«- 
Truppen, die in Spaniens Besitz, 
Kuba, einfielen. 


Im Jahre 1900 akzeptierte Prä- 
McKinley unter dem 
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sident 


Britannien 


Mord an 
MckKinley 
schafft 
besondere 
Beziehungen 
zwischen USA 
und London 


Druck von der jetzt höchsten bri- 
tischen Gruppe von US-Bankern 
in der zweiten Amtszeit Teddy 
Roosevelt als seinen Vizepräsi- 
denten. 


Bald nach der Amtseinführung 
wurde McKinley ermordet und 
TR übernahm sein Amt. Der 
Mörder Leon Czolgosz bezeich- 
nete sich selbst als einen Apostel 
der Anarchistin Emma Goldman. 
Goldman enthüllte in ihren Me- 
moiren die präzise Natur des 
»anarchistischen« Mordapparats 
der Briten. Ihre Londoner Ope- 
rationsbasis war, wie sie erklärte, 
das Haus von William Michael 
Rossetti, dem Führer der ruskini- 
tischen, prä-raphaelitischen Feu- 
dalisten. Eine Karikatur der Zeit 
traf den Nagel auf den Kopf: sie 
zeigte Teddy Roosevelt Wange 
an Wange tanzend mit einem 
Mann in Frauenkleidung, der 
eine Bombe in der Hand hielt 
und den Namen »Anarchismus« 
trug. 


Viele Amerikaner, die sich Po- 
pulisten nennen, bewundern den 
Verräter Präsident Teddy Roose- 
velt. Dies ist ein pathetischer 
Kommentar über das verlorene 
nationale Gedächtnis der ameri- 
kanischen Nation. Teddy Roose- 
velt half Britannien dabei, Ruß- 
land zu anarchisieren und Japan 
zu militarisieren. Er trieb die 
Vereinigten Staaten in einen 
Krieg gegen Deutschland. Er be- 
handelte Spanisch-Amerika auf 
brutalste Weise und stellte die 
Vereinigten Staaten absichtlich 
als internationalen Tyrannen dar. 
Wie Britannien es sich lange ge- 
wünscht hatte, machte Roosevelt 
den amerikanischen Westen wei- 
terer Besiedlung unzugänglich 
und terrorisierte und verhaftete 
Kongreßabgeordnete und andere 
Gegner seiner Programme. Er 
gründete die Naturschutzbewe- 
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gung in Amerika und richtete den 
forstwirtschaftlichen Dienst als 
New Age-Propagandamaschine 
ein, die offiziell nach dem Vor- 
bild des britischen Regimes in 
Indien geschaffen wurden. Er 
vervollständigte die Konsolidie- 
rung der britischen Finanzmacht 
über die amerikanischen Indu- 
strien und Eisenbahnen. Die Ei- 
senbahnen wurden nach und 
nach demontiert und ein großer 
Teil des Westens blieb unbesie- 
delte Einöde. 


Teddy Roosevelt war persönlich 
mit der britischen Finanzwelt, 
der Baring Bank und dem briti- 
schen Geheimdienstapparat ver- 
bunden, die die Konföderation 
des Südens mit ihren Sklaven- 
besitzern führten. Sein liebster 
Onkel James Bulloch hatte die 
britischen Arrangements zur 
Schaffung der Kriegsflotte der 
Konföderation durchgeführt, die 
amerikanische Handelsschiffe 
versenkte und die Länge und 
Anzahl an Opfern im amerikani- 
schen Bürgerkrieg verdoppelte. 
Teddy Roosevelt überredete sei- 
nen Onkel, der damals wegen 
Verrats an seinem Land in per- 
manentem Exil in England lebte, 
die »heroische« offizielle Ge- 
schichte des Geheimdienstes der 
Konföderation niederzuschrei- 
ben. 


Wahrer 
Amerikanismus 


Doch wir wollen von Teddy 
Roosevelt selbst hören, was er 
über den »wahren Amerikanis- 
mus« geschrieben hat: er griff die 
Deutschen als »fundamental un- 
moralisches« Land an und sagte: 
»Das deutsche Volk steht jetzt 
hinter seiner Regierung und un- 
terstützt sie eifrig bei jeder Nie- 
dertracht, die sie begeht ...« 


»Wir haben in diesem Land nur 
Platz für Menschen, die durch 
und durch Amerikaner sind... 
(Wenn ein Mensch) versucht, 
halb Amerikaner und halb etwas 
anderes zu sein, ist das der defi- 
nitive Beweis dafür, daß er über- 
haupt kein Amerikaner ist und je 
eher er das Land verläßt, umso 
besser... Germanismus hier bei 
uns zu Hause ist der Feind des 
Amerikanismus und diejenigen, 
die daran glauben, sollten nach 
Deutschland zurückgehen, wo 
sie hingehören« (»Die Werke 
von Theodore Roosevelt; Na- 
tionale Ausgabe«, New York, 


Charles Scribner’s Sons, 1926, 
Band XIX, Seite 329-30). 


Und so definiert Teddy Roose- 
velt seine eigene Nationalität. Es 
folgt ein Auszug aus seiner 
Vorlesung in Oxford im Jahre 
1910 über die »englischspre- 
chenden Völker«, die »fremde 
Rassen« führen: »Langfristig ge- 
sehen kann es keine Recht- 
fertigung dafür geben, daß eine 
Rasse eine andere führt oder kon- 
trolliert, es sein denn die Füh- 
rung und Kontrolle wird im 
Interesse und zum Nutzen dieser 
anderen Rasse durchgeführt. Und 
das ist es, was unsere Völker im 
wesentlichen in Indien, Agypten 
und auf den Philippinen getan 
haben und was sie weiterhin tun 
müssen« (»Biologische Analo- 
gien in der Geschichte,« »ibid.« 
Band XII, Seite 57-58). 


Schauen wir nun, wie der anglo- 
phile Südstaatler über gute Fort- 
pflanzung sprach: »Ich wünsche 
mir sehr, daß die falschen Leute 
gänzlich daran gehindert werden 
könnten, sich fortzupflanzen und 
wenn die böse Natur dieser Men- 
schen schändlich genug ist, dann 
sollte dies auch getan werden. 
Kriminelle sollten sterilisiert und 
Schwachsinnigen sollte verboten 
werden, Nachkommen zu hinter- 
lassen. Doch bis jetzt gibt es 
noch keinen denkbaren Weg, wie 
man die unerwünschten Men- 
schen daran hindern könnte, sich 
fortzupflanzen. Die Betonung 
sollte darauf liegen, die Er- 
wünschten dazu zu bringen, sich 
fortzupflanzen« (»ibid.«, Band 
XI, Seite 201). 


Schließlich ein Auszug aus einer 
Rezension von Teddy Roosevelt 
über ein Buch mit dem Titel 
»The Foundations of the Nine- 
teenth Century«, geschrieben 
von dem englischen Nazi Hou- 
ston Stewart Chamberlain. Hier 
verurteilt Roosevelt die amerika- 
nische Unabhängigkeitserklä- 
rung direkt: 


»Viel von dem, was er über das 
weitverbreitete offene und salop- 
pe Gerede hinsichtlich allgemei- 
nem Fortschritt der Menschheit, 
die Gleichheit und Identität der 
Rassen und dergleichen sagt, ist 
nicht nur vollkommen richtig, 
sondern ist es auch ausdrücklich 
wert von einer Generation in 
Betracht gezogen zu werden, die 
wie ihre Vorväter... daran ge- 
wöhnt ist, verderbliche Dok- 
trinen, die von wohlmeinenden 


und schwachsinnigen Senti- 
mentalisten gelehrt werden, als 
wahr und nützlich zu akzeptie- 
ren« (»ibid.,« Band XII., Seite 
107-12). 

Und so wurde das Hindernis mit 
Namen Vereinigte Staaten von 
Amerika der britischen Oligar- 
chie aus dem Weg geräumt. 


Der Erste Weltkrieg begann im 
August 1914, als Woodrow Wil- 
son US-Präsident war. Wilsons 
enger Berater war »Oberst« Ed- 
ward M. House, ein offener briti- 
scher Agent, dessen britischer 
Vater sein Vermögen damit ge- 
macht hat, daß er die US-Blok- 
kade leitete, um der Rebellion 
der Sklaveneigner zu helfen. So- 
bald die Vereinigten Staaten in 
den Weltkrieg eingetreten waren, 
koordinierte House die Bezie- 
hungen unter den Partnern der 
Dreier-Entente. 


Im Februar 1915 — sechs Monate, 
nachdem die Briten in den Ersten 
Weltkrieg eingetreten und die 
Vereinigten Staaten noch neutral 
waren — zeigte Präsident Wilson 
sein wahres Gesicht. Im Weißen 
Haus wurde D. W. Griffiths Film 
»Geburt eines Staates« gezeigt, 
der ursprünglich den Titel »The 
Klansman« trug und den Ku 
Klux Klan beschrieb, wie er 
Ausschreitungen von befreiten 
Sklaven und Nordstaatlern ab- 
wehrte. Wilson, der selbst histo- 
rische Texte geschrieben hatte, in 
denen er den Klan der Zeit nach 
dem Bürgerkrieg lobte, meinte, 
nachdem er den Film angeschaut 
hatte: »Es ist, als ob man blitz- 
schnell Geschichte schreibt. Ich 
bedauere nur, daß alles so 
schrecklich war ist.« 


Diese Billigung durch den Prä- 
sidenten wurde sofort landesweit 
dazu benutzt, den KKK als eine 
Institution wieder einzuführen. 
Das erste Ziel des neuen Klans 
waren Deutsch-Amerikaner, die 
als »Fremde« angegriffen wur- 
den, die dem angelsächsischen 
Amerika gegenüber feindselig 
eingestellt waren. Präsident Wil- 
son lud den Filmemacher Grif- 
fith ins Weiße Haus ein und 
drängte ihn, nach England zu 
gehen, um »einen Film über un- 
seren Kampf für die Demokratie 
zu machen«. Doch als Griffith 
seinen anti-deutschen Propagan- 
dafilm »Herzen der Welt« für die 
britische Regierung fertiggestellt 
hatte, hatten die Vereinigten 
Staaten bereits den Krieg erklärt. 


Frankreich 


Hanotaux: 
Afrika mit 
Wissenschaft 
und Technik 
erschließen 


»Das folgende sind Ausschnitte 
aus einer Rede von Gabriel Ha- 
notaux, die er im Jahre 1902 
vor der Geographischen Ge- 
sellschaft Oran hielt, und die 
den Titel trägt: »Die Zukunft 
Afrikas«. 


Ein neues Transportmittel wird 
ins Leben gerufen: die Eisen- 
bahn. Sie wird der wahre Er- 
oberer Afrikas sein. Mit der Ei- 
senbahn lassen sich Wüsten und 
Katarakte überqueren. An der 
Küste bringt sie die oberen Bek- 
ken jener großen Flüsse zusam- 
men. So öffnet sie riesige Gebie- 
te von Hochebenen im Landesin- 
neren für den Handel und ver- 
leiht Zugang zu den großen 
Seen ... an deren Ufern sich über- 
all machtvolle Zivilisationen nie- 
derlassen ... An dem Tag, an dem 
die Wissenschaft die Fliege - 
Malaria — effektiv ausgerottet 
hat, wird eine der größten Wohl- 
taten, die vom menschlichen Ge- 
nius über den Planeten verbreitet 
werden kann, erreicht worden 
sein. Die Hälfte des afrikani- 
schen Kontinents wird der Zivi- 
lisation, dem Leben zurückgege- 
ben werden. 


Nutzung der 
ungeheuren Ressourcen 


Tiefe Wälder werden durchdrun- 
gen und riesige Regionen werden 
erneut das göttliche Licht zu se- 
hen bekommen. Die Sümpfe 
werden trockengelegt, der Was- 
serfluß erleichtert... Wo Wasser 
fehlt, wird es aufgefangen. Das 
Problem der Wüste wird in An- 
griff genommen werden und ei- 
nes Tage wird sie durch die rich- 
tige Urbarmachung Pracht und 
Fruchtbarkeit besitzen... Durch 
die Nutzbarmachung von Was- 
serfällen wird die afrikanische 
Industri® bald mit unermeßlichen 
und unerschöpflichen Energie- 
ressourcen versorgt sein. Es ist 
wahrscheinlich, daß wir in der 
Nähe der Wasserfälle ... den Bau 
großer Fabriken werden erleben 


können, die sich aus dem Fluß 
die Kraft holen, die für die Nut- 
zung der ungeheueren Ressour- 
cen nötig sind ... Können wir von 
der Küste ins Landesinnere durch 
gemeinsame Anstrengungen ... 
nicht schon die Eisenbahnlinien 
sehen, die das Wirtschaftsleben 
des ganzen Kontinents schon 
bald verändern werden? ... 


Wird nicht durch ein weltweites 
Programm und über eine interna- 
tionale Entente die Richtung ei- 
ner transkontinentalen Eisenbahn 
festgelegt, bei der man sich die 
großen Flüsse zunutzemacht, die 
Navigation erleichtert, die Flüsse 
Nil und Congo, Benoue und 
Sanga durch ein riesiges System 
von Kanälen vereint, was wie- 
derum die Entwicklung der 
Flußnetze durch die Entwicklung 
der Eisenbahn unterstützt und so 
das Innere Afrikas in einen riesi- 
gen surrenden Bienenkorb ver- 
wandelt, wo Eisenbahnen und 
Dampfschiffe, die weite Entfer- 
nungen zurücklegen können, zu 
einem riesigen zentralen Depot 
eilen, in dem die Menschen und 
Waren des Universums zusam- 
menlaufen — ist das nicht die 
offensichtlichste und unmittel- 
barste der Möglichkeiten? 


»Wir schulden 
ihnen Frieden« 


Dann werden sich die Völker 
vervielfachen und die Arbeits- 
kräfte werden sich vermehren. 
Durch das Eindringen Europas 
ist man auf diesen großen und 
alten Glauben des Islam gesto- 
ßen, der hier mehr als irgendwo 
sonst ungeheuer wächst und vol- 
ler Lebenskraft ist. Diese Reli- 
gion, die die Existenz eines ein- 
zelnen Gottes proklamiert und 
die alle individuellen und sozia- 
len Tugenden dem Glauben an 
diesen Gott zuschreibt. 


Wir schulden ihnen Frieden. Wir 
schulden ihnen Gerechtigkeit. 
Wir schulden ihnen auch To- 
leranz... Doch Toleranz ist nicht 
genug. Wir schulden dem Islam 
Verstehen — und wir schulden 
ihm sogar noch mehr... Wir 
schulden ihm Respekt. 
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Sicherheits- 
berater Lake 
verurteilt 
Medien- 
kampagne 
segen Clinton 


Wir haben wiederholt die Skan- 
dalkampagne und Haßpropagan- 
da der britischen Medien gegen 
Präsident Clinton dokumentiert. 
Nun griff auch ein Mitglied sei- 
nes Kabinetts ausdrücklich diese 
Destabilisierungsbemühungen 
gegen die US-Regierung an. Am 
Vorabend des Besuchs des briti- 
schen Premierministers John Ma- 
jor vom 2.-4. April in Wa- 
shington sagte der Nationale Si- 
cherheitsberater Anthony Lake: 
»Wir sehen die Zeitungsartikel, 
ich weiß, daß es sie gibt... Wir 
mögen sie aus zwei Gründen 
nicht: Erstens, sind sie hinterhäl- 
tig, und zweitens, sind sie 
falsch.« Vor ihm hatte schon der 
Berater des Weißen Hauses 
James Carville auf die Rolle der 
britischen Boulevardpresse bei 
den bösartigen Anwürfen gegen 
Clinton verwiesen. Lakes Auße- 
rungen sind jedoch direkter und 
gezielter und belegen den tat- 
sächlichen Zustand der anglo- 
amerikanischen Beziehungen. 


Die Regierung Clinton weiß nur 
zu gut, daß die Kampagne der 
britischen Medien nicht von ein 
paar Journalisten ausgeht, die 
den amerikanischen Präsidenten 
nicht mögen. In den Berichten 
der britischen Medien reflektiert 
sich der erbitterte Konflikt in 
wesentlichen Fragen zwischen 
der amerikanischen Regierung 
und dem oligarchischen briti- 
schen Establishment. Die inter- 
nationale Berichterstattung über 
Majors Besuch in Washington 
versucht den falschen Eindruck 
zu erwecken, als gäbe es eine 
anglo-amerikanische »Annähe- 
rung«, und die Beziehungen 
seien wieder »herzlicher« ge- 
worden. Tatsächlich empfing 
Clinton in der für ihn typischen 
Art Major einfach mit »diploma- 
tischer Freundlichkeit«, während 
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die fundamentalen Konflikte wei- 
terbestehen. 

Daß bestimmte britische Zeitun- 
gen über Lakes Bemerkungen 
berichteten, entspricht der ge- 
genwärtigen Taktik führender 
Vertreter der britischen Eliten 
gegenüber Clinton. Man erkennt 
in London immer mehr, daß 
Clinton in einer stärkeren Posi- 
tion ist, als das britische Estab- 
lishment erwartet oder gehofft 
hat. Daran muß es sich, jeden- 
falls momentan, taktisch anpas- 
sen. Ein führender britischer 
»Atlantiker«, der am 3. April 
von einer längeren Amerikareise 
zurückkehrte, berichtete vertrau- 
lich, seine Gesprächspartner in 
Washington hätten immer wie- 
der zwei Punkte hervorgehoben: 
Erstens, irrten die Briten, wenn 
sie Clinton und seine Aussichten 
auf eine Wiederwahl 1996 unter- 
schätzen. Die Chancen stünden 
hier 50:50. Zweitens, hätten die 
Amerikaner Major »abgeschrie- 
ben« und gingen von seiner bal- 
digen Absetzung aus. In Was- 
hington interessiere man sich 
sehr dafür, welche Politik von 
Anthony Blair, dem Führer der 
Labour Party, zu erwarten sei, 
der Major wohl in nicht allzufer- 
ner Zukunft ablösen wird. 


Aufmerksamere und realisti- 
schere Kommentatoren Großbri- 
tanniens machen sich offen über 
die Versuche der britischen 
Regierung lustig, die »Gingrich- 
Karte« zu spielen. Diese Beo- 
bachter erkennen, daß der Spre- 
cher des Repräsentantenhauses 
nicht mehr auf einer Welle des 
politischen Triumphs reitet, son- 
dern gerade einen Tiefpunkt 
erlebt. Mark Lawson kommen- 
tierte am 4. April im Londoner 
»Independent«, Gingrichs angeb- 
licher »Erfolg« sei ein »Muster- 
beispiel politischen Versagens ... 
Die Blüte des Januars ist jetzt 
vielleicht nicht mehr weit davon 
entfernt, zum Clown des Jahres 
zu werden... Die Story des Newt 
Gingrich lautet: In weniger als 
100 Tagen wurde aus einem 
Helden eine Beinahe-Null (from 
hero to nearlyzero<).« Gingrich 
sei »Ausschußware« und sinke in 
den Umfragen immer tiefer. 
Lawson verspottete die »politi- 
sche Rechte« Großbritanniens, 
die Gingrich manisch als »ei- 
gentlichen Präsidenten« darstellt 
und seinen Rat sucht, wie die 
Konservativen seine Taktik in 
Großbritannien anwenden kön- 
nen. Dies erinnere an das Wunsch- 
denken der Tories, die 1992 


noch in der Wahlnacht überzeugt 
waren, George Bush würde ge- 
winnen. Er betonte, John Major 
habe sich »immer wieder als der 
schlechteste Analytiker der ame- 
rikanischen Politik seit König 
George III. erwiesen«, gegen den 
die amerikanische Revolution er- 
kämpft wurde. Lawson verwies 
darauf, daß die Regierung Major 
1992 Clinton auf plumpe Weise 
ausspähen ließ, und mokierte 
sich über Versuche der Tories in 
Majors Delegation, neue Spuren 
im »Whitewater«-Skandal ge- 
gen Clinton zu finden: »Sie soll- 
ten lieber bedenken, daß gegen 
Gingrich selbst vom Ethik-Aus- 
schuß seines eigenen Parlaments 
wegen Vermischung seiner poli- 
tischen und privaten Finanzen 
ermittelt wird.« m 


Bob Dole: 
Ein Kurzprofil 


Der Mehrheitsführer im Senat 
Robert Joseph Dole aus Kansas 
ist gegenwärtig eindeutiger Fa- 
vorit für die Präsidentschaftsno- 
minierung der Republikanischen 
Partei im kommenden Jahr. 1980 
und 1988 war es ihm nicht 
gelungen, die Nominierung sei- 
ner Partei zu erringen, und auch 
1976 war ihm als Vizepräsident- 
schaftskandidat neben Präsident 
Gerald Ford kein Erfolg beschie- 
den. Nun orientiert sich seine 
Wahlkampfstrategie am erfolg- 
reichen Vorbild der Kampagne, 
mit der George Bush 1988 die 
Nominierung der Republikaner 
gewann: Er sicherte sich die 
Unterstützung der republikani- 
schen Gouverneure der bevölke- 
rungsreichsten Staaten. Alleinige 
Ausnahmen ist der kalifornische 
Gouverneur Pete Wilson, der 
selbst Präsidentschaftsaspiratio- 
nen hegt. Bei einer Reise durch 
den Bundesstaat New York ge- 
wann Dole die Unterstützung 
sämtlicher republikanischer Kon- 
greßabgeordneter des Staates so- 
wie des neugewählten Gouver- 
neurs Pataki. Mit seiner 34jähri- 
gen politischen Laufbahn, seiner 
Kriegsteilnahme und seinem Mo- 
deraten »Mitte-Rechts«-Profil ge- 
lingt es Dole, immer mehr Mit- 
bewerber hinter sich zu lassen. 


Auch bei amerikanischen Sozial- 
liberalen konnte Dole Pluspunk- 
te sammeln. 1971 verfaßten er 
und der Demokrat George Mc- 
Govern das Bundesgesetz für das 


Lebensmittelmarkenprogramms, 
um das nun ein heftiger Kampf 
entbrannt ist. Auch Doles deutli- 
che Zurückhaltung in Hinsicht 
auf den Verfassungszusatz für 
einen Haushaltsausgleich, die 
ihm einige Schelte von Phil 
Gramm und dem großmäuligen 
Radiopopulisten Rush Limbaugh 
eingetragen hat, könnte sich zu 
seinen Gunsten auswirken. 
Sollte Dole 1996 die Nominie- 
rung der Republikaner gewin- 
nen, würde dies wahrscheinlich 
die Anti-britische Orientierung 
der Außenpolitik Präsident Clin- 
tons stärken. Bei seiner ersten 
Auslandsreise als Mehrheits- 
führer des Senats geriet Dole in 
eine bittere Konfrontation mit 
der britischen Regierung über 
Bosnien. Dole fordert die einsei- 
tige Aufhebung des Waffen- 
embargos gegen Bosnien und die 
aktive, auch militärische Unter- 
stützung Bosniens durch die 
USA. Es gibt Hinweise, daß 
Dole seine Bosnienpolitik mit 
dem Weißen Haus abstimmt. 


Andererseits gehört zu Doles 
langjährigen Unterstützern auch 
der Chef des Getreidegiganten 
Archer-Daniel-Midlands Dwayne 
Andreas. Dieser politisch höchst 
einflußreiche Mann ist ein wich- 
tiger finanzieller und politischer 
Unterstützer der Anti-Defama- 
tion League (ADL), mit der Dole 
bisher sorgfältig jeden Konflikt 
vermied. So spielte Dole im De- 
zember 1993 eine wesentliche 
Rolle dabei, die Berufung Ad- 
miral Bobby Inmans zum Ver- 
teidigungsminister zu Fall zu 
bringen, als die ADL und Ariel 
Sharons Flügel der israelischen 
Likud-Partei alle Hebel gegen 
Inman in Bewegung setzten. Do- 
le ist zudem eine der führenden 
Stimmen im Senat gegen Clin- 
tons Wohnungsbauminister Hen- 
ry Cisneros. Dieser wird ange- 
griffen, weil er mit der Nation of 
Islam Kontakte pflegte. Die Na- 
tion of Islam ist ein bevorzugtes 
Haßobjekt der ADL. Schatzmei- 
ster von Doles Wahlkomitee ist 
Robert E. Lighthizer, ein Partner 
der Anwaltskanzlei Skadden, 
Arps, Slate, Meagher & Flom, 
die wesentlich an der Schaffung 
der »gesetzlichen Infrastruktur« 
des Ramschanleihen-Fiaskos der 
80er Jahre beteiligt war. Zu die- 
ser Kanzlei gehört der ehemalige 
ADL-Vorsitzende Kenneth Bial- 
kin. 


Ein wichtiger politisch-kulturel- 
ler Aspekt seines politischen 


Hintergrunds ist die Tatsache, 
daß Dole Veteran des Zweiten 
Weltkriegs und Träger der »Pur- 
ple Heart-Medaille« ist. Doles 
Alter (er ist über 70) muß kein 
Nachteil sein, da er sich einen 
Sinn für das historisch Wesent- 
liche jenseits der pragmatischen 
Tagespolitik erhalten hat. Dole 
hat noch die Große Depression, 
die Kriegsmobilisierung 1939-43 
und die fortschrittsorientierten 
Werte der amerikanischen Be- 
völkerung in der Nachkriegszeit 
erlebt. 


Konservative 
Revolutionäre 
vergleichen 
Sozialhilfe- 
empfänger mit 
»Alligatoren« 
und »Wölfen« 


Am 24. März verabschiedete das 
Repräsentantenhaus ein neues 
Sozialhilfegesetz, dessen Inhalt 
den Forderungen des »Vertrags 
mit Amerika« entspricht. Das 
Sozialhilfe-»Reform«-Gesetz 
beseitigt 45 Sozialprogramme 
des Bundes und überläßt die Ver- 
antwortung den Bundesstaaten, 
ohne diese zu verpflichten. Die 
Bundesprogramme für Schul- 
speisung, Geld- und Erziehungs- 
beihilfen für arme Frauen und 
Kinder werden eingestellt, Fami- 
lienbeihilfen nach fünf Jahren 
gekürzt und arbeitsfähige Em- 
pfänger von Lebensmittelmarken 
zur Übernahme bestimmter Ar- 
beiten verpflichtet. Das Gesetz 
wird nun vom Finanzausschuß 
des Senats beraten. Für die Be- 
ratungen über das Gesetz im 
Senat liegen noch keine Termine 
fest, Man erwartet, daß der Senat 
das Gesetz in einigen Punkten 
abmildert, denn viele Senatoren 
haben sich dagegen verwahrt, 
Beihilfen für minderjährige Müt- 
ter und arme Familien zu kürzen. 


Im Verlauf der Debatte im Re- 
präsentantenhaus trat der brutale 
Sozialdarwinismus der Konser- 
vativen Revolution auf überra- 
schende Weise zutage. Der Ab- 
geordnete John L. Mica verglich 
Lebensmittelhilfen für arme Fa- 
milien damit, »Alligatoren zu 
füttern«. Genauso wirke Sozial- 


hilfe, denn »unnatürliche Fütte- 
rung und künstliche Fürsorge 
machen abhängig«. Mit unserem 
»freigebigen, arbeitsfreien Wohl- 
fahrtssystem« hätten wir »die na- 
türliche Ordnung gestört.« Die 
Abgeordnete Barbara Cubin zog 
eine andere Metapher aus der 
Tierwelt vor und sagte, das »Ver- 
halten von Wölfen in der Ge- 
fangenschaft« entspreche genau 
dem, was mit Menschen ge- 
schehe: »Wenn man ihnen (den 
Wölfen) den Antrieb wegnimmt, 
nimmt man ihnen die Freiheit, 
und wenn man ihnen die Würde 
nimmt, muß man sie versor-gen.« 

m 


Hintergründe 
des Putsch- 
versuches in 
Nigeria 


In den letzten zwei Wochen wur- 
den in Nigeria fast 30 Politiker 
wegen des Vorwurfs der Beteili- 
gung an einem Putsch gegen die 
Regierung von General Abacha 
verhaftet. Unter ihnen befinden 
sich auch Brigadegeneral Lawan 
Gwadabe und die Politiker She- 
hu Yar A’Dua und Olusegun 
Obasanjo. Mehr als 150 Militärs 
wurden über ihre Kenntnis und 
mögliche Mittäterschaft bei den 
Putschvorbereitungen befragt. 
Gutunterrichtete Kreise in der 
nigerianischen Hauptstadt Abuja 
nennen britische Geheimdienst- 
kreise als Urheber des Putschver- 
suches. Seit vergangenen Okto- 
ber hatten sich zahlreiche promi- 
nente Nigerianer in London auf- 
gehalten, um dort über einen 
»Regierungswechsel« und eine 
Veränderung der nigerianischen 
Politik zu diskutieren. 


Die Verhaftung des früheren 
Präsidenten Obasanjo zeigt, daß 
auch Teile der mit Londoner 
Interessen verbündeten nigeria- 
nischen Elite in den Putschver- 
such gegen Abacha verwickelt 
waren. General Obasanjo verfügt 
über enge Beziehungen zur 
»Commonwealth Eminent Per- 
sons Group« und zu Kissinger 
Associates. 


Frühere Versuche, mittels des 
übel beleumundeten Geschäfts- 
manns Abiola eine IWF-freund- 
liche Regierung zu installieren, 
waren gescheitert. Offenbar ist 
auch die britische Regierung an 


den Putschvorbereitungen direkt 
beteiligt. So verschob die Mi- 
nisterin für Überseeangelegen- 
heiten Linda Chalker eine Unter- 
hausdebatte zum Thema Nigeria, 
die für Februar geplant gewesen 
war. Nach Berichten aus Lagos 
und anderen Landesteilen steht 
die Mehrheit der politischen 
Klasse in Nigeria hinter dem ent- 
schlossenen Vorgehen Abachas. 
oO 


Kissinger 
und Bush in 
Argentinien 


Das Ausmaß der Finanz- und 
Wirtschaftskrise Argentiniens 
wird im allgemeinen unter- 
schätzt. Diese Krise könnte für 
das Land selbst und für das inter- 
nationale Finanzsystem unvor- 
hersehbare Konsequenzen ha- 
ben. Ein Zeichen für die Be- 
sorgnis der anglo-amerikani- 
schen Eliten, ihr »neoliberales 
Musterland Argentinien unter 
Präsident Carlos Menem könnte 
kollabieren, ist das Eintreffen 
Henry Kissingers und des ehe- 
maligen US-Präsidenten George 
Bush am 2. April in Buenos 
Aires. Beide waren Gäste Me- 
nems in Olivos. Menem muß 
sich am 14. Mai der Wiederwahl 
stellen, und sein Sieg ist keines- 
wegs sicher. Er verspricht sich 
daher einiges von den »Dien- 
sten« dieser beiden weltbekann- 
ten »Macher«. 


Kissinger traf aus London ein, 
wo er Redner der Konferenz 
»Großbritanniens Rolle in der 
Welt« war. Ihn begleiteten Kis- 
singer Associates-Anwalt Wil- 
liam D. Rodgers und der kolum- 
bianische Millionär Julio M. 
Santodomingo. Kissinger wird 
sich mit führenden Unterneh- 
mern und den zehn bekanntesten 
Ökonomen Argentiniens treffen 
- ein seltsames Ereignis, denn 
Kissinger versteht bekanntlich 
absolut nichts von Wirtschaft. 
Carlos Conzales, ein Mitarbeiter 
des ehemaligen Staatspräsiden- 
ten Frondizi erinnerte die Ar- 
gentinier am 24. März in »El 
Informador« an diesen Umstand 
und nannte Kissinger »einen gro- 
ßen Berater armer Länder, der 
ihnen dabei hilft, noch ärmer zu 
werden«. 


Im Gegensatz zur Publizität der 


Reise Kissingers wurden über 
den Anlaß des Besuchs von 
George Bush nur wenige Details 
bekannt. Bushs Familie ist an Ol- 
und Erdgasgeschäften in Argen- 
tinien beteiligt. Die Wochenzei- 
tung »Texas Observer« berichte- 
te, George W. Bush habe 1988, 
als sein Vater noch Vizepräsident 
war und sich um die Präsident- 
schaft bewarb, »den Namen sei- 
ner Familie« dazu nutzen wollen, 
der argentinischen Regierung 
einen Vertrag über Erdgasliefe- 
rungen an die Firma Enron - »ei- 
ner dem Bush-Clan nahestehen- 
den Firma in Houston« - im Wert 
von mehreren hundert Millionen 
Dollar abzuringen. Er interven- 
tierte, als sich die damals von 
Präsident Raul Alfonsin geführte 
argentinische Regierung gegen 
die Forderung der Enron ver- 
wahrte, daß staatliche Erdgas- 
unternehmen solle der Enron 
Erdgas zu einem extrem niedrie- 
gen Preis verkaufen. Der damali- 
ge argentinische Minister für 
öffentliche Betriebe und Dienste 
Rodolfo Terragno erklärte öf- 
fentlich: »Ich fühlte mich (von 
Bushs Sohn) unter Druck ge 
setzt. Es war nicht richtig von 
ihm, einen solchen Anruf zu täti- 
gen.« oO 


Kongreß 
untersucht 
Waco-Massaker 


Der Justizausschuß des Senats 
leitete in der letzten Märzwoche 
Untersuchungen über Fehler des 
Justizministeriums beim Massa- 
ker in Waco (Texas) im Februar 
1993 und im Fall der Ermordung 
von Mitgliedern der Familie 
Weaver in Idaho durch das FBI 
und andere Bundesbehörden ein. 
Ähnliche Anhörungen des Reprä- 
sentantenhauses werden für Mai 
erwartet, wenn der Kongreß nach 
dreiwöchiger Unterbrechung wie- 
der zusammentritt. Die Forde- 
rung nach diesen Anhörungen hat 
einen recht parteilichen »Bei- 
geschmack«: Anstatt das syste- 
matische Fehlverhalten des Ju- 
stizministeriums, des FBI und 
anderer Bundesbehörden zu un- 
tersuchen, wollen die Vertreter 
der »Konservativen Revolution« 
im Kongreß um Gingrich und 
Gramm das Verhalten der Justiz- 
ministerin Janet Reno ins Visier 
nehmen, um die Regierung zu 
destabilisieren. 
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Rußland 


Eine konti- 
nentale Liga 
zur eura- 


sischen 


Entwicklung 


Für den flüchtigen Beobachter der internationalen politischen 
Szene um 1870 könnten die engen Beziehungen, die damals zwi- 
schen dem autokratischen Rußland und der amerikanischen 
Republik geherrscht haben, etwas rätselhaft erscheinen. Doch bei 
genauerem Hinsehen konnte man erstaunliche Ahnlichkeiten 
zwischen diesen beiden sehr ungleichartigen Staaten feststellen. 
Im Jahr 1861 befreite Zar Alexander II. die Sklaven Rußlands, 
was den Status von 52 Millionen Bauern, 20 Millionen von ihnen 
Sklaven, betraf. Im Jahr 1863 befreite Abraham Lincoln mit der 
Freilassungs-Proklamation vier Millionen Sklaven in den Ver- 
einigten Staaten. Während des amerikanischen Bürgerkriegs 
schickte Zar Alexander als Warnung für die Briten, daß Rußland 
auf der Seite der Union in den Krieg eintreten würde, wenn sie 
auf der Seite der Konföderation in den Krieg eintreten, eine rus- 
sische Flotte in die Vereinigten Staaten. In den versiegelten 
Befehlen, die der Flottenkommandeur erhalten hatte, stand, daß 
er im Falle einer Kriegserklärung »gegen den Handelsverkehr 
des Feindes Feindseligkeiten beginnen solle«. 


In der zweiten Hälfte des 19. Jahr- 
hunderts begann Rußland, wie 
die Vereinigten Staaten, auch ei- 
ne Expansionspolitik in Richtung 
der Grenze zum Pazifischen 
Ozean und die Gründung seines 
eigenen Wilden Westen in den 
ungeheuren Weiten Sibiriens. 
Wie im Falle der Vereinigten 
Staaten hatte dieser Schritt auch 
den Bau einer transkontinentalen 
Eisenbahnlinie von Westrußland 
bis zum Pazifik zur Folge. 


Mit dem Erlaß aus dem Jahre 
1861, durch den die Sklaven be- 
freit wurden, unternahm Rußland 
die ersten Schritte auf dem Weg 
zu einer wirtschaftlichen und 
politischen Reform. Ab diesem 
Augenblick war eine Gruppe in 
Rußland, die sich am besten als 
»Nationalpartei« charakterisie- 
ren läßt, erpicht darauf, das auto- 
kratische und wirtschaftlich rück- 
ständige Rußland in die moderne 
Industriewelt einzuführen. 
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Ab dem Jahre 1892 war Sergei 
Yulevich Witte der Hauptarchi- 
tekt dieser Entwicklungspolitik. 
Er war bis zu seiner Entlassung 
im Jahre 1903 elf Jahre lang 
Rußlands Finanzminister. Wäh- 
rend der Witte-Jahre erlebte die 
russische Wirtschaft eine rasche- 
re Wachstumsrate als je zuvor. 
Witte — eine ungewöhnliche Per- 
sönlichkeit — wurde in Tbilisi im 
heutigen Georgien im Kaukasus 
geboren und war ein Mitglied des 
niederen Adels. Zu seinen wich- 
tigsten Kindheitserinnerungen 
gehörte, daß der Telegraph in 
seiner Heimatstadt eingeführt 
wurde. 


Während des russisch-türkischen 
Krieges war Witte der einzige 
Leiter der Odessa-Eisenbahn, 
über die der gesamte Verkehr zur 
Front lief. Im Jahre 1886 zog 
Witte nach Kiew, wo er leitender 
Direktor der Südwest-Eisenbahn 
wurde, die von der Westukraine 


nach Polen und von der Ostsee 
bis zum Schwarzen Meer verlief 
und Verbindungen bis nach 
Deutschland und Österreich hat- 
te. Während seiner Zeit in Kiew 
wurde Witte ein Mitglied der Ba- 
ranov-Kommission, die vom Zar 
eingesetzt worden war, um die 
Regierungspolitik in Eisenbahn- 
angelegenheiten festzulegen. Als 
Mitglied der Kommission ver- 
faßte Witte eine Eisenbahn-Sat- 
zung, die die Grundlage für die 
Eisenbahn-Bestimmungen in ganz 
Rußland wurde. 


Witte reformierte die 
russischen Finanzen 


Im Jahre 1892 wurde Witte 
zum Kommunikationsminister 
ernannt. Von diesem Posten aus 
gründete er auf Geheiß des Zaren 
Alexander III. ein sibirisches 
Eisenbahn-Komitee, um die Mög- 
lichkeiten für den Bau einer Ei- 
senbahnlinie zum Pazifik zu un- 
tersuchen. Als er im Oktober 
1892 Finanzminister wurde, hat- 
te Witte die Mittel in der Hand, 
um dieses Programm zu verwirk- 
lichen. 


Witte reformierte die gesamten 
russischen Finanzen und stabili- 
sierte den stark fluktuierenden 
Rubel, indem er ihn an das Gold 
anhängte. Er verwandelte auch 
hoch verzinste Inlandskredite in 
Niedrigzinskredite aus dem Aus- 
land. Obwohl Rußland in den 
kommenden zehn Jahren hohe 
Kredite aufnehmen mußte, um 
den umfangreichen Eisenbahn- 
bau zu finanzieren, nahm der jähr- 
liche Schuldendienst nur langsam 
zu. Witte benutzte auch seine 
umfasende Finanzkraft, um ag- 
gressiv gegen jegliche Spekula- 
tionen auf den Finanzmärkten im 
Zusammenhang mit dem Rubel 
vorzugehen. 


Er verwandelte das Finanzmi- 
nisterium in eine regelrechte 
Reichskanzlei, mit umfassenden 
Geheimdienstnetzen in allen gro- 
Ben politischen und Finanzhaupt- 
städten der Welt. Sein Ziel war 
es, Rußland von einem rückstän- 
digen Agrarland in eine große In- 
dustriemacht zu verwandeln. Wie 
er es in seinem Jahresbericht an 
den Zar im Jahre 1899 ausdrück- 
te: »Wir müssen dem Land eine 
solche industrielle Perfektion 
verleihen, wie sie von den 
Vereinigten Staaten von Ameri- 
ka erreicht worden ist, die ihren 
Wohlstand auf zwei Säulen auf- 


bauen — der Landwirtschaft und 
der Industrie.« Es war die Ent- 
wicklung dieser zweiten Säule — 
der Industrie, die das vorwiegend 
landwirtschaftlich orientierte Ruß- 
land so dringend benötigte — und 
die Witte mit seiner Finanzpo- 
litik erleichtern wollte. 


Die Partnerschaft 
zwischen Witte und 
Mendeleyew 


Bei der Verwirklichung dieses 
Ziels bekam Witte äußerst wich- 
tige Unterstützung von dem be- 
kannten russischen Chemiker 
Dmitri Ivanovich Mendeleyew, 
besser bekannt allen Chemie- 
studenten als der Entdecker des 
Periodensystems der Elemente. 
Mendeleyew war von Wittes 
Vorgänger als Finanzminister, 
Ivan Vyshnegradsky, bereits zum 
Direktor des Bureau of Weights 
and Standards ernannt worden; 
von diesem Posten aus führte er 
das metrische System in Rußland 
ein und brachte das russische Sy- 
stem damit auf internationalen 
Standard. 


Im Jahre 1899 führte Mende- 
leyew für das Finanzministerium 
eine Gruppe von Wissenschaft- 
lern durch das Uralgebirge, um 
die dortigen Mineralvorkommen 
zu untersuchen, auf deren Grund- 
lage Rußland seine eigene Ei- 
senindustrie entwickeln könnte, 
was eine Voraussetzung für den 
Eisenbahnbau darstellte. Auf die- 
ser Reise berichtete Mende- 
leyew: »Als ich durch die Region 
reiste und den Reichtum an Ei- 
sen, Holz und Kohle nicht nur 
mit meinen eigenen Augen, son- 
dern auch durch die Augen mei- 
ner drei Mitreisenden wahrnahm, 
war ich auf eine Art und Weise, 
die mich überraschte, überzeugt 
davon, daß der Ural nach Durch- 
führung einiger nicht sehr kost- 
spieliger Maßnahmen, die sich 
für den Staat auf jeden Fall als 
recht profitabel erweisen werden, 
Europa und Asien mit riesigen 
Mengen an Eisen und Stahl be- 
liefern wird und zwar zu Produk- 
tionskosten, die in Westeuropa 
ziemlich unvorstellbar wären.« 
Im Jahre 1900 half Mendeleyew 
für das Finanzministerium den 
russischen Teil der Pariser Indu- 
strieausstellung zu organisieren. 


Mendeleyew und Witte waren 
beide Anhänger der Wirtschafts- 
theorien des deutsch-amerikani- 
schen Wirtschaftswissenschaft- 


lers Friedrich List, einem starken 
Verfechter eines Systems von 
Schutzzöllen für industriell rück- 
ständige Länder, durch das sie in 
die Lage versetzt würden, ihre 
jungen Industrien weiterzuent- 
wickeln, während sie gleichzeitig 
vor dem Zustrom von Billigpro- 
dukten aus weiterentwickelten 
Ländern geschützt waren. Bereits 
Anfang der neunziger Jahre des 
19. Jahrhunderts hatte Witte eine 
Broschüre »Über die Frage des 
Nationalismus — Volkswirtschaft 
und Friedrich List« geschrieben, 
in der er sein eigenes Programm 
der Nutzung des protektionisti- 
schen Systems zur Verwirkli- 
chung des Industriepotentials 
Rußlands vorstellte. 


Die Theorien 
des britischen 
Geheimdienstes 


Mit Hilfe von Wittes Broschüre 
wurde das Werk von List einem 
breiteren intellektuellen Publi- 
kum in Rußland vorgestellt. Die 
»Freimarkt«-Theorien des bri- 
tischen Geheimdienstagenten 
Adam Smith, für die in diesen 
Tagen von den Anhängern von 
Newt Gingrichs Konservativer 
Revolution so lauthals Werbung 
betrieben wird, wurden von 
Smith Ende des 18. Jahrhunderts 
speziell entwickelt, um die junge 
amerikanische Republik dazu zu 
bringen, ein reiner Produzent von 
Agrarprodukten zu bleiben. 


Glücklicherweise für uns fiel 
Alexander Hamilton, der erste 
Finanzminister, nicht auf diese 
britischen Tricks herein. Eben- 
sowenig Witte. 


Wie er in seinen »Vorlesungen 
über Volkswirtschaft und Staats- 
finanzen« im Jahre 1912 schrieb: 
»Ein solches Konzept (die Frei- 
handelsdoktrin) ist viel zu einsei- 
tig und mißachtet die Bedeutung 
des internationalen Handels; sei- 
ne Durchsetzung ohne Berück- 
sichtigung des Ausmaßes an in- 
dustrieller Entwicklung des je- 
weiligen Landes kann die pro- 
duktiven Kräfte eines Landes 
völlig lähmen und großes Un- 
glück für sein Volk bedeuten; 
seine Einführung in allen Län- 
dern der Welt würde zur Unter- 
drückung der industriell schwa- 
chen Länder durch die starken 
führen.« 


Im Jahre 1894 übernahm das Fi- 
nanzministerium auch die Ver- 


antwortung für alle Handels- und 
technischen Schulen in Rußland 
und eröffnete über 100 neue 
Schulen in den folgenden zehn 
Jahren, darunter das renommierte 
Polytechnische Institut in St. 
Petersburg, auf das Witte beson- 
ders stolz war. 


Im Jahre 1891 hatte Rußland 
unter Zar Alexander III., dem 
Sohn des Zar-Befreiers, der im 
Jahre 1881 ermordet worden 
war, wichtige Schritte in Rich- 
tung Etablierung neuer Bezie- 
hungen zu dem republikanischen 
Frankreich unternommen und öf- 
fnete so die französischen Kapi- 
talmärkte für russische Kredite. 
Im Jahre 1894 bot diese Bezie- 
hung die Basis für die wichtige 
Zusammenarbeit zwischen Witte 
und dem französischen Außen- 
minister Gabriel Hanotaux, die 
vielleicht die größte Triebkraft 
für eine weltweite Wirtschafts- 
entwicklung (und die größte 
Herausforderung für das briti- 
sche Kolonialreich) in diesem 
ganzen Jahrhundert bot. Durch 
die Zusammenarbeit erhielt Wit- 
te auch Zugang zu der erforderli- 
chen Finanzierung, um sein gro- 
Bes Eisenbahnprogramm zu star- 
ten. 


Für Witte war das wichtigste 
Erziehungsprogramm das, was 
durch eine blühende Industrie 
geboten wurde. »Mit den ersten 
Investitionen in die Industrie,« 
sagte Witte, »ruft der mächtige 
Anreiz persönlichen Interesses 
eine solche Neugierde und Liebe 
zum Lernen hervor, so daß ein 
Bauer, der weder Lesen noch 
Schreiben kann, zu einem Ei- 
senbahnbauer, einem mutigen 
und progressiven Industrieführer 
und einem gewandten Financier 
wird«. 


Wittes transsibirische 
Eisenbahn 


Die transsibirische Eisenbahn 
sollte zur längsten Eisenbahn- 
linie der Welt werden und sie ist 
es noch heute. Über 5800 Meilen 
erstreckt sie sich von Moskau bis 
Wladiwostock an der Pazifik- 
küste von Sibirien — der beacht- 
lichste Teil eines umfassenden 
russischen Netzwerks, das in die- 
ser Periode gebaut worden ist. 


Für Witte wie für Friedrich List 
waren Eisenbahnen viel mehr als 
nur ein Transportmittel. Wie 
Witte selbst später schrieb, »übt 


die Eisenbahn als eine theoreti- 
sche und praktische Schule einen 
zivilisierenden Einfluß aus und 
sie paßt sich nicht so sehr den 
örtlichen Bedingungen an als 
umgekehrt: die örtlichen Bedin- 
gungen passen sich vielmehr an 
die Bedürfnisse der Eisenbahn 
an. Die Eisenbahn ist sozusagen 
eine Brutstätte, die innerhalb der 
Bevölkerung eine kulturelle Blü- 
te liefert und selbst wenn sie auf 
ihrer Route einem absolut barba- 
rischen Volk begegnet, wird sie 
es innerhalb kurzer Zeit auf die 
erforderliche Kulturstufe hoch- 
bringen.« Für Rußland war das 
eine dringende Notwendigkeit, 
denn die Kulturstufe war für die 
breiten Massen abgrundtief. 


Und die Eisenbahn wurde ge- 
baut. Zwischen 1879 und 1892 
wurden nur ca. 5466 Meilen neue 
Eisenbahnlinie eröffnet, während 
zwischen 1892 und 1901 ca. 
14.814 Meilen, also fast das 
Dreifache, gebaut worden sind. 
Das war eine höhere Rate im Ei- 
senbahnbau als es irgendein an- 
deres Land, außer den Vereinig- 
ten Staaten, jemals hatte. 


Doch die transsibirische Eisen- 
bahn war mehr als einfach nur 
ein schnelles Beförderungsmittel 
durch die ungeheuren Weiten 
Sibiriens. Sie war das, was Lyn- 
don LaRouche als eine »Land- 
brücke« nach Asien bezeichnen 
würde. Eine Reise von London 
nach Shanghai dauerte mit dem 
Schiff in dieser Zeit 34 bis 36 
Tage und kostete 450 Rubel in 
der 2. Klasse. Als die transsibiri- 
sche Eisenbahn fertiggetellt war, 
konnte man die gleiche Reise in 
16 Tagen machen und zahlte 200 
Rubel für eine Fahrkarte 2. Klas- 
se. Als die Zuggeschwindigkeit 
mit der transsibirischen Eisen- 
bahn auf Geschwindigkeiten ge- 
bracht wurden, die zu der Zeit 
auf europäischen Eisenbahnli- 
nien üblich waren, wurde die 
Reisezeit auf zehn Tage redu- 
ziert. 


Förderung der Koloni- 
sierung des Ostens 


Mit dem Bau der transsibirischen 
Eisenbahn konnten die ungeheu- 
ren Weiten Sibiriens nun be- 
wohnbar gemacht werden. Der 
Transport von Menschen und 
Gütern in das Gebiet schnellte 
innerhalb kürzester Zeit in die 
Höhe. Zwischen 1896 und 1898 
— die Eisenbahnlinie war noch 


nicht fertiggestellt — stieg der 
Umfang von transportierten Gü- 
tern von 208.000 auf 738.000 
Tonnen und die Anzahl an beför- 
derten Menschen von 175.000 
auf 208.000. Im Vergleich zu 
10.000 Tonnen Getreide im Jahre 
1893 wurden zu der Zeit dann 
über 70.000 Tonnen Getreide aus 
Sibirien exportiert. 


Es war die eindeutige Politik der 
Regierung, die Kolonisierung 
des Ostens zu fördern. Freies 
Land wurde denjenigen angebo- 
ten, die sich dort niederlassen 
wollten und sie erhielten Fi- 
nanzbeihilfen, um dorthin reisen 
zu können. Die Regierung richte- 
te Stationen für Medikamente 
und Nahrungsmittel ein, um die 
Umsiedler auf ihrem Weg dort- 
hin zu versorgen. Zwischen 
100.000 und 200.000 Menschen 
sind jedes Jahr dorthin abgewan- 
dert. Bis zum Jahr 1902 hatten 
sich über 900.000 Siedler in 
Sibirien niedergelassen. 


Der Bau der Eisenbahnlinie hat 
auch einen ungeheuren Auf- 
schwung in der Industriepro- 
duktion hervorgerufen. Zwischen 
1892 und 1902 wurde die Koh- 
leproduktion in Rußland mehr als 
verdoppelt, die Produktion von 
Roheisen verdreifachte sich und 
die Produktion von Gußeisen 
und Stahl stieg um das Zwei- 
einhalbfache. 


Die strategische Wende, die 
durch diese Infrastrukturent- 
wicklung in den Beziehungen zu 
Fernost und insbesondere zu den 
beiden Großmächten dort — Chi- 
na und Japan — geschaffen wor- 
den war, war offensichtlich für 
alle, nicht zuletzt für die nervö- 
sen Briten, die als wichtige See- 
macht ein regelrechtes Monopol 
auf den chinesischen Handel hat- 
ten, einschließlich des sehr lukra- 
tiven Handels mit Tee. 


»Die weltweite Bedeutung der 
sibirischen Eisenbahnlinie läßt 
sich nicht mehr länger leugnen«, 
schrieb Witte im Jahre 1902. 
»Das wird im In- und Ausland 
gleichermaßen bestätigt. Sie ver- 
bindet Europa mit Asien und 
wird damit zu einem weltweiten 
Transitweg, über den der Wa- 
renaustausch zwischen West und 
Ost laufen wird. China, Japan 
und Korea mit einer Bevöl- 
kerung von einer halben Milli- 
arde Menschen, die bereits jetzt 
schon einen internationalen Han- 
delsumsatz im Wert von über 
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Rußland 

Eine konti- 
nentale Liga 
zur eura- 
sischen 
Entwicklung 


600 Milliarden Rubel haben, 
werden mit diesem Transitsy- 
stem eine schnellere und billige- 
re Kommunikation und schnel- 
leren und billigeren Warenaus- 
tausch schaffen, in engere Bezie- 
hungen zu Europa - einem Markt 
mit einer entwickelten Ferti- 
gungskultur - treten und damit 
dort eine größere Nachfrage nach 
Rohstoffen aus dem Osten her- 
vorrufen. Dank der sibirischen 
Eisenbahnlinie werden diese 
Länder auch ihre Nachfrage nach 
europäischen Erzeugnissen er- 
höhen und europäisches Know- 
how und Kapital wird für die 
Erforschung und Entwicklung 
der natürlichen Reichtümer der 
östlichen Länder eine ausbau- 
fähige neue Domäne finden.« 


Hilfe für die chinesische 
Tee-Industrie 


Indem er darauf hinwies, wie 
Großbritannien dem Zwischen- 
händler im chinesischen Tee- 
handel einen schlechten Dienst 
erwies, weil sie die Teeimporte 
von China weg zu ihrem eigenen 
Vorteil nach Europa schaffen, 
meinte Witte, daß die sibirische 
Eisenbahn »für die chinesische 
Teeindustrie eine große Hilfe 
sein kann, weil sie Chinas ge- 
fährlichsten Wettbewerber (Groß- 
britannien) aus der Position des 
Zwischenhändlers im chinesi- 
schen Handel mit europäischen 
Ländern entfernt und für chinesi- 
sche Tees eine raschere Liefe- 
rung nach Europa garantiert«. 


Witte verstand die volle strategi- 
sche Wirkung der transsibiri- 
schen Landbrücke für das ganze 
Gebiet und schlug vor, daß der 
letzte Abschnitt nicht der russi- 
schen Grenze entlang den ge- 
wundenen Ufern des Amur ver- 
laufen solle, sondern geradewegs 
durch die Mandschurei, die da- 
mals zum chinesischen Reich ge- 
hörte. Dies würde dazu beitra- 
gen, China in den internationalen 
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Handel und die internationale 
Entwicklung zu integrieren, der 
durch die Eisenbahn erleichtert 
wurde. 


Im Jahre 1895 brachte Witte in 
Zusammenarbeit mit dem fran- 
zösischen Außenminister Hano- 
taux eine Koalition von Rußland, 
Deutschland und Frankreich zu- 
sammen, die die Inbesitznahme 
der Halbinsel Liaotung verhin- 
derte, ein Gebiet, das Japan für 
seinen Sieg über die Chinesen im 
chinesisch-japanischen Krieg des 
Jahres 1895 als Kriegsbeute er- 
obert hatte. Für diese Show der 
Einigkeit stimmte Japan zu, sei- 
nen Vertrag mit China erneut zu 
verhandeln und verzichtete auf 
jegliche Annektierung von chi- 
nesischem Territorium. 


Witte und Hanotaux haben dann 
mit französischem Kapital eine 
russisch-chinesische Bank ge- 
gründet, um China einen grö- 
Beren Kredit zu geben, mit dem 
es seine Kriegsentschädigungen 
an Japan zahlen konnte und da- 
mit die Verstimmung Japans we- 
gen des Verlustes der Halbinsel 
Liaotung mildern konnte. Ruß- 
land hat auch einen Vertrag zur 
gegenseitigen Verteidigung ab- 
geschlossen, demzufolge sie Chi- 
na helfen würden, wenn das Land 
erneut von Japan angegriffen 
würde. 


Hoffnung 
auf Japan 


Auf der Grundlage des Goodwill 
der Chinesen, der auf diese Wei- 
se erzeugt wurde, konnte die rus- 
sisch-chinesische Bank das Ge- 
lände pachten, das nötig war, um 
die transsibirische Eisenbahn 
durch die Mandschurei zu bauen. 
Frankreich konnte auch eine Rei- 
he von Vereinbarungen unter- 
zeichnen, die ihre kommerzielle 
Expansion in Indochina und in 
China förderten, insbesondere 
die Offnung Chinas für vermehr- 
ten Handel über die indochinesi- 
sche Grenze hinweg. 

Witte gründete eine Privatfirma 
— die Chinese Eastern Railroad — 
die für den Bau der transsibiri- 
schen Eisenbahn in der Mand- 
schurei verantwortlich war. Die 
russisch-chinesische Bank hat 
auch den französischen Eisen- 
bahnbau zwischen Peking und 
Französisch-Indochina finanziert, 
bei dem quer durch das Land 
neue Eisenbahnschienen gelegt 
wurden. 


Was die zweite große asiatische 
Macht - Japan — angeht, so war 
es Wittes Hoffnung, die Japaner 
an einen Vertrag zu binden, 
durch den beide Länder von den 
kommerziellen Vorteilen des 
neuen Zugangs zu europäischen 
Märkten aufgrund der Eisenbahn 
profitieren würden. Dafür war 
Witte sogar bereit, die kommer- 
ziellen russischen Interessen in 
Korea zu opfern, die Rußland im 
Laufe des chinesisch-japani- 
schen Krieges erworben hatte, 
und sie Japan zuzugestehen. 


Wie er in einem Memo an den 
Zar im Jahre 1903 erläuterte: 
»Wenn wir Korea zu einem ge- 
wissen Grad aufgeben, beseiti- 
gen wir für eine genügend lange 
Zeit das Thema der ständigen 
Streitigkeiten mit Japan und wir 
verwandeln es von einem Feind — 
wenn nicht in einen Verbündeten 
— so doch in einen Nachbarn, der 
gute Beziehungen mit uns anstre- 
ben wird, weil er Angst hat, Ter- 
ritorien zu verlieren, die er unter 
solchen Schwierigkeiten gewon- 
nen hat.« 


Eine kontinuierliche 
Allianz 


Doch damit Wiittes Ostpolitik Er- 
folg haben konnte, mußte die 
Lage in Europa stabil bleiben. 
Die erste erfolgreiche Gründung 
dessen, was Witte als kontinenta- 
le Liga bezeichnete, hatte ihre 
Fähigkeiten in den Maßnahmen 
gezeitigt, die verhindert hatten, 
daß Japan ein Teil von China 
annektiert. Wittes primäres Ziel 
war, diese Liga zu einer perma- 
nenten Einrichtung in der politi- 
schen Landschaft zu machen, die 
gegen die Machenschaften des 
wahren Feindes, Großbritannien, 
gerichtet war. »Insgesamt müs- 
sen unsere Staatsmänner die 
Notwendigkeit eines zentraleu- 
ropäischen Blocks, bestehend 
aus Rußland, Deutschland und 
Frankreich erkennen«, sagte Wit- 
te. »Das wäre ein Bollwerk des 
Friedens, denn niemand wäre in 
der Lage, es zu verletzen.« Am 
allerwenigsten die Briten. 


In einem Appell an Kaiser Wil- 
helm im Jahre 1897, der ihm da- 
bei helfen sollte, eine solche Liga 
zu schaffen, sagte Witte: »Um 
dies zu erreichen ... müssen wir 
als allererstes so schnell wie 
möglich gute Beziehungen zwi- 
schen Rußland, Deutschland und 
Frankreich schaffen. Sobald die- 


se Länder in einer festen Union 
zusammenstehen werden, wer- 
den sich alle anderen Länder auf 
dem europäischen Kontinent die- 
ser zentralen Union zweifellos 
anschließen und so eine Union 
des ganzen Kontinents bilden, 
die Europa von der Last befreit, 
die es sich selbst wegen gegen- 
seitiger Rivalität auferlegt.« 


Die Politik des 
deutschen Kaisers 


Die permanente Unschlüssigkeit 
von Seiten des Zars, seit 1894 
der schwache und fast krankhaft 
gehemmte Nikolaus II., sowie 
die Machenschaften seitens des 
Hofklüngels, der sowohl die 
Mandschurei als auch Korea 
annektieren wollte, verhinderten, 
daß eine russisch-japanische 
Vereinbarung überhaupt richtig 
in Gang kam. Stattdessen gingen 
die Japaner in die Falle, die ihnen 
von dem britischen Monarchen 
gelegt worden war. Im Jahre 
1902 unterzeichneten die Japaner 
einen Vertrag zur gegenseitigen 
Verteidigung mit Großbritan- 
nien. 


Doch Wittes Fernostpolitik be- 
gann sich zu entwirren lange 
bevor die Japaner in dem briti- 
schen Netz gefangen wurden. Im 
Jahre 1897 schickte Kaiser Wil- 
helm — der damals mit dem 
Gedanken einer englisch-deut- 
schen Annäherung spielte, die 
ihm vom britischen Premier- 
minister Joseph Chamberlain 
vorgegaukelt wurde und wobei 
er sich auf eine etwas unklare 
Zustimmung des Zaren verließ - 
seine Flotte zur Besetzung des 
chinesischen Hafens Kiaochow 
(Qingdao), ein Hafen, den die 
Russen im Zusammenhang mit 
dem Verteidigungspakt, den sie 
mit den Chinesen hatten, gele- 
gentlich mit Genehmigung Chi- 
nas als Winterhafen für die russi- 
sche Pazifikflotte benutzen durf- 
ten. 


Zu seinem Entsetzen sah Witte, 
daß dieser tollkühne Schritt zur 
Teilung Chinas durch die West- 
mächte führen würde. Witte 
appellierte sofort an den Kaiser, 
die Operation abzublasen, um 
nicht ähnliche Aktionen von 
Seiten Rußlands zu provozieren. 
Der Kaiser antwortete kühl, daß 
Witte einfach nicht alle Überle- 
gungen im Detail verstanden 
hätte, die hinter der Besetzung 
von Kiaochow stehen würden. 


Sodann schlug Witte seiner eige- 
nen Regierung vor, »unser Ba- 
taillon nach Kiaochow zu entsen- 
den und es anzuweisen, dort zu 
bleiben, bis Deutschland diesen 
Hafen verlassen hat«. Dieser Rat 
erhielt jedoch nicht sehr viel 
Unterstützung im russischen 
Staatsrat. 


Die Briten folgten sofort dem 
deutschen Beispiel und besetzten 
den chinesischen Hafen Wei-hai- 
wei (Weihai). Rußland besetzte 
sodann gegen Wittes energische 
Einwände Port Arthur (Lushun). 
Die Franzosen besetzten ihrer- 
seits Hang chow (Hangzhou) im 
Süden. Diese eklatante Verlet- 
zung der chinesischen Souve- 
ränität durch alle Westmächte 
trug dazu bei, die chinesische 
Xenophobie zu schüren und pro- 
vozierte im Jahr 1900 die frem- 
denfeindliche Bewegung, die als 
Boxer-Rebellion bekannt wurde. 


Die Boxer-Rebellion führte zur 
Entsendung von Truppen nach 
China durch alle Westmächte, 
um die Rebellion niederzuschla- 
gen. In ähnlicher Weise drangen 
russische Truppen in die Mand- 
schurei ein. Als die Rebellion 
niedergeschlagen war, gelang es 
Witte, einen Zeitplan auszuarbei- 
ten, um die russischen Truppen 
in Übereinstimmung mit den 
Verträgen, die mit der chinesi- 
schen Regierung gemacht wor- 
den waren, so bald wie mögich 
abzuziehen. Doch ein Hofklün- 
gel um den Zar herum überzeug- 
te ihn, daß die Truppen bleiben 
mußten. Wegen dieser entschie- 
denen Einwände gegen die an- 
haltende Truppenpräsenz, von 
denen er wußte, daß sie die Be- 
ziehungen mit China stören und 
möglicherweise zu einem militä- 
rischen Konflikt mit Japan füh- 
ren würden, wurde Witte vom 
Zar entlassen. 


Der russisch- 
japanische Krieg 


Wie Witte vorausgesehen hatte, 
waren die russich-chinesischen 
Beziehungen bald bis zum Zer- 
reißen gespannt und die Japaner, 
angestachelt durch ihre neuen 
Alliierten, die Briten, meinten, 
daß die Zeit reif dafür sei, die 
Region gänzlich von russischer 
Präsenz freizumachen. Am 8. 
Februar führten sie deshalb einen 
Überraschungsangriff auf den 
russischen Stützpunkt in Port 
Arthur. Der russisch-japanische 


Krieg dauerte 11 Monate und en- 
dete in einer massiven Nieder- 
lage für Rußland und in der ge- 
samten Zerstörung der russi- 
schen Flotte. 


Der russisch-japanische Krieg 
war ein sehr blutiger Krieg. In 
vielerlei Hinsicht war er tatsäch- 
lich der erste moderne Krieg, der 
die Feuersbrunst, die zehn Jahre 
später auf dem europäischen 
Kontinent ausbrach, drohend an- 
kündigte. In den neunziger Jah- 
ren des 19. Jahrhunderts hatte 
Alfred Nobel rauchloses Schieß- 
pulver erfunden. Bis zum Jahre 
1900 besaß die Infanterie jeder 
Armee in Europa Waffen, die 
stark genug waren, um ein mensch- 
liches Schienbein in Reichweiten 
bis zu 4500 Metern zu zer- 
schmettern. Infanteristen trugen 
20 Mal so viel Munition mit sich, 
ihre Gewehre besaßen eine 20 
Mal größere Reichweite und sie 
konnten 20 Mal schneller abge- 
feuert werden als die Waffen ih- 
rer Gegner ein halbes Jahrhun- 
dert zuvor. 


Nach einigen ernsten Nieder- 
lagen deutete Rußland an, daß es 
bereit sei, einen Waffenstillstand 
anzustreben. Witte wurde erneut 
aus dem Ruhestand geholt, um 
unter der ziemlich doppelzüngi- 
gen Vermittlung des Handlan- 
gers der Briten, Theodore Roose- 
velt, den Vertrag auszuhandeln. 
Witte hatte tatsächlich gedacht, 
er sei für den Job ausgewählt 
worden, um die Hauptlast der 
Schmach eines erniedrigenden 
Vertrages zu tragen. 


Als er aus Portsmouth, New 
Hampshire, zurückkehrte, nach- 
dem er einen überraschend gün- 
stigen Vertrag mit den Japanern 
ausgehandelt hatte, wurde Witte 
vom Zar als erstes gebeten, 
Kaiser Wilhelm auf seiner Jagd- 
hütte in Deutschland einen Be- 
such abzustatten. Dort wurde 
Witte kurz über den jüngst unter- 
zeichneten Björkö-Vertrag infor- 
miert, den der Kaiser als ersten 
Schritt in Richtung der kontinen- 
talen Liga präsentierte, für die 
Witte so stark eintrat. In der 
Meinung, daß dies tatsächlich 
der Fall war, war Witte außer 
sich vor Freude. Der Kaiser be- 
schreibt die Szene: »Dieser Ef- 
fekt war wie ein Donnerschlag. 
Seine Augen füllten sich mit 
Tränen und die Begeisterung und 
die Gefühle überwältigten ihn 
derart, daß es ihm die Sprache 
verschlug. Schließlich weinte er. 


»Gott sei Dank! Gelobt sei Gott! 
Endlich verschwindet dieser 
fürchterliche Alptraum, der so 
schwer auf uns lastet.«« 


Als er nach St. Petersburg zu- 
rückkehrte und den tatsächlichen 
Vertragstext sah, nahm Wittes 
Begeisterung erheblich ab. Was 
er für eine Entente zwischen 
Rußland und Deutschland gehal- 
ten hatte, erwies sich als ein nor- 
maler gegenseitiger Verteidi- 
gungspakt, mit größerem Ge- 
wicht auf Deutschland, der auch 
den Vertrag, den Rußland 12 
Jahre zuvor mit Frankreich un- 
terzeichnet hatte, stark verletzte. 
Zu jenem Zeitpunkt mag es die 
einzige kriegsverhindernde Maß- 
nahme gewesen sein, die zur 
Verfügung stand, doch Witte 
lehnte ihn ab und hoffte ihn so 
abändern zu können, daß die 
Franzosen mit größerer Wahr- 
scheinlichkeit mit einbezogen 
werden könnten. Witte bat sogar 
den Kaiser, er solle den Zar ver- 
anlassen, ihn zum Botschafter in 
Frankreich zu ernennen, wo er 
hoffte, seinen eigenen, erhebli- 
chen Einfluß einsetzen zu kön- 
nen, um Frankreich in die konti- 
nentale Liga hineinzubringen. 
Doch stattdessen wurde er mit 
anderen Aufgaben betraut. 


Wittes Gegner: 

Reaktionäre und 
Kommunisten im 
Dienste Londons 


Die Niederlage im russisch-japa- 
nischen Krieg hatte die russische 
Gesellschaft zerrissen. Sämtliche 
Mißstände gegen das autokrati- 
sche Regime wurden nach dieser 
demütigenden Niederlage in 
Fernost freigesetzt und führten 
zu einer revolutionären Unruhe 
im ganzen Land und einer star- 
ken Polarisierung, bei der Wittes 
Gegner von Rechts und von 
Links versuchten, seine Leistun- 
gen zunichtzumachen. 


Da war auf der Rechten sein 
immerwährender Nemesis, Kon- 
stantin Petrovich Pobedonostsev, 
der oberste Sachwalter der Hei- 
ligen Synode, der Protektor des 
orthodoxen Glaubens und Lehrer 
sowohl von Zar Alexander II. als 
auch von Nikolaus II. ein Aristo- 
teliker durch und durch, glaubte 
Pobedonostsev, daß die Stärke 
Rußlands in der russisch-ortho- 
doxen Kirche liegt und daß die 
Stärke der Kirche darin bestand, 
daß sich diese niemals ändert. 


Seine Aufgabe war es, sicherzu- 
stellen, daß dies nie passiert. 


»Der Fortbestand des Regimes 
hängt von unserer Fähigkeit ab, 
Rußland in einem gefrorenen Zu- 
stand zu halten«, sagte Pobe- 
donostsev. »Der geringste warme 
Atemzug des Lebens würde dazu 
führen, daß die ganze Sache ver- 
fault.« 


»Kreativem Denken gegenüber 
feindselig gesinnt«, war Wittes 
sarkastische Beschreibung von 
Pobedonostsev. Als Witte einen 
Gesetzesentwurf über die Hal- 
tung von Fabrikbesitzern bei 
Unfällen oder Tod von Fabrik- 
arbeitern am Arbeitsplatz ein- 
brachte, war Pobedonostsev da- 
gegen und erklärte im Geiste der 
heutigen konservativen Revo- 
lution, daß diese Maßnahme so- 
zialistischer Natur sei und des- 
halb unakzeptabel. 


Auch auf der Rechten gab es die 
Union des russischen Volkes und 
die Schwarzen Hundert, eine 
paramilitärische, reaktionäre, an- 
tisemitische Organisation, die 
eng mit der Geheimpolizei des 
Zaren, der Okhrana, zusammen- 
arbeitete. Die Schwarzen Hun- 
dert waren in zwei Mordversu- 
che gegen Witte verwickelt, als 
dieser im Jahre 1906 zum Pre- 
mierminister ernannt wurde - 
Mordversuche, die von der zari- 
stischen Polizei nie untersucht 
worden waren. 


Der Einfluß 
Rasputins 


Zweifellos der wichtigste Gegner 
Wittes war Zarin Alexandra, die 
Frau von Zar Nikolaus. Sie hatte 
sich über Wittes Anmaßung bei 
der Formulierung der Politik für 
Rußland schon immer geärgert 
und betrachtete sie als einen 
Affront gegen das Ansehen ihres 
Mannes. Sie neigte auch zu My- 
stizismus und Hysterie, mit einer 
besonderen Faszination für den 
mystischen Kult der Swastika, 
einer eher unheimlichen Sekte, 
die später von russischen Emi- 
granten in Formen nach Deutsch- 
land übertragen wurde, die heute 
wohlbekannt sind. Alexandra ge- 
riet bald unter den psychosexuel- 
len Bann eines Reisenden, per- 
versen Mönchs mit Namen Ras- 
putin, der bald ihr wichtigster 
Berater wurde und, wie viele be- 
haupten, auch ihr Liebhaber. 
Wegen seines Einflusses auf die 
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Rußland 

Eine konti- 
nentale Liga 
zur eura- 
sischen 
Entwicklung 


Zarin wurde Rasputins Rat vom 
Zar oft befolgt, selbst in mili- 
tärischen Angelegenheiten. Der 
wachsende Einfluß von Rasputin 
half mit, die zunehmende Ver- 
stimmung gegen die Romanows 
zu schüren, die im Verlaufe des 
Krieges sehr intensiv wurde und 
zu ihrem letztlichen Sturz im 
Jahre 1917 führte. 

Auf der Linken waren die Ra- 
dikalen, einschließlich der Bol- 
schewisten. Das Scheitern der 
Revolution im Jahre 1905, um ei- 
ne konstitutionelle Regierung in 
Rußland effektiv zu etablieren, 
schuf die Basis für den noch grö- 
Beren Aufruhr im Jahre 1917, bei 
dem die bolschewistischen Füh- 
rer Leon Trotzky und Wladimir 
Lenin in Rußland eine brutale 
Diktatur etablierten, die 75 Jahre 
lang dauerte. 


Das Oktober- 
Manifest 


Als der revolutionäre Kessel bro- 
delte, wurde Witte, der vom Zar 
von seinem Posten enthoben 
worden war, erneut zurückge- 
holt, um das Land wieder zu ver- 
einen. »Ich bin sicher, daß Witte 
der einzige Mann ist, der Dir 
jetzt helfen kann und der nützlich 
ist«, schrieb Maria Feodorowna 
an Nikolaus. »Er ist sicherlich 
ein genialer Mensch, energisch 
und scharfsichtig.« Der Zar, der 
zwar weit davon entfernt war, die 
Meinung seiner Mutter über sei- 
nen ehemaligen Finanzminister 
zu teilen, holte Witte dennoch 
widerstrebend wieder in seine 
Dienste. Inmitten eines allgemei- 
nen Streiks in St. Petersburg, der 
von Trotzky und seinen Freun- 
den angeführt wurde, erklärte 
Witte, daß der Zar entweder eine 
Verfassung zulassen müsse oder 
er müßte eine Diktatur einführen. 
Doch nur wenn er eine Verfas- 
sung zuließe, würde Witte den 
Vorsitz im Ministerrat akzeptie- 
ren, den ihm der Zar angeboten 
hatte. 
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Außerdem gab es keine Frei- 
willigen für den Diktatorposten. 
Selbst der alte Slawophile, der 
Cousin des Zaren, Erzherzog Ni- 
kolaus Nicholaievich, der die 
russische Armee im Ersten Welt- 
krieg in die Katastrophe geführt 
hatte, zeigte auf den Revolver in 
seinem Halfter und meinte, als er 
gebeten wurde, Diktator zu wer- 
den: »Wenn der Kaiser das Wit- 
te-Programm nicht akzeptiert, 
wenn er mich zwingen will, Dik- 
tator zu werden, werde ich mich 
in seiner Gegenwart mit diesem 
Revolver töten. Wir müssen Wit- 
te um jeden Preis unterstützen. 
Das ist nötig zum Wohle Ruß- 
lands.« Der Zar gab schließlich 
nach und stimmte einer Verfas- 
sung zu. Witte wurde bestimmt, 
die Urkunde zu unterzeichnen. 


Das Oktober-Manifest, wie es 
genannt wurde, wurde das Grund- 
gesetz des Landes — zumindest 
vorübergehend. In dem Manifest 
gelobte der Zar, daß er seinem 
Volk die bürgerlichen Freiheits- 
rechte — Unverletzlichkeit der 
Person, Rede- und Versamm- 
lungsfreiheit — gewähren würde. 
Durch das Oktober-Manifest 
wurde das Reich der Romanows 
zu einer halbkonstitutionellen 
Monarchie und Witte wurde der 
erste Premierminister. Obwohl es 
in seinem Anwendungsbereich 
begrenzt war, forderte das Mani- 
fest die Bildung der ersten Duma 
(Parlament), die wichtige legisla- 
tive und Haushaltsfunktionen er- 
hielt. Der Zar behielt jedoch die 
Kontrolle über die Exekutive, die 
bewaffneten Streitkräfte und die 
Außenpolitik. Er konnte die Du- 
ma je nach seinem Belieben auch 
einberufen oder auflösen, doch er 
konnte sie nicht abschaffen. Wit- 
te gelang es auch, den Rücktritt 
des alternden Pobedonostsev zu 
erzwingen. 


»Mit der Einfalt 
eines Schwindlers« 


Agitationen von links und rechts, 
die sehr stark aus britischen Kas- 
sen finanziert wurden, hielten 
das Land trotz Wittes Maßnah- 
men am Rande eines Chaos. Wit- 
te selbst erläuterte seine eigene 
politische Position Freunden ge- 
genüber und meinte: »Ich bin 
weder ein Liberaler noch ein 
Konservativer; ich bin einfach 
ein zivilisierter Mensch. Ich kann 
nicht jemanden nach Sibirien 
schicken, einfach, weil er nicht 
so denkt wie ich und ich kann ihn 


nicht seiner Bürgerrechte berau- 
ben, einfach weil er Gott nicht in 
der gleichen Kirche anbetet wie 
ich es tue.« Seine Kritiker be- 
schuldigten ihn jedoch, im Mit- 
telpunkt einer jüdisch-freimaure- 
rischen Verschwörung zu stehen, 
die darauf abzielt, den russischen 
Staat zu zerstören — eine Be- 
schuldigung, die der Zar schließ- 
lich glaubte. 


»Mit der Einfalt eines Schwind- 
lers«, sagte Trotzky von Witte, 
»hoffte er, daß die Revolution 
sofort vor seinem Liberalismus 
kapitulieren würde.« Als Niko- 
laus an Edward VII. appellierte, 
um eine britische parlamentari- 
sche Delegation daran zu hin- 
dern, zu kommen und den Radi- 
kalen moralische Unterstützung 
zu geben, bekam er keine Hilfe. 


Nikolaus beklagte sich bei seiner 
Mutter: »Onkel Bertie (Edward 
VII.) hat uns darüber informiert, 
daß es ihnen sehr leid täte, aber 
daß sie nicht in der Lage seien, 
Maßnahmen gegen ihre Regie- 
rung zu ergreifen.« Onkel Bertie 
wußte, daß das Chaos, das er in 
Rußland schürte, das Land als 
europäische Macht eliminieren 
und einen verzweifelten Niko- 
laus in seine wartenden Arme 
treiben würde. 


Doch der Zar war nicht wirklich 
bereit, die autokratische Herr- 
schaft durch eine Verfassung in 
Frage stellen zu lassen. Nikolaus 
nannte die Zeit, als Witte Pre- 
mierminister war, »meinen Alp- 
traum«. Doch der Alptraum soll- 
te für den Zar erst beginnen. Im 
Januar 1906 entließ der Zar Witte 
als Premierminister. 


»So lange ich lebe, werde ich 
diesem Mann in der kleinsten 
Sache nicht mehr trauen«, sagte 
Nikolaus. Witte traf den Zar in 
den neun Jahren, die er noch 
lebte, nur noch zwei Mal. 


Die Fehler 
des Zaren 


In der Zeit dieses revolutionären 
Aufruhrs hatte der Zar zum 
ersten Mal ernsthaft mit der 
Bauernfrage zu tun. Witte hatte 
den Zar lange inständig gebeten, 
die überholten Bauernkommu- 
nen aufzulösen und den Bauern 
zu erlauben, Land zu kaufen. 


»Es ist natürlich für einen Men- 
schen, zu versuchen, seinen Be- 


sitz zu vergrößern«, schrieb Wit- 
te im Jahre 1898 an Zar Ni- 
kolaus. »Das unterscheidet den 
Menschen vom Tier und es ist 
dieser Charakterzug, der zur 
wirtschaftlichen und politischen 
Entwicklung und zur Gesell- 
schaftsordnung beiträgt. Doch 
damit sich der Mensch diesen 
Impuls zunutze machen kann, 
müssen die entsprechenden Um- 
stände existieren. Sie existieren 
nicht unter Sklaverei, die diesen 
Impuls im Sklaven tötet, denn er 
erkennt, daß es unmöglich ist für 
ihn, seinen eigenen Besitz und 
den seiner Angehörigen zu ver- 
größern; folglich wird er unbe- 
weglich. Doch die Freiheit gibt 
ihm den Zustand eines menschli- 
chen Wesens zurück.« 


Nachdem er Witte losgeworden 
war, den der Zar fürchtete, er- 
laubte er dem neuen Premier- 
minister Pyotr Stolypin die lange 
angestrebte Landreform durch- 
zuführen. Unter Stolypin wurde 
zwar eine Landreform durchge- 
führt, doch sie war kombiniert 
mit einem brutalen und gewalt- 
tätigen, politischen Durchgrei- 
fen, das schließlich im Jahre 
1911 zu seiner eigenen Ermor- 
dung führte. 


Ab diesem Zeitpunkt machte der 
pathetische Nikolaus einen Feh- 
ler nach dem anderen. Im Jahre 
1907 unterzeichnete Nikolaus 
unter dem Druck der Franzosen, 
die sich nun vollständig in dem 
britischen Netz verwickelt hat- 
ten, und ohne Wittes Gegenwart, 
der der Anglophilie am russi- 
schen Hof hätte begegnen kön- 
nen, eine anglo-russische Verein- 
barung, mit dem Rußland prak- 
tisch in die Dreier-Entente kam, 
was die Kräftekonstellation ergab, 
die den Krieg gegen Deutschland 
praktisch zur Gewißheit mach- 
te. 


Britannien 


Wie die briti- 
sche Krone 
das Pulverfaß 
auf dem 


Balkan 


geschaffen hat 


Am 28. Juni 1914 wurde Erherzog Ferdinand, der Erbe des öster- 
reichischen Throns, in der bosnischen Hauptstadt Sarajewo von 
serbischen Attentätern erschossen. Die Mörder waren Mitglieder 
der »Schwarzen Hand«, die behauptet, sich der Befreiung 
Serbiens von ausländischer Unterdrückung verschrieben zu 
haben. Bosnien war von Österreich annektiert worden und 
Serbien behauptete, daß das Land rechtmäßig ihnen gehört. 
Österreich war ein Verbündeter von Deutschland. Rußland, 
Frankreich und England waren Förderer der Serben. Die Kette 
von Ereignissen, die durch die Ermordung auf dem Balkan her- 
vorgerufen wurde, führte zum russischen Zar, der seiner Armee 
die Mobilmachung befahl. Deutschland reagierte. Innerhalb von 
Wochen war der zerstörerischste Krieg des 20. Jahrhunderts ent- 


fesselt. 


Wie Britannien den Krieg auslö- 
ste, ist eine Studie der imperialen 
Methode von Teilen und Herr- 
schen und der Schaffung und 
Manipulation nationalistischer, 
chauvinistischer Bewegungen, 
die das moderne Europa vor allem 
seit der Revolutionen von 1848, 
die vom britischen Premiermi- 
nister Lord Palmerston gelenkt 
wurden, charakterisiert haben. 


Die Umgestaltung der 
Landkarte Europas 


Britannien hat den Ersten Welt- 
krieg auf dem Berliner Kongreß 
von 1878 absichtlich in Gang 
gesetzt. Der Kongreß war von 
Britannien nach Rußlands ver- 
nichtender Niederlage gegenüber 
dem ottomanischen türkischen 
Reich im Jahr zuvor einberufen 
worden. Der Effekt der Kon- 
ferenz bestand darin, sowohl 


Giuseppe Mazzini manipu- 
lierte im Auftrag der Briten 
die politischen Gruppie- 
rungen auf dem Balkan. 


Rußland als auch Österreich 
dazu zu bringen, sich südwärts 
Richtung Balkan zu bewegen, 


um sich in konkurrierender Be- 
mühung das europäische Land zu 
nehmen, das noch von einem zer- 
fallenen Ottomanischen Reich 
gehalten wurde. Dieser unheil- 
volle Wettbewerb hatte noch die 
zusätzliche Auswirkung, daß 
Deutschland gezwungen wurde, 
zwischen den beiden konkurrie- 
renden Mächten zu wählen. 


Das russische, österreichische 
und ottomanische Reich waren 
Britanniens primäre — wenn auch 
nicht ausschließliche — Ziele in 
dem geplanten Krieg. 


Das gemeinsame Merkmal aller 
drei Imperien war, daß sie aus oft 
brutal unterdrückten Völkern be- 
standen, die von einer Gruppe 
geführt wurden, die sich selbst 
für eine Herrenrasse hielt und 
deshalb waren diese Reiche — 
wie die Revolutionen von 1848 
bewiesen hatten — leicht zu zer- 
stören. Indem sie die Fahne der 
»Selbstbestimmung« auf dem 
Balkan hißten, begannen die 
Briten absichtlich einen Prozeß, 
der zu einem unversöhnlichen 
Konflikt innerhalb dieser Im- 
perien und unter ihnen führte. 


Bereits im Jahre 1863 betonte 
Palmerstons Agent Giuseppe 
Mazzini, der die Revolten des 
Jahres 1848 geführt hatte, daß es 
notwendig sei, sowohl das otto- 
manische als auch das öster- 
reichische Reich zu zerstören. Er 
wies Serbien — das zu dem 
Zeitpunkt weitgehend zwischen 
zwei Imperien aufgeteilt war — 
das er als das »natürliche Zen- 
trum der Revolution im Osten« 
definierte, eine besondere, Rolle 
zu. Ein Aufstand in Serbien wür- 
de nationalistische Aufstände in 
beiden Imperien entfachen, sagte 
er. Das Ergebnis wäre die allge- 
meine »Umgestaltung der Land- 
karte Europas«. Der Plan war, 
miteinander kollidierende expan- 
sionistische Bewegungen unter 
Serben, Bulgaren, Griechen, Tür- 
ken und anderen zu schüren, die 
die Region in einen blutigen 
Krieg verstricken würden. 


Die manipulierten 
Bewegungen der Briten 


Zu diesem Zweck bildete Maz- 
zini im Jahre 1865 die Jungen 
Ottomanen. Die Gruppe wollte 
die Macht des Ottomanischen 
Reiches wiederherstellen, teil- 
weise durch das Nähren von 
Rassenstolz unter der herrschen- 


den Rasse dieses multi-ethni- 
schen Imperiums. Die Jungen 
Ottomanen waren formell mit 
Mazzinis Jungem Polen und Jun- 
gem Ungarn verbunden und tra- 
ten ausdrücklich für die Be- 
kämpfung Rußlands ein, das die 
Türken, Polen und Ungarn fürch- 
teten. Im Jahre 1866 schuf Maz- 
zini auch die Union Junger 
Serben, die zum Ziel hatte, das 
serbische Volk zu vereinen und 
wieder ein mit den Russen ver- 
bündetes Großserbien zu schaf- 
fen, das aus dem Ottomanischen 
Reich entstehen sollte, welches 
die Jungen Ottomanen entschlos- 
sen waren, aufrechtzuerhalten. 


Unterdessen hat Britannien auch 
eine Bewegung Großgriechen- 
land und eine Bewegung Groß- 
bulgarien unterstützt. Großgrie- 
chenland, Großbulgarien und 
Großserbien beanspruchten größ- 
tenteils das gleiche Land in Eu- 
ropa, das damals zum Otto- 
manischen Reich gehörte. 


Im Jahre 1903 gründeten die 
Briten das Balkankomitee, das 
mit der Handhabung dieser ent- 
gegengesetzten Bewegungen 
beauftragt wurde und sie in die 
Art von Konflikt untereinander 
hineinlenkte, der nötig war, um 
einen Krieg auszulösen. 


Wir werden jetzt diese verschie- 
denen, von den Briten manipu- 
lierten, Bewegungen im einzel- 
nen beschreiben. Danach folgt 
ein Bericht darüber, wie die Ba- 
Ikankriege entfacht wurden. Dos- 
siers über die britischen Kon- 
trolleure und zum Schluß eine 
Chronologie des Countdowns 
zum Ersten Weltkrieg. 


Geopolitische Schach- 
figuren des britischen 
Außenministeriums 


Das moderne Griechenland, das 
400 Jahre unter türkischer Herr- 
schaft gestanden hatte, entstand 
durch eine von Engländern und 
Russen angestiftete Revolte, ‘die 
im Jahre 1821 begann. Die Re- 
volte wurde von oben durch den 
britischen Geheimdienstchef Je- 
remy Bentham gelenkt; sie wur- 
de von dem britischen Dichter 
Lord Byron in Szene gesetzt, der 
von Bentham dorthin geschickt 
worden war. Bis zum Jahre 1827 
war sie von ottomanischen Kräf- 
ten fast ganz niedergeschlagen 
worden. Britannien, Frankreich 
und Rußland begannen direkt zu 
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interveniren und im Jahre 1829 
erklärten diese drei Mächte Grie- 
chenland zu einem unabhängigen 
Staat. Das Ottomanische Reich 
war gezwungen, sich zu fügen. 


Das Ziel der griechischen Re- 
volutionäre war die Verwirkli- 
chung dessen, was die »Große 
Idee« genannt wurde, derzufolge 
die Grenzen eines wieder zum 
Leben erweckten, griechischen 
Staates das ganze Land umfassen 
sollte, das unter byzantinischer 
Herrschaft gestanden hatte. Das 
Ziel war nichts Geringeres als die 
erneute Gründung des Byzan- 
tinischen Reichs mit seiner 
Hauptstadt Konstantinopel (Istan- 
bul). Die ottomanischen Türken 
hatten diesem griechisch spre- 
chenden Imperium mit ihrer Er- 
oberung von Konstantinopel im 
Jahre 1453 ein Ende gesetzt. 


Selbst unter den Byzantinern war 
ein großer Teil des Empires nicht 
ethnisch griechisch gewesen und 
viel war unter den 400 Jah- 
ren ottomanisch-türkischer Herr- 
schaft geschehen. Doch für die 
Verfechter der Großen Idee war 
es das Schicksal der Griechen, 
das riesige Gebiet, von dem sie 
glaubten, daß es rechtmäßig 
ihnen gehört, zu hellenisieren. 


Statt dieses unmögliche Ziel zu 
erreichen, befreiten die griechi- 
schen Rebellen der zwanziger 
Jahre des 19. Jahrhunderts nur 
einen kleinen Teil des heutigen 
Griechenland. Dieser neu ge- 
gründete Staat wurde als ein vor- 
übergehender Militärstützpunkt 
angesehen, von dem aus die 
befreiten Griechen einen Heili- 
gen Kreuzzug für ihre noch un- 
befreiten Brüder führen würden. 
Einige schlugen sogar vor, daß 
der neue Staat auf eine Haupt- 
stadt verzichtet -— um feierlich 
daran zu erinnern, daß Konstan- 
tinopel noch nicht in ihrem 
Besitz war. Wie Israel wurde das 
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moderne Griechenland mit einer 
Triebkraft zur Expansion ge- 
gründet. 


Nach einer Reihe von Kompro- 
miß-Kandidaten setzen die Bri- 
ten schließlich ein Mitglied des 
dänischen Königshauses als Kö- 
nig des neu gegründeten Staates 
ein. Die dänische Monarchie 
hatte in das Haus Hannover ein- 
geheiratet und der neue griechi- 
sche König war ein Verwandter 
von Königin Victoria. Prinz Phi- 
lip, der Ehemann der jetzigen 
britischen Monarchin, Königin 
Elizabeth II., ist der Sohn des 
griechischen Königs, der in den 
Tagen vor dem Ersten Weltkrieg 
regiert hat. 


Durch britische, russische und 
französische Förderung wuchs 
Griechenland im 19. Jahrhundert 
auf ottomanische Kosten erheb- 
lich. Doch das ottomanische 
Land, das Griechenland bean- 
spruchte, war nicht nur von Tür- 
ken und Griechen bewohnt, son- 
dern auch von Rumänen, Bul- 
garen, Albaniern und Serben. 
Die Rumänen und Bulgaren 
waren Opfer grausamer griechi- 
scher Unterdrückung unter den 
Byzantinern und danach unter 
den Ottomanen gewesen, da die 
Griechen als ihre feudalen Ober- 
herrn und Wucherer weitermach- 
ten. Diese anderen ethnischen 
Gruppen wollten nicht zu Grie- 
chenland gehören. Doch die Gro- 
ße Idee forderte dieses Land und 
forderte auch, daß die Minder- 
heitsbevölkerung, die es be- 
wohnt, »hellenisiert« würde. Im 
Jahre 1908 wurde einer der lauts- 
tärksten Verfechter der Großen 
Idee, Eleutherios Venizelos, Pre- 
mierminster von Griechenland. 


Großserbien eine 
Gründung des britischen 
Geheimdienstes 


Serbien begann als Staat in den 
napoleonischen Kriegen nach 
400jähriger Herrschaft und Tei- 
lung durch Österreich und die 
Türkei wieder aufzutauchen. Ei- 
ne serbische Revolte begann im 
Jahre 1804 unter russischer För- 
derung und ihr anfänglicher Er- 
folg hing mit russischen Militär- 
operationen in der Region zu- 
sarnmen. 

Der Urheber der Revolte, der 
russische Außenminister Prinz 
Czartoryski, emigrierte später 
nach Berlin, wo er einer der Lei- 
ter der osteuropäischen Abtei- 


lung des britischen Geheimdien- 
stes wurde. Czartoryski nährte die 
»panslawistische« Ideologie, die 
dazu benutzt wurde, Rußland zu 
einem imperialen Anspruch auf 
das slawische Volk auf dem 
Balkan zu bringen — ein An- 
spruch, der eine nötige Voraus- 
setzung für den Ersten Weltkrieg 
bildete. 


Nach einer Reihe von ansonsten 
ergebnislosen Revolten zwangen 
die Briten das Ottomanische 
Reich im Jahre 1830 schließlich 
zur Anerkennung der Gründung 
eines unabhängigen Serbien. Wie 
im Falle von Griechenland war 
der neue Staat nur ein kleiner 
Teil des Landes, das die Re- 
volutionäre gefordert hatten. Ihr 
Ideal war »Großserbien«, die 
Neugründung des Reichs von 
Stephen Dushan aus dem 14. 
Jahrhundert, das bis ins heutige 
Griechenland reichte und zu dem 
viele Griechen, Bulgaren und 
Albanier gehört hatten. Bis zu 
den vierziger Jahren des 19. Jahr- 
hunderts wurde das Ideal von 
Großserbien noch mehr erweitert 
und es umfaßte inzwischen den 
Begriff einer »südslawischen 
Föderation«, das heißt, »Jugo- 
slawien« mit Kroatien, Bosnien 
und Herzegowina mit Serbien als 
herrschendem Kernstück. Dieser 
großserbische Staat Jugoslawien 
wurde schließlich nach dem Er- 
sten Weltkrieg gegründet. 


Großbritannien, Frankreich und 
Rußland förderten Serbiens ra- 
sches Wachstum von seinen An- 
fängen im Jahr 1830 an. Doch für 
die Verfechter dieser großser- 
bischen Idee war dieses Wachs- 
tum nie zufriedenstellend; die 
Funktion des serbischen Staates 
wie er damals existierte, bestand 
einfach darin, als militärischer 
Stützpunkt und sicherer Zu- 
fluchtsort für die Verwirklichung 
ihres Ideals eines Großserbien zu 
dienen. Im Jahre 1906 begannen 
Britannien und Frankreich mas- 
siv damit, Serbien zu bewaffnen, 
um es zum führenden südslawi- 
schen Staat zu machen. Das Ideal 
von Großserbien schien mehr er- 
reichbar. 


Im Jahre 1911 wurde Union of 
Death, bekannter als die Schwar- 
ze Hand, gegründet, die die Ser- 
ben unter österreichischer und 
ottomanischer Herrschaft befrei- 
en sollte. Die Organisation wur- 
de insgeheim von einer extra 
gegründeten, von den Briten ge- 
lenkten, Freimaurerloge des fran- 


zösischen Grand Orient geleitet. 
Augenzeugen zufolge war die 
Loge in einen »umfassenden 
politischen Plan in Verbindung 
mit dem russischen Okhrana 
(Geheimdienst) verwickelt, der 
nur durch einen schrecklichen 
Krieg in Europa verwirklicht 
werden konnte.« 


Großbulgarien und die 
britische Unterstützung 


Das moderne Bulgarien wurde 
auf dem Berliner Kongreß des 
Jahres 1878 gegründet. Der 
Kongreß war nach Rußlands ver- 
nichtender Niederlage gegenüber 
dem Ottomanischen Reich im 
Jahr zuvor einberufen worden. 
Rußland wollte ein unabhängiges 
- wenn auch unter russischer 
Herrschaft stehendes — Bulgarien 
nach dem Beispiel des bulgari- 
schen Reichs im 10. Jahrhundert 
gründen. Dieses Empire ging bis 
hinunter zum Agäischen Meer. 
Der Staat, der auf dem von den 
Briten beherrschten Berliner 
Kongreß gegründet wurde, war 
viel kleiner. Die bulgarischen 
Revolutionäre blieben hinsicht- 
lich ihrer Bestrebungen höchst 
frustriert. 


Die bulgarischen Revolutionäre 
wurden in den sechziger Jahren 
des 19. Jahrhunderts — als Teil 
ihrer Bemühungen zur Schaffung 
einer südslawischen Föderation, 
die zu der Zeit Bulgarien mit ein- 
bezog — ursprünglich von Ser- 
bien unterstützt. Doch die Un- 
vereinbarkeit der Bestrebungen 
von Großbulgarien und Großser- 
bien begann sich zu zeigen. By- 
zanz hatte die Serben und Bul- 
garen jahrhundertelang gegen- 
einander ausgespielt und Groß- 
bulgarien und Großserbien bean- 
spruchten größtenteils das glei- 
che Land. Daß Bulgarien mit 
Griechenland kollidieren wür- 
den, war bereits klar. 


»Mazedonien für 
die Bulgaren« 


Die bulgarischen nationalisti- 
schen Bestrebungen forderten 
eine selbstherrschende orthodoxe 
Kirche, da die Anerkennung der 
Nationalität im Ottomanischen 
Reich daran gebunden war, eine 
Nationalkirche zu haben. Im 
Jahre 1870 haben die Ottomanen 
die Unabhängigkeit der bulgari- 
schen orthodoxen Kirche aner- 
kannt. Der griechische Patriarch 


hat die bulgarische Kirche als 
schismatisch verurteilt. Die Bul- 
garen waren damals sehr arme 
Bauern und wie die Rumänen 
standen sie unter der Fuchtel des 
abwesenden griechischen Grund- 
besitzers und Wucherers. 


Die Griechen befürchteten unter 
anderem, daß Bulgarien als eine 
Gefahr für ein Großgriechenland 
auftauchen würde. Denn die 
Griechen beanspruchten zwar 
das ottomanische Mazedonien 
und Thrazien, doch der größte 
Teil der Bevölkerung in beiden 
Bezirken waren Bulgaren. Im 
Jahre 1885 kämpfte Bulgarien 
einen Krieg mit Serbien — wobei 
sich Griechenland Serbien fast 
angeschlossen hätte — über diese 
rivalisierenden Ansprüche. Im 
Jahre 1887 setzte Britannien den 
Sohn des Prinzen von Sachsen- 
Coburg, einen Cousin von Köni- 
gin Victoria, auf den bulgari- 
schen Thron. Im Jahre 1881 setz- 
ten die Briten die Urenkelin von 
Königin Victoria auf den rumän- 
sichen Thron. Folglich dachten 
Bulgarien und Rumänien, sie 
hätten gegen Griechenland die 
britische Unterstützung. Grie- 
chenland, das auch ein Herr- 
scherhaus hatten, das mit den 
Briten verwandt war, dachten das 
gleiche. 


Nirgendwo kamen die Ansprü- 
che des serbischen, griechischen 
und bulgarischen Nationalismus 
in größeren Konflikt als in der 
türkischen Region von Mazedo- 
nien. Historisch umfaßte Maze- 
donien drei türkische Provinzen, 
die in geographischer und ethni- 
scher Hinsicht schlecht definiert 
waren. Zu dem Zeitpunkt gab es 
keine mazedonische Nationalität. 
Die Bevölkerung Mazedoniens 
war eine Mischung aus Bulgaren, 
Türken, Griechen, Albanern, Ju- 
den und Rumänen - in dieser 
zahlenmäßigen Reihenfolge. Die 
griechischen und serbischen An- 
sprüche auf dieses Gebiet basier- 
ten auf ihrer imperialen Ge- 
schichte und dem Wunsch Ser- 
biens, Zugang zum Agäischen 
Meer zu bekommen (zu Ma- 
zedonien gehörte zu dem Zeit- 
punkt ein großer Teil von der 
heutigen griechischen Küste). 
Obwohl die Bulgaren die größte 
Gruppe in Mazedonien ausmach- 
ten, war ihre Bevölkerung weni- 
ger als die Hälfte, während selbst 
die kleinsten ethnischen Min- 
derheiten überwältigende Mehr- 
heiten in verstreuten Enklaven 
ausmachten. 


Im Jahre 1893 schufen ethnische 
Bulgaren in Mazedonien die In- 
terne Mazedonische Revolu- 
tionsorganisation (IMRO), um 
mazedonische Unabhängigkeit 
von der Türkei zu erhalten. Sie 
war ausdrücklich nach dem Vor- 
bild von Mazzinis früherer italie- 
nischen Geheimgesellschaft, den 
Carbonari, geschaffen. 


Die Organisation wurde von 
London und Genf finanziert und 
ihr Motto: »Mazedonien für Ma- 
zedonier« war einem berühmten 
Satz des britischen Premiermini- 
sters William Gladstone entnom- 
men. Gladstone profilierte sich 
als anti-türkischer »Bulgarophi- 
le«; jedermann wußte, daß »Ma- 
zedonien für die Mazedonier« 
bedeutete »Mazedonien für die 
Bulgaren«. 


Die Jungen 
Türken 


Die Jungen Türken, die im Jahre 
1908 mit britischer Unterstüt- 
zung an die Macht kamen, waren 
eine weitere britische Bewegung. 
Es waren ihre Aktionen, die am 
direktesten den Weg zum Ersten 
Weltkrieb ebneten. 


Die Jungen Türken wurden im 
Jahre 1865-67 in Paris als for- 
melie Zweigorganisation von 
Mazzinis Europäischem Revolu- 
tionskomitee gegründet. Die 
Auslandsabteilung der Jungen 
Türken (damals auch bekannt als 
die Jungen Ottomanen) wurde 
von dem Jungen Polen geführt. 


Der erklärte Zweck der Organi- 
sation war die Organisierung ei- 
nes polnisch-ungarisch-ottoma- 
nischen Bündnisses in Rußland. 


Der Chefideologe der Bewe- 
gung, Arminius Vambery, war 
ein ungarischer Jude, der für den 
britischen Premierminister Lord 
Palmerston arbeitete, Vambery 
dachte sich die pan-türkische 
Ideologie aus, die die Verei- 
nigung aller türkischen Völker — 
darunter jene in Zentralasien for- 
derten, die nie unter dem Sultan 
standen — gegen Rußland. Die 
Idee der Reformierung des multi- 
ethnischen ottomanischen Reichs 
auf einer türkisch-chauvinisti- 
schen Basis bedeutete jedoch 
zwangsläufig den Konflikt mit 
zahlreichen Minderheiten in die- 
sem Reich, insbesondere den 
Armeniern, Griechen, Arabern 
und Slawen. 


In den Untergrund getrieben, 
tauchten die Jungen Türken im 
Jahre 1889 in Istanbul und Sa- 
loniki, der Hauptstadt des otto- 
manischen Mazedonien, organi- 
siert nach dem Vorbild der Car- 
bonari, wieder auf. Der Führer 
der Jungen Türken war Emma- 
nuel Carasso, der Großmeister 
der mazedonischen, wieder ent- 
standenen Freimaurerloge von 
Saloniki (Macedonia Risorta). In 
der Loge (die gleichzeitig eine 
Synagoge war) war es, wo sich 
die Verschwörer der Jungen Tür- 
ken trafen und wo die Revolution 
der Jungen Türken des Jahres 
1908 geplant wurde. Sie war eine 
Zweigorganisation des italieni- 
schen Grand Orient, der von den 
Erben Mazzinis geführt wurde, 
welcher selbst früher der Verei- 
nigten Großloge von England 
untergeordnet gewesen ist. 


Politik der 
Geheimorganisationen 


Carassos Familie leitete die B’'nai 
B'rith in Saloniki, die nominell 
jüdische Freimaurerorganisation, 
die von Britannien im Jahre 1838 
gegründet worden ist. Carasso 
trat später als der führende Pa- 
tron von B’nai B'rith und zionisti- 
schen Krisen auf, die allgemein 
unter dem Regime der Jungen 
Türken standen. Zu seinen eng- 
sten Mitarbeitern gehörte Alex- 
ander Helphand Parvus, der briti- 
sche Agent, der die russische 
Revolution finanziert hat, und 
Wladimir Jabotinsky, der briti- 
sche Agent, der den expansioni- 
stischsten Flügel des modernen 
Zionismus gegründet hat. So- 
wohl Parvus als auch Jabotinsky 
waren auch Führer der Jungen 
Türken. 


Trotz ihrer chauvinistischen Ideo- 
logie wurde die Revolution der 
Jungen Türken von Bulgaren, 
Armeniern, Arabern, Kurden und 
verwandten nationalen Befrei- 
ungsbewegungen ethnischer Min- 
derheiten unterstützt, die in der 
Revolte ein Mittel sahen, ihre 
eigenen chauvinistischen Ziele 
zu erreichen. »Alle Menschen 
sind Brüder«, war der euphori- 
sche Slogan der »blumigen Re- 
volution«, wie sie genannt wur- 
de. 


Der erste Außenminister des neuen 
Regimes war ein Armenier, der 
mit dem armenischen Revolu- 
tionskomitee (Dashnag) in Ver- 
bindung stand; auf dem Balkan 


begannen die Interne Mazedo- 
nische Revolutionsorganisation 
und verschiedene Befreiungs- 
bewegungen Organisationen zu 
gründen. Um die breite Basis für 
den Erfolg zu bekommen, hatten 
die Jungen Türken diesen Be- 
wegungen eine freie Hand ver- 
sprochen, zumindest beim Er- 
reichen ethnischer Autonomie. 
Doch als sie im Jahre 1908 ein- 
mal an der Macht war, ging die 
Partei rasch dazu über, ihre 
früheren Verbündeten zu unter- 
drücken und ihr pan-türkisches 
Programm durchzusetzen. 


Die Türken sollten die herr- 
schende Rasse des Reichs wer- 
den und die Nicht-Türken sollten 
gewaltsam assimiliert oder unter- 
drückt werden. Nichttürkische 
Sprachen, Familiennamen, Klei- 
dung, Bräuche und dergleichen 
wurden verboten. Das war die 
Politik der »Türkifizierung«, die 
die Balkankriege zum Ausbruch 
brachte und zum Ersten Welt- 
krieg führte. Carasso überwachte 
die Durchsetzung dieser absicht- 
lich pro-vokativen Politik. Er lei- 
tete auch die Geheimdienstor- 
ganisation der Jungen Türken auf 
dem Balkan. 


Die Türkifizierung ruft 
die Balkankriege hervor 


Byzanz, Venedig und das Otto- 
manische Reich hatten den Bal- 
kan über Jahrtausende kontrol- 
liert, indem sie kollidierende, un- 
vereinbare Ansprüche auf Land 
und Leute der verschiedenen Be- 
völkerungen in der Region ge- 
geneinander ausspielten. Massa- 
ker waren nichts ungewöhnliches 
und die Menschen in der Region 
haßten einander inzwischen mit 
größerer Leidenschaft als sie ihre 
imperialen Oberherren haßten. 


Doch indem er gleichzeitig droh- 
te, alle Kulturen der Region aus- 
zuradieren und alle Völker auf 
eine einheitliche türkische Iden- 
tität zu reduzieren, provozierte 
Carasso das, was sonst unmög- 
lich erschienen wäre: eine vorü- 
bergehende Einheit von Grie- 
chen, Bulgaren, Albaniern, Ru- 
mänen und Serben gegen die 
Türken. 


Doch das war die tatsächliche 
Absicht der Politik. Schließlich 
war es eine Politik, die in Lon- 
don gemacht wurde. Im Sommer 
1909 begann Carasso, den Bal- 
kan und das Reich allgemein 
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zum Explodieren zu bringen. Der 
folgende Bericht von den Aus- 
wirkungen der Politik ist Wi- 
lliam Miller, einem britischen 
Geheimdienstvertreter in Athen 
entnommen, der die Anhänger 
eines Großgriechenland führte. 


Als Ergebnis dieser Politik prote- 
stierten die Bulgaren aus Maze- 
donien gegen die Einwanderung 
bosnischer Moslems und erneu- 
erten ihre Revolutionsorganisa- 
tion zum Selbstschutz. Sie luden 
Britannien, Frankreich und ande- 
re Mächte ein, gegen die Türkei 
in der Region zu intervenieren. 


Die Religionsminderheit der 
Drusen revoltierte im Libanon; 
ein neuer Mahdi, Said Idris, 
erschien im armen Yemen und 
drohte mit türkischer Herrschaft. 


Ein griechischer Bischof wurde 
ermordet und der ökumenische 
Patriarch behauptete, daß Gleich- 
heit nur ein leerer Satz sei und er 
erkärte, daß die Griechische 
Kirche innerhalb des Reichs in 
tödlicher Gefahr sei. Neuerliche 
Forderungen nach Unterstützung 
gegen die Türkei wurden laut. 


Die Vertreter der »Zwölf Inseln« 
dessen, was jetzt Griechenland 
ist, beschwerten sich darüber, 
daß ihre Privilegien aufgehoben 
worden sind. Die Christen auf 
Kreta protestierten gegen den 
Versuch, ihnen moslemische 
Richter zu schicken. 


Türkei im Krieg 
mit Italien 


Die Moslems aus Nordalbanien 
protestierten gegen die Zahlung 
von Gebühren an den Militär- 
dienst im fernen Yemen und 
gegen die Zerstörung ihrer befe- 
stigten Türme. 

Im Jahre 1909 begannen die Al- 
banier im Norden des Landes zu 
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kämpfen. Die katholischen Stäm- 
me, die insgesamt als Mountain 
Men bezeichnet wurden, began- 
nen im Jahre 1911 einen Auf- 
stand, der von kurdischen Trup- 
pen mit großer Grausamkeit nie- 
dergeschlagen wurde. Große 
Aufregung herrschte in Monte- 
negro, wo viele Albanier bei 
ihren albanischen Verwandten 
Zuflucht gefunden hatten; ein 
Krieg wurde nur durch den Ein- 
fluß des Königs verhindert und 
eine »provisorische Regierung 


Giuseppe Garibaldi, Führer 
der Rothemden, verfolgte 
die britischen Interessen 
von Italien aus. 


von Albanien« wurde gebildet. 
Unmittelbar nach dem albani- 
schen Aufstand befand sich die 
Türkei im Krieg mit Italien, das 
die Gelegenheit genutzt und das 
langersehnte Tripoli (Libyen) 
eingenommen hatte. Der Krieg 
wurde im September 1911 er- 
klärt. Um diese Bemühung zu er- 
leichtern, besetzte Italien im 
Frühling 1912 einige der Inseln 
in der türkischen Agäis. 


Ein Delegiertenkongreß auf einer 
dieser Inseln forderte jedoch die 
Union mit Griechenland und pro- 
klamierte im Juni einen autono- 
men »Agäischen Staat«. Mit 
anderen Worten, die Türkifizie- 
rung hatte begonnen, das Reich 
in Flammen zu setzen. 


Eine lebhafte Beschreibung der 
Absicht hinter Carassos Türki- 
fizierungspolitik findet sich in 
der Autobiographie des Heraus- 
gebers der Londoner »Times«, 
Henry Wickham Steed. Steed 
war ein Controller des britischen 
Geheimdienstes in Serbien und 


eine der Personen, die für die 
Auslösung des Ersten Weltkriegs 
verantwortlich sind. 


»Weniger angenehm (als der tür- 
kische Großwesir Talat), aber 
genauso interessant war Emma- 
nuel Carasso, der Jude aus Sa- 
loniki, der mitgeholfen hatte, den 
Sultan Abdul Hamid zu entthro- 
nen. Er sah aus wie ein tüchtiger 
und rücksichtsloser Straßenräu- 
ber, ein alter Seeräuber, offen 
und furchtlos. Obwohl er und 
seine Gefolgsleute von dem Sa- 
loniki-Komitee für Union und 
Fortschritt (die Jungen Türken) 
für die grausame Politik der 
»Türkifizierung< verantwortlich 
waren, die zur Bildung der Bal- 
kanliga und zu den Balkan- 
kriegen geführt hatte, war ihre 
Macht scheinbar genauso groß 
wie ihre Informationen prompt 
und korrekt waren. Carasso wuß- 
te sogar damals, im September 
1913, von dem Versuch der 
Österreicher, Serbien einen Mo- 
nat vorher den Krieg anzusagen 
und, wie er einem meiner Freun- 
de erklärte, er war überzeugt 
davon, daß der große Krieg zwar 
in diesem Augenblick noch nicht 
ganz »in Gang gekommen wars, 
doch daß er bald kommen werde 
und daß die Türkei dann ihre 
Chance bekommen würde. 


An einem Sonntag war ich in Be- 
gleitung von Carassos Cousin, 
Maitre Salem, einem Juden aus 
Saloniki, der unter der Schirm- 
herrschaft der Jungen Türken der 
führende Anwalt von Konstan- 
tinopel geworden war, in Prin- 
kipo. Wenn er nicht gerade im 
Casino spielte, schloß sich Ca- 
rasso uns an und wir sprachen 
offen. 


Auf die Frage, was er und seines- 
gleichen mit der Türkei tun 
werde, sagte er: »Haben Sie je 
einen Bäcker beim Teigkneten 
beobachtet. Wenn Sie an uns und 
die Türkei denken, müssen Sie 
an einen Bäcker und seinen Teig 
denken. Wir sind die Bäcker und 
die Türkei ist der Teig. Der 
Bäcker zieht ihn und drückt ihn, 
haut auf ihn drauf und schlägt 
mit der Faust auf ihn, bis er die 
richtige Konsistenz zum Backen 
hat. Das ist es, was wir machen. 
Wir hatten eine Revolution, dann 
eine Gegenrevolution, dann eine 
weitere Revolution und wir wer- 
den wahrscheinlich noch mehre- 
re haben, bis der Teig genau rich- 
tig ist. Dann werden wir ihn bak- 
ken und uns davon ernähren.«« 


»Carassos Neffe, der ein Ma- 
nager einer Bank ist, schaute sei- 
nen Onkel mit großer Verblüf- 
fung an. »Was wird aus dem Ge- 
schäftsleben bei all diesen Re- 
volutionen?« fragte er. Carasso 
tätschelte ihm liebevoll auf den 
Kopf und antwortete: »Mach' Dir 
keine Sorgen, mein Junge. Es 
wird alles in Ordnung kom- 
men.<« 


»Maitre Salem, der diese Unter- 
haltung mit angehört hatte, dreh- 
te sich zu Carasso um und mein- 
te scharf: »Was sagst Du da, 
Emmanuel%«« 


»>Halt' den Mund Salem«, ent- 
gegnete Carasso. »Was wäre aus 
Dir ohne die Revolution gewor- 
den? Ein gemeiner, kleiner An- 
walt aus Saloniki.< Und Salem 
hielt den Mund.« 


Das Londoner 
Balkankomitee 


Die Bewegung Großserbien, 
Großgriechenland, Großbulga- 
rien und die Jungen Türken wur- 
den von Mazzini und seinen Part- 
nern bis zu den sechziger Jahren 
des 19. Jahrhunderts gegründet. 
Diese Bewegungen waren größ- 
tenteils vom Ausland her ent- 
standen. In dem Ausmaß, wie 
man sie als »einheimisch« be- 
zeichnen kann, hatten sie ihre 
Basis im früheren Byzanz, Ve- 
netien und in der ottomanischen 
Manipulation. 


Im Jahre 1903 gründeten die 
Briten das Balkankomitee als die 
Londoner Kommandozentrale 
dieser Bewegungen. Es ist diese 
kaum bekannte Institution, die 
die unterschiedliche, miteinander 
in Konflikt stehende Politik und 
die Tricks inszeniert hat, die zu 
den Balkankriegen und zum Er- 
sten Weltkrieg geführt hat. Als 
permanente Vereinigung von 
Schriftstellern, Staatsmännern, 
Historikern und Reisenden war 
das Komitee, das sich in un- 
regelmäßigen Abständen im Un- 
terhaus traf, angeblich damit 
befaßt, eine informierte Meinung 
über Balkanangelegenheiten zu 
bilden. 


Die Bildung dieser Gruppe war 
vom früheren Premierminister 
William Gladstone, dem Führer 
der »Bulgarophilen« gefordert 
worden. Zu den Mitgliedern des 
Balkankomitees gehörten Außen- 
minister Sir Edward Grey und 


Außenminister Lord Lansdowne. 
Präsident der Gruppe war Lord 
Bryce, der aktivste Unterstützer 
der »armenischen Sache« in 
England. Das Balkankomitee ge- 
noß die öffentliche Unterstüt- 
zung des Erzbischofs von Can- 
terbury, mehrerer Bischöfe und 
der Chefs verschiedener, nicht- 
anglikanischer protestantischer 
Kirchen, die sich um Gladstone 
versammelt hatten sowie der 
Leiter der verschiedenen Colle- 
ges von Oxford und Cambridge. 


Die Hauptakteure der Gruppe, 
die die konkurrierenden chauvi- 
nistischen Bewegungen auf dem 
Balkan führten, waren Audrey 
Herbert, Noel Buxton, James 
David Bourchier, Arthur Evans 
und R. W. Seton-Watson. Her- 
bert kontrollierte die Jungen 
Türken und die Albanier; sein 
jahrzehntelanger Freund Noel 
Buxton kontrollierte die Bulga- 
ren, während er auch in Serbien 
großen Einfluß hatte. Bourchier 
und Evans kontrollierten die 
Griechen; Evans und Seton-Wat- 
son kontrollierten die Serben. 


Die Rolle 
Audrey Herberts 


Als Sohn von Lord Carnarvan - 
der offiziell die britische Frei- 
maurerei für König Edward VI. 
überwachte — stammte Herbert 
von den beiden mächtigsten olig- 
archischen Familien in England 
ab: den Herberts und Howards. 
Die Herberts besitzen nicht we- 
niger als vier Grafschaften und 
die Howards drei. Das Herzog- 
tum Norfolk — das den Howards 
gehört - ist das älteste in Eng- 
land. Der Herzog von Norfolk 
wird formell immer der »Peer of 
the Realm« genannt. 


Der Boß vom Ersten Weltkrieg 
aus T. E. Lawrence (»Lawrence 
of Arabia«) Herbert, war ein 
Experte für die Führung ver- 
schiedener Nahost-Bewegungen. 
Er war auch ein Vorsitzender des 
Balkankomitees. 


Herbert begann seine Karriere im 
Jahre 1904 als Konsul in der bri- 
tischen Botschaft in Istanbul. 
Sein Onkel Esme Howard - spä- 
ter Botschafter der Vereinigten 
Staaten im Ersten Weltkrieg - 
war damals Konsul in Kreta. Im 
Jahre 1905 reiste Howard mitten 
im russisch-japanischen Krieg 
nach Georgien. Er wurde als bri- 
tischer Spion verhaftet und aus- 


gewiesen. Im gleichen Jahr tat er 
sich mit einem anderen Mitglied 
der Buxton-Familie, Leland Bux- 
ton, zusammen, um den Auf- 
stand im Yemen gegen die otto- 
manische Herrschaft zu entfa- 
chen, der zum Tod von 100.000 
türkischen Soldaten führte. Im 
Jahre 1906 kehrte er nach Eng- 
land zurück und wurde ein Mit- 
glied des Parlaments sowie Lei- 
ter des Balkankomitees. 


Die Kontrolle der 
Jungen Türken 


In den ersten Tagen des Coups 
der Jungen Türken im Jahre 1908 
war Herbert auf dem Schauplatz 
und traf sich mit Talaat und 
Enver — zwei von dem Trium- 
virat, das später das Regime 
geführt hat — und »Macedonia 
Risorta«-Führer Emmanuel Ca- 
rasso. In dieser kritischen Zeit 
operierte er vom Bektashi Sufi 
Kloster aus. Die Bektashi haben 
in der Revolution der Jungen 
Türken eine große Rolle gespielt 
und Herbert war einer ihrer 
Controller. 


Von Anfang forderte Herbert, 
daß die Jungen Türken im Zu- 
sammenhang mit den nationali- 
stischen Bestrebungen der Juden, 
Araber und Armenier hart durch- 
greifen und kritisierte die Gleich- 
berechtigung, für die manche 
von ihnen eintraten. In Briefen 
an seinen Bruder schreibt Her- 
bert damals: »Ich wünsche den 
Jungen Türken Glück. Es ist alles 
sehr gut, aber es ist nur ein 
Anfang ... Gleichberechtigung ist 
zwar reizend als ein Gefühl, doch 
die Türkei wird es in ihrem 
Empire als unpraktisch empfin- 
den, wie auch wir es in unserem 
als unpraktisch empfunden ha- 
ben. Die Türken können mit den 
Syrern, Armeniern und Juden 
nicht konkurrieren. Sie sind die 
dominierende Rasse und im In- 
teresse des Friedens sollten wir 
das geradeheraus zeigen oder das 
Blut wird in Konstantinopel in 
Strömen fließen.« 


Herberts Kontrolle über die Jun- 
gen Türken wird in dem Roman 
des Propagandachefs des Ersten 
Weltkriegs, John Buchan, (Lord 
Tweedsmuir) — »Greenmantle« — 
gefeiert. Buchan beschrieb Her- 
bert später als »eine Art Überle- 
bender aus Kreuzzugzeiten«. 


Herbert kehrte nach Britannien 
zurück, nachdem der Coup kon- 


solidiert war. Doch von 1911 bis 
1914 reiste er häufig in die Tür- 
kei und das ottomanische Alba- 
nien, wo er mit der Führung der 
Jungen Türken zusammentraf. 
Und während er die Jungen Tür- 
ken förderte, förderte er auch die 
Unabhängigkeit Albaniens. Der 
Bektashi-Orden kontrollierte Al- 
banien und die albanischen Na- 
tionalisten haben ihm bei drei 
Gelegenheiten angeboten, ihn 
zum König zu machen. 


Im gleichen Zeitraum reiste 
Buxton häufig nach Bulgarien, 
um die Gegenseite zu unterstüt- 
zen. 


Herberts Kontrolle über die Jun- 
gen Türken ging sowohl über die 
Kontrolle der britischen Frei- 
maurerei durch seine Familie 
sowie über die historischen Bin- 
dungen der Familien Herbert und 
Howart mit Venedig; die Familie 
ist weitgehend katholisch und 
Herbert wuchs in Italien auf. 


Noel Buxton 
und seine Agenten 


Noel Buxton ist der Urenkel des 
»Großen Slavenbefreiers« Tho- 
mas Buxton, der für seine schein- 
heiligen öffentlichen Anprange- 
rungen des Sklavenhandels be- 
kannt ist, und er war ein Mitglied 
der Quaker-Familie, die die Barc- 
lays Bank kontrolliert. Als Grün- 
der des Balkankomitees und en- 
ger Freund von Herbert war Bux- 
ton der Chefpropagandist von 
Großbulgarien in der Zeit vor 
und nach dem Ersten Weltkrieg 
in England. Während des Ersten 
Weltkriegs war Buxton das 
Hauptbindeglied Englands zu 
Bulgarien und bemühte sich dem 
Namen nach, die bulgarische 
Neutralität zu sichern. Er war 
auch der erste britische Verbin- 
dungsoffizier für Präsident Woo- 
drow Wilsons Berater, Oberst 
Edward House, um für den Ein- 
tritt der Amerikaner in den Krieg 
unter dem Vorwand der Be- 
kämpfung der türkischen Massa- 
ker an den Armeniern zu sorgen. 


Buxton schrieb zahlreiche Trak- 
tate wie »The Black Sheep of the 
Balkans«, in denen er Bulgariens 
Anspruch auf Mazedonien ver- 
teidigte, doch er unterhielt auch 
enge Beziehungen zu den Serben 
und Jungen Türken. Kurz nach 
der Revolution des Jahres 1908 
veröffentlichte Österreich eine 
offizielle Protestnote an Britan- 


nien und beschwerte sich darü- 
ber, daß Buxton über »erhebliche 
finanzielle Mittel verfügt und 
eine große Anzahl an Agenten 
beschäftigt, um unter der unwis- 
senden serbischen Bevölkerung 
unlautere Bestrebungen zu ver- 
breiten«. Er agitiere, so Öster- 
reich, für einen von den Jungen 
Türken unterstützten serbischen 
Krieg gegen Österreich. 

Nach dem Ersten Weltkrieg wur- 
de Buxton ein Führer im pro- 
Nazi Cliveden Set und gründete 
auch zwei wichtige Quaker- 
Geheimdienstorganisationen, die 
Anti-Slavery Society und den 
Save the Children Fund. 


JamesD. 
Bourchier 


Bourchier war Korrespondent 
der Londoner »Times« auf dem 
Balkan von 1892 bis 1915 und 
der Akteur, der die Balkanliga 
mit Serbien, Griechenland, Alba- 
nien, Rumänien und Bulgarien 
gegen die Türkei im ersten Bal- 
kankrieg zusammengestellt hat. 
Diese phänomenale diplomati- 
sche Tat erforderte viele Lügen 
gegenüber allen betroffenen Par- 
teien hinsichtlich der endgültigen 
Disposition des ottomanischen 
Territoriums, das sie in Besitz 
nehmen wollten. Bourchier ope- 
rierte größtenteils von Griechen- 
land aus und war ein Berater des - 
griechischen Königs, einem Cou- 
sin von Edward VII. Doch trotz 
seiner griechischen Bindungen 
war Bourchier der Verfechter der 
bulgarischen Bestrebungen im 
ottomanischen Mazedonien, auf 
die auch Griechenland und Ser- 
bien Anspruch erhob. 


Sir Arthur 
John Evans 


Als Verwalter des Ashmolean 
Museums, einem Zentrum briti- 
scher Freimaurerei, war Sir Ar- 
thur John Evans seit dem Jahre 
1870 als Englands prominente- 
ster Verfechter der serbischen 
Bestrebungen in der Balkanpoli- 
tik aktiv. Seine politische Idee, 
sagte er, war eine »südslawische 
Monarchie aus Österreich und 
dem Balkan«. Evans war der 
Gründer der britischen Schule 
von Athen und der britischen 
Akademie dort, die herrliche 
Schilderungen des antiken Grie- 
chenland herausgebracht hat, 
welche auch der Popularisierung 
der griechischen Sache dienten. 
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Britannien 

Wie die briti- 
sche Krone 
das Pulverfaß 
auf dem 
Balkan 
geschaffen hat 


Als Sohn eines reichen schotti- 
schen Kaufmanns in Indien war 
Robert William Seton-Watson in 
der ersten Hälfte des 20. Jahr- 
hunderts der prominenteste Be- 
fürworter von Großserbien und 
dem späteren Jugoslawien. Als 
fast fehementester Propagandist 
gegen die Österreicher und Un- 
garn gab Seton-Watson zahlrei- 
che pro-serbische Darstellungen 
in der Zeit der Balkankriege her- 
aus und er war im Ersten Welt- 
krieg abkommandiert, um Ser- 
bien im Namen des britischen 
Geheimdienstes zu helfen. In 
der unmittelbaren Nachkriegszeit 
gründeten Seton-Watson und 
sein Freund Sir Bernard Pares 
(ein Controller der Bolschewi- 
sten) die »Slawonic Review«, die 
mit dem Fachbereich für slawi- 
sche Studien des Kings College 
in Verbindung stand. Die »Re- 
view« ist bis heute einer der pro- 
serbischsten akademischen Aus- 
gaben in Britannien. 


Countdown zum 
Ersten Weltkrieg 


Im Jahre 1909 begann Caras- 
sos Türkifizierungspolitik zuneh- 
mende Feindseligkeiten und re- 
gelrechte Revolten unter der 
nichttürkischen Bevölkerung des 
ottomanischen Europa auszulö- 
sen. Davon betroffen waren am 
meisten die griechische und bul- 
garische Bevölkerung von Maze- 
donien, einer Region, die auch 
von Serbien beansprucht wird. 
Im Sommer 1912 bildete der 
Agent J. D. Bourchier vom Bal- 
kankomitee die Balkanliga, die 
Montenegro, Serbien, Albanien, 
Griechenland und Bulgarien um- 
faßt. Ihr Zweck war es, die Kräf- 
te für einen Liberalisierungskrieg 
gegen das Ottomanische Reich 
zusammenzufassen. Miteinander 
in Widerstreit stehende Ansprü- 
che wegen Mazedonien wurden 
auf die Zukunft verschoben. 
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Im August 1912 gab Bulgarien 
eine höchstprovokative Note an 
die Türkei heraus und forderte 
die mazedonische Autonomie 
unter der Kontrolle der internen 
mazedonischen Revolutionsor- 
ganisation (IMRO). Das Balkan- 
komitee unterstützte diese For- 
derung; der Präsident des Bal- 
kankomitees Noel Buxton for- 
derte jahrelang die Einverleibung 
Mazedoniens durch Bulgarien. 


Doch trotz dieser neuen Gefahr 
blieben die Jungen Türken 
zuversichtlich, daß sie weiterhin 
die Unterstützung der Briten 
erhalten werden. Sie waren von 
den Briten an die Macht gebracht 
worden und standen unter der 
Leitung des Vertreters des Bal- 
kankomitees, Aubrey Herbert. 
Eine ihrer ersten Amtshand- 
lungen war die Übergabe der 
Kontrolle ihrer Armee an die bri- 
tischen Offiziere und ihrer Ma- 
rine an die Franzosen. 


Im September entschieden sich 
Griechenland und Bulgarien un- 
ter dem Vorwand, die mazedoni- 
sche Unabhängigkeit zu unter- 
stützen, für Krieg gegen die 
Türkei. 


Im Oktober erklärte Montenegro 
-— ein Marionettenstaat von 
Venedig — der Türkei den Krieg 
und begann so formell den ersten 
Balkankrieg. Bulgarien, Serbien 
und Griechenland traten in den 
Krieg ein, wie es von der Bal- 
kanliga vorgesehen war. Weil 
der italienisch-türkische Krieg 
noch lief, war die Türkei beson- 
ders schwach. 


Die Deutschen 
unterstützten Österreich 


Im Oktober und November ha- 
ben die bulgarischen und serbi- 
schen Kräfte die Türken zer- 
schlagen und kamen praktisch 
bis an die Tore von Istanbul. 
Rußland gab an Bulgarien eine 
Warnung aus, Istanbul nicht zu 
besetzen, da es Istanbul selbst 
haben wollte. Zum ersten Mal 
drohte eine europäische Groß- 
macht einzugreifen. 


Im November überrollte Serbien 
Nordalbanien. An diesem Punkt 
kündigte Österreich an, es würde 
keinen serbischen Zugang zur 
Adria zulassen — der durch die 
Besetzung von Albanien erzielt 
wurde — und verkündete seine 
Unterstützung für ein unabhängi- 


ges Albanien. Die Deutschen 
boten Österreich Unterstützung, 
während Rußland Serbien unter- 
stützte. 


Im Dezember unterzeichneten 
die Türkei, Bulgarien und Ser- 
bien einen Waffenstillstand und 
beendeten damit die erste Phase 
im ersten Balkankrieg. Griechen- 
land lehnte es ab, zu unterzeich- 
nen. Die Briten beriefen in Lon- 
don eine Friedenskonferenz ein, 
die offiziell den Konflikt beile- 
gen sollte. Doch im Januar 1913 
brach die Friedenskonferenz zu- 
sammen, als die Türken es ab- 
lehnten, Kreta, die Agäischen In- 
seln und Adrianopel aufzugeben. 
Heute bekannt als Plovdiv in 
Bulgarien war Adrianopel da- 
mals die Hauptstadt der Balkan- 
Türkei und war von ungeheurer 
militärischer Bedeutung. 


Am 22. Januar 1913 zwangen die 
imperialen Mächte unter Füh- 
rung Britanniens die Türkei da- 
zu, Adrianopel aufzugeben, was 
praktisch die Aufgabe der gan- 
zen europäischen Türkei bedeu- 
tete. Am 23. Januar übernahm 
der Führer der Jungen Türken, 
Enver Pascha, wieder die Macht 
durch einen Coup. 


Am 3. Februar wurde der erste 
Balkankrieg wieder aufgenom- 
men. Die Griechen nahmen Ja- 
nina ein, das damals zu Albanien 
gehörte und jetzt ein Teil von 
Griechenland ist. Die Bulgaren 
eroberten Adrianopel. Unter un- 
geheurem Druck kapitulierte die 
Türkei. Bulgarien und die Türkei 
vereinbarten einen separaten 
Frieden. Im April nahmen die 
Montenegriner Scutari in Al- 
banien ein. Doch im Mai gaben 
sie Scutari unter der Androhung, 
daß Österreich in den Krieg ein- 
treten würde, wieder auf, wäh- 
rend sich die Serben aus Du- 
razzo, der Hauptstadt von Zen- 
tralalbanien zurückzogen. 


Ein Hindernis für 
Großserbien 


Im Mai wurde die Londoner 
Friedenskonferenz wieder eröff- 
net, die zu dem Vertrag von 
London führte, in dem die Türkei 
einen großen Teil ihres verblei- 
benden Besitzes in Europa auf- 
gab. Der Status von Albanien 
wurde den Mächten überlassen. 
Die Albanier boten an, Aubrey 
Herbert zum König ihres geplan- 
ten unabhängigen Staates zu ma- 


chen. So endete der erste Bal- 
kankrieg. 


Im Juni 1913 - einen Monat spä- 
ter — verbündeten sich Serben 
und Griechen gegen ihren frühe- 
ren Verbündeten Bulgarien, weil 
Bulgarien sich sträubte, Serbien 
mehr von Mazedonien abzuge- 
ben. So begann der zweite Bal- 
kankrieg. 


Am 29, Juni griffen die Bulgaren 
serbisch-griechische Positionen 
an. Die Türkei trat in den Krieg 
ein, diesmal auf der Seite Ser- 
biens und Griechenlands gegen 
Bulgarien. Bulgarien war rasch 
geschlagen 


Im August wurden im Vertrag 
von Bukarest, der von Britannien 
und den Mächten überwacht 
wurde, ein großer Teil Mazedo- 
niens an Griechenland und Ser- 
bien übergeben. So endete der 
zweite Balkankrieg. 


Der Schluß des zweiten Bal- 
kankriegs war notwendigerweise 
vorübergehender Natur, denn 
Bulgarien würde nie tolerieren, 
daß Griechenland und Serbien 
den größten Teil Mazedoniens 
bekommen. Und obwohl Serbien 
einen großen Teil Mazedoniens 
erhielt, so erhielt es dennoch kei- 
nen Zugang zum Agäischen 
Meer. Doch Serbien wollte dies 
wiederum nicht tolerieren. So 
fiel Serbien im September 1912 - 
einen Monat nach dem formalen 
Ende des zweiten Balkankriegs — 
in den selbständig gewordenen 
Staat Albanien ein, um Zugang 
zum Adriatischen Meer zu erhal- 
ten. Doch Österreich gab ein 
Ultimatum heraus und Serbien 
zog sich zurück. Damit erschien 
Österreich den großserbischen 
Chauvinisten, die wußten, daß 
sie die Unterstützung der Briten, 
Franzosen und Russen hatten, als 
die größte Gefahr. 


Einundzwanzig Monate später — 
im Juni 1914 - tötete die Schwar- 
ze Hand Erzherzog Ferdinand, 
den sie als ein Hindernis für ein 
Großserbien öffentlich angepran- 
gert hatten. Damit wurde der 
Erste Weltkrieg ausgelöst. I 


Erster Weltkrieg 
Wie aus dem 
Mord in 
Sarajewo 
Krieg wurde 


Selbst nach jahrzentelangen weltpolitischen Intrigen war die 
ganze Perfidie und Gerissenheit von Sir Edward Grey erforder- 
lich, um die größte Feuersbrunst in der Weltgeschichte zum Aus- 
bruch zu bringen, indem die diplomatische Krise im Zusammen- 
hang mit der Ermordung des österreichischen Thronfolger, Erz- 
herzog Franz Ferdinand, am 28. Juni 1914 in Sarajewo, Bosnien, 
ausgenutzt wurde. 


Sir Edward Grey hatte aus der 
Marokko-Krise im Jahre 1911 ei- 
ne wichtige Lektion gelernt, als 
Deutschland das Kriegsschiff 
»Panther« nach Agadir entsand- 
te, um die deutschen Interessen 
dort zu sichern, die mit denen 
Frankreichs kollidierten. Diese 
Lektion lautete: wenn Deutsch- 
land in einer Krise genau erkann- 
te, daß die direkte Gefahr eines 
anglo-deutschen Krieges besteht, 
würde Berlin klein beigeben und 
die Kriegspartei in London ent- 
täuschen. In der Agadir-Krise 
hatte der britische Minister 
Lloyd George Berlin eindeutig 
öffentlich gewarnt und Deutsch- 
land hatte sofort geantwortet, daß 
es keine permanente Präsenz an 
der Atlantikküste vor Marokko 
anstrebe; die Krise war bald zu 
Ende. 


Zugeständnisse an 
London 


Der deutsche Kanzler von 1909 
bis 1917, Dr. Theobald von Beth- 
mann-Hollweg, war ein Anglo- 
phile und ein alter Freund des 
Kaisers aus Studentenzeiten und 
eifrig darauf bedacht, London 
gegenüber Zugeständnisse zu 
machen, um den Frieden zu si- 
chern. Sir Edward Grey erklärte 
im Jahre 1912, daß jegliche 
Differenzen zwischen England 
und Deutschland niemals gefähr- 
liche Proportionen annehmen 
würden, so lange die deutsche 


Politik von Bethmann-Hollweg 
gelenkt würde. 


Während der Balkankriege und 
der Liman von Sanders Affaire 
von 1913 hielt Grey die Illusion 
von guten Beziehungen mit 
Deutschland aufrecht. Bis Mitte 
des Jahres 1914 wurden die ang- 
lo-deutschen Beziehungen von 
Sir Edward Goschen, dem briti- 
schen Botschafter in Berlin, als 
»freundschaftlicher und herzli- 
cher wie schon seit Jahren nicht 
mehr« beurteilt. Doch das war 
alles nur ein Trick des perfiden 
Albion. 


Einige Wochen nach der Ermor- 
dung des Erzherzogs Franz Fer- 
dinand richtete die österreichi- 
sche Regierung, die Belgrad 
Vorwürfe machte, am 23. Juli ein 
sehr hartes Ulitimatum an Ser- 
bien und forderte umfassende 
Genehmigungen für die Unter- 
suchung des Verbrechens und 
die Unterdrückung anti-öster- 


David Lloyd George (links) und Winston Churchill 1898 bei 
einem Spaziergang in den Straßen von London. Beide wa- 
ren entscheidend an den Vorbereitungen zum Ersten Welt- 
krieg beteiligt, der am 4. August 1914 ausbrach. 


reichischer Agitation. Die Sla- 
wophilen am russischen Hof for- 
derten den Krieg gegen Öster- 
reich und Deutschland zur Ver- 
teidigung Serbiens; diese Slawo- 
philen waren Verrückte hinsicht- 
lich der strategischen Offensive, 
die einen allgemeinen europäi- 
schen Krieg wollten. In Wien 
waren der führende Minister, 
Graf Berchtold, und der Stabs- 
chef, Conrad von Hoetzendorff, 
entschlossen, die Krise dazu zu 
nutzen, um Serbien zu zerschla- 
gen, das sie als eine Bedrohung 
für ihr Reich betrachteten. 
Berchtold und Hoetzendorff wa- 
ren Verrückte hinsichtlich der 
strategischen Defensive, auch 
wenn sie die taktische Offensive 
gegen Serbien übernahmen. Ihre 
aggressiven Absichten beinhalte- 
ten Serbien, aber keine anderen 
Großmächte. Als Serbien eine 
versöhnliche Antwort auf das 
österreichische Ulitmatum her- 
ausgab, waren Kaiser Wilhelm II. 
und andere erleichtert und dach- 
ten, die Gefahr sei vorüber; doch 
die Verrückten aus Wien hakten 
bei geringfügigen Ablehnungen 
Serbiens ein und erklärten am 
28. Juli den Krieg. 


Die Kriegsfalle 
der Briten 


Wenn Sir Edward Grey den 
Krieg aufrichtig hätte vermeiden 
wollen, hätte er eine von zwei 
Aktionen unternehmen können. 


Zum einen hätte er Deutschland 
früh genug in der Krise darauf 
hinweisen können, daß Britan- 
nien im Kriegsfalle auf der Seite 
von Frankreich und Rußland 
kämpfen würde. Das hätte den 
Kaiser und Bethmann zu den 
größten Bemühungen angetrie- 
ben, die Verrückten in Wien in 
Zaum zu halten, wahrscheinlich 
sogar, sie zu zwingen, klein bei- 
zugeben. Zum anderen hätte 
Paris und besonders St. Peters- 
burg gewarnt werden können, 
daß Britannien nicht die Absicht 
hat, sich über den Streit auf dem 
Balkan in einen Weltkrieg hin- 
einziehen zu lassen und neutral 
bleiben würde. das hätte die Mi- 
litaristen in St. Petersburg aus- 
gehöhlt und Paris dazu motiviert, 
seinen drosselnden Einfluß aus- 
zuüben. 


Grey tat als Schüler von Edward 
VI. keines dieser Dinge. Statt- 
dessen hielt er eine Täuschungs- 
pose aufrecht, mit der Deutsch- 
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Erster Weltkrieg 
Wie aus dem 
Mord in 
Sarajewo 
Krieg wurde 


land in dem Glauben gewiegt 
werden sollte, daß England neu- 
tral bleiben würde, während er 
gleichzeitig Paris Hinweise dafür 
gab, daß England Rußland und 
Frankreich unterstützen würde. 


Diese Hinweise wurden dann an 
den russischen Außenminister 
Sazonov, einen britischen Agen- 
ten, und an Zar Nikolaus II., wei- 
tergegeben. So wurden die fran- 
zösischen »revanchistes« und die 
russischen Slawophilen subtil 
dazu ermuntert, den Weg der 
Aggression einzuschlagen. 


Der naive 
deutsche Kaiser 


Greys Täuschung Deutschlands 
bedeutete die Annahme der Hal- 
tung eines Vermittlers und nicht 
so sehr einer möglichen Partei in 
dem Konflikt. Anfang und Mitte 
Juli schlug Grey direkte Gesprä- 
che zwischen Wien und St. 
Petersburg vor, um einen Krieg 
zu vermeiden, doch er ließ dies 
wieder fallen, als der französi- 
sche Premierminister Poincare, 
ein Kriegshetzer, antwortete, daß 
dies »sehr gefährlich« wäre. Am 
24. Juli ging Grey zu einem 
Vermittlungsvorschlag durch an- 
dere Großmächte im öster- 
reichisch-russischen Streit über. 


Am 26. Juli schlug er eine Kon- 
ferenz der Botschafter Englands, 
Frankreichs, Italiens und Deutsch- 
lands vor, die von Deutschland 
aus verschiedenen Gründen ab- 
gelehnt wurde. Greys Scharade 
der Kriegsvermeidung trug zur 
Selbstzufriedenheit in Berlin und 
einem Versagen darin, irgendet- 
was zu tun, um die Verrückten in 
Wien im Zaum zu halten, bei, 
denn der Kaiser dachte, wenn 
England nicht kämpfen würde, 
wäre es unwahrscheinlich, daß 
Frankreich und Rußland es tun. 


Edwards Sohn, König George V., 
trug zu der britischen Täuschung 
sehr stark bei. Am Abend des 
26. Juli sagte König George V. 
dem Bruder des Kaisers, Prinz 
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Heinrich, der zu Besuch in Eng- 
land weilte, daß Britannien »mit 
niemandem Streit hat und ich 
hoffe, daß wir neutral bleiben 
werden«. Das wurde von dem 
pathetischen Kaiser als binden- 
des Gelöbnis britischer Neutrali- 
tät aufgegriffen, für das, so sagte 
er, »ich das Wort eines Königs 
habe; und das genügt mir«. 


Der naive Kaiser Wilhelm wurde 
ın der letzten kritischen Periode, 
als Deutschland Wien hätte zwin- 
gen können, klein beizugeben 
und einen allgemeinen Krieg zu 
vermeiden, sehr im unklaren ge- 
lassen, bevor die schicksalhaften 
Mobilmachungen der Russen 
und Österreicher am 30. und 31. 
Juli begannen. 


Die Kriegserklärung 
der Briten - Auftakt 
zum Ersten Weltkrieg 


Erst spät am Abend des 29. Juli 
erhielt Berlin eine Ankündigung 
über eine bewaffnete Interven- 
tion der Briten in dem bedrohlich 
sich abzeichnenden Konflikt. Als 
die deutschen Streitkräfte im 
Rahmen des Schlieffen-Plans - 
der deutsche Plan für einen 
Zweifronten-Krieg gegen Frank- 
reich und Rußland - in Belgien 
einmarschierten, erklärte Grey 
am 4. August 1914 um Mitter- 
nacht den Krieg. 


Die Briten machten als erste der 
Großmächte ihre Kriegsmaschi- 
nerie mobil, in diesem Fall die 
große Flotte der Königlichen 
Marine. Am 19. Juli hatten sie 
mit der Parade der großen Flotte 
in Portsmouth bereits eine her- 
vorragende Marinedemonstra- 
tion durchgeführt. Am Nachmit- 
tag des 28. Juli befahl Winston 
Churchill, die Flotte solle in der 
Nacht mit Hochgeschwindigkeit 
und ohne Lichter von Ports- 
mouth durch die Straße von 
Dover zu ihrem Kriegsstützpunkt 
nach Scapa Flow in Nordschott- 
land fahren. Am 29. Juli wurde 
das offizielle »Warntelegramm« 
von der Admiralität abgeschickt. 
Die britische Flotte befand sich 
jetzt im Krieg. 


Der erste Staat auf dem Konti- 
nent, der mobilmachte, war Ser- 
bien, am 25. Juli. Die Reihen- 
folge der allgemeinen Mobilma- 
chung war Serbien, Großbritan- 
nien, Rußland, Österreich, Frank- 
reich und schließlich Deutsch- 
land. 


Erster Weltkrieg 


Wie die Briten 
den Mord in 
Sarajewo 
gelenkt haben 


Am 28. Juni 1914 wurden Erz- 
herzog Ferdinand und seine 
Frau in Sarajewo, Bosnien, nie- 
dergeschossen, was den zweck- 
dienlichen Zwischenfall liefer- 
te, der dann den Ersten Welt- 
krieg auslöste. Im März 1917 
wurden der Attentäter Gavrilo 
Princip und seine Komplizen, 
Nedjelko Chabrinovitch und 
Tryfon Grabezh, vor ein serbi- 
sches Gericht gestellt. Alle ge- 
standen die Morde stolz und 
meinten, daß es richtig gewe- 
sen sei, den Erzherzog zu tö- 
ten, da er ein Gegner von 
Großserbien gewesen sei. Sie 
berichteten, daß sie Mitglieder 
der Schwarzen Hand seien und 
daß ihr Vorgesetzter in dieser 
Gesellschaft, Milan Cigano- 
vitch, den Mord angeordnet 
habe. Die Vernehmung der 
Angeklagten bringt Aspekte 
darüber, wie der Mord organi- 
siert worden ist, zum Vor- 
schein: 


Gerichtspräsident: »Haben Sie 
mit Ciganovitch über Freimaure- 
rei gesprochen?« 


Princip: »Warum fragen Sie mich 
danach?« 


Präsident: »Weil ich es wissen 
will.« 


Princip: »Ja, Ciganovitch sagte 
mir, er sei ein Freimaurer... Bei ei- 
ner anderen Gelegenheit sagte er 
mir, der Thronfolger (Erzherzog 
Ferdinand) sei von einer Freimau- 
rerloge zum Tode verurteilt wor- 
den.« 


Sodann wurde der Angeklagte 
Chabrinovitch befragt. Er sagte, 
der Logenvertreter, der den Mord 
organisiert hat, war Dr. Radoslav 
Kazimirovitch. 


Chabrinovitch: »Er ist ein Frei- 
maurer. Auf gewisse Art und 
Weise einer ihrer Leiter. Er reiste 
sofort ab (als Chabrinovitch und 
die anderen dem Mord zuge- 
stimmt hatten) und bereiste den 
Kontinent. Er war in Budapest, 


Rußland und Frankreich. Immer 
wenn ich Ciganovitch über unsere 
Sache (den geplanten Mord) be- 
fragt habe, antwortete er: »Wenn 
dieser Mann zurückkommt.< Dann 
sagte er mir, daß die Freimaurer 
den Erzherzog schon zwei Jahre 
früher zum Tode vernurteilt hatten, 
doch daß niemand das Urteil aus- 
führen wollte. Dann, als er die 
Browning und die Patronen aus- 
händigte, sagte er, »Dieser Mann 
ist gestern abend aus Budapest zu- 
rückgekommen«, wußte ich, daß 
er die Reise im Zusammenhang 
mit unserer Sache gemacht hatte 
und daß er mit bestimmten Krei- 
sen im Ausland verhandelt hatte.« 
Präsident: »Erzählen Sie uns 
Märchen?« 


Chabrinovitch: »Nein. Das ist 
die reine Wahrheit — einhundert 
Mal wahrer als Ihre Unterlagen 
über die Schwarze Hand.« 


Im Jahre 1917 berichtete der bri- 
tische Autor C. H. Norman, daß 
die Grand Orient Masons hinter 
der Ermordung des Erzherzogs 
standen. So schreibt er in seiner 
Druckschrift mit dem Titel »Ei- 
nige geheime Einflüsse hinter 
dem Krieg«: 


»Irgendwann um das 1906 Jahr 
herum wurde ich zu einem Tref- 
fen von Engländern eingeladen, 
um den Vorschlag zur Gründung 
einer englischen Loge des Grand 
Orient zu diskutieren... Die Loge 
sollte sich »mit Propaganda im 
Namen der Entente Cordiale be- 
fassen«...mit diesem scheinbar 
harmlosen Thema, für das ich 
Sympathie hegte. Aber dennoch, 
ich beschloß, festzustellen, ob sie 
nur dieses wohlwollende Pro- 
gramm besaß, das sie vorgab.« 


»Zu meinem Erstaunen stellte 
ich fest, daß der Grand Orient 
dabei war, sich zusammen mit 
der russischen Okhrana auf einen 
großen politischen Plan einzulas- 
sen, der nur durch einen schreck- 
lichen Krieg in Europa verwirk- 
licht werden konnte.« Norman 
berichtete, daß zum Grand Orient 
viele Franzosen gehörten, insbe- 
sondere »M. Poincare, Combes, 
Delcasse, Briand, Viviani, Mil- 
lerande«. Weiterhin berichtete 
er, daß der Londoner Agent des 
Grand Orient an der Planung des 
Mords am Erzherzog beteiligt 
war. 


Erster Weltkrieg 


Die Kriegs- 


schuld- 


Klausel im 
Versailler- 
Vertrag 


Die ganze internationale öffentliche Ordnung der Ära nach 1919 
einschließlich der Liga der Nationen und der Vereinten Nationen 
basierte auf der absurden Lüge, daß Deutschland für den 
Ausbruch des Ersten Weltkriegs allein verantwortlich gewesen 
ist. Dies wurde bei Kriegsende der Pariser Friedenskonferenz 
durch eine »Kommission über die Verantwortung der Autoren 


des Krieges« offiziell berichtet. 


Vorsitzender der Kommission 
war der amerikanische Außenmi- 
nister Robert Lansing. Lansing 
lehnte es ab, Deutsche an seinen 
Überlegungen teilhaben zu las- 
sen und die Kommission igno- 
rierte ein neues »Deutsches 
Weißbuch«, das im Jahre 1919 
von Hans Delbrück, Professor 
Mendelssohn-Bartholdy, Graf 
Montgelas und Max Weber zu- 
sammengestellt wurde und in 
dem genug Beweise enthalten 
waren, um zu zeigen, daß die 
These von der ausschließlichen 
Kriegsschuld der Deutschen un- 
haltbar war. Der Kernpunkt von 
Lansings Schlußfolgerungen war 
der folgende: 


Das bekannte 
Fehlurteil 


»Der Krieg wurde von den Zen- 
tralmächten zusammen mit deren 
Verbündeten Türkei und Bulga- 
rien vorüberlegt und war die Fol- 
ge von absichtlich begangenen 
Handlungen, um ihn unvermeid- 
lich zu machen. Deutschland hat 
zusammen mit Österreich-Un- 
garn vorsätzlich daran gearbeitet, 
um die vielen Versöhnungsvor- 
schläge, die von den Entente- 
Mächten gemacht worden sind, 
zu vereiteln.« 


und deren Staatsbürger aufgrund 
des Krieges, der ihnen durch die 
Aggression Deutschlands und 
seiner Verbündeten auferlegt wur- 
de, unterworfen waren.« 


Die deutschen Delegierten wur- 
den unter Androhung eines neuer- 
lichen Krieges und durch die 
Wirtschaftsblockade, die Deutsch- 
land nach dem Waffenstillstand 
durch die Flotten der Entente 
immer noch auferlegt wurde, 
dazu gezwungen, den Versailler 
Vertrag zu unterzeichnen. 


Die These von der ausschließ- 
lichen deutschen Kriegsschuld 
wurde von der Entente als Vor- 
aussetzung für den karthagini- 
schen Frieden, der den Zentral- 
mächten auferlegt wurde, ver- 
langt, wozu die Forderung nach 
über 32 Milliarden Dollar an 
Kriegsreparationen, besonders an 
Frankreich, plus Zinsen für die 
Bedienung dieser Schuld über 
Jahrzehnte in die Zukunft hinein, 
gehörte. 


In den Jahren nach dem Krieg 
wurden dokumentarische Bewei- 
se veröffentlicht, die die große 


Die Unterzeichnung des Versailler Friedensvertrages, 
der Deutschland in ein wirtschaftliches Chaos stürzte. 


Dieses Fehlurteil wurde so dann 
in den berüchtigten Artikel 231 
des Versailler Vertrages aufge- 
nommen, der behauptet: 


»Die Alliierten und die asso- 
ziierten Regierungen bestätigen 
und Deutschland akzeptiert die 
Verantwortung Deutschlands und 
seiner Alliierten für die Verur- 
sachung des gesamten Schadens 
und Verlustes, dem die Alliierten 
und assoziierten Regierungen 


Lüge von Versailles weiterhin 
unterminierten. Dazu gehörte 
Karl Kautskys »Ausbruch des 
Weltkriegs« (New York 1924), 
die sowjetischen »Materialien 
über die Geschichte der franzö- 
sisch-russischen Beziehungen von 
1910 bis 1914« (Moskau 1922), 
das »Österreichische Rotbuch von 
1919« und das Tagebuch von 
Baron Schilling vom russi- 
schen Außenministerium« (Lon- 
don 1925). 


Das Fehlurteil von Versailles 
war in den zwanziger Jahren die- 
ses Jahrhunderts in Amerika be- 
reits zu einem Skandal gewor- 
den, als Historiker wie H. E. 
Barnes die Überprüfung der 
Kriegsschuld-Klausel forderten. 


Bezeichnend ist die Schlußfolge- 
rung des Historikers Sidney B. Fay 
aus Harvard im Jahre 1930: »Das 
Urteil des Versailler Vertrages, 
daß Deutschland und seine Ver- 
bündeten für den Krieg verant- 
wortlich waren, ist angesichts der 
Beweise, die jetzt zur Verfügung 
stehen, historisch gesehen nicht 
stichhaltig. Es sollte deshalb über- 
prüft werden. Doch aufgrund der 
weitverbreiteten Ansichten in ei- 
nigen Entente-Ländern ist es 
zweifelhaft, ob eine formelle und 
rechtliche Überprüfung bis jetzt 
durchführbar ist. Es muß zuerst 
eine weitere Überprüfung durch 
historische Wissenschaftler er- 
folgen und durch sie eine Über- 
prüfung der öffentlichen Mei- 
nung.« 


Der Vertrag muß 
überarbeitet werden 


Jetzt, nach dem Faschismus, 
einem zweiten Weltkonflikt, dem 
Kalten Krieg und dem Fall der 
kommunistischen Regime in Eu- 
ropa ist die Zeit gekommen, den 
Versailler Vertrag erneut anzu- 
schauen. Der Vertrag muß über- 
arbeitet werden, um die Kriegs- 
schuld einer internationalen Ver- 
schwörung unter Leitung von 
König Edward VII. von England 
und nach ihm von Sir Edward 
Grey zu spezifizieren, zu denen 
auch Figuren wie Izvolski, Sazo- 
nov und Clemenceau gehörten. 
Das Zentrum der Kriegsschuld 
ist in London auszumachen. DI 
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Vertrauliches 


Kissinger sieht 
Konflikte in 
Asien voraus 


Auf der erwähnten Konferenz 
des Chatham House sprach Hen- 
ry Kissinger von einem drohen- 
den Krieg in Asien. Im gleichen Zu- 
sammenhang attackierte er die 
neue Kooperation der Regierung 
Clinton mit Deutschland vor al- 
lem in osteuropäischen Fragen. Er 
erklärte: »Innerhalb Europas gibt 
es viele Konflikte und viele Ri- 
valitäten und viele historische Er- 
innerungen. Dennoch kommt ein 
strategischer Konflikt zwischen 
den europäischen Mächten nicht 
in Frage. Ungeachtet der unter- 
schiedlichen Ausgangspunkte der 
Kernländer der EU (Deutschland, 
Frankreich) und der Randländer 
(Großbritannien) ist dies der 
bestimmende Faktor in Europa.« 


Jedoch, so fuhr Kissinger fort, 
»Dies trifft nicht auf Asien zu... 
Wer die Beziehungen Japans, 
Chinas, Koreas, des asiatischen 
Teils von Rußland und selbst In- 
diens untereinander studiert, 
muß zu der Ansicht gelangen, 
daß ihre Beziehungen derzeit 
ziemlich große Ähnlichkeit mit 
denen der europäischen Staaten 
- im 19. Jahrhundert haben...« 


Der britische Einflußagent Kis- 
singer drückt damit die derzeiti- 
ge britische Zielsetzung aus, 
nämlich eine großangelegte De- 
stabilisierung im asiatisch-pazi- 
fischen Raum heraufzubeschwö- 
. ren. In China soll nach Dengs 
Tod ein Bürgerkrieg entfacht 
und die koreanische Halbinsel 
sowie die politische Lage in 
Japan destabilisiert werden. 


Polen: IWF 
und London 
planen Wahl- 
manipulation 


Der IWF, britische Interessen 
und der Megaspekulant Georg 
Soros haben dafür gesorgt, daß 
sich ihr Gewährsmann Jacek 
Kuron um die polnische Präsi- 
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dentschaft bewerben wird. Ku- 
ron gilt als Strohmann des früh- 
reren Ministerpräsidenten und 
vehementen IWF-Anhängers Ed- 
uard Balcerowicz. Dieser Über- 
raschungscoup zeichnete sich ab, 
als es auf einem Parteitag am 1. 
und 2. April zu einer Vereini- 
gung der Demokratischen Union 
des früheren Ministerpräsidenten 
Tadeusz Mazowiecki und der 
extrem freimarktwirtschaftlichen 
liberaldemokratischen Koalition 
zur »Freiheitsunion« kam. Dabei 
wurde Mazowiecki ausgebootet 
und Balcerowicz zum Vorsit- 
zenden der neuen Partei gewählt, 
obgleich dieser bis kurz vor dem 
Parteitag noch nicht einmal 
Mitglied der Demokratischen 
Union gewesen war. 


Mit der Wahl einher ging auch 
eine radikale freimarktwirtschaft- 
liche Orientierung der »Feiheits- 
union«. Der Parteitag ernannte 
dann Kuron zum Präsident- 
schaftskandidaten der »Union«, 
der gegen Lech Walesa bei den 
jetzt für Oktober angesetzten 
Wahlen antreten soll. Die Füh- 
rungsriege der »Freiheitsunion« 
liest sich wie ein »Who’s who« 
von Soros’ Proteges. Balcero- 
wicz ist Vorsitzender des Zen- 
trums für sozialwirtschaftliche 
Analysen, in das Gelder der 
Ford-Stiftung und George-So- 
ros-Stiftung flossen. Zum Beirat 
des Zentrums zählen einge- 
fleischte Prediger der »Schock- 
therapie« wie Anders Aslund 
und Jeffrey Sachs. Ein anderes 
Mitglied der Führung der »Frei- 
heitsunion«, Bronislaw Gere- 
mek, gehört wie auch andere 
Parteimitglieder und Parlaments- 
abgeordnete dem Beirat der 
George-Soros-Stiftung an. I 


Konservative: 
Wahlschlappe 
in Schottland 


Einen Monat vor den landeswei- 
ten Kommunalwahlen Anfang 
Mai mußten der britischen Pre- 
mierminister John Major und 
seine Konservative Partei bei 
den Wahlen für 29 Kommu- 
nalparlamente am 6. April in 
Schottland eine vernichtende 
Niederlage einstecken. Sie lan- 
deten mit nur 11 Prozent der 
Stimmen auf dem vierten Platz. 
Die Labour-Partei kam auf 46 
Prozent und die Schottische 


Nationalpartei, die sich für die 
Unabhängigkeit einsetzt, auf 26 
Prozent. Noch vor den Wahlen 
hatten die Tories in London ver- 
sucht, sich über eine Neuord- 
nung der Wahlbezirke in Schott- 
land eine günstigere Ausgangs- 
position zu verschaffen. Das 
Wahlergebnis wird von Beob- 
achtern übereinstimmend als 
»Alptraumszenario« für die Kon- 
servativen beschrieben. 

Die Niederlage der Konserva- 
tiven in Schottland wird führen- 
de Kreise des britischen Estab- 
lishments in ihrer Absicht bestär- 
ken, Major so rasch wie möglich 


zu stürzen, weil man ansonsten ' 


eine Verfassungskrise befürchtet. 
Sollte die gegen die Regierung 
gerichtete Stimmung anhalten, 
könnte noch weitere Unabhän- 
gigkeitsbestrebungen sowie For- 
derungen nach Konfliktrege- 
lungen laut werden, wie sie jetzt 
in bezug auf Nordirland im Ge- 
spräch sind. Damit wäre letztlich 
die Existenz des Vereinigten 
Königreiches in Frage gestellt. 
In Kreisen des Establishments 
geht man davon aus, daß eine 
Labour-Regierung besser in der 
Lage wäre, diese Lage zu »hand- 
haben«. Labourpolitiker hatten 
bereits angeregt, den Schotten 
als Alternative zur Unabhän- 
gigkeit die Bildung eines eigenen 
Parlaments mit eingeschränkten 
Befugnissen vorzuschlagen. 


Auch für die Verschlechterung 
der Beziehungen zu den USA 
wird Major verantwortlich ge- 
macht. Selbst seine jüngste 
USA-Reise und die öffentliche 
Zurschaustellung seiner engen 
Beziehungen zum amerikani- 
schen Präsidenten werden den Nie- 
dergang Majors nicht aufhalten. 

oJ 


Kissinger 
attackiert 
Clintons 
Englandpolitik 


Am 29. März sprach der frühere 
US-Außenminister Henry Kis- 
singer vor der Konferenz »Bri- 
tanniens Platz in der Welt« im 
Londoner Royal Institute of In- 
ternational Affairs (RIIA). Das 
RIIA oder Chatham House ist 
seit zwei Jahrhunderten eine der 
zentralen Einrichtungen der bri- 
tischen Oligarchie zur Fest- 
legung langfristiger außenpoli- 


tischer Perspektiven. Kissinger 
hielt eine leidenschaftliche Lob- 
rede auf die verkümmerte bri- 
tisch-amerikanische »Sonderbe- 
ziehung« und erklärte dann: »Ich 
stimme jenen nicht zu, die glau- 
ben, Amerika sollte jetzt mit 
Deutschland Sonderbeziehungen 
aufnehmen... Für die Vereinigten 
Staaten macht das keinen Sinn, 
weil wir keinen Sonderpartner 
auf dem Kontinent haben sollten.« 
»Mit jenen« meinte Kissinger in 
seiner bissigen Bemerkung zwei- 
fellos Präsident Clinton. 


Kissinger sah sich zu dem Ein- 
geständnis gezwungen, daß Clin- 
tons Aufkündigung der britisch- 
amerikanischen »Sonderbezie- 
hung« eine »leidenschaftliche 
Ablehnung« des Konzeptes des 
Mächtegleichgewichts in Europa 
sei, welches eine »reaktionäre An- 
sicht« und ein »Beitrag zu endlo- 
sen Spannungen« darstelle. Kis- 
singer behauptete, daß »ideolo- 
gische Verwirrung« die amerika- 
nischen Intellektuellen zu erken- 
nen hindere, daß die Fortführung 
der »Sonderbeziehung« mit Groß- 
britannien und die Politik des 
»Mächtegleichgewichts« für die 
nationalen Interessen Amerikas 
unabdingbar sei. im) 


Soros weitet 
Operationen 
in der GUS 
aus 


Seit Mitte 1994 weitet George 
Soros seine Operationen in Ruß- 
land, der Ukraine und Weißruß- 
land erheblich aus. Im Zusam- 
menhang mit der Einführung der 
Freimarktpolitik hat dies zur wei- 
teren Destabilisierung dieser Re- 
gion beigetragen. Vor allem ver- 
stärkte Soros seine »Talentsu- 
che« unter jungen Wissenschaft- 
lern, denen er die Auswanderung 
in den USA, nach Kanada, Eng- 
land oder Deutschland nahelegte. 
In Rußland weiteten seine Stif- 
tungen ihre Arbeit vor allem in 
die russischen Provinzen aus. 
Ein besonderes Schwergewicht 
lag dabei auf der Region Nisch- 
ni-Nowgorod, wo es Soros ge- 
lungen war, sich der Unterstüt- 
zung des Regionalgouverneurs 
zu versichern. Dessen Stellver- 
treter Wassiliji Schupiro über- 
nahm sogar die Leitung der örtli- 
chen Niederlassung des Soros- 


Instituts für Privatisierung und 
Verwaltung. Innerhalb der russi- 
schen Elite ist über die Frage der 
Aktivitäten von Soros ein Frak- 
tionskampf ausgebrochen. Be- 
reits im März hatte die russische 
Gegenspionage (FSK) dem Par- 
lament berichtet, Soros sei als Si- 
cherheitsbedrohung einzuschät- 
zen. Von einer Veröffentlichung 
dieser Einschätzung wurde dann 
auf starken Druck der Regierung 
Jelzin abgesehen. 

In der Ukraine konnte Soros sei- 
nen Einfluß im Zusammenhang 
mit der Regierungsübernahme 
Leonid Kutschmas im Juli 1994 
erheblich ausweiten. Kutschma 
setzte sofort ein wirtschaftliches 
Schocktherapieprogramm durch, 
wobei er sich eines Teams von 
Wirtschaftsberatern bediente, zu 
denen Soros-Anhänger wie Wirt- 
schaftsminister Roman Schpek 
und der Zentralbankchef Viktor 
Juschenko gehören. Die weiß- 
russische Soros-Stiftung hat un- 
terdessen ihre Finanzierung un- 
abhängiger Medien verstärkt. Zu 
ihrem Beirat gehören Persönlich- 
keiten wie der frühere weißrus- 
sische Parlamentspräsident Stanis- 
law Schuschkewitsch, der in die- 
ser Funktion auch der erste Prä- 
sident des Landes gewesen war. 


MARSHA FREEMAN 


HIN ZU NEUEN WELTEN — 
die Geschichte der 
deutschen Raumfahrtpioniere 


Die ersten Schritte des Menschen auf den Mond 
werden, wenn der grüne Zweckpessimismus ein- 
mal verflogen ist, als eine der größten Leistun- 
gen des 20. Jahrhunderts anerkannt werden. 

Das Zeitalter der Raumfahrt begann mit der Ent- 
wicklung und dem Start der A-4 vor 50 Jahren. 
Die Bedeutung dieser Tat können auch Leute 


nicht schmälern, die mit politischen Hinterge- 
danken die Weltraumpioniere aus Peenemünde 
als Kriegsverbrecher und Nazis verleumden wol- 
len. 


Marsha Freeman erzählt die lebendige und begei- 
sternde Geschichte der Männer, die mit der 
A-4 (V-2) die erste Rakete entwickelten, weiche 
den Dunstkreis der Erde verließ, die in den USA 
weiterarbeiteten und den ersten Menschen zum 
Mond und sicher wieder zurück brachten. 


Newt Ging- 
rich, der »neue 
Robespierre« 


Seit seinem Antritt als Sprecher 
des US-Repräsentantenhauses 
im Januar dieses Jahres propa- 
giert Newt Gingrich rücksichtlos 
die Politik der Konservativen 
Revolution. Am 20. Januar 1995 
sagte er vor dem republikani- 
schen Nationalkommitee: 


»Wir müssen verstehen, wie 
groß und wie dramatisch anders 
das Ausmaß der Revolution ist, 
die wir brauchen... Dies ist eine 
echte Revolution. Bei echten 
Revolutionen wird die geschla- 
gene Fraktion normalerweise 
nicht überzeugt, sondern geht 
kämpfend unter. Denken Sie an 
die Bourbonen in Frankreich. Sie 
sagten nicht: »Können wir bitte 
bei der Revolution mitmachen? 
Sie blieben Bourbonen. 


Die Demokraten haben entschie- 
den, daß es (die Kongreßwahl im 
November 1994) nur ein Aus- 
rutscher war... Ich bin ein wah- 
rer Revolutionär, und sie sind 


wahrhaft reaktionär. Wir werden 
ihre Welt verändern, und sie 
werden alles tun, um uns daran 
zu hindern. 


Wir werden eine wirksame, voll- 
streckbare Todesstrafe ein- 
führen... Außer die Verfas- 
sungsänderung für einen ausge- 
glichenen Haushalt werden vier 
Schlüsselelemente den Haushalt 
bestimmen: Erstens, muß er mit 
der entstehenden Gesellschaft 
der dritten Welle des Informa- 
tionszeitalters kompatibel sein... 
Zweitens, müssen wir unsere 
Konkurrenzfähigkeit auf dem 
Weltmarkt stärken... Drittens, 
müssen wir den Wohlfahrtsstaat 
ersetzen... Viertens, müssen wir 
die Macht Washingtons dezen- 
tralisieren und verteilen.« 


Bei seiner Rede im US-Kongreß 
am 5. Januar sagte Gingrich, das 
»erste Ziel«, an dem sich »alle 
Ausschüsse im Haus und unser 
Umgang mit dem Weißen Haus« 
orientieren müßten, bestehe da- 
rin, »Alvin und Heidi Tofflers 
Konzept des Informationszeit- 
alters, einer dritten Welle, die 
der ersten Welle der Agrar- 
gesellschaft und der zweiten 
Welle der Industriegesellschaft 
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folgt, ernstzunehmen. ... Ich schla- 
ge vor, daß Sie, Ihre Mitarbeiter 
und alle Zeugen, die Sie vorla- 
den, sich bei allen politischen 
Maßnahmen die Frage stellen... 
Beschleunigt dies den Übergang 
ins Informationszeitalter der drit- 
ten Welle, oder verzögert es ihn?« 


Wenige Tage später hielt Alvin 
Toffler die Hauptrede auf einer 
Konferenz von Gingrichs Stif- 
tung Fortschritte und Freiheit 
(P&FF) in Washington und er- 
klärte, Computer, Faxgeräte und 
andere Kommunikationsmittel 
führten die »nächste große Um- 
wälzung« der Weltzivilisation 
herauf, das Ende des Industrie- 
zeitalters und dessen Verdrän- 
gung durch eine dezentralisierte 
Gesellschaft computerkundiger 
»Hirnbarone«, die auf dem Inter- 
net (Computernetz) miteinander 
kommunizieren. Die Familie und 
die Verfassung der USA seien 
rückständige Institutionen der 
»zweiten Welle«. In dem 1994 
von der P&FF veröffentlichten 
Buch der Tofflers »Schaffung 
einer neuen Zivilisation« ist von 
der Abschaffung des öffentli- 
chen Bildungssystems und des 
zentralisierten Nationalstaates 
die Rede. 
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Die permanen- 
te Finanzkrise 


Die Binsenweisheit, »Währungs- 
krisen« wie die von 1987, 1992 
oder 1993 beruhigten sich nach 
einer Weile von selbst, sobald 
man neue Devisenkurse festge- 
legt habe, trifft nicht mehr zu. 
Die internationale Währungs- 
krise in diesem Frühjahr, die alle 
wichtigeren Währungen und vor 
allem den Dollar betrifft, verebbt 
nicht. Trotz Zinssenkungen der 
deutschen und japanischen Zen- 
tralbank und Dollarkäufen ver- 
schiedener anderer Zentralban- 
ken hat sich der Dollar nur 
unwesentlich erholt. Die derzei- 
tige Situation entspricht einer 
qualitativen Zustandsverände- 
rung des internationalen Finanz- 
und Währungssystems. Die neue 
Situation ständiger Turbulenzen 
ist durch wiederkehrende extre- 
me Kursschwankungen nach 
Perioden trügerischer Ruhe ge- 
kennzeichnet. Die üblichen »Be- 
gründungen« für die jeweiligen 
Auf- und Abwärtsbewegungen 
der Kurse sind weitgehend Ir- 
relevant, da Spekulation für die 
Kursschwankungen verantwort- 
lich ist. 


Die jüngsten Gespräche der 
Finanzminister und Notenbank- 
chefs der Siebenergruppe in 
Washington haben erwartungs- 
gemäß zu keinem Resultat ge- 
führt. Der japanische Vorschlag, 
zu Regionalzonen mit fixen 
Wechselkursen um Yen, DM, 
Dollar oder ECU zurückzukeh- 
ren, wurde in Washington von 
den USA, Deutschland und Eng- 
land rundweg abgelehnt. Er 
würde den grundsätzlichen 
Bankrott, der das gegenwärtige 
System gleitender Wechselkurse 
kennzeichnet, auch nicht lösen. 
Interessanterweise lehnten die 
USA auch den Vorschlag des 
IWF ab, die amerikanischen 
Zinsen erheblich zu senken und 
weitere drastische Haushaltskür- 
zungen vorzunehmen, um das 
Defizit abzubauen. Die unter- 
schwellige Spannung des Tref- 
fens kommt u. a. in einem In- 
terview des IWF-Chefs Michel 
Camdessus in der Pariser Tages- 
zeitung »Le Monde« zum Aus- 
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druck. Dort erklärte er, der 
Fonds habe die Liste der Staaten, 
denen eine »Mexiko-Krise« dro- 
he, um das Vierfache verlängert. 
In mindestens vierzig Staaten 
weltweit seien die gleichen Fak- 
toren wie in Mexiko vorhanden. 
»Es ist verrückt anzunehmen, ei- 
ne Krise im 21. Jahrhundert sei 
eine regionale Krise. Die Märkte 
sind global, jede Krise ist global 
und erfordert eine globale Be- 
handlung.« D 


Neue politi- 
sche Konstel- 
lationen in 
Rußland 


Im Vorfeld der für Dezember ge- 
planten Parlaments- und der auf 
Juni 1996 festgelegten Präsident- 
schaftswahlen kommt es in Ruß- 
land zur Bildung neuer politi- 
scher Konstellationen, die alle 
tendentiell auf eine Abkehr von 
der gescheiterten »Reformpoli- 
tik« hinweisen. So wurden am 
26. April gleich zwei »Wahl- 
blocks« für die Dezemberwahlen 
ins Leben gerufen. An der Spitze 
des einen steht Ministerpräsident 
Tschernomyrdin, während der 
andere vom Duma-Präsidenten 
Iwan Rybkin geleitet wird. 
Tschernomyrdin erklärte, Ruß- 
land habe genug von »Schock 
und Revolution«. Die Partei »Ruß- 
lands Wahl« des IWF-»Refor- 
mers« Jegor Gajdar ist an kei- 
nem der beiden Wahlblocks be- 
teiligt. 


Dieser erste Auftakt des Wahl- 
kampfes reflektiert die zugrun- 
deliegende Realität des Wirt- 
schaftszusammenbruchs, der Ruß- 
land an den Rand des sozialen 
und politischen Chaos gebracht 
hat. Teile der russischen Füh- 
rungselite suchen nach politi- 
schen Alternativen und Lösungs- 
wegen. In diesem Zusammen- 
hang ist auch die als sicher gel- 
tende Präsidentschaftskandidatur 
General Alexander Lebeds, des 
populären Kommandanten der 
14. Armee, zu sehen, der sich ei- 
nen Namen als offener Gegner 
des »Reformkurses« der Regie- 
rung Jelzin gemacht hat. In ihm 
könnte die Opposition die bisher 
fehlende »charismatische« Füh- 
rerfigur gefunden haben. Am 25. 
April forderte Verteidigungs- 
minister Gratschow, Lebed solle 


seine »Beförderung« zum stell- 
vertretenden Kommandanten des 
Transbajkal-Militärdistriktes an- 
nehmen, oder er müsse mit Kon- 
sequenzen rechnen. Gratschow 
erklärte weiter, er wolle die 14. 
Armee auflösen, zudem halte er 
Lebed für »unfähig«, ein politi- 
sches Amt zu bekleiden. Als 
Antwort erklärte Lebed praktisch 
seine Kandidatur. Er könne sich 
durchaus vorstellen, in die Poli- 
tik zu gehen, sagte er. Wahr- 
scheinlich verlasse er die Armee. 


Als Alternative zum Chaos gibt 
es den vernünftigen Weg einer 
dirigistischen Wirtschaftspolitik 
zum Aufbau Rußlands, oder die 
gefährliche Perspektive einer 
vom Militär gestützten Diktatur, 
die eine russische Spielart des 
»chinesischen Modells« darstell- 
te. Es ist derzeit noch offen, wel- 
chen Weg Lebed als Nachfolger 
Jelzins einschlagen wird. 


Heath über- 
bringt Bot- 
schaft der 
chinesischen 
Regierung 


Der ehemalige britische Premier- 
minister Sir Edward Heath warn- 
te das britische Establishment, 
die chinesische Regierung habe 
erkannt, daß London mit In- 
stabilität in China rechne. Nach 
seiner Rückkehr von einem 
Chinabesuch hatte Heath am 27. 
April vor dem Unterhaus erklärt: 
»Personen aus der obersten Füh- 
rung in China glauben, daß wir 
auf eine zukünftige Instabilität in 
China setzen. Die denken, wir 
gehen davon aus, daß sie den 
gleichen Weg gingen wie Ruß- 
land, so daß wir (die Hongkong- 
Frage) so weit wie möglich hin- 
auszögern könnten... und daß wir 
darauf aus sind, Hongkong über 
1997 hinaus zu behalten... Jeder 
kann sehen, daß China nicht den 
Weg Rußlands geht. Wenn je- 
mals diese Gefahr bestünde, 
würden die Chinesen, die erlebt 
haben, was mit der Sowjetunion 
geschehen ist, dies niemals zu- 
lassen. Sie sind sich darüber völ- 
lig im klaren und werden alles 
tun, um solches zu verhindern.« 
Auch die Vorstellung eines enor- 
men Machtkampfes nach dem 
Tode Deng Xiaopings wies 


Heath zurück. »Ich glaube keine 
Sekunde daran. Ich habe die 
Führung (in Peking) noch nie so 
entspannt gesehen. Ich sehe kei- 
ne Anzeichen für einen großen 
Machtkampf nach dem Tod 
Deng Xiaopings.« 


Heath gilt als Gegner der Frak- 
tion um Margaret Thatcher in- 
nerhalb der Konservativen Partei 
und unterhält seit langem enge 
Beziehungen zu China. Die briti- 
sche Regierung scheint einzuse- 
hen, daß die chinesische Füh- 
rung Londons Destabilisierungs- 
pläne für Chinas Zukunft durch- 
schaut hat. So erklärte Außen- 
minister Douglas Hurd überra- 
schend, Britannien glaube, daß 
Chinas »Einheit und Integrität« 
nach dem Tode Dengs erhalten 
bleibe und daß »China nicht die 
Sowjetunion ist«. DO 


Eisenbahn- 
korridor 
Berlin-Moskau 


Am 24. April 1995 unterzeichne- 
ten Vertreter der Belorussischen 
Eisenbahn, der Deutschen Bahn 
AG, der Polnischen Staatsbah- 
nen und der Minister für Eisen- 
bahnwesen der Russischen Föde- 
ration in Warschau die »Verein- 
barung über die Zusammenarbeit 
bei der Modernisierung, Rekon- 
struktion und Entwicklung des 
Eisenbahnkorridors Berlin-War- 
schau-Minsk-Moskau«. In der 
Vereinbarung wird die »histo- 
risch gestaltete Eisenbahnmagi- 
strale E 20 Berlin-Warschau- 
Minsk-Berlin« als »natürliche 
Verlängerung des westeuropäi- 
schen Netzes — der Eisenbahn- 
magistrale Paris - (London)-Brüs- 
sel-Berlin« bezeichnet. Weiter 
heißt es: »Unter Betrachtung der 
geographischen Lage Rußlands 
stellt der Transportkorridor Ber- 
lin-Moskau mit den Russischen 
Eisenbahnen und insbesondere 
mit der Transsibirischen Eisen- 
bahnmagistrale zusammen eine 
zuverlässige Verbindung zwi- 
schen Europa und Asien dar.« 
Das umfangreiche Vorhaben soll 
2010 abgeschlossen werden. Ei- 
ne Bahnfahrt von Berlin nach 
Moskau nähme dann nur noch 17 
Stunden in Anspruch. 


Im Rahmen der weiter gespann- 
ten gesamteurasischen Perspek- 
tive kommt dem deutlichen In- 


teresse der Chinesen an einer 
kontinentalen Landbrücke für 
Hochgeschwindigkeitsstrecken 
entlang der historischen Seiden- 
straße von Europa nach Asien 
und dem westlichen Teil Ruß- 
lands erhebliche Bedeutung zu. 


Der bayrische Ministerpräsident 
Edmund Stoiber erklärte am 25. 
April im Anschluß an eine Chi- 
nareise, die chinesische Seite 
räume der neuen Seidenstraße in 
ihrem Infrastrukturentwicklungs- 
programm Priorität ein. In der er- 
sten Phase des Programms sollen 
in den nächsten 5-10 Jahren 
20 000 Kilometer neuer Eisen- 
bahnstrecken sowie zusätzlich 
100 000 Autobahnkilometer ge- 
baut werden. Die Vorhaben sol- 
len zunächst in den bevölke- 
rungsreichen Industriegebieten 
entlang der chinesischen Küste 
beginnen und dann in das unter- 
entwickelte Binnenland ausge- 
weitet werden. Die Anbindung 
der Seidenstraße an Rußland und 
Westeuropa sei für die Wirt- 
schaftsentwicklung der größten- 
teils unterbevölkerten westlichen 
Regionen Chinas von überragen- 
der Bedeutung, sagte Stoiber. 
Seine chinesischen Gesprächs- 
partner hätten ihm gegenüber 
erklärt, China begrüße eine 
führende Beteiligung der deut- 
schen Industrie mit ihrem Know- 
how moderner Transporttech- 
nologien an dem Infrastruktur- 


programm. DO 
Italienische 
Wahlen: Mehr 
Verwirrung 


Die Regionalwahlen vom 23. 
April in Italien haben die politi- 
sche Konfusion und Instabilität 
vergrößert. Die Wähler waren an 
diesem Tag zu mehreren paralle- 
len Wahlen aufgerufen — für die 
Provinzen, Regionen und Ge- 
meinden. Da es in nur einem Jahr 
bereits zwei Reformen der Wahl- 
gesetze gab, liefen alle parallelen 
Wahlen nach unterschiedlichen 
und neuen Prozeduren ab. Viele 
traditionelle Parteien sind ver- 
schwunden oder haben neue 
Namen. Die italienischen Wähler 
waren mit unbekannten Kandi- 
daten und umbenannten Parteien 
konfrontiert, die sich häufig zu 
neuen Allianzen zusammenge- 
schlossen haben. Als Konsequenz 
waren mehr als drei Millionen 


Stimmen ungültig, was zehn 
Prozent der abgegebenen Stim- 
men entspricht. Nach Umfragen 
an den Wahllokalen hieß es zu- 
nächst, die vom ehemaligen Mi- 
nisterpräsidenten Berlusconi ge- 
führte Allianz habe gewonnen, 
während tatsächlich die Mitte- 
Links-Allianz unter Führung der 
exkommunistischen PDS den 
Sieg errungen hatte. Die absicht- 
lich herbeigeführte Verwirrung 
soll die wachsende Politik- 
verdrossenheit in der italieni- 
schen Bevölkerung durch Wah- 
len in immer kürzeren Abständen 
anheizen. Italiens probritische 
Elite hat seit Jahren sogenannte 
institutionelle Reformen gefor- 
dert, die die traditionelle, demo- 
kratische Verfassungsordnung 
abschaffen sollen. Kurzfristig hat 
das Wahlergebnis die Mitte- 
Links-Koalition gestützt, die hin- 
ter der technokratischen Regie- 
rung unter Ministerpräsident Di- 
ni steht. OD 


Neue »Tripel- 
entente« gegen 
USA und 
Deutschland 


Vor zwei Wochen fand in der 
türkischen Hauptstadt Ankara 
eine Konferenz zur Lage Bos- 
nien-Herzegowinas statt. Gast- 
geber waren der türkische Präsi- 
dent Suleiman Demirel und der 
Vizeministerpräsident Hikmet 
Cetin. Zu den Rednern gehörte 
der britische Journalist Noel 
Malcolm, der in der Vergan- 
genheit entschieden gegen die 
britische Balkanpolitik Stellung 
bezogen hat. 


Malcolm berichtete über die 
»inoffiziell aber fest erneuerte 
Allianz zwischen Großbritan- 
nien, Frankreich, und Rußland«. 
Er erklärte, die Maßnahmen Lon- 
dons und Paris rührten aus einem 
»panischen Versuch, den Einfluß 
Deutschlands in Europa zu be- 
schränken«. Als Beispiel nannte 
er den 5. Februar 1994, dem Tag 
des Massakers auf dem Markt 
von Sarajevo, als der damalige 
französische Verteidigungsmini- 
ster Frangois Leotard in Moskau 
an seinen russischen Amtskolle- 
gen Pawel Gratschow appellier- 
te, die französischen und russi- 
schen Bemühungen abzustim- 
men, um die »probosnische 


Politik der Vereinigten Staaten 
zu Stoppen«. 

Ein weiteres Beispiel sei ein ver- 
trauliches Dokument von 1993 
des britischen Außenministe- 
riums, worin der wichtige »russi- 
sche Beitrag« zur Ablehnung der 
amerikanischen Initiative für die 
Aufhebung des Waffenembargos 
gegen Bosnien hervorgehoben 
wird. Das Dokument bestätigte, 
daß sich Briten und Franzosen in 
dieser Frage diplomatisch »zu- 
rückhalten« konnten, da ein rus- 
sisches Veto genügte. 

Am 4. Dezember letzten Jahres 
schrieb Malcolm im Londoner 
»Sunday Telegraph«, zwischen 
Großbritannien und Rußland ent- 
wickele sich eine »neue Son- 
derbeziehung«, in die auch Frank- 
reich einbezogen sei. »Historiker 
könnten erkennen, daß ein altes 
Muster wieder auftritt. Die eu- 
ropäische Geopolitik scheint 
zum Gleichgewicht der Kräfte 
zurückzukehren, aus dem im 
Jahrzehnt vor dem Ersten Welt- 
krieg die Tripelentete hervor- 
ging, eine anglo-französisch-rus- 
sische Allianz.« 


In diesem Zusammenhang muß 
erwähnt werden, daß die Chan- 
cen der neuen deutsch-amerika- 
nischen Beziehungen, wie sie 
seit Präsident Clintons Euro- 
pabesuch im Juni/Juli 1994 gege- 
ben sind, bislang nicht genutzt 
werden. In Bonn ist man sehr 
zurückhaltend. Trotz der guten 
Beziehungen zu Clinton zögert 
Kanzler Kohl in strategischen 
Fragen — Rußland, Balkan, Welt- 
währungsfragen —- sobald ein 
Konflikt mit London auftritt. Ei- 
nige Vertreter der christlich-libe- 
ralen Koalition setzten sogar auf 
eine »stille Beziehung« zu Groß- 
britannien als Gegengewicht zu 
den deutsch-französischen Bezie- 
hungen. So sprach Außen- 
minister Klaus Kinkel auf der 
»Königswinter-Konferenz« von 
der Ausweitung der deutsch- 
französischen Zusammenarbeit 
zu einem »Dreieck Bonn-Paris- 
London«. m 


Kroatien auf 
dem Weg in 
den Totali- 
tarismus? 


Monatelang hatte der kroatische 
Präsident Franjo Tudjman die 


Forderung nach einer Beendi- 
gung des UNO-Mandats in Kro- 
atien in das Zentrum seiner Po- 
litik gestellt. Obwohl Kroatien 
zweifelsohne durch England, 
Frankreich, die UNO-Bürokratie 
sowie den USA und auch 
Deutschland massiv unter Druck 
gesetzt wurde, hätte Tudjman 
sich einer Verlängerung wider- 
setzen können. Statt dessen stim- 
mte er einer kosmetischen Ver- 
änderung der Mandatsbedingun- 
gen zu. Damit wird die Festschrei- 
bung der serbischen Eroberungen 
von etwa 30 Prozent des kroati- 
schen Territoriums fortgesetzt. 

In der Zwischenzeit haben die 
Kämpfe in Bosnien massiv an 
Intensität zugenommen und sich 
zudem auf kroatische Staatsge- 
biete ausgeweitet. Je näher der 
Wahltermin in Kroatien rückt, 
desto deutlicher kommen die ka- 
tastrophalen Auswirkungen der 
Realpolitik Tudjmans ans Licht. 
Spätestens bis Ende 1996 müssen 
die Wahlen stattgefunden haben. 
Vor diesem Hintergrund nimmt 
die Politik Tudjmans gegenüber 
der Opposition, hier am deutlich- 
sten sichtbar in der Behandlung 
der Medien, immer repressivere 
Züge an. 


In den elektronischen und Print- 
medien des Landes wird jede 
Kritik an oder jeder Widerstand 
gegen die Politik Tudjmans 
systematisch unterdrückt, wie am 
Fall der zweitgrößten Tages- 
zeitung Kroatiens, der »Slobodna 
Dalmacija«, deutlich wird. Als 
der Verlag privatisiert wurde, 
versuchte Tudjman mit seinen 
üblichen Methoden, sich der wei- 
teren »Loyalität« der Zeitung zu 
versichern. Die kroatischen Indu- 
striellen Vekig und Kapetanic 
hatten ein Kaufangebot in Höhe 
von fast 20 Millionen DM vorge- 
legt. Aber damit hätte die Oppo- 
sition die Politik der Zeitung 
beeinflußt. So intervenierte Tudj- 
man, und ein Restaurantbesitzer 
aus Zagreb namens Miroslav Kutle 
erwarb die Zeitung. Kutle verfügt 
weder über ausreichende Finanz- 
mittel noch über Erfahrung als 
Zeitungsherausgeber. Der Lan- 
desfonds für soziale Sicherheit 
wurde angewiesen, Kutle einen 
Kredit in Höhe von zwei Milli- 
onen DM zu gewähren, damit 
dieser die Zeitung kaufen konnte. 
Nach seiner Übernahme wurden 
immer weniger Tudjman-kriti- 
sche Artikel veröffentlicht. Heute 
ist bereits jegliche Kritik an der 
Regierung Tudjman untersagt. 
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Zu guter 


Letzt 


Bio-Produkte 
sind in — 

aber nur jeder 
vierte kauft 
sie regelmäßig 


Das Interesse an Bio-Produkten 
ist groß. Im Osten sogar größer 
noch als im Westen. Zumindest 
wenn es um die guten Vorsätze 
geht, sagen in Westdeutschland 
65 Prozent: »Man sollte mehr 
biologisch reine, unbehandelte 
Nahrung essen.« In den Neuen 
Bundesländern finden das inzwi- 
schen sogar 70 Prozent. 


Aber das Interesse und die guten 
Vorsätze sind eine Sache, von 
der sich das, was man tut, 
manchmal sehr deutlich unter- 
scheidet. Regelmäßig gekauft 
werden Bio-Produkte bislang 
immer noch nur von einer 
Minderheit. Zur Stammkund- 
schaft im Bioladen oder an der 
Bio-Theke des Supermarktes 
kann man etwa ein Viertel aller 
Erwachsenen rechnen, allerdings 
kaufen nur vier Prozent »immer« 
ihr Gemüse und Obst aus biolo- 
gisch kontrolliertem Anbau, 23 
Prozent kaufen »häufiger« so 
ein. 


Rund jeder zweite Befragte (46 
Prozent) gab jedoch in der 
Allensbacher Erhebung, aus der 
diese Zahlen stammen, an, daß er 
Bio-Produkte nur selten kauft. 
24 Prozent der Befragten kaufen 
nach eigenen Angaben »nie« 
Bio-Ware. Die in Anbetracht der 
guten Vorsätze für eine biolo- 
gisch reine Ernährung beträchtli- 
che Zahl der Bio-Asketen (70 
Prozent: »selten« oder »nie«) ist 
in West und Ost gleich groß. 


Die grundsätzliche Aufgeschlos- 
senheit gegenüber Bio-Lebens- 
mitteln schlägt sich also durchweg 
nicht unmittelbar im Kaufver- 
halten nieder. Das hat wahr- 
scheinlich vor allem mit den 
Preisen zu tun. Nicht nur im Bio- 
laden, sondern auch im Super- 
markt kann man Ware aus biolo- 
gischem Anbau ja nicht nur am 
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Bio-, sondern auch am Preisetikett 
erkennen. Wer mit genau abge- 
zähltem Haushaltsgeld wirtschaf- 
ten muß, wird darum bei aller 
Liebe zur Natur und zum naturbe- 
lassenen Gemüse in vielen Fällen 
Okolandbau Okolandbau sein las- 
sen und für den täglichen 
Haushalt Ware ohne »Oko« und 
»Bio« kaufen. Das mag der 
schlichte Grund sein, warum 
Frauen in Ostdeutschland, trotz 
gleich großen Interesses an der 
Qualität ihrer Lebensmittel, selte- 
ner Bio-Produkte einkaufen als 
Frauen in Westdeutschland, und 
warum in finanziell knapp ausge- 
statteten Arbeiterhaushalten sehr 
viel seltener Bio-Gemüse und 
Bio-Obst auf den Tisch kommen 
(21 Prozent) als zum Beispiel in 
den Haushalten der leitenden 
Beamten (34 Prozent). 


Daß jedoch auch in den Haus- 
halten der oberen Mittelschicht, 
wo der Preisunterschied zwischen 
Bio und Nicht-Bio kaum eine 
maßgebliche Rolle beim Lebens- 
mittelkauf spielen dürfte, nur 
jeder dritte regelmäßig und konse- 
quent zum Bio-Etikett greift, 
weist darauf hin, daß es offenbar 
noch andere Kaufbarrieren gibt. 
Als das Institut für Demoskopie 
Allensbach vor ein paar Jahren 
eine Untersuchung zum Kaufver- 
halten in Bioläden machte, zeigte 
sich, daß das Stichwort »Bio« 
unter anderem auch für eine Reihe 
von ideologisch aufgeladenen 
Psychobedürfnissen steht, die aus 
der »alternativen« Ecke kommen. 
Wahrscheinlich ist dieses ideolo- 
gisch angehauchte Image der Bio- 
Produkte auch heute noch nicht 
für jedermann attraktiv. 


Der Zweite 
Weltkrieg - 
deutsche und 
russische 
Perspektiven 


Was denken Deutsche und Russen 
heute über den Zweiten Welt- 
krieg? Dieser Leitfrage ging im 
April 1995 eine vergleichende 
Meinungsumfrage nach. In Ruß- 
land hatte die »Komsomolkaja 
Prawda« das Moskauer Institut 
Status mit der Untersuchung 
betraut, in Deutschland wurde das 
Institut für Demoskopie Allens- 
bach im Auftrag der »Frankfurter 


Allgemeinen Zeitung« tätig. In 
Ermangelung einer landesweiten 
Interviewer-Organisation führten 
die russischen Meinungsforscher 
ihre 1637 Interviews dazu ledig- 
lich in Großstädten durch, in 
Moskau, St. Petersburg, Woronez 
und Wolgograd, dem ehemaligen 
Stalingrad also. Weil sich aber die 
Einstellungen in Großstädten er- 
fahrungsgemäß von den Ein- 
stellungen in Kleinstädten oder in 
Dörfern unterscheiden, stellten 
die Allensbacher Forscher den 
russischen Daten ausschließlich 
Daten aus deutschen Großstädten 
mit mehr als 500.000 Einwohnern 
gegenüber. 


Die Antworten zeigen in beiden 
Ländern ein großes Interesse für 


die Geschichte des Zweiten Welt- . 


kriegs. Bekunden in Deutschland 
60 Prozent der Befragten ihr per- 
sönliches Interesse, so sind es in 
Rußland sogar 74 Prozent. Dieser 
vergleichsweise hohe Anteil kann 
nicht überraschen, wenn man 
bedenkt, wie wichtig der »große 
vaterländische Krieg« bis zuletzt 
im Selbstbild und in der Pro- 
paganda der Sowjetunion war, 
und wie wichtig er auch heute 
noch für Rußland ist. Die Er- 
innerung an den gemeinsam ge- 
wonnenen Krieg war und ist eine 
ideelle Klammer und damit ein 
wichtiger Bezugspunkt für die 
nationale Identität. 


Dabei steht für die überwältigende 
Mehrheit der Russen fest, daß die 
Sowjetunion die entscheidende 
Rolle beim Sieg über Deutschland 
gespielt hat. 96 Prozent der Be- 
fragten teilen diese Hauptrolle 
ihrer Heimat zu. In der Generation 
der Kriegsteilnehmer sind es so 


gar 99 Prozent. Nur neun von 
hundert — Mehrfachnennungen 
waren möglich - bescheinigen da- 
bei auch den ehemaligen Waffen- 
gefährten aus den Vereinigten 
Staaten ein gleich großes histori- 
sches Verdienst. Im östlichen Teil 
Deutschlands findet sich die russi- 
sche Geschichtsauffassung leicht 
abgeschwächt wieder. 87 Prozent 
nennen hier die Sowjetunion und 
nur 23 Prozent die Vereinigten 
Staaten als kriegsentscheidendes 
Land. In Westdeutschland sehen 
dagegen 69 Prozent die Vereinig- 
ten Staaten in der Rolle des wich- 
tigsten Siegers und nur 24 Prozent 
die Sowjetunion. 


Offensichtlich sind die Russen 
stolz auf die militärischen Lei- 
stungen ihrer Heimat im Zweiten 
Weltkrieg. 87 Prozent der Be- 
fragten antworten: »mit Be- 
wunderung«, wenn sie gefragt 
werden, wie sie über die sowjeti- 
schen Kriegsteilnehmer denken. 
Gleichgültikeit (12 Prozent) oder 
gar negative Einstellungen (ein 
Prozent) fallen dagegen kaum ins 
Gewicht. Ganz anders in Deutsch- 
land: hier denken nur 41 Prozent 
mit Bewunderung an die deut- 
schen Weltkriegssoldaten, 18 Pro- 
zent äußern eine negative Ein- 
stellung. Während bei den Alte- 
ren, die das Kriegsende noch be- 
wußt miterlebt haben, eindeutig 
die Bewunderung für die deutsche 
Soldaten überwiegt, lassen vor 
allem die Jungen Gleichgültigkeit 
und Ablehnung erkennen. Eine 
solche Distanzierung der Enkel 
von den Großvätern gibt es in 
Rußland nicht; auch unter den 
jungen Russen verringert sich die 
weit verbreitete Bewunderung nur 
geringfügig. 


Die umfassende Dokumentation über Hintergründe zur 
Geschichte von Krieg und Revolutionen. Die Autoren haben 
sich eingehend mit dem internationalistischen Netzwerk 
beschäftigt, das die Welt regiert. 
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